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Beiträge 
zu den Tironischen Noten im Mittelalter 


von 


Arthur Mentz 


1. Die ältesten erhaltenen Tironischen Noten 


Johnen versichert in seiner vortrefflichen „Geschichte der Steno- 
graphie“,' daß die ältesten erhaltenen Tironischen Noten in Hand- 
schriften des 6. Jahrhunderts überliefert seien. Zwar gebe es in ju- 
ristischen Handschriften des 4./5. Jahrhunderts einige sigelartige Zei- 
chen innerhalb der gewöhnlichen Schrift des Textes, die man für 
Tironische Noten erklärt habe, deren Ursprung aber nicht sicher sei; 
wirkliche römische Kurzschrift sei erst aus dem 6. Jahrhundert er- 
halten. Mit dieser Ausführung gibt Johnen die allgemein verbreitete 
Ansicht wieder? Und doch sind bereits vor Jahren ein paar Noten 
veröffentlicht worden, die uns unzweifelhaft in die Mitte des 4. Jahr- 
hunderts führen. 


Mommsen hat im Corpus inscriptionum Latinarum Ill, 459 eine 
Inschrift herausgegeben, die ein Gesetz des Julian Apostata aus dem 
Jahre 362 enthält. Schon die Schrift, eine etwas rohe Unziale, verrät, 
daß der Steinmetze die Buchvorlage möglichst genau nachahmen wollte. 
Er hat nun über dem Texte auch ein paar Tironische Noten angebracht. 
Schon Mommsen hat die Zeichen mit abgebildet, ohne freilich ihre 
Art recht zu erkennen, da er sie nur ganz allgemein als „Noten“ be- 
zeichnet. Inzwischen ist nun die Inschrift auch nach einer Photo- 
graphie im Archivio paleografico italiano V, 6 veröffentlicht worden; 
hiernach sind die Zeichen im CIL recht ungenau wiedergegeben; sie 


! Berlin 1911, S. 193. 
® Vgl. z.B. Jusselin in Prou, Manuel de pal&ographie latine et frangaise. 
Paris 1910, S. 119. 
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2 
sehen etwa so aus: ci ri s Daß diese Zeichen Tironische Noten 


sind, erkennt jeder, der sich jemals mit der antiken Tachygraphie be- 
schäftigt hat, und daß wir es mit der Wort-, nicht Silbentachygraphie 
zu tun haben, zeigen am klarsten die beiden letzten Noten, bei denen 
deutlich Haupt- und Nebenzeichen zu sehen sind. 


Doch was bedeuten die Zeichen? Mommsen meinte, daß sie 
etwa exemplum sacri rescripti oder exemplum sacrarum litterarum be- 
deuten würden, da auf anderen Exemplaren desselben Gesetzes diese 
Worte dem Texte vorangesetzt seien, sich also an der Stelle befänden, 
wo hier die Noten stehen. Ein Vergleich mit den entsprechenden 
Zeichen der CNT belehrt uns jedoch, daß die betreffenden Noten nach 
diesem System ganz anders aussehen. Die Zeichen der Inschrift sind 
meines Erachtens überhaupt nicht mit Hilfe der in den CNT über- 
lieferten Stenographie zu entziffern. Es kann sich also um dieses 
System nicht handeln. Nun wissen wir aber, daß es noch eine andere, 
ihrem Ursprung nach jüngere Wortstenographie gab, die wir in den 
NM, einer Handschrift aus Bobbio und anderen Quellen in geringem 
Umfange — wohl noch in verschiedenen Varianten —, ich nenne es 
weiter unten das System B, kennen.! Man ist versucht, in dem zweiten 
Zeichen ein kursives s, in dem dritten ein kursives /, und in dem 
ersten wohl gar die tironischen Bestandteile e, s, um,? zu erkennen, 
so daß der zweite Vorschlag Mommsens sehr wohl möglich erscheint, 
da ja die Noten mit Vorliebe die kursiven Formen der Schrift für ihr 
Alphabet verwenden. Allerdings scheinen die Hilfszeichen des zweiten 
und dritten Zeichens der Annahme zu widersprechen, schon weil sie 
verschieden sind und bei der gleichen Endung arum doch gleichartig 
sein müßten. Handelt es sich aber tatsächlich um das jüngere System 
Tironischer Noten, so wäre ein wichtiger Anhaltspunkt für seine Ent- 
stehungszeit gewonnen. Wir konnten dieses bisher erst für das 7. Jahr- 
hundert nachweisen, nun müßten wir seine Erfindung — was ich schon 
früher vermutete und weiter unten von anderem Gesichtspunkt er- 
härten werde — dem Altertum zuweisen. Auf jeden Fall bleibt der 
Stein ein wertvolles Dokument für die Geschichte der römischen Kurz- 
schrift; vielleicht kann seine nochmalige Nachprüfung und weiteres 
anderweitiges Material die noch bleibenden Rätsel besser erhellen. 


! Vgl. Abschnitt 7. 


* Freilich würde nach dem System B das e eine eckige Form aufweisen; in 
den CNT kommt auch die runde Form vor. 


Beiträge zu den Tironischen Noten im Mittelalter 3 


2. Die Tironischen Noten des cod. 480 der Warschauer 
Universitätsbibliothek 


Mehrere Handschriften des breviarium Alarici weisen Tironische 
Noten auf. Über die Noten des cod. Berol. lat. quart. 150 hat Tangl 
ausführlich berichtet und mehrere interessante Textvarianten aus ihnen 
herausgelesen." Ich habe einige seiner Lesungen, die zu Zweifel Anlaß 
gaben, nachgeprüft, kann ihnen aber auf Grund von Nachzeich- 
nungen meines Freundes, des Herrn Stadtbibliothekar Dr. Kaeber, 
vollauf beistimmen. Nur die Note auf fol. 183° möchte ich nicht ma- 
nitur lesen, so interessant die Bildung wäre; sie heißt sicherlich mo- 
ritur nach CNT 58, 43; die Hilfsnote wird bei den Wörtern, die in den 
CNT ohne sie überliefert sind, stets rechts oben hingesetzt. Es sei 
mir noch eine kleine Bemerkung zu drei Notengruppen gestattet, deren 
Bedeutung Tangl dunkel erschien. Es handelt sich um fol. 68: hic 
interroga, fol. 74 requisitum est, fol. 168’ hic habet ligatus et a lege. 
In allen diesen Fällen ist meines Erachtens „Kodex“ (d.h. die dem 
Korrektor vorliegende ältere Vorlage, nach der er die Handschrift durch- 
sieht) zu ergänzen. Ich verweise als Parallele auf den von Chatelain 
edierten cod. Veron. LIX, 57, der mehrfach ein ganz entsprechendes 
tironisches „requirendum“ aufweist? und auf cod. Vossianus lat. 4° 87, 
der mehrfach die Notiz „hoc non habuit“ oder etwas Ähnliches in 
Tironischen Noten aufweist.” Der Korrektor wollte also auf fol. 68 
sagen, daß die Lücke hier zu groß sei und man schon die Vorlage 
befragen müsse, wenn man Auskunft haben wolle. Auf fol. 74° merkt 
er an, daß er bis hierhin kollationiert habe, und fol. 168° lehrt uns, 
daß die Vorlage an dieser Stelle bereits eine Variante zeigte. So geben 
uns diese Notizen einen weiteren kleinen Beitrag für die Technik der 

"Kollatoren. 

Auf jeden Fall bereichern die Tironischen Noten der Berliner 
Handschrift ein wenig die textkritischen Studien. Ein gleiches er- 
hoffte Tangl von der dem 9. Jahrhundert entstammenden Warschauer 
Handschrift, die der Berliner eng verwandt ist. Um diese Frage aufzu- 
klären, wandte ich mich durch die freundliche Vermittelung des Direktors 
der kgl. und Universitätsbibliothek zu Königsberg, Herrn Dr. Schulze, 
an die damals russische Verwaltung der Bibliothek, die mir in liebens- 
würdigster Weise die Handschrift zur Benutzung überließ. Meine 
Hoffnung wurde freilich arg enttäuscht. Da es aber doch wohl im 


! Im Archiv für Stenographie, 1908, S. 97ff 
? Revue des biblioth&ques, 1902, S. 12ff. 
® Archiv für Stenographie, 1902, S. 167f 
4% 
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Interesse der späteren Herausgeber der Handschrift liegt, die Bedeutung 
der Noten zu erfahren, zähle ich sie hier der Reihe nach auf: 


fol. 3": et ista utilis est. — similiter. — et ista similiter. 

fol. 5°: et ista utilis est. — 

fol. 9": et ista utilis. 

fol. 11’: et ista multum utilissima est. 

fol. 11’: ef ista similiter. — similiter et ista. 

fol.15": et ista utilis est. — similiter et ista. 

fol.19": et ista utilis est. — et ista similiter. 

fol.19': et ista similiter. 

fol. 22”: et ista utilis est. 

fol. 25°: ef ista utilis est. 

fol.40°: et ista utilis est. — similiter. 

fol. 41’: et ista similiter. 

fol.46': et ista utilis est. 

fol. 46°: ef ista similiter. — et ista. 

fol. 47°; et ista multum utilissima est. 

fol. 48": similiter et istas diffusum utiles sunt. So steht zweifellos 
da, wenngleich die Note für diffusum ein klein wenig 
verwischt ist. 

fol. 48°: similiter. — et ista similiter. 

fol.50°: ef ista multum utilissima est. 


In den späteren Teilen der Handschrift hören die Noten völlig 
auf; ich entdeckte nur auf fol. 171” ein mir unverständliches Aic, falls 
das Zeichen überhaupt eine Tironische Note sein soll. Dann steht auf 
fol. 268” bei den Worten Quod electorum iudicium sperni non debeat 
zwischen iudicium und sperni in der Zeile die Note für sententia. 


Die Tironischen Noten bis zu fol. 50° bieten also keine Text-, 
varianten. Sie geben nur Urteile über die Wertschätzung des Ge- 
setzes durch einen Leser. Sie mögen vielleicht also einen Wert haben 
für den Historiker, der die Einschätzung des Gesetzes in der Zeit der 
Handschrift ergründen will. Darüber hinaus bieten die Anmerkungen 
einen weiteren Beitrag für die große Verbreitung der Kenntnis Tiro- 
nischer Noten im Reiche der Karolinger. 


3. Die Tironischen Noten im cod. Vossianus Lat. Fo. 26 


Der cod. Vossianus Lat. Fo. 26, eine Pergamenthandschrift des 
9. Jahrhunderts, weist auf f. 21 einige Tironische Noten auf. Sie fin- 
den sich in dem Abschnitt, der die „glossae affatim“ enthält, als Zusatz 
zu den Worten insuper etiam. Molhuysen, der als erster auf die 
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Noten aufmerksam machte, vermochte sie nicht zu lesen." Er hatte 
vor mehreren Jahren die besondere Güte, mir eine Pause der Zeichen 
zuzusenden; sie sehen so aus: 


N b 
ee 

Damals vermochte auch ich nicht die Zeichen zu entziffern; als 
sie mir jetzt wieder in die Hände fielen, gelang mir ihre Deutung auf 
den ersten Blick; ich lese duo subsequentia tantocius. Die erste Note 
ist deutlich nach CNT 61, 26; bei der letzten ist im Vergleich zu 
CNT 5, 32 noch das Nebenzeichen hinzugefügt, wie es die Schreiber 
in ähnlichen Fällen oft taten. Die zweite Note ist am unklarsten ge- 
worden, da bei dem Hauptzeichen das erste eckig gewordene $ einem 
tironischen G ähnlich geworden ist und bei dem Nebenzeichen (CNT 17, 
34), wenigstens in der Pause, die Ecke rund erscheint. Die Lesung 
scheint mir völlig sicher. Die Bedeutung der Worte ist klar: Die beiden 
Vokabeln, die, einzeln genommen, die gleiche Bedeutung haben, ver- 
stärken, zusammen gebraucht, den Sinn ihrer Bedeutung. 


4. Die Silbentachygraphie in Oberitalien 


Als es Julien Havet geglückt war, die Tironischen Noten in 
den Urkunden Silvesters Il. zu entziffern, glaubte er, eine Geheimschrift 
des Papstes vor sich zu haben. Erst die Arbeiten anderer Forscher, 
vornehmlich von Cipolla, Chatelain, Jusselin und Gabotto be- 
wiesen, daß dieselbe Kurzschrift auch von anderen Urkundenschreibern 
verwendet wurde.” Dann aber haben die ausführlichen Untersuchungen 
von Schiaparelli gezeigt, wie weit jene Stenographie verbreitet war.* 
Es ist an der Zeit, sich einmal genau den Aufbau des Systems zu 
vergegenwärtigen. 

Das Material, das wir jetzt zur Verfügung haben, besteht aus 
kurzen Vermerken, namentlich den Namenszügen der Notare, und 
Entwürfen zu Urkunden. Beide Arten weisen Schriftzüge auf, die in 
möglichster Eile niedergeschrieben sind. Sie sind daher oft nicht leicht 


! Vgl. Archiv für Stenographie, 1902, S. 172; Molhuysen gibt hier auch eine 
nähere Beschreibung der Handschrift. 

® Ein vollständiges Verzeichnis dieser Arbeiten gibt Johnen, Geschichte der 
Stenographie, Bd. I, Berlin 1911, S. 244f. 

® Schiaparelli, Tachigrafia sillabica nelle carte italiane, im Bulletino dell’- 
Istituto storico Italiano, no. 31 (Rom 1910) und no. 33 (Rom 1912). 
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zu entziffern; Schiaparellis scharfem Auge ist es dennoch geglückt, 
fast alles tadellos zu lesen.. Wohl könnte man hier oder dort eine 
andere Lesung vorschlagen; so möchte ich in no.13, Zeile 7 statt 
Pa-piti) et Iu-se-p(pi) filli)-us con(dam) Ro-zo-ni lesen: Pa-pi-i Iu-sep- 
pi con(dam) fi(li)-us et Ro-zo-ni, und in no. 22, Zeile 6 sehe ich das 
aus den CNT bekannte cur, nicht ein (cum. Noch eher könnte man 
ab und an bei den Unterschriften der Notare zweifelhaft sein; ich 
möchte nur für no. 146 eine Vermutung aussprechen, der auch 
Schiaparelli hoffentlich zustimmen wird. Er liest /o(han)nes iu-dex, 
macht aber selber darauf aufmerksam, daß die Zeichen ungewöhnlich 
seien. Ich erkenne: iu-dex ıw(dvvns), wobei die beiden griechischen 
Buchstaben ineinander geschrieben sind. Die Unterschrift gibt also _ 
eine treffliche Bestätigung für die Anschauung Schiaparellis, daß die 
Stenographie von den Notaren in genau derselben Absicht für die 
Unterschriften verwendet wurde wie oftmals die griechische Schrift; 
hier ist beides gleichzeitig der Fall. Insbesondere möchte ich die An- 
sicht vertreten, daß oftmals die Schreiber statt um ein u, statt an ein 
a geschrieben haben u. dgl.! Wir dürfen uns da durch den ausführ- 
lichen Text in gewöhnlicher Schrift nicht irreführen lassen; schon in 
der Aussprache klang ein solches m oder n kaum hörbar; da ist das 
Fortlassen kein Wunder. Wir haben in der Übertragung das aufzu- 
schreiben, was dasteht, nicht was dastehen sollte. 

Aber im allgemeinen ist die Übertragung Schiaparellis muster- 
gültig. Für meinen Zweck mußten sowieso alle Zeichen, die unsicher 
in der Bedeutung oder unklar in der Form sind, wegfallen. Glück- 
licherweise sind so viele völlig sichere Zeichen da, daß wir einen ge- 
nauen Einblick in das System gewinnen können. Schreibfehler oder 
Formen, die auf Unkenntnis des Systems oder Flüchtigkeit des Schreibers 
beruhen, mußten ausgeschaltet werden.” Ich kann hier die einzelnen 
Formen der nachfolgenden Liste nicht näher begründen. Oftmals hat 
die entsprechende Gestalt in den commentarii für meine Anschauung 
den Ausschlag gegeben; denn wenn auch das vorliegende System 
wesentlich von dem der CNT verschieden ist, so bleibt nicht minder 
sicher, daß es ein Tochtersystem der CNT darstellt. So hoffe ich, ein 
in allen wichtigen Punkten sicheres Verzeichnis zu bieten. 


! z.B. no.12, Z.2: La(n)-go-bar-di; no.13, Z.4: pfre-di-c-tulm), no. 20, 2.5: 
me-u(m). 

2 So gehören die ungenau gebildeten Formen für bo, do, mo, to in no. 7 nicht 
in eine Darstellung des Systems. 
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5. Zu den Tironischen Noten in den Urkunden der Könige von 
Italien und im cod. Vind. lat. 17 


Das eben entwickelte System Tironischer Noten gibt uns auch 
die Möglichkeit, einige Noten zu entziffern, die bisher jeder Erklärung 
spotteten. Schiaparelli hat uns in einem lehrreichen Aufsatze mit 
den Tironischen Noten in den Urkunden der Könige von Italien aus 
dem 9. und 10. Jahrhundert bekannt gemacht! Er hat dabei ganz 
richtig erkannt, daß in mehreren Urkunden Berengars I., Widos, Lam- 
berts und Ludwigs Ill. aus der Provence Tironische Noten verwendet 
werden, die aus den CNT leicht zu erklären sind, also den Noten ent- 
sprechen, die in der fränkischen Kanzlei verwendet wurden. Er hat 
aber auch mit scharfem Blick gesehen, daß in den Urkunden VIII und 
X Lamberts der Notar Andreas die Silbentachygraphie, die wir in dem 
vorigen Beitrage behandelt haben, benutzte. Dasselbe ist aber meines 
Erachtens auch in der Urkunde LXII Berengars I. der Fall. Schiapa- 
relli liest die Zeichen ac subscripsi, hält sie aber für Pseudonoten, 
die das Wort amen schlecht nachgeahmt hätten. Er würde jetzt viel- 
leicht selber anders urteilen, nachdem er uns aus den Notariatsurkunden 
Oberitaliens genauer mit dem oberitalienischen System bekannt ge- 
macht hat. Ich lese re-/e-(g)i. Daß das g nicht geschrieben ist, kann 
nicht auffallen, da derartige Kürzungen öfter vorkommen. Zum Über- 
fluß verweise ich auf die sogenannten Escorialnoten, die ich als eine 
Debattenschrift des eben behandelten Systems erwiesen habe’; sie 
geben als Kürzung für legit ein / mit beigesetztem Punkt, d.h. mit der 
entsprechenden Endung. Ich zweifle nicht, daß auch die Urkunde Widos 
Nr. XXI derartige Noten aufweist. Schiaparelli konnte sie nicht lesen, 
gab leider aber auch keine Nachzeichnung; vielleicht prüft er die Sache 
noch einmal nach. 

In ähnlicher Weise wird — wenigstens zum Teil — das Dunkel 
gelüftet, das über den Tironischen Noten des cod, Vind. lat. 17 lag. 
Diese finden sich bei den Glossen 189: bipennis non bipinnis, 204: mu- 
sium vel musivum non museum, 211: rabidus non rabiosus, 214: grun- 
dio non grunnio. Weder W. Schmitz noch dJ. Havet konnten die 
stenographischen Zeichen lesen. Auch W. Foerster, der Herausgeber 
jenes Teiles der Handschrift, konnte die Noten nicht deuten°; er wies 
aber darauf hin, daß es sich bei allen Bemerkungen um Fälle handle, 
wo die beiden aufgezählten Wortformen richtig seien. Nun finde sich 





! Vgl. Archiv für Stenographie, 1906, S. 209f. 

?® Vgl. die Note 4 auf Seite 12. 

° Vgl. Wiener Studien 1892, S. 285. Die Zahlen vor den Glossen beziehen 
sich auf Foersters Ausgabe. 
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in zwei entsprechenden Fällen die in gewöhnlicher Schrift hinge- 
schriebene Bemerkung ufrumque dicitur, es sei also anzunehmen, daß 
in den stenographischen Notizen dieselben Worte steckten, die nur 
einmal ausgeschrieben, das andere Mal gekürzt seien. Wenn auch 
diese Erklärung der doppelten Art Tironischer Noten falsch ist, so hat 
Foerster doch in der Hauptsache recht gehabt. 


Sehen wir uns erst einmal die beiden in gewöhnlicher Schrift 
geschriebenen Anmerkungen an, so finden wir, daß bei 52 deutlich 
das utrumque dicitur zu lesen ist. Bei 94 steht dr = dicitur auch 
wohl erkennbar dort; doch „utrumque ist fast weggewischt“, bemerkt 
Foerster. Ich meine, er hat dieses Wort nur erraten, denn es steht so 
nicht da, wenigstens nicht in gewöhnlicher Schrift. Mit Hilfe unserer 
Silbentachygraphie allerdings lesen wir u-tr-um-que, wobei fr und 
um ineinander geschrieben sind, was häufig bei diesem System vor- 
kommt, und von que die eine Ecke nicht ganz deutlich ist. Die 
Lesung ist aber völlig sicher. — Nun wenden wir uns zu den Noten 
von 211 und und 214, die übereinstimmend sind. Wir erkennen deut- 
lich di-ci-tur.! 

Nun können wir zu 189 übergehen. Ich lese: u-um-que a-pere- 
sus(?) di-ci-tur. Am Anfang sind die beiden Zeichen für u und um 
ineinander geschrieben; es liegt eine Kürzung vor, wie sie sich oft in 
dem System findet; es heißt natürlich ufrumque. Das nicht sichere 
aperesus möchte ich auf die Aphaerese beziehen, die in dem fehlen- 
den h der beiden Worte liegt; doch das bleibt unsicher. Jedenfalls 
beweisen diese paar Worte, daß wir es sicher mit dem von mir unten 
C genannten System zu tun haben, da die Silben di und ci in den 
anderen Systemen Tironischer Noten anders aussehen. Für 204 ver- 
mag ich keine sichere Deutung zu geben, wenngleich ich mehrere 
Silben wiederzuerkennen glaube und zweifellos dasselbe System ver- 
wendet ist. Für uns, die wir in die Geschichte der Tironischen Noten 
eindringen wollen, ist die Feststellung wertvoll, daß in unserer Hand- 
schrift diese Art der Silbentachygraphie Verwendung gefunden hat. 


6. Zur Geschichte der römischen Silbentachygraphie. 


Durch die vortrefflichen Arbeiten von Havet? und Schiaparelli? 
haben wir einen genauen Einblick in das System einer Silbentachy- 





! Zu der Silbe tur vgl. die zweite Form bei Chatelain, Introduction ä la 
lecture des notes Tironiennes, Paris 1900, S. 160, die genau der unsrigen entspricht. 

2 Julien Havet, (Euvres. Bd. II, S. 469ff., S. 483ff. 

® Im Bullettino del Istituto storico Italiano, 1910, S. 27 ff. 
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graphie gewonnen; inzwischen gab Chatelain anderweitiges Material 
zur Lösung des silbentachygraphischen Problems." Und doch ist noch 
immer keine rechte Ordnung in die Behandlung dieser Fragen ge- 
kommen. 

Es liegen, soviel ich sehe, drei Versuche vor, die Verwendung 
der Silbennoten und ihr Verhältnis zu den in den CNT enthaltenen 
Wortnoten zu bestimmen. Einige italienische Forscher bezeichneten 
das von Havet entzifferte System als tachigrafia notarile?; sie wollten 
es also als den Notaren, insbesondere den italienischen Notaren, eigen- 
tümlich hinstellen. Allgemeiner aber in demselben Sinne spricht 
dJusselin von einer Kurzschrift der Notare, die zur Schreibung von 
Eigennamen, neuen juristischen Formeln, barbarischen Ausdrücken die 
Silbennoten hätten erfinden müssen.” Alle jene Forscher denken also 
geradezu an eine „Urkundenstenographie“. Aber diese Bezeichnung ist 
irreführend, denn auch das System der CNT wurde in Urkunden ver- 
wendet: am bekanntesten ist seine Benutzung in den Merowinger- und 
Karolingerurkunden. Und andererseits habe ich im vorigen Abschnitt 
gezeigt, daß das Silbensystem auch zu litterarischen Zwecken gebraucht 
wurde. Gewiß, bisher sind viel mehr derartige Noten in Urkunden als 
in Büchern bekannt geworden. Aber im ganzen genommen ist die 
Summe der Überreste so gering, daß jeder Tag eine Umkehrung des 
Verhältnisses bringen könnte. Uns genügt, die literarische Verwen- 
dung festgestellt zu haben. Damit ist aber die Unterscheidung einer 
Urkunden- und einer Büchertachygraphie hinfällig. 

Von einem anderen Gesichtspunkt wollte Chatelain die Silben- 
tachygraphie umgrenzen.* Auch er stellt sie in Gegensatz zur Wort- 
kurzschrift, unterscheidet dann aber drei Systeme innerhalb der Silben- 
noten und schreibt diese Systeme je einem Lande zu. So erhält er 
eine italienische, eine französische und eine spanische Silbenschrift. 
Auch diese Einteilung ist meines Erachtens nicht haltbar. 

Dafür gibt uns die Kanzlei der italienischen Könige im 9. und 


! Chatelain, Introduction ä& la lecture des notes Tironiennes, Paris 1900, 
S. 145ff. 

® Namentlich Cacurri, La tachigrafia sillabica latina, in La Stenografia, 
Roma 1908. 

° In Prou, Manuel de pal&ographie latine et frangaise, Paris 1910, S. 128f. 

* A.a.0. S.152ff. Die sogenannten Escorialnoten, die Löwe und Schmitz 
im Literaturblatt des Korrespondenzblattes des Kgl. Stenographischen Instituts zu 
Dresden 1879, S.17f. veröffentlichten, übergeht Chatelain in seiner Einteilung. 
Ich habe jene Noten in einem im Korrespondenzblatt des Kgl. Stenographischen 
Landesamts 1915, S. 249ff. erschienenen Aufsatze als die Redeschrift des im 5. Ab- 
schnitt behandelten Systems erwiesen. 
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10. Jahrhundert ein treffliches Bild.‘ Wir finden in ihr abwechselnd 
zwei verschiedene Systeme verwendet. Gewiß kann man auch hier 
erkennen, daß die landschaftliche Abstammung des Schreibers nicht 
ohne Bedeutung ist. Ist es doch sicherlich kein Zufall, daß unter 
Ludwig Ill. aus der Provence ausnahmslos jenes System benutzt wird, 
daß in Gallien vornehmlich verbreitet war und uns in den CNT über- 
liefert ist. Denn das re-le-gi in der Urkunde vom 11. Oktober 900 ist 
eben nicht in der Kurzschrift geschrieben, „die damals in Italien sonst 
gebräuchlich“ ist, wie Schiaparelli meinte, sondern in der Form, die 
wir aus den CNT kennen. Aber interessant ist die Tatsache, daß in 
der Kanzlei Berengars I. zwei verschiedene Kurzschriften benutzt wurden, 
wenn wir nicht in der eigenartigen Form für armen, die sich in Ur- 
kunde LII findet, sogar noch ein drittes System erkennen wollen. 
Schon dieses eine Beispiel warnt uns, dem Vorgange Chatelains zu 
folgen; andere Erwägungen treten hinzu. 

Von der spanischen Silbenschrift haben wir nur ein Notenlexikon, 
die NM, das übrigens außer den Silbennoten auch zahlreiche Wort- 
noten enthält. Die Handschrift, die uns das Lexikon überliefert, ent- 
stammt dem 16. Jahrhundert, ist also sehr jung. Die Vorlage, die an- 
geblich dem 12. Jahrhundert angehörte, ist verloren gegangen.” Aber 
selbst wenn wir auch als ihr Ursprungsland Spanien feststellen könnten, 
wäre doch damit keineswegs erwiesen, daß das System in Spanien er- 
funden ist. Seltsam, noch niemand ist darauf gekommen, einmal die 
Wortbedeutungen zu untersuchen, um vielleicht aus ihnen wertvolle 
Schlüsse zu ziehen — und nicht bloß hinsichtlich des Entstehungs- 
ortes, sondern auch der Entstehungszeit. Schmitz wollte nämlich die 
Noten frühestens dem 7. Jahrhundert zuschreiben, und einer ähnlichen 
Ansicht scheinen alle Forscher nach ihm zu huldigen, alle offenbar 
gleichsam gebannt von der Anschauung, daß die Silbennoten erst eine 
Erfindung des Mittelalters seien. Ich habe schon früher einmal darauf 
hingewiesen: daß die Silbennoten der CNT keineswegs zu dem Zwecke 
erfunden sein können, um germanische Namen schreiben zu können, 
weil viele derartige Namen eben mit ihrer Hilfe gar nicht wiederzugeben 
sind.” Ich vermutete damals, daß der Ursprung der Silbennoten der 
CNT wesentlich weiter zurückliege. Ein gleiches könnte dann bei den 
Noten der NM der Fall sein. Doch betrachten wir einmal ohne Vor- 
eingenommenheit die NM! 


Wir finden in dem Verzeichnis auch eine Reihe von Wortnoten, 


! Vgl. Schiaparelli im Archiv für Stenographie 1906, S. 209 ff. 
® Vgl. Schmitz im Panstenographikon. Leipzig 1869, S. 91ff. 
® Archiv für Urkundenforschung, Bd. IV, S. 15. 
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und zwar II 4: fortis nebst Ableitungen, III 1: verus nebst Ableitungen 
bis veracitas, IV 1: curulis, sella, subsellium, bisellium, arc(h)isellium, 
IV 2: optimates ... nequitia, IV 4: deus, reus, V 1: breviarius,; V12: 
momentum nebst Ableitungen, VI 3: nequiter(?), VII 2: postulaticius, 
VII 3: causa, causidicus, causarius, publicus, res publica nebst Ablei- 
tungen. Wer diese Wortreihe betrachtet, wird zugeben, daß sie uns 
in ihrer Gesamtheit zweifellos in die Sphäre des römischen Staats- 
lebens versetzen. Gewiß finden sich die einzelnen Ausdrücke auch in 
späterer Zeit, aber die Noten für Worte wie sella curulis, optimates, 
causidicus, res publica, reus, bisellium zeigen uns als ihren Erfinder 
meines Erachtens einen Mann, dessen Interesse auf das öffentliche 
Leben des römischen Staates gerichtet ist. Demgegenüber ist zu be- 
tonen, daß sich in dem ganzen Verzeichnis nicht ein einziger christ- 
licher Ausdruck findet, was um so auffallender ist, als das Wort deus 
jeden Christen geradezu herausforderte, Noten für dominus, Jesus, 
Christus usw. hinzuzufügen. Nehmen wir nun hinzu, daß eine Reihe 
der überlieferten Worte wie confortat, breviarium, postulaticius, causarius 
erst in nachaugusteischer Zeit nachweisbar sind, so werden wir mit 
großer Wahrscheinlichkeit die Entstehung der Wortnoten in die Zeit 
der römischen Kaiser setzen können. 


Nun müssen wir aber beachten, daß die Wortnoten offenbar 
spätere Einschiebsel sind. Dafür geben uns die Kapitelüberschriften 
völlige Gewähr. Wenn wir im zweiten Kapitel, das die Überschrift 
praepositiones führt, inmitten der Präpositionen fortis nebst Ableitungen, 
oder sella nebst seinen Ableitungen finden, so zeigt uns dieses, daß 
sie spätere Einfügungen sind. Die ursprüngliche Fassung des Noten- 
lexikons muß also noch älter sein. Wenn wir nun berücksichtigen, daß 
es zur Zeit Suetons nur ein einziges System gab, das den Grundstock 
der CNT bildet, so werden wir nicht fehlgehen, wenn wir die Schaffung 
des Systems der NM etwa dem 2. bis 3. Jahrhundert zuschreiben. 
Das würde übrigens vortrefflich zu meinen Ausführungen über die 
griechische Silbentachygraphie stimmen, deren Entstehung ich aus 
ganz anderen Gründen glaubte im 3. Jahrhundert suchen zu müssen.! 

Auch die wahrscheinliche Gegend der Entstehung der Noten zu 
ergründen, gibt uns das Verzeichnis meines Erachtens eine ausreichende 
Handhabe. Wir finden nämlich einen einzigen Namen in ihm: /talus, 
Italia, in Italia, in Italiam. Wenn das Verzeichnis in Spanien ent- 
standen wäre, müßte doch zweifellos in erster Linie Hispania er- 
wähnt sein. Da hier nur Italia genannt wird, so ist meines Erachtens 


! Vgl. Mentz, Geschichte und Systeme der griechischen Tachygraphie. Berlin 
1907, S. 23ff. 
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kein Zweifel, daß eben Italien auch die Heimat der NM ist. Denn wenn 
zunächst aus der Erwähnung Italiens nur auf die Heimat eines späteren 
Redaktors zu schließen ist, da auch dieser Name eine offenbar spätere 
Einfügung ist, so ergibt sich aus der Tatsache, daß die Heimat der 
Tironischen Noten überhaupt Italien ist, die große Wahrscheinlichkeit, 
daß auch der Schöpfer der Urform der NM in Italien lebte. Sind 
doch die NM eben nichts anderes als eine Umarbeitung der älteren 
Tironischen Noten. 

Wie wir also das „spanische“ System Chatelains nicht aner- 
kennen können, so läßt sich auch das „fränkische“ nicht mehr auf- 
recht erhalten. Chatelain stützte sich bei der Darstellung dieses 
Systems nur auf die wenigen Noten im cod. Paris. nouv. aca. lat. 1586 
der Pariser Nationalbibliothek. Er konnte damals noch nicht wissen, 
daß dieses System dasselbe ist wie jenes, das er an anderer Stelle 
desselben Buches als System von Bobbio behandelt hat. Denn in- 
zwischen hat Chatelain uns die Noten des cod. Veronensis XXIl, 20 
entziffert, die die Brücke zwischen jenen beiden Veröffentlichungen 
schlagen'; auf die Ähnlichkeit der Noten dieser Handschrift mit denen 
des Pariser Kodex hat er selbst hingewiesen.? 


Die Silbennoten der Pariser Handschrift stimmen mit denen des 
cod. Veron. XXIl, 20 fast restlos überein. Was will es beispielsweise 
besagen, wenn einmal in der Pariser Handschrift die Silbe no aus n 
und o zusammengestoppelt ist, während die Veroneser Handschrift 
ein richtiges — aufweist! Gerade dieses Beispiel zeigt uns, daß wir 
aus solch einem abweichenden Zeichen nicht sofort auf ein neues 
System schließen dürfen. Der Schreiber kann leicht einmal das rich- 
tige Zeichen vergessen haben; er wird sich dann eine Form bilden, 
die ihm im Augenblick zutreffend erscheint. Wenn wir aber in unseren 
beiden Handschriften unter anderem die Silbenzeichen für ci, fa in, ri, 
die in den CNT anders aussehen, neben vielen mit den CNT überein- 
stimmenden Zeichen gleich gebildet sehen, dann wissen wir, daß das 
System das gleiche ist Kommt doch hinzu, daß auch die Wortzeichen 
für est, vobis, autem, sanctus, die sich in beiden Handschriften finden, 
die gleichen sind. Etwas schwieriger ist zu erkennen, daß auch Ambros. 
0 210 hierher gehört, da die Noten sehr schlecht geschrieben sind; 
mischt sie doch der Schreiber unter gewöhnliche Schrift, wohl ein Be- 
weis dafür, daß er das System nicht ganz sicher beherrschte. Wenn 
aber außer mehreren Stellenzeichen auch die Wortnoten für sunt, quae, 


' Revue des biblioth&ques, 1902, S. 1ff. u. 1905, S. 339 ff. 
? Revue des bibliotheques, 1905, S. 358. 
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sanctus, die in den CNT anders aussehen, die gleichen sind, können 
wir mit Gewißheit die Handschrift unserer Gruppe zuerteilen. Auch 
cod. Veron. XV, über dessen Zugehörigkeit ich früher schwankte, füge 
ich nach neuer Prüfung hierher. Die Silbennoten für ci, e, pe, se geben 
für mich den Ausschlag; sie sind in dieser Form nur dem hier be- 
handelten System eigen. Alle vier Handschriften verwenden also die 
gleiche Kurzschrift; auffallen könnte allein, daß in ihnen die Wortnote 
für dominus drei verschiedene Formen aufweist; wie das zu erklären 
ist, vermag ich nicht zu sagen, auf keinen Fall aber darf es uns an 
der Einheitlichkeit des verwendeten Systems zweifeln lassen. 

So müssen wir also auch Chatelains Versuch, die Systeme 
landschaftlich zu sondern, fallen lassen. Die umfassendste Gruppie- 
rung nahm Johnen vor." Er unterscheidet 1. die ältere italienisch- 
fränkische Silbenstenographie, 2. die jüngere italienische Silbensteno- 
graphie, 3. die Silbennoten in dem CNT, 4. die spanischen Silbennoten. 
Diese Einteilung leidet an dem Fehler, an dem überhaupt die Behand- 
lung dieser Fragen krankt. Man trennt grundsätzlich Silben- und 
Wortnoten. Das ist für eine systematische Darstellung der einzelnen 
Systeme natürlich notwendig, aber bei der historischen Behandlung der 
Tironischen Noten wird es geradezu verhängnisvoll. Wir kennen in 
Wahrheit kein einziges römisches Stenographiesystem, das keine Silben- 
noten aufweist. Die CNT haben ein eigenes Kapitel über sie. Und da 
diese in allen Handschriften der Hauptsache nach gleichmäßig über- 
liefert werden, waren sie bereits im Archetypus vorhanden, der dem 
5. Jahrhundert entstammte. Ich zweifle nicht, daß ihre Entstehung 
noch wesentlich älter ist und daß sie im Altertum geschaffen sind. 
Denn niemals konnte man auch seltene Namen u. dgl. mit Sigeln be- 
legen; für sie war die Bezeichnung durch Silbennoten der gegebene 
Ausweg. Ich meine daher, daß die dritte Gruppe Johnens gar nicht 
unter den Abschnitt der Silbentachygraphie gehört, sondern mit den 
Wortnoten der CNT in einem Abschnitt zu behandeln wäre, da sie ein 
untrennbares System bilden, ebenso wie man etwa bei der modernen 
Kurzschrift Gabelsberger oder Stolze-Schrey nicht von einer „Sigel- 
stenographie“ sprechen darf, weil sie neben ihrem sonstigen Aufbau 
noch einige Sigel aufweisen. 


Hinsichtlich der NM habe ich bereits oben darauf hingewiesen, 
daß sich auch in ihnen neben Silben- Wortnoten finden. Allerdings 
muß hier betont werden, daß das Lexikon von den Silben ausgeht, sie 
sehr ausführlich behandelt und auf sie anscheinend ein größeres Ge- 


! Geschichte der Stenographie, Berlin 1911, Bd. I, S. 230ff. 
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wicht legt als die CNT; zumal wenn es in der Vorlage wirklich nicht 
mehr Wortnoten sollte aufgewiesen haben als die Abschrift zeigt. Eine 
entsprechend starke Verwendung der Silbennoten weist jenes System 
auf, daß Johnen das italienisch-fränkische nennt. Ich möchte seiner 
Bezeichnung schon deswegen widersprechen, weil die Noten in den 
Morowingerurkunden zweifellos dem System der CNT zugehören, wie 
ich an anderer Stelle gezeigt habe, also nicht hierher gestellt werden 
dürfen.“ Wir kennen das System hauptsächlich aus jenen Hand- 
schriften, deren einheitliches System ich oben dargetan habe. Auch 
den dortigen Silbennoten sind Wortnoten beigemischt, die man nicht 
einfach getrennt von den Silbennoten behandeln darf. 

Es bleibt schließlich das von Johnen „jüngere italienische Silben- 
stenographie‘“ genannte System, zu denen auch die Noten des Papstes 
Sylvester II. gehören. Es ist eine reine Silbenschrift, die diesen Namen 
wirklich verdient. 

Um nun Klarheit in den Aufbau der lateinischen Stenographie- 
systeme zu bringen und ihre Beziehungen zu den Silbennoten deut- 
lich erkennen zu lassen, schlage ich vor, drei Typen zu unterscheiden: 


System A. Es ist in den CNT, in den Merowingerurkunden 
und in allen karolingischen Arbeiten enthalten. Seine Grundlage sind 
die aus Haupt- und Nebenzeichen bestehenden Wortnoten, und nur 
für die Worte, für die man solche nicht kennt, greift man zu den 
Silbennoten. 


System B. Es ist vornehmlich im cod. Mil. O. 210 sup., cod. 
Veron. XXIl, 20 und cod. Paris. nouv. acq. lat. 1586 enthalten. Seine 
Grundlage sind Silbennoten, doch verwendet man für häufiger auf- 
tretende Worte Wortnoten, die aus Haupt- und Nebenzeichen gebildet 
sind. 


SystemC. Es findet sich vornehmlich in italienischen Notariats- 
urkunden, doch auch in den Urkunden Sylvesters Il., im cod. Vind. 
lat. 17 und infden sogenannten Escorialnoten. Hier werden grund- 
sätzlich Silbennoten allein verwendet; wohl gibt es auch Wortkürzungen, 
aber sie entstehen einfach dadurch, daß man einige Silben des be- 
treffenden Wortes neben- oder ineinander schreibt; die Bezeichnung 
durch Stamm- und Endungssigel ist einer besonderen Stufe, einer 
Redeschrift, vorbehalten. 


Will man nun innerhalb dieser Gruppen noch Unterabteilungen 
machen, so könnte man sie durch kleine nebengesetzte Buchstaben 





! Archiv für Urkundenforschung, Bd. IV, S. 14ff. 
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bezeichnen. So gehörten die NM offenbar zu Gruppe B, wie ich früher 
einmal gezeigt habe." Wir könnten also dieses System etwa als Bm 
bezeichnen, dann wäre das Verwandtschaftsverhältnis sofort klar. Ich 
meine aber, wir müssen mit der Schaffung solcher Unterklassen vor- 
sichtig sein. Gar oft beruhen die Unterschiede lediglich auf mangel- 
hafter Beherrschung des Systems oder zu geringer Übung des Schrei- 
bers. Nach unserer bisherigen Kenntnis können wir von drei Systemen 
Tironischer Noten sprechen, die alle auf eine gemeinsame Wurzel zu- 
rückgehen, aber in systematischem Aufbau wie in vielen Einzelheiten 
deutliche Unterschiede aufweisen. 


! 2.2.0. 5. 19ff. 


Internationale Beziehungen im Urkundenwesen 
des Mittelalters 


Von 


H. Bresslau 


Vorbemerkung. Die nachfolgenden Ausführungen gehen auf einen 
Vortrag zurück, den ich im August 1908 auf dem Internationalen 
Historikerkongreß zu Berlin in der Sektion für historische Hilfswissen- 
schaften gehalten habe. Ich habe lange gezögert, ihn zu veröffent- 
lichen, weil ich meine Darlegungen nach verschiedenen Seiten hin aus- 
zugestalten und zu vervollständigen beabsichtigte. Nachdem ich nun 
aber eingesehen habe, daß andere Arbeiten und Verpflichtungen, die 
ich inzwischen übernommen habe, mich zu einer solchen Erweiterung 
in dem Umfange, wie ich ursprünglich plante, in absehbarer Zeit nicht 
werden gelangen lassen, habe ich mich aut den mir mehrfach aus- 
gesprochenen Wunsch befreundeter Fachgenossen entschlossen, die Er- 
gänzung meiner Ausführungen von 1908 auf das zu beschränken, was 
ich augenblicklich geben kann, und sie in dieser Gestalt drucken zu 
lassen. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß sie auch in dieser Be- 
schränkung sowohl durch das, was sie positiv bringen, wie durch die 
Anregung zu weiterer Forschung gewisse Dienste leisten werden. 


Die Organisation der Kanzleien und die Fassung und Ausstattung 
der Urkunden aller mittelalterlichen Herrscher geistlichen wie weltlichen 
Standes geht mittelbar oder unmittelbar auf eine gemeinsame Wurzel 
zurück, auf das Kanzlei- und Urkundenwesen der römischen Kaiser 
etwa des ausgehenden fünften oder des beginnenden sechsten dJahr- 
hunderts.! Wie dieses für alle Schreibstuben der kaiserlichen Beamten 


ı jedenfalls der Zeit vor der Einführung der verbalen Invokation in die Ur- 
kunden der Kaiser, die unter Justinian I., vielleicht zwischen 533 und 535, er- 
folgt ist. Daher fehlt diese Formel in den Urkunden der fränkischen und lango- 
bardischen Könige vor der karolingischen Epoche ebenso wie in denen der Päpste. 
Über ihre Aufnahme in die Diplome Karls d. Gr. s. unten $. 23f. 
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des grosen Weltreiches vorbildlich war, wenngleich ihr Personalbestand 
kleiner und ihnen die Anwendung gewisser äußerer Merkmale der 
Kaiserurkunden! untersagt war, so haben auch die höchsten Würden- 
träger der Kirche, nicht nur die Päpste, sondern auch die Metropoliten 
und Bischöfe, und so haben gleichfalls die Herrscher aller auf römischem 
Boden begründeten germanischen Reiche in ihrem Urkundenwesen sich an 
den Brauch der kaiserlichen Reichskanzlei in Einrichtungen und Formen an- 
geschlossen, am engsten die geistlichen Herren, von denen wir im fol- 
genden nur die Päpste ins Auge fassen, und die Könige der Ostgoten, 
freier und schon mit gewissen Abweichungen die Könige der Vandalen, 
der Westgoten, der Burgunder, der Franken und der Langobarden.? 
Von der so gegebenen Grundlage aus, die in den einzelnen Reichen 
je nach der Nähe des Anschlusses an den römisch-kaiserlichen Brauch 
und nach der Art der Abweichungen davon verschieden war, haben 
sich dann die einzelnen Kanzleien und ihre Bräuche selbständig weiter 
entwickelt und ein Sonderleben geführt, ebenso etwa, wie aus der ge- 
meinsamen Wurzel der lateinischen Sprache die einzelnen romanischen 
Sprachen in ihrer Übereinstimmung ‚und in ihren Verschiedenheiten 
hervorgegangen sind und sich dann, jede für sich und jede nach ihren 
eigentümlichen Gesetzen, weiter ausgebildet haben. 

Am wichtigsten für die Folgezeit ist, wie man weiß, die Entwicklung 
des fränkischen Urkundenwesens geworden. Während von den Kanzlei- 
einrichtungen des vandalischen und burgundischen Reiches keine, von 
denen der westgotischen und langobardischen Könige nur geringe Nach- 
wirkungen in Spanien und Italien ausgegangen sind, reicht eine un- 
unterbrochene Kette der Entwicklung in den fränkischen Teilreichen 
Deutschland, Frankreich und Italien von der merowingischen Zeit bis 
an den Schluß des Mittelalters, ja darüber hinaus bis in die Gegenwart 
hinein: nicht bloß der Titel unseres obersten Reichsbeamten erinnert 
an den Leiter des Urkundenwesens unserer mittelalterlichen Kaiser, 
der zugleich ihr leitender Minister war, sondern auch noch die Ein- 
gangs- und Schlußformeln unserer heutigen Gesetze sind aus dem 
fränkisch-karolingischen Kanzleibrauch entsprossen. Aber die fränkische 
Kanzlei war, auch so lange die Einheit des Reiches gewahrt blieb, nicht, 
wie einst die kaiserlich römische, die einzig maßgebende in Europa, 
und noch. weniger war es ihre Nachfolgerin, die Kanzlei der deutschen 
Könige und weströmischen Kaiser. 


ı So der Purpurtinte und der in der Reichskanzlei ausgebildeten besonderen 
Schriftart. 

® Die Angelsachsen nenne ich hier nicht. Auch ihre Urkunden sind von 
römischen Einflüssen keineswegs frei; aber ein unmittelbarer Anschluß an das 
kaiserliche Urkundenwesen hat bei ihnen nicht stattgefunden. 


Internationale Beziehungen im Urkundenwesen des Mittelalters 21 


Neben jener wahrte im Osten die byzantinische Kanzlei altrömische 
Überlieferung im Gewande der wieder zu neuem Leben erwachten 
griechischen Sprache; in voller Unabhängigkeit stand von ihr das Ur- 
kundenwesen auf den britischen Inseln; und wenn von der Mark 
Barcelona aus fränkische Einflüsse in den Osten Spaniens eindrangen, 
so wurden doch die westlichen Teile der iberischen Halbinsel und die 
sich dort bildenden kleinen christlichen Staaten, die sich allmählich 
immer weiter nach Süden vorschoben, davon nur wenig berührt. Dann 
gingen zwar im 11. Jahrhundert aus der romanisierten Normandie 
fränkische Einwirkungen nach Unteritalien und nach England, erlangten 
aber hier wie dort — wir kommen darauf noch zurück — im Kanzlei- 
wesen nur geringe Bedeutung. Und indem nun auch in den slavischen 
und magyarischen Ländern des östlichen, in den skandinavischen des 
nördlichen Europas selbständige Staatsgebilde entstanden, deren Kanz- 
leien der Verwaltung ihrer Herrscher dienten, differenzierte sich, wie 
das staatliche und rechtliche Leben der Völker Europas überhaupt, so 
auch ihr Urkundenwesen, das ja als eine Institution des Rechts, von 
dessen nationalen Verschiedenheiten nicht unberührt bleiben konnte, 
im Laufe des Mittelalters mehr und mehr, ohne doch die Merkmale 
der gemeinsamen römischen Grundlage, aus der es zuerst entsprungen 
war, völlig abzustreifen. 

Allein nicht alle Erscheinungen, die in den Urkunden der mittel- 
alterlichen Einzelstaaten miteinander übereinstimmen, gehen auf diese 
gemeinsame Grundlage zurück. Die zuletzt erwähnten jüngeren Kanz- 
leien stehen ja mit jener überhaupt nur noch insofern in mittelbarem 
Zusammenhang, als sie sich an eine oder an mehrere der älteren mehr 
oder minder eng anlehnen. Aber auch die älteren sind einer wechsel- 
seitigen Berührung und Beeinflussung nicht entgangen. Denn wie aus 
jeder der Sprachen des mittelalterlichen Europas Lehn- und Fremdwörter 
in andere Sprachen übergingen, wie rechtliche Institutionen sich über 
den Kreis des Volkes, in dem sie entstanden waren, hinaus auf andere 
Völker verpflanzten, so erfuhr auch das Kanzlei- und Urkundenwesen 
fast aller Staaten Einwirkungen von außen her und rezipierte gewisse 
Bräuche, die sich als zweckmäßig erwiesen oder, wie man auch sagen 
kann, zur Mode wurden. 

Nur die Kanzlei der byzantinischen Kaiser, deren Einrichtungen 
und Bräuche freilich bisher nur wenig im einzelnen untersucht sind 
und deren eingehende Erforschung erst von der Neuausgabe der byzan- 
tinischen Kaiserurkunden erwartet werden kann,! welche die deutschen 

ı Vgl. P. Marc, Corpus der griechischen Urkunden des Mittelalters und 


der neueren Zeit. Bericht und Druckproben bestimmt zur Vorlage auf der Ver- 
sammlung der internationalen Association der Akademien. Rom 9.—15. Mai 1910. 
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Akademien vorbereiten und, wie wir hoffen, auch nach dem Zusammen- 
bruch der internationalen Beziehungen in dem jetzigen Weltkriege nicht 
aufgeben werden, scheint sich von fremden, aus dem westlichen Abend- 
land kommenden Einflüssen (abgesehen natürlich von der römischen 
Grundlage) durchaus frei erhalten zu haben. Sie selbst dagegen hat 
des Einflusses auf den Westen nicht entbehrt.! Das tritt besonders 
deutlich in Unteritalien hervor, das ja so lange zum östlichen Kaiser- 
reiche gehört hatte; die Untersuchungen von Poupardin, Voigt, 
Chalandon und K. A. Kehr”? haben die in manchen Beziehungen 
sicher erkennbare Abhängigkeit des Urkundenwesens in den lango- 
bardischen Fürstentümern, in die sich das einstige Herzogtum Benevent 
im 9. Jahrhundert spaltete, und in noch höherem Maße in dem nor- 
mannischen Königreiche, in dem jene größtenteils aufgingen, so aus- 
führlich und so überzeugend dargetan, daß es nicht erforderlich ist, 
hier näher darauf einzugehen.? 

In der fränkischen Kanzlei geben sich deutliche Spuren eines von 
Byzanz ausgehenden Einflusses erst in der karolingischen Epoche zu 
erkennen. Die Urkunden Pippins und Karlmanns sind freilich davon 


ı Ihre Einwirkung auf das Urkundenwesen Rußlands und der slavischen 
Staaten der Balkanhalbinsel, von dem wir noch wenig wissen, soll hier nicht be- 
handelt werden. Einzelne Bemerkungen darüber finden sich bei v. Sufflay, 
Die dalmatinische Privaturkunde, SB. der Wiener Akademie, Bd. 147 n. VI; s. 
unten N. 3. 

?2 R. Poupardin, Melanges d’archeologie et d’histoire 21, 116ff.; K. Voigt, 
Beiträge zur Diplomatik der langobardischen Fürsten von Benevent, Capua und 
Salerno (Diss. Göttingen 1902); Chalandon, Me&langes usw. 20, 155ff.; K.A. Kehr, 
Die Urkunden der normannisch-sizilischen Könige (Innsbruck 1902). 

3 Dagegen zeigt die venezianische Herzogsurkunde, bei der man gleichfalls 
an byzantinischen Einfluß denken könnte, einen solchen durchaus nicht. Ihre 
schon im 10. Jahrhundert ganz stereotyp gewordene Form schließt sich vielmehr 
an die oberitalienische Notariatsurkunde eng an, mit der bemerkenswerten, auch 
in Dalmatien, in Zara und anderen Orten, begegnenden Besonderheit, daß die auf 
die Invokation folgende Datierungsformel nicht bloß die Zeitangaben, sondern 
auch den Ausstellungsort (ohne data, datum oder actum) nennt und daß keine 
Schlußdatierung vorhanden ist. Aus der italienischen Königsurkunde ist die Poen- 
formel mit Teilung der Geldstrafe zwischen herzoglicher Pfalz und Geschädigtem 
übernommen. vgl. Lazzarini, Originali antichissimi della cancelleria Veneziana 
(Venedig 1904; Separatdruck aus Nuovo Archivio Veneto, Nuova Serie 8, 2). — 
Auch auf der gegenüber liegenden Küste der Adria zeigt sich byzantinische Ein- 
wirkung auf die kroatische Fürsten- und Königsurkunde nur in der Invokation 
und der geistlichen Strafformel einiger Stücke des 9. Jahrhunderts (vgl. Mon. spec- 
tantia hist. Slavorum meridionalium 7, I n. 2; 14 n. 12). In der Strafformel er- 
hält er sich etwas länger; im allgemeinen aber ist der spätere Typus der kroatischen 
Königsurkunde von der ungarischen (s. über diese unten S.42f.) abhängig. Vgl. 
v. Sufflay, SB. der Wiener Akademie 147 n. VI, 8. 47ff., 66ff., 70f. Die von 
diesem S.50 N. angeführte Arbeit Ralkis über die kroatische Königskanzlei 
ist mir nicht zugänglich. 
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frei; aber am Hofe Karls des Großen bestand bei den gebildeten jungen 
Leuten, die Alkuin als pueri regis, pueri palatini bezeichnet, sicherlich 
eine Richtung, die auf die Nachahmung oströmischer Moden hinauslief. 
In einem Briefe vom Jahre 798 sprach Alkuin seine Verwunderung 
darüber aus, daß diese jungen Männer den griechischen Jahresanfang 
mit dem 1. September einzuführen suchten.‘ In der Kanzlei war gleich 
im Beginn der Regierung, als in der Königsunterschrift der Diplome 
das Kreuz Pippins durch ein Monogramm ersetzt wurde, das oströmische 
Vorbild dafür maßgebend gewesen. Die Gestalt der Monogramme war die, 
die schon auf Münzen Justinians nachweisbar ist und auf Siegeln über 
das ganze oströmische Reich ebenso verbreitet war,” wie die Legende 
Köoıs Bone oder Oedroxe Bone, die man auf hunderten und aber 
hunderten griechischer Bullen liest,’ und die offenbar das Vorbild für 
die Inschrift Christe protege der Siegel Karls, Ludwigs des Frommen 
und Ludwigs des Deutschen, Christe adiuva der Siegel Lothars I. 
Ludwigs Il. und Lothars II. gewesen ist. Ist hier also zwar byzantinischer 
Brauch, wenn auch nicht gerade notwendig der Brauch der kaiserlichen 
Kanzlei von Byzanz im Frankenreiche nachgeahmt worden, so tritt nun 
der Anschluß an die letztere seit der Kaiserkrönung Karls um so 
deutlicher hervor. Daß die seit dieser Zeit* in das Protokoll der Ur- 
kunde Karls aufgenommene Verbalinvokation /n nomine patris et filii 
et spiritus sancti der byzantinischen Kaiserurkunde entstammt, in der 
die Formel .&v övdnerı roü narpög xul Tod viod xai Tod dyiov nveluatog 
seit Leo dem Isaurier üblich geworden war,° wird allgemein angenommen 
und ist höchst wahrscheinlich, wenngleich die Formel auch vorher 

ı MG. Epp. 4 (Karol. 2), 232: miror, cur pueri vestri annum legitimum a 
mense Septembrio incipere velint. 

®2 Vgl. meine Bemerkungen Neues Archiv 31, 516 n. 255, und die dort an- 
geführten Aufsätze Wolframs und Lechners. 

3 Monogramme solcher Art finden sich auch auf den Bullen des Nike- 
phoros und Staurakios, beschrieben von Konstantinopulos im Katalog der 
Athener Sammlung n. 278a, danach bei Lichatschew (s. unten S. 24 N. 4) 
S. 36ff. und auf der ebenda von Lichatschew abgebildeten Bulle eines Kaisers 
Michael, die entweder Michael I. Rhangabe (811—813) oder Michael III. (gest. 867) 
angehören muß, nach Lichatschew S. 38 aber am wahrscheinlichsten dem erste- 
ren angehören wird. Sogar in der allerdings italianisierten Form Deus aiuta Leontii 
(auf der Rückseite Augusti Romion?, s. unten) findet sich diese Legende auf einer 
Bulle, die Mordtmann, Byzantinische Zeitschrift 15, 614 herausgegeben hat 
und dem Kaiser Leontios (695—698) zuschreibt, während Lichatschew S. 27, 
der das jetzt in Paris befindliche Stück selbst gesehen hat, die Lesung der Worte 
des Reverses in Abrede stellt und überhaupt bezweifelt, daß die Bulle einem 
Kaiser angehörte. 

* Zuerst in D. Kar. 197 vom 29. Mai 801. D. Kar. 196 vom 4. März 801 
hat noch das Protokoll der Königszeit, was Mühlbacher damit erklärt, daß das 


neue kaiserliche Protokoll noch nicht festgestellt war. 
5 Vgl. Brandi in dieser Zeitschrift 1, 32f. 
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schon in Italien angewandt worden war.' Ganz sicher ist es sodann, 
daß die Goldbullen Karls des Großen, Ludwigs des Frommen und 
Karls des Kahlen, von denen wir, wie ich früher bereits dargetan habe, 
gewisse Kunde und z. T. zuverlässige Abbildungen besitzen,” auf das 
Vorbild der byzantinischen Reichskanzlei sowohl dem Stoffe nach, aus 
dem sie hergestellt sind, wie der Darstellung nach, die sie aufweisen, 
zurückzuführen sind. Denn die Besiegelung von Urkunden mit goldener 
Bulle ist in Byzanz, wo sie seit Justinian I. nachweisbar ist,’ ein aus- 
schließliches Vorrecht des Kaisers gewesen, und die Darstellung des 
Herrschers en face, durch die sich jene Bullen von den älteren frän- 
kischen Wachssiegeln unterscheiden, die nur Profilbilder aufweisen, ist 
fast allen byzantinischen Kaisersiegeln, die uns erhalten sind,* eigen, 
während auf anderen byzantinischen Siegeln die bildliche Darstellung 
des Siegelinhabers, wenn sie überhaupt vorkommt, jedenfalls außer- 
ordentlich selten ist. 

Bei diesem bewußten Anschluß der Kanzlei Karls an den Brauch 
der byzantinischen Reichskanzlei möchte ich es für eine ebenso be- 
wußte Absicht halten, daß im Jahre 801, worauf Brandi zuletzt hin- 
gewiesen hat,’ für den Kaisertitel Karls nicht die in den oströmischen 
Kaiserurkunden damals übliche Formel gewählt wurde, die lateinisch 
etwa so gelautet haben könnte: Äarolus in Christo deo fidelis Roma- 
norum imperator augustus, sondern daß man sich dafür an die in den 
italienischen Datierungsformeln des römischen Gebietes und in der kirch- 
lichen Liturgie längst gebräuchliche Formulierung hielt. Man sprach 
so zwar von Karl als augustus imperator Romanum gubernans imperium, 
aber man vermied doch zu einer Zeit, da man die Anerkennung der 
neuen Kaiserwürde von Ostrom erwünschte, die in Byzanz besonders 
anstößige Zusammenstellung Romanorum imperator. Eben deshalb be- 
schränkte sich, wie ich glaube,® nachdem jene Anerkennung erfolgt 
war,’ Ludwig der Fromme auf den Titel imperator’ augustus ohne den 


ı So in dem Synodalkonstitutum des Papstes Stephans Ill. von 769 und 
wahrscheinlich auch in dem Leos III. von 798, MG. Concil. 2, 79. 202. 

2 Vgl. diese Zeitschrift 1, 355ff. Meiner Auffassung hat sich Eitel, Über 
Blei- und Goldbullen im Mittelalter (Freiburg 1912) S. 42ff., 75ff. angeschlossen. 

3? Brandi.a.a. O. 1, 23. 

4 Vgl. die Abbildungen bei Schlumberger, Sigillographie Byzantine S. 418ff., 
und in der russisch geschriebenen Abhandlung von Lichatschew, Einige älteste 
Typen der Siegel Byzantinischer Kaiser (Separatdruck, Moskau 1911). Aus dem 
Texte dieses Buches hat Frau Prof. Klostermann einige für mich in Betracht 
kommende Stellen mir gütigst ins Deutsche übersetzt. 

5A.a. 0. S. 32 N. 1; 43f.; 57 N. 2. 

® Vgl. auch Brandi a. a. O. S. 60 N.3. 

? Vgl. Brandi a. a. O. S.58. 
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Zusatz Romanorum,' und erst Otto Il. nahm bekanntlich vorübergehend 
während seines Kampfes mit Byzanz, erst Otto Ill, der in so vielen 
Dingen byzantinisches Hofzeremoniell nachahmte, nahm endgültig diesen 
Zusatz in seinen Titel auf.” 

Ganz vorübergehend blieb die Nachahmung der byzantinischen 
Kaiserunterschrift mit purpurfarbenem Legimus in einigen besonders 
feierlichen Urkunden Karls des Kahlen.” Dagegen ist der Übergang 
vom Profil- zum Frontalbilde auf den Wachssiegeln Ottos I., der zu- 
gleich als erster der ostfränkischen Herrscher zu dem mit Ludwig dem 
Deutschen aufgegebenen Gebrauch von Metallsiegeln zurückkehrte, 
dauernd maßgebend geblieben; und er ist sicherlich auf das byzanti- 
nische Vorbild, nicht aber, wie Erben* andeutet, auf Nachahmung der 
Siegelbilder der langobardischen Fürsten Unteritaliens® zurückzuführen. 
Ebenso ist endlich auch das kurze Zeit hindurch auf dem Kaisersiegel 
Ottos III. begegnende Bild des stehenden Herrschers, das dann auf den 
von Konrad Il. und Heinrich Ill. gemeinsam geführten Bullen wieder- 
kehrt,° unzweifelhaft oströmischen Kaiserbullen nachgeahmt,? auf denen 
dieser Typus für die Abbildung eines, bisweilen auch zweier gemeinsam 
regierenden Kaiser sehr gebräuchlich war.® 

Damit dürfte dann aber auch, was über die Einwirkung byzanti- 
nischen Brauches auf das kaiserliche Urkundenwesen des Abendlandes 





ı Karl ließ in dem Schreiben vom Frühjahr 813 an Kaiser Michael I., dem 
einzigen seiner Briefe, dessen Intitulatio von der in den Diplomen üblichen ab- 
weicht, sogar das Romanum gubernans imperium fort und nannte sich nur impe- 
rator et augustus, gab allerdings den gleichen Titel auch dem Adressaten, MG. 
Epp. 4.(Karol. 2), 556, während die griechischen Kaiser Michael II. und Theo- 
philos in ihrem Briefe von 824 an Ludwig den Frommen (Mansi 14, 417; der Brief 
hätte in der Epistolae-Ausgabe der MG. nicht fehlen sollen) sich selbst imperatores 
Romanorum nennen, den fränkischen Herrscher aber nur als vocatus eorum imperator 
(d.h. Francorum et Langobardorum) bezeichnen. 

® Der Titel imperator augustus Romanorum et (ac) Francorum, den Otto I. 
in den DD. O. I. 318. 322. 324—326. 329 führt, hängt mit den Beziehungen zu 
Byzanz nicht zusammen, eher mit denen zu Westfranken, wenn es sich dabei nicht 
bloß, wie Sickel annimmt (Vorbemerkung zu DO. I. 318) und auch mir sehr glaub- 
lich erscheint, um individuelle und willkürliche Auffassung eines einzelnen, unter- 
geordneten Kanzleibeamten handelt, die einer politischen Bedeutung überhaupt 
entbehrt. 

® Vgl. Brandi a.a.0.S.8f. Bekanntlich erhielt sich das Legimus als Unter- 
schriftsformel der ravennatischen Erzbischöfe bis ins spätere Mittelalter. 

* Redlich u. Erben, Urkundenlehre 1, 175. 

5 Für diese war gewiß ebenfalls das oströmische Vorbild maßgebend. 

® Ebenso auf einem Siegel Paldolfs V. und Landolfs VI. von Capua (vgl. 
K. Voigt a.a.O. S. 26 und die Abbildung bei Gattola, Historia abb. Cassinensis 
Tab. V) und mehrfach auf Bleibullen und Wachssiegeln normannischer Herrscher 
von Sizilien. 
? So auch K. A. Kehr a. a. O. S. 204 N. 4. 
® Vgl. die Abbildungen bei Schlumberger a. a. O. S. 418ff. 
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zu sagen ist, beschlossen sein." Denn die Einführung des Thronsiegels, 
auf dem der Herrscher von vorne gesehen, auf dem Throne sitzend 
und ausgestattet mit den Emblemen der fürstlichen Gewalt dargestellt 
wird, ist nicht so zu erklären. Zwar begegnet uns diese Darstellung 
gelegentlich schon auf byzantinischen Münzen des 6. Jahrhunderts,? 
und sie findet sich auch auf byzantinischen Kaisersiegeln, aber hier 
nur auf der Rückseite für den König Christus, niemals, soviel ich sehe, 
auf der Vorderseite für den irdischen Kaiser, und auch auf den Münzen 
scheint sie gerade im 10. Jahrhundert, an dessen Ausgang sie im 
Abendlande in das Siegelbild aufgenommen ist, im oströmischen Reiche 
nicht angewandt zu sein. Ihr Ursprung ist sehr alt.” Der Typus ist 
in der Antike entstanden; er findet sich schon auf den frühesten rö- 
mischen Konsulardiptychen, geht dann in die Handschriften über, so 
schon in die des Chronographen von 354, findet sich in manchen 
Dedikationshandschriften karolingischer und ottonischer Zeit und ist 
insbesondere in dem schönen Huldigungsbild der Münchener Handschrift 
Cimel. 58, das — aus dem zweiten Bande von Giesebrechts Geschichte 
der Deütschen Kaiserzeit allbekannt* — jetzt wohl mit ausreichender 
Sicherheit auf Otto III. bezogen werden darf und ungefähr gleichzeitig 
mit dem Thronsiegel dieses Kaisers entstanden sein wird, der Dar- 
stellung auf dem letzteren sehr ähnlich gestaltet. Aus solchen ikono- 
graphisch allgemein verbreiteten Motiven hat unzweifelhaft Otto Ill. die 
Anregung zu der Anordnung des neuen Siegelbildes geschöpft,° das 
nun seinen Siegeszug durch die Welt nahm. Es blieb im deutschen 
Reiche herrschend bis zu dessen Ausgang, es wurde noch in der ersten 


ı Der Zusatz sernper augustus zum Titel, der einmal schon in einem Ori- 
ginaldiplom Heinrichs II. begegnet (DH. II. 304, vgl. den Nachtrag DD. 3, 724), 
dann in zwei Diplomen Lothars Ill. wiederkehrt und seit den letzten Jahren 
Konrads Ill. häufiger angewandt wird, ist höchstens als eine Demonstration gegen 
Byzanz aufzufassen; bekannt war er im Abendlande schon lange vorher. — Im 
päpstlichen Urkundenwesen wurde auf solche Einwirkung aus dem Osten von 
A. Monaci die besondere Gestaltung der kurialen Schrift, die bis ins 11. Jahr- 
hundert herrschend blieb, zurückgeführt. Ich kann mich dieser Ansicht in keiner 
Weise anschließen; und auch die neuen Erörterungen Brandis a. a. O. S. 6öff. 
kommen doch schließlich zu einem Ergebnis, das ihr nicht zur Stütze gereicht. 

® Vgl. z.B. Sabatier, Description generale des monnaies byzantines 
Taf. XXI. 

3 Vgl. Clemen, Die. Porträtdarstellungen Karls des Großen (Aachen 1890) 
S. 83ff., dessen Ausführung ich in den nächsten Sätzen wiederhole. 

4 Eine sehr schöne Abbildung ist auch mit der Einladung zur Subskription 
auf das Werk von G. Leidinger, Miniaturen von Handschriften der Kgl. Hof- 
und Staatsbibliothek, weithin verbreitet worden. 

5 Über das unechte Siegel Arnulfs von Flandern an einer Urkunde von 941, 
das denselben Typus aufweist, vgl. mein Handbuch der Urkundenlehre 1°, 707 
N. 2 und die dort angeführte Literatur. 
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Hälfte des 11. Jahrhunderts in England und in Frankreich rezipiert, 
es findet sich auf den ältesten Siegeln dänischer und skandinavischer 
Könige, die wir kennen, es wurde in Sizilien schon von dem Groß- 
grafen Roger I. angenommen, und man sieht es auf den Majestätssiegeln 
der Könige von Spanien und Portugal, von Böhmen, Ungarn und Polen, 
in dem letzteren Reiche freilich erst am Ende des 13. Jahrhunderts, 
als Przemysl Il. den Königstitel annahm. 

Dies ist denn allerdings auch das einzige Merkmal deutscher Kaiser- 
urkunden, das eine so ganz allgemeine Verbreitung über die Grenzen 
des Reiches hinaus gefunden hat; im übrigen bedarf es, wenn man 
ihren Einfluß ermessen will, einer sorgsamen Scheidung zwischen 
Süden und Westen einer-, Osten und Norden andererseits. 

Im Süden sind es besonders die Beziehungen zwischen den deut- 
schen Kaiser- und den Papsturkunden, die unsere Aufmerksamkeit in 
Anspruch nehmen. Sie sind in einem berühmt gewordenen Aufsatz 
Mühlbachers! im Jahre 1893 eingehend, aber gerade in bezug auf 
die Frage, die uns jetzt beschäftigt, doch noch nicht erschöpfend be- 
handelt worden. Denn sie beginnen nicht erst, wie dort angenommen 
worden ist, kurz vor der Mitte des 11. Jahrhunderts, sondern beinahe 
ein volles Jahrhundert früher; und die beherrschende Stellung, welche 
die Ottonen in Rom einnahmen, spiegelt sich auch in dem päpstlichen 
Urkundenwesen ebenso deutlich wieder, wie die, welche Heinrich Ill. 
seit der Synode von Sutri behauptete. Nur wirkte sie in anderer 
Richtung: nicht sowohl die äußere Erscheinung der Papsturkunden? als 
vielmehr ihr innerer Bau, ihre Formulierung ist vielfach und in wesent- 
lichen Dingen dem Brauche der kaiserlichen Kanzlei angeglichen worden. 

Auf diese sehr bemerkenswerte Erscheinung hat, nachdem zuerst 
P. Ewald schon im Jahre 1884 eine einzelne Beobachtung mitgeteilt 
hatte,? nachdrücklich und wiederholt W. Erben im Jahre 1892 hin- 
gewiesen;* aber er hat sich dabei auf die Zeit des Kaisers Otto Ill. und 


ı Kaiserurkunde und Papsturkunde, Mitteilungen des Instituts für Österr. 
Geschichtsforschung, Ergänzungsband 4, 4991f. 

® Die merowingische Kursive in Jaffe-L. 2718 für Saint-Denis und die eigen- 
tümliche, wahrscheinlich durch eine südfranzösische Vorlage beeinflußte Minuskel in 
Jaffe-L. 3976 für Canigou sind nicht auf Einwirkungen der fränkischen Reichskanzlei 
zurückzuführen. Von dem Originalprivileg Silvesters II. für Urgel Jaff&-L. 3918, 
das nach Brutails, Bibliotheque de l’&cole des chartes 48, 523, une minuscule 
soignee aufweisen soll, ist eine Abbildung noch nicht veröffentlicht; nach seiner 
Einzelbeschreibung der Buchstaben ist aber gewiß an Kuriale zu denken, obwohl 
er selbst von caracteres lombardiques spricht. 

3 Neues Archiv 9, 345ff. 

4 Zeitschrift für Gesch. des Oberrheins N. F.7, 20ff.; Mitteilungen des Inst. für 
Österr. Geschichtsf. 13, 571ff. Neuerdings sind besonders beachtenswert die Ausfüh- 
rungen von Stengel, Diplomatik der deutschen Immunitätsprivilegien S. 369ff. 
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der Päpste Johann XV., Gregor V. und Silvester II. beschränkt, in der 
allerdings der Höhepunkt dieser Entwicklung erreicht, mit der sie aber 
keineswegs begrenzt ist. 

Vereinzelte Spuren einer Beeinflussung der Formulierung von Papst- 
durch Königsurkunden lassen sich schon vor der Kaiserkrönung Ottos 1. 
nachweisen, so z. B. in der Korroborationsformel dreier Urkunden 
Leos VII. vom Jahre 938 (daffe-L. 3609, 3610 und 3611), in der die 
Besiegelung angekündigt wird,’ was sonst in Papsturkunden nicht 
üblich ist, und ebenso deutlich in der Arenga und in der Publicatio 
eines Privilegs Agapits Il. vom Jahre 955 und eines Privilegs Johanns XII. 
vom Jahre 956 für das Kloster zu Homblieres (daffe-L. 3672, 3675); * 
aber sie gehen in diesen Fällen — bei den Urkunden für Homblieres 
ist das ganz sicher? — eher auf das Vorbild der französischen als der 
deutschen Königsurkunde zurück. Ganz zweifellos nachweisbar ist 
aber die Einwirkung des deutschen Kanzleibrauches auf den päpstlichen 
seit Johann XIII. (965— 972); ihre Intensität nimmt zu bis in die Tage 
Silvesters Il.; ihre Nachklänge sind aber noch unter Benedikt VIII, ja 
sogar noch unter Leo IX., Viktor II. und Stephan IX. zu verfolgen; und 
sehr mit Unrecht hat man gerade deswegen, weil sie dadurch eine 
nicht „kanzleimäßige“ Formulierung erhalten haben, einzelne Urkunden 
aus diesem Zeitraum gelegentlich angezweifelt oder geradezu als unecht 
verworfen. Im Eingangsprotokoll tritt mehrfach die Invokation In no- 
mine sanctae et individuae trinitatis auch in solchen Stücken auf, die 


ı Die Echtheit der Korroborationsformel von n. 3609 für Kloster Gorze ist 
von Pflugk-Hartung, Acta 1, 6n.8, die des Schlußsatzes von 3610 für Kloster 
Fleury ist von Prou u. Vidier, Recueil des chartes de l’abbaye de Saint-Benoit 
sur Loire 1, 114 n.45, angezweifelt worden. Aber die Echtheit der letzteren ist 
durch ihre weitgehende wörtliche Übereinstimmung mit n. 3611 für das Kloster 
Ripoll gesichert; und da in der übereinstimmenden Korroborationsformel beider 
Privilegien (hanc autem nostram /[sane istam], per quam vobis loquimur, epistolam 
sigillo apostolicae [dignitatis atque)] auctoritatis insignimus) die Besiegelung ange- 
kündigt ist, so wird auch die Corroboratio von n. 3609 (zuletzt gedruckt Metten- 
sia 2, 180 n. 97: ut autem hec nostra auctoritas firmius habeatur et in futuros dies 
illibata perduret, hanc signi nostri bulla facimus insigniri et propria manu nostra 
roborari) nicht zu beanstanden sein, Interpoliert ist, wie mehrfach in diesem Kar- 
tular von Gorze, nur die Datierungszeile durch die Hinzufügung von Inkarna- 
tionsjahr, Epakte, Konkurrente und Regierungsjahr Ottos I. 

® Die Arenga beginnt in 3672 Si sanctis, in 3675 Si iustis petitionibus. Die 
Publicatio lautet in beiden: Ergo notum sit universis catholicae matris ecclesiae filiis 
tam praesentibus quam futuris; sie geht zurück auf das Diplom Lothars von Frankreich 
von 954, Halphen u. Lot, Recueil des actes de Lothaire et de Louis V., S. 18 
n. 9. In dem Privileg Agapits stehen auch die Invocatio: In nomine sanıctae et in- 
separabilis trinitatis und die Intitulatio: Agapitus Christi adminiculante miseri- 
cordia sanctae Romanae ecclesiae antistes unter dem Einfluß der Vorurkunde. 

ıS.N. 2, 
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nicht mit synodalen Verhandlungen zusammenhängen,' und in denen 
sonst eine verbale Invokation nicht üblich war. Mehrfach wird der 
Titel des Papstes verändert. Johann Xlll. nennt sich zwar im Eingang 
eines Privilegs für Bologna vom Jahre 967 (daffe-L. 3714) in alter 
Weise Johannes episcopus servus servorum dei, fährt dann aber fort: 
cum ego Johannes sanctae catholicae et apostolicae Romanae ecclesiae 
tertius decimus papa residissem in Ravennam, er erweitert in einem 
Privileg für Magdeburg von 967 (daffe-L. 3715) den Titel servus ser- 
vorum dei durch die Worte episcopus urbis Rome? und er beginnt 


ı Drei in der Hauptsache sicher echte Papsturkunden mit dieser Invoka- 
tion: Jaffe-L. 3831 von Johann XV. für Petershausen, Jaffe-L. 3863 und 3897 
von Gregor V. für Vilich und Petershausen hat bereits Erben a.a.O. S.21f. 
nachgewiesen. In der ersten kommt noch der Zusatz: patris videlicet, filii et spi- 
ritus sancti hinzu, der sich (was die Annahme der Echtheit erheblich stützt) auch 
in dem Synodalkonstitutum Johanns XII. von 964 (MG. Const. 1, 532) findet; 
vgl. über diese Urkunden jetzt auch Hunn, Quellenkritische Studien zur Peters- 
hauser Chronik (Freiburg 1908) S. 62ff. Ein viertes und sicher echtes Stück ist 
das Privileg Gregors V. für S. Savino zu Piacenza, Nachrichten der Göttinger 
Gesellsch. der Wissenschaften 1900, S. 21 n. 2, und für echt halte ich, abgesehen 
höchstens von kleinen Interpolationen, mit Kehr, Italia pontificia 6,2, 12 n. 19, 
auch die Urkunde Silvesters Il. für Vercelli, Jaffe-L. 3903 mit der Invo- 
kation: In nomine trinitatis individuae et aeternae. Dagegen kann die Echtheit von 
Jaffe-L. 3868 für Stablo (jetzt gedruckt bei Halkinu. Roland, Recueil des chartes 
de l’abbaye de Stavelot-Malmedy 1, 197 n. 90) nicht angenommen werden. Echt ist 
aber wiederum das von Erben S. 23 besprochene Privileg Johanns XV. für Selz 
Jaffe-L. 3857 mit der Invokation In nomine domini dei eterni et salvatoris nostri 
lesu Christi. Die Privilegien Nikolaus II. für das Kapitel und das Kloster S. Thomas 
zu Reggio (Jaff&e-L. 4393 und 4393a mit der Invokation /n nomine.patris et filii 
et spiritus sancti sind echt, aber von einem Notar aus Reggio geschrieben, vgl. 
Kehr, Italia pontificia 5, 371. 382. Ein ganz vereinzelter Fall aus noch späterer Zeit 
ist das Privileg des Gegenpapstes Wibert-Clemens III. vom 8. Juni 1087 (Jaffe-L. 
5326) mit der Trinitäts-Invokation; ob etwa ein kaiserlicher Kanzleibeamter bei 
seiner Herstellung mitgewirkt hat, wie Köhncke, Wibert von Ravenna S. 131, 
annimmt, ist nicht sicher zu entscheiden; unwahrscheinlich wäre es an sich nicht. 

® Daß die gleiche Erweiterung des Titels sich auch in Jaffe-L. 3712, einem 
Brief Johanns XIII. an den englischen König Eadgar findet (Johannes episcopus 
urbis Rome servus servorum dei), macht mich, obwohl der Brief als Insert in einer 
offenbar gefälschten Urkunde des Königs überliefert ist, bedenklich gegen das 
unbedingt verwerfende Urteil, das die letzten Herausgeber (Napier und Steven- 
son, The Crawford collection of early charters and documents, Oxford 1895, 
S. 13. 94ff.) auch über den Brief gefällt haben. Denn diese Übereinstimmung wird 
um so weniger nur auf Zufall beruhen, als auch die Datierung des Briefes (datum 
Ravenne IX. kal. Februarii) gegen eine absolute Fälschung zu sprechen scheint. 
Ein Fälscher, der keine echte Vorlage hatte, würde den Papgt wohl von Rom aus 
haben schreiben lassen, da er schwerlich wissen konnte, daß Johann XIll. im 
Jahre 967 wirklich in Ravenna war, wo er mit Otto I. zusammentraf und Ostern 
feierte. So glaube ich, daß die Frage nach der Echtheit des Briefes, die wegen 
seiner Beziehungen zu Jaffe&-L. 2719 (nicht 2718, wie Napier und Stevenson 
angeben) recht kompliziert ist, einer nochmaligen eingehenden Untersuchung 
bedarf. 
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eine Verfügung zum Schutze des Klosters St. Symphorian mit den 
Worten: ego in dei nomine lohannes papa sedis apostolicae et Romanae 
urbis apostolicus divina clementia largiente (Jaffe-L. 3755). Bene- 
dikt VII. notifiziert im Jahre 981 den Bischöfen Galliens und Germa- 
niens Synodalbeschlüsse über die Aufhebung des Bistums Merseburg 
in einem Erlasse, dessen Intitulatio so lautet: ego Benedictus sancte 
catholice et apostolice Romane ecclesie septimus presul (Jaffe-L. 3808).* 
Johann XV. nennt sich in einer Urkunde für das Kloster Blandigny zu 
Gent (daffe-L. 3847) episcopus servus servorum dei celorum clavigeri 
gratia dei archivicarius und in einem Privileg für Selz (Jaffe-L. 3857) hu- 
millinus® omnium servorum dei et in sancta sede Romana ... non meritis 
propriüs constitutus, sed intercessione beatissimi apostoli Petri ab omni- 
potente in apostolatus arca electi.* Gregor V. heißt in einem Privileg für 
S. Savino zu Piacenza (S.29 N.1) Gregorius dei gratia presul apostolice 
sedis und in zwei Urkunden für die Klöster Vilich und Petershausen 
(Jaffe-L. 3863. 3897):° Gregorius qui et Bruno sanctae catholicae et 
apostolicae Romanae aecclesiae gratia dei episcopus, wozu in der zweiten 
noch ef servus servorum dei hinzugefügt ist. Ob in dem Titel, der 
Silvester II. in einer schon oben angeführten® Urkunde für Vercelli bei- 
gelegt wird: Silvester papa servus servorum dei das zweite Wort echt 
oder interpoliert ist, möchte ich dahingestellt lassen und auch für die 


ı Jaffe-L. 3757 für Mont-Saint-Michel mit dem Titel Johannes pii condi- 
toris clementia sanctae Romanae sedis existens indignus papa bedarf noch näherer 
Untersuchung. 

®2 Danach wird auch der Titel des Privilegs von 980 für ein Kloster zu For- 
limpopoli (Jaff&e-L. 3802: ego Benedictus catholicae ecclesiae episcopus), das ich 
abweichend von Kehr, Italia pontificia 5, 132 n. I, für in der Hauptsache echt 
halte, um so weniger zu beanstanden sein, als es von einem ravennatischen Notar 
geschrieben ist. 

3 Denselben Titel und ebenso eine mit Jaffe-L. 3857 übereinstimmende 
Invokation scheint nach den Ausführungen Erbens a. a. 0. S. 24ff. auch ein 
verlorenes Privileg Johanns XV. für St. Maurice gehabt zu haben; die Invokation 
dürfte aber nicht auf eine deutsche Kaiser-, sondern auf eine burgundische Königs- 
urkunde zurückgehen und sie wird also aus dem Privileg für St. Maurice in das 
für Selz übernommen sein. Als Nachurkunde des verlorenen Privilegs Johanns XV. 
ist das in den Formeln etwas veränderte Privileg Leos IX. Jaffe-L. 4246 anzusehen 
das ich für in der Hauptsache echt halte; dagegen sind die Privilegien Eugens I., 
Hadrians I., Eugens II. und eines Leo (Jaffe-L. 2084. 2489. 2567. 2660), wie 
ich glaube, eben nach jenem Privileg Johanns XV. gefälscht worden; vgl, auch 
Stengel a. a. O. S. 3831 N. 3 gegen Erben a. a. O. S. 25 N. 3. 

4 So nach dem Druck MG. Epp. saec. XIII. 1,499; electus nach dem Drucke 
Schöpflins, Alsatia dipl. 1, 189; electus auch in der in den in der vorigen An- 
merkung erwähnten Urkunden für St. Maurice. 

5 Diese sind schon angeführt von Erben a.a. 0. S. 22, 

6 Jaffe-L. 3903, s. oben S.28 N. |. 
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Zuverlässigkeit einer Urkunde desselben Papstes für Stablo! mit dem 
Titel: summus et universalis papa et beati Petri vicarius servus ser- 
vorum dei, wenngleich ich sie für wahrscheinlich halte,® doch noch 
nicht mit voller Zuversicht eintreten. Dagegen ist wiederum kein An- 
laß, an der Echtheit einer Synodal- und Gerichtsurkunde Sergius’ IV. 
von 1012 für das Kloster Beaulieu* zu zweifeln, in der die Intitulatio 
so lautet: ego Sergius divina gratia quartus sanctae Romanae ecclesiae 
pontifex servus servorum dei und auch gegen das Rundschreiben Bene- 
dikts VIII. von 1016 zugunsten von Kloster Cluni ist trotz des Titels: 
Benedictus per divinam gratiam sanctae Romanae ecclesiae praesul et 
episcopus kein ernstlicher Einwand zu erlıeben. 

Im Eschatokoll ist die Einführung der Rechnung nach Inkarnations- 
jahren in der Datierungszeile beachtenswert, die zuerst unter Leo VIII.® 
im Jahre 963, dann unter Johann XIII. in den Jahren 968—970° und 
seit Johann XV. häufiger vorkommt. Aber auch der Kanzlertitel bürgert 
sich ein; schon Silvester II. schreibt einmal, daß die Häufigkeit der 
Briefe an den Bischof von Asti seinen cancellarius ermüde’; unter 
Sergius IV. ist auch in der Korroborationsformel einer Urkunde von 
ihm die Rede®; und schon unter Johann XVIlIl. wird der Kanzleichef 
Petrus offiziell in der Datierungszeile der Privilegien mit diesem Titel 
bezeichnet.” Endlich macht sich das Bedürfnis größerer Betonung der 
eigenhändigen Unterschrift des Papstes geltend; Silvester II. befriedigt 


ı Jaffe-L. 3928, vgl. jetzt Halkin u. Roland, Recueil des chartes de 
l’abbaye de Stavelot-Malmedy 1, 199 n. 91. 

2 Für die Echtheit spricht die teilweise Übereinstimmung mit Jaffe-L. 
3837 für Lobbes, vgl. Stengel a. a. O, S. 373 N. 1. 3. 

3 In dem Privileg Silvesters für das Kloster S. Gervasius u. Protasius in 
der Grafschaft Mende (Wiederhold, Göttinger Nachrichten 1913 Beiheft S. 34) 
fehlen hinter Silvester episcopus die Worte servus servorum dei. Aber sie werden 
erst in unserer Überlieferung ausgefallen sein. Im folgenden ist Omnibus christiane 
fidei cultoribus mit notum esse volumus zu verbinden. 

* Jaffe-L. 3986, zuletzt gedruckt bei Lair, Etudes critiques sur divers 
textes du X. et XI. siecles 1, 65. 

> Jaffe-L. 3700. 3702. Bei dem engen Zusammenhang, der zwischen diesen 
beiden Urkunden für Salzburg und Montmaiour besteht (vgl. Brackmann, Stu- 
dien und Vorarbeiten zur Germania pontificia 1, 106ff.) wird anzunehmen sein, 
daß auch die Angabe des Inkarnationsjahres (3700: 964; 3702: 963) in beiden auf 
die verlorenen Originale zurückgeht; nur dürfte in 3700, das, wie Brackmann 
nachgewiesen hat, mehrfach durch Interpolationen entstellt ist, die Zahl ver- 
derbt sein, 

6 Jaffe-L. 3728. 3738. 3741. 

” Jaffe-L. 3911: /am epistolae nostrae te ad sinodum invitantes et numerum 
nesciunt et cancellarium ad defectum premunt. 

8 Jaffe-L. 3971 (auch von Kehr, Italia pontificia 5, 339 n. 17 als echt an- 
erkannt): hoc decretum nostro cancellario scribere praecepimus. 

® Vgl. mein Handbuch der Urkundenlehre 12, 217. 
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es, indem er dem herkömmlichen Bene valete in tachygraphischen 
Noten seinen Namen hinzufügt; Benedikt VIII. begnügt sich damit, ein 
abgekürztes sudscripsi daran anzuhängen. 

Vor allem aber wird der Kontext der Papsturkunden von der 
Umgestaltung ergriffen. Da die Inscriptio in zahlreichen Urkunden 
ganz ausfällt, oder ganz allgemein gehalten, nicht an den Empfänger 
der Urkunde gerichtet wird,? so ändert sich der ganze Bau des Privilegs. 
Der Empfänger der Urkunde wird dann auch im Kontext nicht mehr 
angeredet, sondern es wird von ihm in der dritten Person gesprochen. 
Statt der Inscriptio oder in Verbindung mit einer allgemeinen, bisweilen 
sogar auch mit einer speziellen, an den Empfänger gerichteten Adresse 
tritt eine allgemeine Publikationsformel auf, wie sie in den Kaiser- 
urkunden üblich ist. So heißt es z. B. unter Johann Xlll. in daffe-L. 
3721: quapropter universis sancte catholice ecclesie filiis presentibus 
et futuris notum esse volumus, in dJaffe-L. 3734 — nach einer all- 
gemeinen Adresse’ — et ideo sciat omnium vestrorum bonitas atque 
industria; in Jaffe-L. 3736 — in dem gleichen Falle — ideoque omnium 
vestrum nosse volumus sanctitatem et industriam,;* später begegnen 
hier neben dem am häufigsten vorkommenden notum esse (fore, fieri) 
volumus fast alle anderen Wendungen, die in den Kaiserurkunden 
dieser Zeit gebräuchlich sind.° Weiter sind nicht selten die Arengen 
den in den Kaiserurkunden üblichen Formulierungen nachgebildet,® 
und auch die Formeln für die Petition und die Gewährung der Bitte 





ı So schon unter Johann XIII. z.B. in Jaffe-L. 3723. 3724 (die Überein- 
stimmung der beiden Urkunden für Hersfeld und für Meißen beweist, soweit sie 
reicht, die Echtheit auch der zweiten; vgl. Uhlirz, Geschichte des Erzbistums 
Magdeburg S. 153f.). 3754 und später häufig. 

2 So gleichfalls schon unter Johann XIII. in Jaffe-L. 3734 (universis Christi _ 
fidelibus praesentibus et futuris salutem in domino perpetuam). 3736 (universis epi- 
scopis ac tocius dignitatis et ordinis catholicis viris, presentibus scilicet et futuris, per- 
petuam salutem). Spätere Beispiele sind zahlreich vorhanden. 

3 Siehe die vorige Note. 

4 Vgl. noch Jaffe-L. 3715. 3716. 3717 u. a. m. 

5 Nur einige Beispiele seien angeführt. Jaffe-L. 3796: notum sit omnibus; 
3829: noverit omnium fidelium industria; 3840: noverint omnes sanctae matris 
ecclesiae fideles et nostri utriusque ordinis per climata saeculi dilatati,; 3873: omnium 
sanctarum dei ecclesiarum cultores comperiant atque fideles; 3874: omnium fide- 
lium presentium videlicet atque futurorum noticie- pateat; 3900: noverit omnium 
sarıctae dei ecclesiae fidelium tarm praesentium quam futurorum industria, 3993: 
cunctis archiepiscopis, ducibus, marchionibus, comitibus, vicecomitibus cunctisque 
sanctae dei ecclesiae filiis manifestum fieri volumus usw. 

6 Vgl. z.B. Jaffe-L. 3721: Si piis votis ac petitionibus assensum prebemus, 
omnipotenti deo nos placere credimus; 3900 (vgl. 3924): Si loca vel monasteria a 
religiosis personis ac deo devotis constructa nostra pontificali auctoritate corroborare 
et sublimare conamur, hoc procul dubio ad utriusque beatitudinis praemium nobis pro- 
futurum fore credimus usw. 
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schließen sich dem Sprachgebrauch der Reichskanzlei an.' So wird 
denn schon 975 unter Benedikt VII. ein Privileg für S. Apollonio zu 
Canossa ausgestellt (Jaffe-L. 3787), das sich im formalen Aufbau seines 
ersten Teiles in nichts mehr von den Diplomen der Reichskanzlei 
unterscheidet: Benedictus episcopus servus servorum dei. Omnibus 
sanctae dei ecclesiae filiis pateat, qualiter Teudaldus comes ... petüt, 
ut... apostolica nostri privilegii auctoritate confirmare ac roborare 
dignaremur. Cuius igitur devotae petitioni annuentes et bono voto et 
condigno sincerum assensum praebentes ... decrevimus; und in einem 
Privileg Johanns XV. für Noyon (daffe-L. 3829) wird bei solcher Anord- 
nung der Formeln sogar der bekannte Arengensatz Tunc enim lucri potis- 
simum praemium usw. mitten in die Narratio eingeschoben. Daß nun 
auch andere Teile der Narratio und die Dispositio formell und sachlich 
den Königsurkunden angeglichen werden, ist begreiflich, kann hier 
aber im einzelnen nicht verfolgt werden; es genügt, auf die Unter- 
suchungen Stengels? hinzuweisen, die eingehend dargetan haben, in 
wie weiten Umfang das Formular der königlichen Immunitäten auf 
die päpstlichen Privilegien für deutsche Klöster Einfluß gewonnen hat. 
Aber auch die Schlußformeln des Kontextes der Papsturkunden haben 
diesem Einflusse sich zu entziehen nicht vermocht. In die Poenformel 
findet, bisweilen schon zur Zeit Ottos I. und Ottos Il., häufiger noch 
während der Regierung Ottos Ill. die Androhung von Geldstrafen Ein- 
gang, was früher, abgesehen von zwei vereinzelten Fällen aus dem 
9. Jahrhundert,? nicht vorgekommen war;* und es verdient besondere 
Beachtung, daß in der Mehrzahl dieser Urkunden (was in jenen zwei 
ältesten nicht der Fall war) nach dem Muster der Königsurkunden 
eine Teilung der Strafsumme zwischen dem Verletzten und dem latera- 
nensischen Palast oder der päpstlichen Kammer vorgeschrieben wird. 





ı Z.B. Jaffe-L. 3971: nostram deprecatus est magnificentiam; 3754: cuius 
petitioni annuens; 3873: cuius precibus...inclinati; 3975: cuius petitionem salu- 
brius (?) ob amorem dei adimplere studentes; 4059: cuius piae petitioni assensum 
prebens usw. 

® A. a. 0. S. 374ff. 

3 Jaffe-L. 2551. 2606, vgl. Ewald, Neues Archiv 9, 346. 

* Zu der von Ewald für die Zeit von 942—1060 aufgestellten Liste von 
14 Urkunden füge ich hinzu: Agapit II. 948 für Ravenna, Göttinger Nachrichten 
1910 S. 232; Jaffe-L. 3797, Benedikt VII. für Ferrara 978 (das keinesfalls eine 
einfache Fälschung ist; vgl. Kehr, Italia pontificia 5, 209 n. 6); Jaffe-L. 4001, 
Benedikt VIII. für Heinrich Il. 1020 (das Ewald a.a.0O. S. 331f. beschreibt, dann 
aber in die Liste nicht aufgenommen hat). Jaffe-L. 41158 Benedikt IX. für Bron- 
dolo 1044; Stephan IX. für S.Sepolcro ohne Jahr, Göttinger Nachrichten 1898 S. 374; 
Nikolaus Il. für S. Maria in Monte bei Cesena 1060, ebenda 1898 S. 30; Wibert- 
Clemens III. für S. Flaviano de Rambona 1096, ebenda 1898 S. 31. Vgl. auch die 
in den Text eingeschobene Strafbestimmung in dem Privileg GregorsV. für Subiaco, 
Jaffe-L. 3877 (Regestum Sublacense S. 31, Z. 24). 
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Noch bedeutsamer ist es, daß gelegentlich, wenn auch nicht eben 
häufig, eine Korroborationsformel mit der Ankündigung der Besiegelung 
oder der eigenhändigen Unterschrift des Papstes oder beider Beglau- 
bigungsmittel in den Kontext der Privilegien aufgenommen wird, wie 
das schon in einem Privileg Benedikts VII. vom Jahre 978 für das 
Kloster Cluni geschieht! Nach alledem wird es uns nicht wunder- 
nehmen, daß in dieser Zeit aus der päpstlichen Kanzlei Privilegien 
hervorgegangen sind, die denen der kaiserlichen so ähnlich sind, daß 
man versucht ist, ihr Diktat zum großen Teil auf bestimmte kaiserliche 
Kanzleibeamte zurückzuführen. Dahin gehören unter Benedikt VII. 
Jaffe-L. 3820 für Gisiler von Magdeburg, unter Johann XV. Jaffe-L. 3856 
für Kloster Bergen und unter Gregor V. Jaffe-L. 3900, 3924 für die 
Klöster Seon und Hlelmarshausen. Die Benutzung von Vorlagen aus 
der Reichskanzlei ist hier in weitesten Umfange erfolgt;? aber sie allein 
erklärt noch nicht alle Eigentümlichkeiten aller dieser Urkunden; und 
eine Mitwirkung von Beamten, die im Dienste der Kaiser standen 
oder gestanden hatten, bei der Abfassung päpstlicher Urkunden ist 
zumal unter Otto III. und unter den Päpsten Gregor V. und Silvester Il. 
keineswegs an sich auszuschließen. 

Die unmittelbare Einwirkung des kaiserlichen Kanzleibrauches auf 
den Kontext der Papsturkunden wird seit dem Tode Ottos Ill. schwächer, 
aber ihre Spuren erhalten sich, wie schon gesagt wurde, bis um die 
Mitte des 11. Jahrhunderts und darüber hinaus,’ und erst im letzten 
Viertel dieses Jahrhunderts verschwinden sie völlig.* Inzwischen aber 
war schon unter Heinrich III. und den von ihm eingesetzten deutschen 
Päpsten eine durchgreifende Reform des päpstlichen Urkundenwesens 
eingetreten, die gleichfalls offenbar durch den deutschen Brauch be- 
einflußt war. Sie ist oft behandelt worden, und ich verzichte deshalb 
darauf, sie an dieser Stelle im einzelnen zu besprechen,’ indem ich 


ı Es heißt in Jaffe-L. 3796: ut haec nostra auctoritas vigorem et soliditatem 
in perpetuum obtineat, sigillo nostro signavimus et manu nostra firmavimus. Weiter 
Gregor V. für S. Savino (Göttinger Nachrichten 1900 S. 22): ut vero nullus ambigat 
decreti huius paginam nostra iussione perfectam, eam nostri sigilli videat impressione 
signatam; Jaffe-L. 3903, Silvester II. für Vercelli (vgl. Ewald a. a. O. S. 341); 
Jaffe-L. 3953, Johann XVIIl. für Pisa; 3971 Sergius IV. für Nonantola, 4115« 
Benedikt IX. für Brondolo. Nur eine dem Vordersatz der in Deutschland üblichen 
Korroborationsformel entsprechende Wendung (hoc ergo nostrae constitutionis privi- 
legium ratum et inviolabile esse per omnia tempora volumus), ohne Ankündigung von 
Unterschrift und Siegel, ist in Jaff&-L. 3905, Silvester II. für Lorsch aufgenommen. 

2 Für Jaffe-L. 3856 vgl. jetzt Stengel a. a. O. S. 382f. 

® So finden sich z. B. Publikationsformeln mit notum esse volumus noch unter 
Alexander II. : 

4 Abgesehen etwa von einzelnen Stücken aus der Zeit des kaiserlichen Gegen- 
papstes Wibert-Clemens III. 

5 Erwähnen möchte ich nur, weil das früher weniger beachtet, wenn auch 
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nur das eine noch einmal hervorhebe, wodurch sie sich von der eben 
dargestellten Einwirkung der Ottonischen Kanzlei auf die päpstliche 
unterscheidet. Sie erstreckt sich nämlich nicht auf den Kontext der 
Urkunden und ihr Anfangsprotokoll, sondern nur auf ihr Eschatokoll 
und ihre äußeren Merkmale, sowie auf die Organisation der Kanzlei. 
Aus dem Kontext der Urkunden wurden im Gegenteil im Laufe der 
zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts auch die letzten Resterscheinungen 
ausgemerzt, die sich noch auf die frühere Periode des Ottonischen 
Einflusses zurückführen lassen. Die alten Formeln, die niemals außer 
Gebrauch gekommen waren, treten, freilich etwas abgewandelt, nun 
wieder in ihr volles Recht ein, und die Papsturkunde erhält damit wieder 
einen durchaus eigenartigen Charakter, der in der päpstlichen Kanzlei 
selbständig weiter gebildet worden ist und bis zum Ende des Mittel- 
alters in irgendwelchen wesentlichen Beziehungen fremden Einwirkungen 
nicht mehr unterlegen hat. 

Dafür beginnt nun seit dem letzten Viertel des 11. Jahrhunderts, 
entsprechend der ungemein gesteigerten Machtstellung des Papsttums, 
die Papsturkunde in immer zunehmendem Maße die Diplome der 
Herrscher des Abendlandes zu beeinflussen. Wie dieser Einfluß sich 
in Deutschland geltend gemacht hat, das hat bereits Mühlbacher in 
der früher angeführten Abhandlung! so eingehend dargetan, daß es, 
wieviel auch noch im einzelnen darüber zu sagen sein mag, an dieser 
Stelle genügt, im allgemeinen auf seine Ausführungen zu verweisen; 
nur an das Eindringen des sog. cursus in die Kaiserurkunden, das 
Mühlbacher noch nicht berücksichtigt hat, muß hier noch ausdrücklich 
erinnert werden.” Außerdem aber ist darauf aufmerksam zu machen, 
daß Mühlbacher, worauf ich schon in einer kurzen Anzeige seiner 
Abhandlung vor Jahren hingewiesen habe,? die Anfänge dieser Ent- 
wicklung etwas zu spät ansetzt, indem er sie erst in der Zeit Lothars Ill. 


von Mühlbacher (a.a.O. S. 505) schon hervorgehoben ist, daß auch der unter Vik- 
tor Il. in der päpstlichen Kanzlei eingetretene Übergang vom Schrift- zum Bildsiegel 
sicher auf den Einfluß der Kaiserurkunden zurückgeführt werden darf; wenn 
Viktor auf die Reversseite seiner Bulle ein dreitürmiges Kirchengebäude setzte, 
unter dem die Worte Aurea Roma standen, während die Umschrift lautete Vie- 
toris papae II., so sind für die Wahl des Bildes und der Bei- und Unterschrift 
gewiß die Kaiserbullen Konrads Il. und Heinrichs III. maßgebend gewesen. Die 
Ausführung ist freilich abweichend, und so weit ging die Neigung zum Anschluß 
an den kaiserlichen Brauch nun doch nicht, daß man auch auf die Vorderseite 
des Siegels das Bild des Papstes gesetzt hätte. Das Bild des thronenden Papstes 
auf der Rückseite der Bulle darstellen zu lassen, hat erst Paul II. gewagt; aber 
das Beispiel hat keine Nachahmung gefunden. 

ı Oben S. 27 N.1. 

2 Ausführlicheres darüber in meiner Urkundenlehre 2?, 369ff. 

3 Jahresberichte der Geschichtswissenschaft 1896, IV, 133 N. 88, 


3* 
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beginnen läßt. Eine vereinzelte Spur davon findet sich schon unter 
Heinrich IV., und unter dem letzten salischen Kaiser! ist, wie neuer- 
dings besonders HansHirsch dargetan hat,? der Einfluß der päpstlichen 
Privilegien auf die Formulierung unserer königlichen Dipeme in einer 
Reihe von Fällen sehr deutlich zu erkennen. 

Noch früher ist er in Frankreich bemerkbar, wo die beiden Formeln, 
die für das Eindringen des päpstlichen Kanzleibrauches in den könig- 
lichen besonders charakteristisch sind, das in perpetuum am Schlusse 
der Inscriptio und die Formel data per manus bei der Kanzleiunter- 
fertigung, uns schon unter König Philipp I. begegnen: jenes zuerst in 
einem Diplom von 1068 für Saint-Denis, diese in einem Diplom von 
1080 für Cluni.” Wie stark in Sizilien der Einfluß der Papsturkunden 
auf die äußere Gestaltung und die innere Formulierung der päpstlichen 
Vasallenkönige war, ist längst bekannt und neuerdings wieder durch 
das schöne Buch von K. A. Kehr im einzelnen dargelegt worden. 
Die Rota, in der diese Abhängigkeit der normannischen Königs- von 
der Papsturkunde am augenfälligsten in die Erscheinung tritt und die 
unter Roger II. schon vor seiner Königskrönung eins seiner Diplome 
schmückt,* ist dann zu der Zeit, als auf der pyrenäischen Halbinsel 
das sich immer mehr konsolidierende christliche Königtum zu fester 
Organisation der Kanzlei und des Urkundenwesens gelangt ist, auch 
in die feierlichen Diplome der Könige von Leon, Castilien und Portugal, 
aber nicht auch in die der Herrscher von Aragon und Navarra, auf- 
genommen worden.° Doch läßt sich hier in Spanien besonders deutlich 


ı Vorher weiß ich kaum mehr anzuführen als die Hinzufügung der Worte 
servus lesu Christi und servus apostolorum zum Kaisertitel Ottos IIl., die ja offen- 
kundig eine Nachahmung des päpstlichen servus servorum dei sind. Benutzt sind 
allerdings Papsturkunden bei der Abfassung von Kaiserurkunden schon früher, 
vgl. Stengel a. a. O. S. 388ff., aber von einem Einfluß auf die eigentliche Dip!o- 
matik der Kaiserurkunden kann dabei nicht die Rede sein. Höchstens die Auf- 
nahme des sogenannten Unabhängigkeitspassus in das Formular der Immunitäts- 
urkunden (Stengel S. 387f.) wäre unter diesem Gesichtspunkt noch zu erwähnen. 

® Mitteil. d. Instit. f. österr. Geschichtsforschung, Ergänzungsband 7, 603ff. 

3 Prou, Recueil des actes de Philippe I. n. 40. 99. 

4 K. A. Kehr a.a.0. S. 164ff; meine Urkundenlehre 22, 189 N.7. — Über 
Rotae in Urkunden der Erzbischöfe von Trani, Benevent und Ravenna vgl. K. A. 
Kehr S. 164 N. 4. 

5 Vgl. Muoz y Rivero in der Revista de archivos, bibliotecas y museos 
1872 S. 188ff.; Escudero de la Pena im Museo Espanol de antiguedades 1875 
S. 247ff.; Eitel im Archiv für Urkundenforschung 5, 299ff. Eine Abbildung 
der von Eitel S. 331 erwähnten ruedas des Königs Alfons VIII. von Castilien 
und seiner Gattin Leonore findet sich auch bei Colmeiro, Reyes christianos desde 
Alonso VI. hasta Alfonso XI. en Castilla, Aragön, Navarra y Portugal S. 57; 
ebenda S. 89 ruedas Enriques I. und Fernandos Ill. Eine gute Abbildung der 
prachtvollen rueda Pedros I. auch bei Catalina Garcia, Castilla y Leon durante 
los reinados de Pedro I., Enrique II., Juan I, y Enrique Ill. 1, 267. 
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erkennen, was übrigens auch in Deutschland vermutet werden kann, 
daß die Bischofsurkunde die Vermittlung zwischen dem Papstprivileg 
und dem königlichen Diplom übernommen hat. Denn während die 
ruedas oder signos rodados, wie die spanischen Diplomatiker die den 
päpstlichen Roten nachgebildeten Zeichen nennen, in Diplomen erst 
unter den Königen Fernando Il. von Leon, Alfonso VIII. von Castilien 
und Alfonso Il. von Portugal nach der Mitte des 12. Jahrhunderts auf- 
treten und die bisherigen sehr mannigfach und eigentümlich gestalteten 
Signa! der Herrscher ersetzen, hat schon zur Zeit des Papstes Pascha- 
lis II. der Bischof, später Erzbischof Didacus von S. Jago de Compostella 
eine Rota in seine Urkunden aufgenommen, in deren Umkreis er die 
Devise Paschals: Verbo domini caeli firmati sunt stellte, und seinem 
Beispiele sind noch in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts die 
Bischöfe Guido von Lugo und Nuno Alfonso von Mondoniedo gefolgt. 
Daß aber von hier aus die Ruedas in die königliche Kanzlei Eingang 
fanden, kann um so weniger bezweifelt werden, als die Erzbischöfe 
von Compostella seit Didacus die Oberleitung der königlichen Kanzlei 
von Leon hatten.? 

Ob in den übrigen Ländern Europas, in deren Königsurkunden 
zwar nicht diese Zeichen,’ aber viele andere Elemente der Papsturkunden 
aufgenommen wurden, der Anschluß an den päpstlichen Brauch un- 
mittelbar erfolgte oder durch anderweitige Vermittlung herbeigeführt 
wurde, ist bisher kaum untersucht worden und wird in manchen Fällen 
schwer zu entscheiden sein. In Nord- und Osteuropa könnten deutsche 
Königs- und Bischofsurkunden eine solche Vermittlerrolle gespielt haben. 

ı Abbildungen solcher Signa bei Eitel a. a. O. S. 313ff., auch bei Col- 
meiro a. a. O. S. 25. — Über die Bedeutung der Signa im westgotischen Recht 
vgl. Zeumer, Neues Archiv 24, 15ff. Da sie zur Schriftvergleichung verwertet 
wurden, mußten sie (ebenso wie die späteren Signete der öffentlichen Notare) 
individuell gestaltet werden (Zeumer S. 23f.). Daraus erklären sich die merk- 
würdigen, von der Kreuzform ganz abweichenden Zeichen, die in spanischen Ur- 
kunden vorkommen. Inwieweit sie eigenhändig ausgeführte Teile hatten, bedarf noch 
der Untersuchung. Über die ruedas vgl. in letzterer Beziehung Eitel a.a.O. S. 329ff. 

® Auch für die Einführung der Metallsiegel in Spanien, die unter Alfonso VII. 
in Castilien, unter Alfonso IX. in Leon und Galicien erfolgte, wird das päpstliche 
Vorbild maßgebend gewesen sein. 

® Abgesehen von ganz vereinzelten Ausnahmen. Hierhin gehörte, wenn sie 
echt wäre, die Urkunde des Herzogs Heinrichs von Schlesien von 1208, abgebildet 
bei KrzyZanowski, Mon. Poloniae palaeographica 2, Taf.41. Sie hat vier Rotae, 
des Herzogs Heinrich, des Erzbischofs Heinrich von Gnesen, des Bischofs Laurentius 
von Breslau und des Breslauer Kapitels. Ihr Schreiber war vielleicht der Magister 
Martinus, der seinen Namen in die Rota des Kapitels eingetragen hat. Schlesische 
Spezialforscher (Grünhagen, Regesten zur schlesischen Gesch. I, 96 zu n. 124; 
Schulte, Zeitschr. des Vereins f. Gesch. Schlesiens 42, 273), erklären die Urkunde 


allerdings für gefälscht; allein mir scheint die Frage der Echtheit doch noch nicht 
entschieden zu sein. 
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In England, wo man sich gegen alles Fremde in Recht und Sitte lange 
Zeit ziemlich spröde verhielt! hat man die erst unter Richard Löwen- 
herz in die Urkunden aufgenommene Formel datum per manus N. can- 
cellarii? wahrscheinlich nicht direkt aus dem päpstlichen, sondern viel- 
mehr aus dem französischen Kanzleibrauch entlehnt, in dem sie schon 
unter Ludwig VI. fest eingebürgert war und unter Ludwig VII. regel- 
mäßig vorkam, während der Brauch der Registerführung, der in Eng- 
land unter Johann ohne Land aufkam, sich, wie v. Heckel ausgeführt 
hat,’ jedenfalls an das römische Vorbild anschließt, dann freilich sehr 
eigentümlich umgestaltet worden ist.* Aus Ungarn haben wir dann 
ein ganz bestimmtes Zeugnis für den Anschluß an den päpstlichen 
Kanzleibrauch; daß der König Bela IV. seine Bestimmungen über den 
Geschäftsgang in der königlichen Kanzlei ad instar Romanae curiae 
getroffen habe, ist ausdrücklich überliefert.° 

Kehren wir nun zu der deutschen Kaiserurkunde zurück, so ist 
über ihren Einfluß im Süden und Westen Europas nur noch wenig 
hinzuzufügen. In Unteritalien soll nach K. Voigt’ die Einführung der 


ı Einflüsse des päpstlichen Kanzleistiles schon auf die Formeln der älteren 
angelsächsischen Urkunden sind, wie bereits Hall, Studies in English official 
historical documents, Cambridge 1908, 1, 189f., bemerkt hat, allerdings vorhanden. 
Es genügt z.B. auf die Strafformel in einem Diplom König Aethelreds von 998 
(Napier u. Stevenson, The Crawford collection of early charters, Oxford 1895, 
S. 19 n. 8) aufmerksam zu machen; das Gerippe der Formel: si quis vero, quod non 
optamus, ausu temerario infringere temptaverit usw. ist, wie man leicht sieht, ganz 
päpstlich. Aber gerade diese feierlichen Diplome haben für das spätere englische Ur- 
kundenwesen, auf das es uns besonders ankommt, nur geringe Bedeutung gehabt. 

? Sie wird seit der Großjährigkeit Heinrichs III. durch die Formel data per 
manum nostram verdrängt. 

3 Archiv für Urkundenforschung 1, 445ff. 

* Erst im 14. Jahrhundert werden auch andere Formeln der päpstlichen 
Kanzlei, so die Salvationsklauseln, die Non-obstante-Klauseln, die Klauseln de spe- 
ciali gratia, mero motu nostro, ex certa scientia nostra usw. in gewisse Arten von 
englischen Königsurkunden übernommen, vgl. z.B. den Freibrief Richards Il. 
von 1394 für ein neues Kollegium von Kanonikern an der Paulskirche in London, 
New Palaeographical Society 2, Taf. 225, und dazu Hall, Formulabook S. 25. 

5 Vgl. meine Urkundenlehre 22, 3 N. 1. Daß in der Dauphine die Hof- 
staatsordnung des Delfins Humbert II. von 1340 in ihren auf die Kanzlei bezüg- 
lichen Abschnitten dem päpstlichen Vorbild sich vielfach eng anschließt, habe ich 
ebenda 1?, 313 N. 5 bereits angemerkt. 

® Die Urkunden der italienischen Könige aus der Zeit zwischen Karl Ill. 
und Otto 1. schließen sich im allgemeinen an die der Karolinger an. Die beson- 
dere ostfränkische Entwickelung hat hier durch italienische Diplome Karlmanns, 
Karls III. und Arnulfs, die als Vorurkunden bekannt wurden, einwirken können; 
dagegen hat eine Einwirkung deutscher Urkunden des 10. Jahrhunderts nicht 
stattgefunden. 

? Beiträge zur Diplomatik der langobardischen Fürsten von Benevent, 
Capua und Salerno $. 18. 20. 
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verlängerten Schrift in der ersten und der Signumzeile sowie die Form 
des Monogramms in den Diplomen der Fürsten von Capua und Bene- 
vent auf das Vorbild der deutschen Kanzlei zurückzuführen sein. 
Allein davon kann gar nicht die Rede sein. Signumzeile und Monogramm 
treten in den Diplomen jener Fürsten mit dem Jahre 902 auf; damals 
bestanden gar keine Beziehungen zwischen Unteritalien und Deutschland, 
und nicht die Urkunden deutscher Herrscher, sondern eher die der 
damaligen italienischen Könige haben den Anlaß zur Einführung jener 
Formeln gegeben." Die Gestalt des Monogrammes selbst entspricht 
älteren karolingischen oder noch besser byzantinischen Mustern, ? 
während die rote Farbe des Handmals jedenfalls auf den Brauch der 
oströmischen Kaiser zurückgeht. Daß auch die verlängerte Schrift den- 
selben Ursprung haben wird wie die Formel der Signumzeile, darf 
danach unbedenklich behauptet werden;? und das gleiche gilt auch fast 
überall von dem, was in der Formulierung des Kontextes mit den 
Kaiserurkunden übereinzustimmen scheint. 

Erst in den letzten Jahrzehnten der Herrschaft langobardischer 
Fürsten in Unteritalien macht sich wirklich ein unmittelbarer Einfluß 
der deutschen Kaiserurkunden bemerklich und tritt zumal in den sa- 
lernitanischen Diplomen zutage. Wenn hier seit 1049 die bis dahin 
übliche Invokation durch die Formel /n nomine sanctae et individuae 
trinitatis* ersetzt wird, wenn seit 1049 die Devotionsformel divina 
favente clementia eingeführt wird, wenn gleichfalls im 11. Jahrhundert 
neue, denen der Kaiserurkunden sehr ähnliche Arengen auftreten, in 
der Poenformel die Teilung der Strafsumme angeordnet wird und neue 
Korroborationsformeln, die den kaiserlichen verwandt sind, in Gebrauch 
kommen,? so kann das allerdings nur darauf zurückgeführt werden, 
daß Urkunden aus der deutschen Reichskanzlei vorbildlich geworden 

! In Urkunden des italienischen Königs Wido findet sich auch einige Male 
die Formel Signum domni...excellentissimi regis, der die in Unteritalien am 
häufigsten vorkommende Formel Signum domni...excellentissimi principis ent- 
spricht. Doch dürfte das Beiwort wohl nicht daraus, sondern aus dem einstigen 
langobardischen Königstitel N. vir excellentissimus rex zu erklären sein, — Aus der 
älteren langobardischen Zeit stammt übrigens auch die Schreiberformel der unter- 
italienischen Fürstenurkunden. 

® Ein ganz ähnlich gestaltetes Monogramm, gebildet aus den Buchstaben 
Geöroxe Boyse, mit dem für die unteritalienischen Fürstenurkunden charakte- 
ristischen runden o in der Mitte führt z. B. der Hypatos von Sardinien Theodotos, 
Schlumberger, Sigillographie Byzantine S. 223. 

3 In der besonderen Gestaltung der Abkürzungszeichen ist man bei dieser 
Schrift in Unteritalien den päpstlichen Privilegien gefolgt. 

4 In Capua kommt schon in vier Urkunden von 1017 die Formel In nomine 
summae et individuae trinitatis vor, aber sie ist nur Eigentümlichkeit eines Schreibers 


und bleibt nicht im Gebrauch, vgl. Voigt S. 40. 
5 Vgl. Voigt S. 27. 33. 34. 39. 28. 
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sind;! in den Zeiten Heinrichs II. und der beiden ersten salischen 
Kaiser erklären sich solche Einflüsse der deutschen Kanzlei ja auch 
auf das leichteste. 

Eben aus den Urkunden der letzten Fürsten von Salerno haben 
nun auch die der normannischen Herzoge von Apulien und durch ihre 
Vermittlung wiederum die der normannischen Könige von Sizilien fast 
alles das entlehnt, was in ihnen nicht dem päpstlichen oder dem 
byzantinischen Kanzleibrauch oder den besonderen Gewohnheiten der 
Kanzlei der ersten normannischen Grafen von Sizilien entstammt.? 
Nur eine kleine Formel, die Apprekation feliciter amen, die weder in 
den päpstlichen noch in den Urkunden der langobardischen Fürsten 
Unteritaliens begegnet, in den normannischen Königsurkunden aber 
unter Roger Il., zumal seit 1142 auftritt,’ könnte man versucht sein, 
auf das Vorbild der deutschen Kaiserurkunde zurückzuführen, wenn 
hier nicht bloß eine Kombination des einfachen feliciter, das in der 
Datierung italienischer Privaturkunden nicht selten vorkommt, mit dem 
am Schlusse der feierlichen Papstprivilegien üblichen armen vorliegt.* 
Erst unter der Königin Konstanze macht sich vorübergehend ein etwas 
stärkerer Einfluß der deutschen Kaiserurkunde auf die sizilische Königs- 
urkunde geltend, der aber gleich nach dem Tode Heinrichs VI. fast 
völlig wieder verschwindet. ® 

Stärker hat umgekehrt in der letzten staufischen Zeit die sizilische 
Königs- auf die deutsche Kaiserurkunde eingewirkt. Schon der be- 
sonders zu erklärende Fall einer Urkunde Friedrichs I. vom Jahre 1177, 
des Waffenstillstandsvertrages mit Wilhelm Il. von Sizilien, dessen 
Formulierung sich eng an normannische Muster anlehnt,® hat, wie 
Erben’ mit gutem Grunde vermutet hat, der Nachwirkung nicht ent- 
behrt: wenn die in der normannischen Kanzlei hergebrachte Gestaltung 
der Korroborationsformel, deren ersten Teil nicht ein Finalsatz mit uf 
oder ne, sondern eine präpositionelle Wendung mit ad bildet, in den 
Jahren 1178 und 1179° mehrfach in Friedrichs Urkunden begegnet,’ 


ı Zwar finden sich auch alle diese Formeln schon in Urkunden der italieni- 
schen Könige aus dem Ende des 9. und dem Anfang des 10. Jahrhunderts, aber 
sie waren eben damals in Salerno nicht übernommen worden. 

® Das hat schon Chalandon, Melanges d’archeologie et d’histoire 20, 195ff. 
mit Recht bemerkt. Vgl. auch K. A. Kehr S. IX. 

3 K. A. Kehr S. 263. 

4 Für diese letztere Erklärung könnte sprechen, daß das amen oft zwei 
oder wie in den Papstprivilegien dreimal wiederholt wird, vgl. K. A. Kehr S. 263. 

5 Vgl. K. A. Kehr S. IXf. S. 245. 291. 293. 

® Stumpf n. 4205, vgl. K. A. Kehr, Neues Archiv 27, 758ff. 

” Erben, Urkundenlehre $S. 368. 

8 Kehr.a.a. 0. S. 760, führt vier Beispiele aus den Jahren 1178 und 1179 
für die mit einem ad eingeleitete Formel an. Aber die Fälle sind viel zahlreicher; 


Internationale Beziehungen im Urkundenwesen des Mittelalters 41 


so wird das auf jenen Waffenstillstandsvertrag, den der Reichsproto- 
notar selbst geschrieben hat, zurückzuführen sein. Unter Heintich VI. 
ist dann eine ähnlich gebildete Korroborationsformel häufig angewandt 
worden und hat seit Friedrich II. die alte Formulierung allmählich ganz 
verdrängt. Unter Heinrich VI. dringt weiter, ebenfalls offenbar unter 
sizilianischem Einfluß, die fortlaufende Zählung der Monatstage — statt 
der römischen Zählweise — in die Urkunden der Reichskanzlei ein;! 
und unter Friedrich II. gewinnt nicht nur diese Zählweise an Aus- 
dehnung, sondern es wird auch die in Sizilien herrschende griechische 
Indiktionsepoche und manche Einzelheit in der Formulierung des Kon- 
textes nach sizilianischem Vorbild in die Kaiserurkunden aufgenommen; 
vielleicht geht auch, wie Scheffer-Boichorst vermutet hat, die in den 
späteren Jahren Friedrichs Il. aufgekommene Gewohnheit unverkürzter 
Insertion von Vorurkunden auf Nachahmung sizilianischen Brauches 
zurück, wenn nicht dafür doch eher das Vorbild der päpstlichen Kanzlei 
maßgebend gewesen ist.? 

Auch in den Beziehungen zu den westeuropäischen Kanzleien ist 
die deutsche, immer abgesehen von dem schon erwähnten Thronsiegel, 
mehr der empfangende als der gebende Teil gewesen. Das englische 
Urkundenwesen ist von dem deutschen schlechthin unabhängig; dagegen 
könnte, wie v. Heckel vermutet hat,’ die von Friedrich Il. zwar nicht 
in Deutschland, aber in Sizilien eingeführte Registerführung sich an 
ein englisches Muster anschließen. Auch die Urkunden der franzö- 
sischen Kapetinger, die ja mit denen der deutschen Könige aus der 


nur tritt in Deutschland öfter in statt ad ein; vgl. z.B. noch St. 4255%. 4259. 4260«. 
4263. 4275. 4284. 4287; ganz besonders nahe steht der sizilianischen Formel St. 4260* 
mit dem Eingang der Korroboration : in cuius rei memoriam et stabile firmamentum. 

% Vorher kommt dergleichen nur ganz vereinzelt vor. (Vgl. DD. O. I. 37. 79. 
137. DO. Il. 306. DH. 11. 43. DD. K. II. 20. 130. 163). Aus der Zeit Friedrichs I. 
führt Erben a. a. O. zwei Fälle an: St. 3833 und St. 4202. Ein dritter Fall ist 
St. 3673. 

1 Meine Urkundenlehre 1!, 823; vgl. dazu Scheffer-Boichorst, Neues 
Archiv 24, 160. 

® Mein Handbuch der Urkundenlehre 2°, 305f. Unverständlich ist mir da- 
gegen, was K. A. Kehr, Urkunden der Normannischen Könige S. X, über ein 
ovales Wachssiegel Heinrichs VI., das auf normannisches Vorbild zurückgehen soll, 
bemerkt. Mir ist kein ovales Siegel Heinrichs VI. bekannt. Vgl. auch Posse, 
Siegel der deutschen Kaiser und Könige 1, Taf. 23. Vielleicht meint Kehr das 
Siegel, das Friedrich II. im Jahre 1212 in der Zeit zwischen seiner Wahl und Krö- 
nung geführt hat, Posse 1, Taf. 27 n. 5; dies ist allerdings oval. 

® Archiv für Urkundenforschung 1, 448ff. Auch die Chirographierung stammt 
aus England und ist von hier, vielleicht über Frankreich, zunächst nach Loth- 
ringen, dann nach dem übrigen Deutschland übertragen, vgl. meine Urkunden- 
lehre 1?, 669ff. Aber auf Königsurkunden, die uns hier allein heschäftigen, hat 
der Brauch nur selten Anwendung gefunden. 
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gleichen Wurzel des karolingischen Diploms entsprossen sind, haben 
kaum noch irgend etwas aus den Bräuchen der deutschen Reichskanzlei 
übernommen. Andererseits hat W. Erben,' der die Beziehungen der 
deutschen zur französischen Königsurkunde besonders sorgsam ver- 
folgt hat, einzelne Entlehnungen jener aus dieser mit Recht hervor- 
gehoben: so die im 10. Jahrhundert veränderte Stellung der Kanzler- 
unterschrift, die Aufnahme des Titels in das Monogramm unter Otto Il., 
die Kanzleivermerke über den Beurkundungsbefehl in der Zeit Karls IV. 
Bei anderen Erscheinungen, die Erben”? auf französischen Einfluß 
zurückführen möchte, kann ich mich dieser Annahme nicht anschließen: 
das ego vor dem Namen des Königs in der Intitulatio und der Ge- 
brauch des Singulars statt des Pluralis maiestatis ist in den deutschen 
nicht königlichen Urkunden so verbreitet, daß man diese Unregel- 
mäßigkeiten in den Urkunden Lothars Ill. und Konrads Ill. nicht auf eine 
Einwirkung französischer Muster zurückzuführen braucht; da sie auch 
in solchen Diplomen Heinrichs IV. und Heinrichs V., die nicht in der 
Kanzlei konzipiert sind, gelegentlich auftreten, so sind sie in der 
nachsalischen Zeit doch wohl nur durch den Mangel an Vertraut- 
heit der Notare Lothars mit den Regeln des älteren Kanzleistiles ver- 
schuldet. 

Wenden wir uns dem Osten und dem Norden Europas zu, so tritt 
in Ungarn und in Polen — in Böhmen versteht sich das von selbst — 
eine starke Einwirkung deutscher Königsurkunden deutlich hervor. 
Freilich äußert sie sich zu verschiedenen Zeiten in verschiedener Weise. 
König Stephan der Heilige von Ungarn hat unzweifelhaft, wie andere 
Teile der Verfassung seines Reiches, so auch sein Kanzleiwesen ganz 
nach deutschem Muster eingerichtet; und es kann als unzweifelhaft 
gelten, daß ein Beamter der deutschen Reichskanzlei unter Otto III. und 
Heinrich II.” in seine Dienste getreten ist. Von den zehn Diplomen 
Stephans, die überliefert sind, von denen aber keine im Original er- 
halten ist, hat d. Karäcsonyi in der letzten ihnen gewidmeten Ge- 
samtuntersuchung, die ich allerdings nur aus zwei Referaten* kenne, 





ı Erben, Urkundenlehre S. 138. 148. 263. 
2 A.a.0. S. 293. — Zu einer anderen Annahme Erbens in der gleichen 
Richtung vgl. meine Bemerkung, Handbuch der Urkundenlehre 1?, 485 N. 1. 

3 Steinacker, Mitteil. des Instituts für österreich. Geschichtsf. 24, 139 
N. 1, vermutet, daß dies der Notar Ottos IIl. Heribert C gewesen sei. Da dieser unter 
Heinrich II. nur noch einmal (vgl. DH. 11. 3) im Jahre 1002 am Hofe erscheint 
und dann aus unserem Gesichtskreise verschwindet, vgl. Neues Archiv 20, 130, 
so ist gegen diese Vermutung, deren nähere Begründung Steinacker in Aus- 
sicht gestellt hatte, an sich nichts einzuwenden, und sie erscheint mir auch, soweit 
ich auf Grund der Diktatvergleichung urteilen kann, als durchaus zutreffend; vgl. 
den Exkurs. 
4 Mitteilungen des österr. Instituts 14, 509ff. Ungarische Revue 12 (1892), 
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bereits vier — die Urkunden für Neutra, Zalavär (zwei Stücke) und 
Bakonybel — mit guten Gründen für gefälscht erklärt und nur sechs 
als echt anerkannt. Von den letzteren lasse ich das griechische Diplom 
für das Nonnenkloster Veszpremfölgy, das ganz für sich allein steht, 
unberücksichtigt und streiche das Diplom für San Pietro in Vincoli zu 
Ravenna als eine sichere Fälschung, die wohl aus dem Anfang des 
13. Jahrhunderts stammt. Die dann noch verbleibenden vier Urkunden 
für die Bistümer Veszprem und Fünfkirchen und die Klöster Martinsberg 
(Pannonhalma) und Pescvärad sind sämtlich interpoliert, am schlimmsten 
die beiden Klosterprivilegien, aber sie gehen alle auf echte Urkunden 
Stephans zurück, und die echten Bestandteile lassen sich gerade daran 
erkennen und dadurch ausscheiden, daß sie im wesentlichen mit der 
Formulierung der Diplome Ottos Ill. übereinstimmen. 

In der Zeit nach Stephans I. Tode ist dann die Ordnung des Ur- 
kundenwesens, die der erste König geschaffen hatte, schnell verfallen.' 
Ein geordnetes Kanzleiwesen des ungarischen Königs gab es bald nicht 
mehr; noch unter den Königen Koloman und Stephan Il. (1095— 1131)? 
sind nach den Ermittelungen Fejerpatakys die Königsurkunden sämt- 
lich oder wenigstens fast sämtlich von den Empfängern hergestellt. 
Erst gegen das Ende des 12. Jahrhunderts, unter Bela Ill., konsolidiert 
sich das ungarische Urkundenwesen wiederum;? die deutsche Kaiser- 
und die Papsturkunde haben darauf eingewirkt; aber die ungarische 
Königsurkunde erhält nun doch gewisse für sie charakteristische Be- 
sonderheiten, die sie in der Folge teils selbständig umbildet, teils be- 
hauptet. 

Dasselbe gilt dann auch, soweit ich mir ein Urteil darüber er- 
lauben darf, von den Urkunden Polens; nur ist hier die kanzleimäßige 
Konsolidierung noch später, erst in der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts, unter Przemyslaw Il. von Großpolen,* dem der Papst den 


Schluß dieser Abhandlung. 

ı Eine Urkunde Andreas I. vom Jahre 1055 zeigt nur noch im Eingangs- 
protokoll sowie in der Korroborationsformel und der verlängerten Schrift der 
ersten Zeile (schlechtes Faksimile bei Schwartner, Introductio in rem diploma- 
ticam praecipue Hungaricam, 2. Aufl., Taf.2) Ähnlichkeit mit den Diplomen Ste- 
phans I. Der übrige Text ist ganz wirr. Vgl. Fejerpataky, Ungar. Revue 12, 716. 

® Vgl. Mitteil. des Instit. für österreich. Geschichtsf. 14, 507ff.; 17, 184f,; 
Ungarische Revue 12, 715ff. 

® Vgl. Fejerpataky, Mitteil. des Instit. für österreich. Geschichtsf. Er- 
gänzungsband 6, 220ff. 

* Über dessen Urkundenwesen hat KrzyZanowski in den Schriften der 
Akademie zu Krakau Bd. 8 (1890) ausführlich gehandelt (polnisch). Ich kenne 
seine Ergebnisse nicht nur aus der kurzen Anzeige in den Mitteilungen des Instit. 


/ 
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Und wie nun steht es mit den Völkern des skandinavischen 
Nordens? Wie in Ungarn und in Polen, anders als in Deutschland, 
Frankreich, Italien, Spanien, ist dort das Urkundenwesen nicht unmittel- 
bar von den Römern auf die sich neu bildenden Staaten überkommen, 
sondern erst im hohen Mittelalter eingeführt worden. Woher aber 
stammt es? Aus England oder aus Deutschland? Das ist eine Frage, 
die, wie man leicht sieht, auch für die gesamte Auffassung und Be- 
urteilung der nordischen Kultur eine gewisse Bedeutung gewinnt.' 
Ehe wir ihr aber näher treten, müssen wir erst von dem in der neueren 
Diplomatik immer noch etwas stiefmütterlich behandelten englischen 
Urkundenwesen des 11. Jahrhunderts — denn nur auf diese Zeit kommt 
es uns. an — eine Vorstellung zu gewinnen suchen.? 

Zunächst haben wir festzustellen, daß die von den französischen 
Forschern, zuletzt noch von A. Giry? aufgestellte These, daß die nor- 
mannische Eroberung einen tiefen Einschnitt in der Entwicklung des 
englischen Urkundenwesens hervorgebracht habe, durchaus irrig ist. 
Glaubt Giry, daß die Urkunden der älteren englischen Könige denen 
der normannischen Herrscher nicht als Muster gedient haben, ist er 
der Meinung, die Urkunden, welche der Eroberer nach 1066 ausgestellt 
haben, unterschieden sich von denen, die vor diesem Jahre gegeben 
seien, nur durch die Hinzufügung der Worte rex Anglorum in der 
Intitulatio, und sie selbst seien nur Nachahmungen der kapetingischen 
Königsdiplome, so hat bereits vor Jahren W. H. Stevenson dieser 
Auffassung nachdrücklichen Widerspruch entgegengestellt.* Eigene 
Untersuchung der Quellen hat mich dann von der vollen Berechtigung 
seines Widerspruches vollkommen überzeugt. Girys These ist einfach 
umzukehren; das Urkundenwesen der normannischen Könige Englands 
in der Zeit nach der Eroberung beruht in der Hauptsache auf alt- 
englischer Grundlage und hat nur gewisse Einwirkungen vom Festlande 
her erfahren. 

Bis gegen das Ende des 10. Jahrhunderts haben die uns erhaltenen 


für österreich. Geschichtsforsch. 14, 510ff., sondern auch aus der ausführlichen Ana- 
Iyse im Anzeiger der Krakauer Akademie 1890 S. 206ff. 

ı Wir beschränken uns auch bei der Erörterung dieser Frage nur auf die 
Urkunden der Könige. 

2 Eine eingehendere Behandlung aller sich daran knüpfenden Fragen, als 
sie für die unmittelbaren Zwecke dieser Untersuchung nötig ist, liegt jedoch nicht 
in meiner Absicht. 

3 Manuel de diplomatique S. 794ff. — An Giry lehnt sich zum Teil auch 
noch die Auffassung Brandis, Göttingische gelehrte Anzeigen 1905 S. 957, an, 
doch hat er auch ohne Kenntnis der in der folgenden Note erwähnten Aufsätze von 
Stevenson in manchen Einzelheiten bereits das richtige gesehen. 

* English Historical Review 11, 731ff.; ebenda 27, 4 N. 11. 
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englischen Königsurkunden! ungeachtet aller Verschiedenheit im ein- 
zelnen in der Hauptsache einen gleichmäßigen Typus. Es sind feier- 
liche Diplome mit großer Datierung, beglaubigt durch die Unterfertigung 
des Ausstellers, in der Regel auch seiner Gemahlin, und einer mehr 
oder minder großen Anzahl von geistlichen und weltlichen Herren, die 
ihre Zustimmung und ihr Zeugnis oder nur das letztere erklären. Die 
Formulierung weist charakteristische Unterschiede von den kontinen- 
talen Urkunden auf. Die Diplome, die regelmäßig mit einer Invokation 
beginnen, lassen auf diese zumeist eine Arenga folgen, an die sich 
Intitulatio (mit Devotionsformel), Narratio und Dispositio anschließen. 
Eine Inscriptio (Adresse) und eine Promulgationsformel kennen diese 
Diplome nicht. Die Sanctio droht nur geistliche Strafen, niemals eine 
Geldstrafe an. In der Korroborationsformel, wenn sie vorhanden ist, 
werden wohl die Unterschrift des Ausstellers und der Zeugen, aber 
niemals die Besiegelung angekündigt.” Der Pluralis maiestatis ist den 
altenglischen Diplomen fremd; der König redet auch von sich selbst 
regelmäßig in der Einzahl. Ein Schreiber wird in echten Urkunden 
kaum jemals genannt; gefälschte Diplome dagegen tragen öfter die 
Unterschrift eines Schreibers.® In der Datierung, die entweder im Texte 
hinter der Dispositio oder am Ende des Textes vor den Unterschriften 
steht, finden sich die Verben scripta, conscripta, caraxata, exarata 
oder ähnliche, die auf das Schreiben der Urkunde, oder acta, facta 
u. dgl., die auf den Vollzug der Handlung gehen, aber nie das auf dem 
Kontinent so häufige data oder datum. Eine Apprekation am Schlusse 
der Datierung kommt nicht vor. Die Sprache der Diplome ist in der 
Regel die lateinische, mit eigenartiger, oft durch Einmischung grie- 
chischer Worte charakteristisch gefärbter, bisweilen recht schwulstiger 
Stilisierung; das Vulgärlatein des Festlandes hat auf diese Sprache 
keinen Einfluß ausgeübt. Inmitten des lateinischen Textes haben die 
Verfügungen über Grundbesitz oft einen altenglischen, zumeist mit den 
Worten Dis sind tha land gemaera eingeleiteten Passus, der die Grenzen 
des Grundbesitzes angibt. 

Die Schrift ist lange die insulare; doch dringt in der zweiten 


ı Vgl. über sie zuletzt Hall, Studies in English official historical docu- 
ments S. 177ff. und in dem dazu gehörigen Formulabook of Engl. offic. hist. 
documents (Cambridge 1908) S. 2ff. Zu dem besten, was vorher über die älteren 
englischen Urkunden geschrieben ist, gehören die Ausführungen Maitlands, 
Domesdaybook and beyond (Cambridge 1897) S. 261 ff. 

®2 Wenn es in Urkunden, wie z. B. in dem Diplom Aethelstans bei Hall 2, 9 
nn. 4, heißt sigillo sarıcte crucis confirmavi, so bedeutet hier sigillum das Hand- 
zeichen des Kreuzes, nicht ein Siegel. Alle Urkunden, die wirkliche Besiegelung 
ankündigen, sind gefälscht. 

3 Vgl. Hall 1, 167. 
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Hälfte des 10. Jahrhunderts die fränkische Minuskel über das Meer 
nach England vor! und verdrängt allmählich die insulare Schrift aus 
den Urkunden, die sich nur in dem altenglischen Passus über die 
Grenzen dauernd behauptet.” Auszeichnung des Protokolls oder der 
ersten Zeile der Urkunden durch verlängerte Schrift ist nicht üblich. 
Die Unterschriften sind niemals eigenhändig; ob die ihnen hinzugefügten 
Kreuze, auf deren eigenhändige Anfertigung die in den Unterschriften 
gebrauchten Formeln oft hinzuweisen scheinen, wirklich ganz oder 
teilweise von den Unterschriebenen selbst gezeichnet sind, ist außer- 
ordentlich schwer festzustellen.* Echte Diplome sind niemals besiegelt; 


! Die älteste in fränkischer Minuskel geschriebene Urkunde ist ein Diplom 
Eadgars von 961 für Kloster Abingdon, Facs. of ancient charters in the British 
Museum 3, 23; vgl. Homberger, Die Anfänge der Malerschule von Winchester 
im 10. Jahrhundert (Leipzig 1912) S. 39. Die von W. Keller, Angelsächsische 
Palaeographie S. 28 (Palaestra 43, 1; vgl. auch Hoops, Reallexikon der germa- 
nischen Altertumskunde 1, 103), als ältestes Minuskeldiplom betrachtete Urkunde 
Eadwigs für den Ealdorman Aelfhere, die von 956 datiert ist (Ancient charters 3, 
17), ist nach der wohl zutreffenden Ansicht der Herausgeber dieses Faksimile- 
werkes (4, S. 7), dem auch Homberger a.a.0.S.39 N.5 zustimmt, eine jüngere 
Abschrift; Homberger setzt sie frühestens in die Jahre 1030—1040. Der An- 
nahme Kellers, daß der Schlußteil der Urkunde von 961 von derselben Hand her- 
rühre wie die Urkunde von 956, kann ich nicht zustimmen. 

® Einzelne insulare Buchstaben inmitten der Minuskelschrift kommen aber 
auch in anderen Teilen der Urkunde, besonders in altenglischen Namen, noch 
viel später, bis ins 11. Jahrhundert hinein vor. 

3 Man vgl. etwa in der oben $. 45 N. 2 erwähnten Urkunde Aethelstans 
die Formeln: ego Aethelstanus.... rex praefatam libertatem cum sigillo sancte crucis 
confirmavi; ego Wulfhelm ...archiepiscopus ...regis largitatem cum tropheo sancte 
crucis consignavi; ego Aelfheah ... episcopus triumphalem agiae crucis tropheum 
impressi. Noch viel bestimmter ist die Formel in einer Urkunde von 732 (Earle, 
A Handbook to the landcharters and other Saxon documents $. 25): Signum sarıctae 
crucis, quod scripsit Aethilberhtus rex. 

4 Im späteren Mittelalter scheint man die Kreuze für eigenhändig gehalten 
zu haben; so spricht Matth. Paris, Gesta abb. S. Albani ed. Riley 1, 151, von 
cruces aureae manu regum depictae. In der neueren Literatur, aus der ich nur einige 
Äußerungen anführe, gehen die Ansichten darüber auseinander. Aronius, Diplo- 
matische Studien über die älteren angelsächsischen Urkunden (Königsberg 1883) 
S. 34ff., der sich allerdings nur mit der Zeit bis 839 beschäftigt, scheint ar Eigen- 
händigkeit der Unterschriften zu glauben. Brunner dagegen (Zur Rechtsgesch. 
der römischen und germanischen Urkunde S. 159 N. 1) glaubt, daß fast immer 
die Schreiber auch die Kreuze gezeichnet haben und die Tätigkeit der Zeugen sich 
auf die Berührung der Urkunde beschränkte. Eine ähnliche Auffassung hat 
schon vor Brunner Kemble, Cod. dipl. aevi Saxonici 1, Introd. S. 93, ausge- 
sprochen, gibt aber sein Urteil nur mit Zurückhaltung ab, während de Gray-Birch, 
Athenaeum 1891, Bd.2, S. 723, mit Sicherheit erklärt, daß die Kreuze in der Zeit 
vor der normannischen Eroberung fast immer von der Hand des Textschreibers 
herrühren, und daß erst nach 1066 eigenhändige Unterkreuzung vorkomme. 
Earle a.a.0. S.XXXVIf. hält Eigenhändigkeit der Kreuze nur in der ältesten Zeit 
für möglich. Hall hat die Frage überhaupt nicht eingehend behandelt. Daß sie 
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zwei angebliche Diplome der Könige Offa vom Jahre 790 und Eadgar 
vom Jahre 960 für das Kloster St. Denis, die lange für echt gegolten 
haben und deren Siegel man für die ältesten englischen Königssiegel 
gehalten hat, sind jetzt als grobe Fälschungen,! die etwa im Anfang 
des 12. Jahrhunderts entstanden sein mögen, erkannt.? 


nach den Faksimiles nicht entschieden werden kann, hat Brandi a. a. O. S. 956 
N. I, mit Recht bemerkt; er selbst aber neigt dessen ungeachtet doch zu der An- 
sicht Brunners. Ich habe in London eine Anzahl von Originaldiplomen unter- 
sucht, ohne zu einem sicheren Ergebnis zu gelangen. Tintenunterschiede, die eine 
sichere Entscheidung für die Eigenhändigkeit ermöglichen würden, habe ich nir- 
gends feststellen können. In der Faktur der Kreuze sind hier und da wohl ge- 
wisse kleine Differenzen zu erkennen gewesen, aber sie sind in keinem der von 
mir gesehenen Diplome so bedeutend, daß ich danach die Herstellung aller Signa 
durch den Textschreiber ausschließen möchte. Zu beachten ist jedoch, daß in 
einigen Diplomen (z. B. Ancient charters 3, 9. 3, 10) außer dem Kreuz vor ego 
über dem Worte crucis bei den Unterschriften des Königs, des Erzbischofs und 
des Bischofs noch ein zweites Kreuz steht; war dies vielleicht eigenhändig? 

ı Den Nachweis der Fälschung hat völlig überzeugend, damals noch ohne 
die angeblichen Originale oder Abbildungen davon gesehen zu haben (die er erst 
später kennen gelernt hat, English Historical Review 27, 6 N. 18), Steven- 
son geführt, English Historical Review 6, 736ff.; Brandi, der a. a. O. S. 955 
die Siegel noch als echt behandelt, ist dieser Nachweis entgangen. Ich habe Ge- 
legenheit gehabt die Urkunde Eadgars im Pariser Nationalarchiv zu untersuchen 
(die Offas war damals aus irgend welchen Gründen nicht zugänglich) und kann 
die Ausführungen Stevensons noch dahin ergänzen, daß, wie die Sprache und 
die Formeln (die zum Teil dem echten Diplom König Eadwards von 1059, s. unten 
S.54 N.4, nachgebildet sind), so auch die anscheinend demselben Diplom nachge- 
zeichnete und gekünstelte Schrift den späteren Ursprung deutlich verrät. Die 
Siegel (Abbildungen bei Wyon, The great seals of England, Taf. I, n. 1. 4) 
sind antike Gemmen, die irgend welchen echten Urkunden entnommen und ganz 
unregelmäßig befestigt sind; das Offa beigelegte zeigt nach der Abbildung nur 
die Buchstaben EX; auf dem Eadgar zugeschriebenen sind überhaupt keine Schrift- 
zeichen zu erkennen. Etwas genauer präzisieren möchte ich Stevensons Aus- 
führungen nur noch hinsichtlich der Sprache der Diplome. Stevenson hat ge- 
meint, daß sich darin Formen des fränkischen Vulgärlateins fänden. Aber ein 
Vulgärlatein im eigentlichen Sinne gab es zur Zeit der Entstehung der Fälschungen, 
also, wie ich glaube, um 1100, überhaupt nicht mehr und die gesprochene fran- 
zösische Sprache stand damals vom lateinischen schon so weit ab, daß sie die 
Urkundensprache nicht mehr beeinflussen konnte. Es handelt sich vielmehr darum, 
daß der halbgebildete Fälscher, der in älteren Urkunden seines Klosters bemerkt 
hatte, daß für schriftlateinisches o bisweilen u eingetreten war, diese Erkenntnis 
auf seine Trugwerke, denen er ein hohes Alter verleihen wollte, in törichtester Weise 
anwandte und so Formen bildete, wie z. B. gluriosus, preciusorum, emendatiune, 
ulim, prepusitus, nustrum, munachus, eurum usw., Formen, die es im Vulgärlatein 
niemals gegeben hat und die deshalb auch in merowingischen Sprachdenkmälern, 
selbst den verderbtesten, niemals vorkommen. 

®2 Außer den beiden in den vorigen Anmerkungen besprochenen Wachs- 
siegeln wird noch eine Bleibulle, angeblich König Coenwulfs von Mercien, oft er- 
wähnt (abgebildet auch bei Wyon, a.a.O. Taf. n.2.3), die aber nicht an einer 
Urkunde, sondern nur losgelöst von ihr aus einer italienischen Sammlung ins 
Britische Museum gekommen ist (vgl. Archaeologia 32, 449). Um die Beglaubigung 
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Zuerst am Ausgang des 10. Jahrhunderts tritt nun neben diesen 
Diplomen eine neue Art von Königsurkunden auf, die wir mit den 
Indiculi der merovingischen Kanzlei, mit den festländischen Mandaten 
des folgenden Jahrhunderts vergleichen müssen. Diese Urkunden, die 
im 11. Jahrhundert brevia (seltener breves) heißen und von den Eng- 
ländern writs genannt werden,' sind anfänglich nicht prinzipiell dis- 
positive Urkunden, sondern sie enthalten, an Bischöfe und Earls, an 
Thane, Sheriffs und Getreue adressiert, die Kundmachung einer schon 
vorher getroffenen königlichen Verfügung, ergänzen sie bisweilen durch 
nähere Bestimmungen, befehlen ihre Ausführung und verbieten ihı 
zuwider zu handeln. Nicht bloß über Verleihungen von Grundbesitz 
werden solche writs ausgefertigt, sondern auch über andere königliche 
Verfügungen verschiedenster Art; der Erlaß König Knuts vom Jahre 1020, 
durch den die Beschlüsse des Witenagemots von Assandun verkündet 
werden,? hat die Form eines writ und ist wohl das älteste sicher datier- 
bare Aktenstück dieser Art aus der Regierungszeit des dänischen Er- 
oberers. 

Aus dem 10. Jahrhundert ist uns nur ein einziges Breve des 
Königs Aethelred II. in einer vielleicht interpolierten Abschrift erhalten; ? 
aber von zwei anderen writs desselben Königs haben wir glaubwürdige 
Kunde.* Von den dänischen Königen Knut und Harthaknut ist eine 


ihrer Echtheit ist es nicht besser bestellt als um die der angeblichen Bullen des 
vandalischen Königs Thrasamund und der longobardischen Könige Agilulf und 
Liutprand, die neuerdings in Italien zutage gekommen sind, vgl. mein Handbuch 
der Urkundenlehre 1?, 682 N. 2. 3. 

ı Die altenglische Bezeichnung ist gewrit. 

2 Herausgegeben von R. Pauli, Forschungen zur Deutschen Geschichte 14, 
390ff., und ohne Kenntnis dieser Edition von Earle, Landcharters S. 229; neuer 
Abdruck bei Liebermann, Gesetze der Angelsachsen 1, 273. Auch der berühmte 
Erlaß Knuts von seiner Romfahrt (1027) aus, der uns nur in einer späteren latei- 
nischen Übersetzung (Liebermann a. a. O. 1, 276) erhalten ist, hat ganz die 
Form des writ; über den Titel vgl. unten S.53 N.1. 

3 Kemble, Cod. dipl. 3, 203 n. 642 aus dem Codex Wintoniensis saec. XII., 
der allerdings auch eine Anzahl von Fälschungen enthält. Stevenson, English 
Historical Review 27, 5 N. 16, bezweifelt die Echtheit dieses writ; aber die 
von ihm angeführten Gründe scheinen doch höchstens für eine Interpolation der 
Urkunde zu sprechen. Maitland, Domesdaybook and beyond (Cambridge 1897) 
S. 264, führt den writ an, ohne irgend welche Zweifel an der Echtheit zu äußern; 
auch F. Liebermann hält ihn für echt, wie ich einer gütigen Mitteilung von 
ihm entnehme. 

4 Kemble, Cod. dipl. 3, 292 n. 693; 4, 266 n. 929; vgl. unten S.54 N.2. Es 
ist sehr wohl möglich, daß auch schon vor Aethelred II. königliche writs aus- 
gestellt sind, aber wir wissen darüber nichts, das sicher wäre. Denn die Urkunde 
König Aelfreds, die mit seinem hondseten und denen anderer genannter Männer 
versehen war, auf die in einem merkwürdigen Brief an Eadward den Älteren be- 
zug genommen wird (Kemble, Cod. dipl. n. 328; de Gray-Birch, Cartul. Saxon. 
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größere Anzahl solcher Breven auf uns gekommen, aber sie sind alle! 
nur abschriftlich überliefert.” Originalbreven liegen uns, neben zahl- 
reichen Abschriften, erst aus der Zeit Eadwards des Bekenners vor? 
und gestatten uns auch ein ausreichendes Urteil über die äußeren 
Merkmale dieser Dokumente.* 

Die Originalbreven aus der Zeit vor 1066 sind sämtlich in alt- 
englischer Sprache abgefaßt, und alles spricht dafür, daß die nur ab- 
schriftlich in lateinischer Sprache überlieferten Urkunden solcher Art 
aus dieser Zeit nur Übersetzungen englischer Vorlagen sind.® Erst 


2, 236; vgl. Stevenson, a. a. O. 27, 5 N. 12) war sicher ein Diplom und kein 
writ, die hondseten waren Signa und keine Siegel, und das insigle Aelfreds, das 
nachher in dem Briefe erwähnt wird, ist nicht, wie Stevenson annimmt, dies 
Dokument, sondern vielleicht ein Siegelring Aelfreds (so Earle, Landcharters 
S. 496), vgl. auch Liebermann, Gesetze der Angelsachsen 2, 651. Solche Siegel- 
ringe werden in England wie auf dem Festlande Könige und andere vornehme 
Herren schon lange vor dem Ende des 10. Jahrhunderts besessen, getragen und 
wohl auch zum Verschluß von Briefen und anderen Dingen benutzt haben; daraus 
folgt aber nicht im entferntesten, daß sie auch Urkunden damit besiegelt und 
dadurch beglaubigt haben. Eben dafür fehlt vor der Zeit Aethelreds II. jedes 
zuverlässige Zeugnis. 

ı Abgesehen natürlich von Fälschungen, die zu der berüchtigten Gruppe 
der Trugwerke von Westminster gehören. 

2 Der nächst dem oben S. 48 erwähnten älteste writ Knuts ist von Kemble, 
Archaeological Journal 14, 61, nach der Abschrift in einem Evangelienbuch zu 
Lambeth herausgegeben (Faksimile bei Westwood, Palaeogr. sacra n. 14); er 
gehört gleichfalls noch in das Jahr 1020 oder 1021. Andere writs von Knut bei 
Kemble, Cod. dipl. n. 731. 757. 1319. 1323. 1325. 1326; von Harthaknut n. 1330. 
1331. Von Harold Hasenfuß, dem Halbbruder Harthaknuts, haben wir kein 
Breve mehr, aber die Inhaltsangabe eines solchen ist in der Urkunde bei Kemble 
n. 758 (Faksimile: Ancient charters 4, 20) erhalten. 

® Außer den bei Kemble Bd. 4 und 6 gedruckten und in den Ancient 
charters Teil 4 und den Facsimiles of Anglosaxon Manuscript abgebildeten writs 
Eadwards weise ich besonders auf das von Tardif, Monum. historiques $. 172, 
hinter dem oben S. 47 N. 1 erwähnten Diplom abgedruckte Breve für St. Denis hin, 
das unzweifelhaft echt ist, s. unten S.54 N.4. — Auch von dem letzten angel- 
sächsischen König Harald, dem Sohne Godwins, ist noch ein writ vom Jahre 1066 
erhalten, Kemble n. 976. 

4 Aus der letzten Zeit Eadwards wird wahrscheinlich auch der interessante 
writ des northumbrischen Dynasten Gospatrick stammen, den Liebermann im 
Archiv für das Studium der neueren Sprachen 111, 276 herausgegeben hat. Er 
entspricht in der Fassung vollkommen den Breven des Königs. Vgl. auch den 
Brief des Erzbischofs Wulfstan, Kemble n. 1314. Die meisten anderen nicht 
königlichen writs der vornormannischen Zeit sind dagegen anders formuliert und 
beginnen etwa so: her swutelad on dysan gewrite daet Godwine usw. (Kemble 
n. 1315). 

5 Daß in solche Übersetzungen Ausdrücke aufgenommen sind, die erst seit 
der normannischen Zeit üblich wurden, ist leicht erklärlich und berechtigt also an 
sich nicht zu Zweifeln an der Echtheit der englischen Vorlagen. 
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unter Wilhelm dem Eroberer! kommen auch lateinische Originalwrits 
neben zahlreichen englischen und einigen doppelsprachigen vor; später 
werden sie ausnahmslos in lateinisches Gewand gekleidet, nehmen 
einige Merkmale aus den Diplomen in sich auf und verdrängen diese 
immer mehr aus dem Gebrauch, bis unter Heinrich II. das englische 
Urkundenwesen einen völlig einförmigen Charakter erhält. Wie sich 
dann in der Folge der Typus des writ weiter ausgestaltet und sich 
seit dem Ende des 12. Jahrhunderts wiederum in mehrere Abarten 
spaltet, braucht im Rahmen unserer Untersuchung nicht weiter ver- 
folgt zu werden’; für unsere Zwecke genügt die Feststellung, daß er in 
England in vornormannischer Zeit entstanden, von den normannischen 
Königen übernommen und erst von England aus auf das Festland, in 
die Normandie, seit der Zeit der Plantagenets auch nach Anjou, in die 
Gascogne und weiter verbreitet worden ist. 

Von allem Anfang an zeigen die writs eine so starke Gleichmäßig- 
keit in ihren inneren und, soweit uns Originale vorliegen, auch in ihren 
äußeren Merkmalen, daß an ihrer kanzleimäßigen Entstehung nicht 
gezweifelt werden kann. Und wenn schon mit Rücksicht auf die früher 
behandelten Diplome der lange herrschenden, u. a. auch von Kemble, 
Aronius und Brunner vertretenen Ansicht widersprochen worden ist, 
daß die angelsächsischen Könige Beamte, die den Kanzlern und No- 
taren der festländischen Herrscher verglichen werden können, nicht 
gehabt haben, wenn wenigstens für das 10. Jahrhundert die Existenz 
kanzleiartiger Institutionen bei den Herrschern von Wessex mit Be- 
stimmtheit behauptet werden konnte,’ so erhebt eine diplomatische 
Betrachtung der writs diese Auffassung für die Zeit, aus der uns solche 
Urkunden erhalten sind, zu völliger Gewißheit.* Aber schon aus dem 


ı Für die Urkunden Wilhelms I. und Wilhelms II. ist jetzt zu verweisen 
auf die Regesta regum Anglo-Normannorum 1066—1159 von W. H. C. Davis (und 
R. J. Whitwell) Bd. 1, Oxford 1913. 

2 Nur darauf sei in aller Kürze hingewiesen, daß bei dieser Ausgestaltung 
auch kontinentale Formeln übernommen werden. So, wovon schon oben $. 38 
die Rede war, die Formel datum per manus, so im 13. und 14. Jahrhundert die 
Korroborationsformeln: in cuius rei testimonium has litteras nostras fieri fecimus 
patentes und in c. rei test. presentibus sigillum nostrum est appensum u. a. m. Andere 
Korroborationsformeln kommen für die Urkunden unter dem Geheimsiegel auf, 
vgl. Deprez, Etudes de diplomatique Anglaise (Paris 1908). Auch die Einführung 
der Rechnung nach Regierungsjahren und des Pluralis maiestatis durch Richard I. 
statt des lange zäh festgehaltenen Singulars gehen natürlich auf kontinentales 
Vorbild zurück; nur in der bei gewissen Urkunden seit Heinrich II. angewandten 
spezifisch englischen Formel teste me ipso bleibt der Singular im Gebrauch. Vgl. 
außerdem oben S.38 N. 4 über Entlehnungen aus dem Sprachgebrauch der päpst- 
lichen Kanzlei. 

3 Vgl. Stevenson, English Historical Review 11, 731ff. 

* Davis und Whitwell S. Iff. Freilich kann man deren Ansichten ge- 
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9. Jahrhundert ist uns ein angelsächsischer Kanzleibeamter bekannt; 
und es ist merkwürdig genug, daß das ganz unanfechtbare und un- 
zweideutige Zeugnis, welches uns über ihn erhalten ist, in der neuer-_ 
dings lebhaft geführten Diskussion über die Frage nach den Anfängen 
der englischen Kanzlei nirgends, soviel ich sehen kann, beachtet und 
verwertet worden ist.! Um die Mitte des 9. Jahrhunderts schreibt der 
Abt Lupus von Ferrieres an den König Aethelwulf von Wessex (839 
bis 858) einen Brief, in dem er ihn um Blei für die Bedachung einer 
Kirche bittet; er hofft auf die Erfüllung dieser Bitte postgquam vestrum 
in dei cultu fervorem ex Felice didici, qui epistolarum vestrarum officio 
fungebatur” Was diese Worte im Munde des klassisch gebildeten 
Abtes von Ferrieres bedeuten, zeigen zwei andere Briefe des Lupus; 
in dem einen bezeichnet er Ludwig, den Kanzler König Karls des 
Kahlen, als epistolare in palatio gerens officium,; in dem anderen spricht 
er von einem entlaufenen Mönche, den Kaiser Lothar zwar in das 
Kloster zurückschickte, aber nichtsdestoweniger im Kanzleidienst, in 
officio condendarum epistolarum, weiter zu verwenden wünschte:? es 
kann danach keinem Zweifel unterliegen, daß Felix, von dem wir sonst 
nichts wissen, ein Kanzleibeamter König Aethelwulfs war. Aus den 
nächsten zwei Jahrhunderten sind uns dann allerdings solche Beamte 
mit einer Ausnahme * dem Namen nach nicht bekannt, da echte Ur- 
kunden ihre Namen nicht angeben; aber unter Eduard dem Bekenner 


rade in bezug auf die writs nicht durchweg zustimmen. Sie nehmen an, daß die 
writs, die ja fast immer an mehrere Personen adressiert sind, regelmäßig in zwei 
oder mehreren Exemplaren ausgestellt seien und glauben also offenbar, daß die 
writs den Adressaten aus der Kanzlei zugestellt seien. Das war aber gewiß nicht 
der Fall. Die writs wurden vielmehr, soweit sie Gnadenbezeugungen enthielten, 
gerade wie die fränkischen Mandate, denjenigen zugestellt, zu deren Gunsten sie 
erlassen waren; diesen blieb überlassen, sie den Adressaten vorzulegen. Daß 
ein writ in mehreren Exemplaren ausgefertigt sei, dafür fehlt es an jedem Be- 
weise. Die vier writs, die Davis und Whitwell S. 2 anführen (Kemble n. 834 
bis 836. 838) beziehen sich zwar sämtlich auf die Ernennung des Bischofs Giso 
von Wells und sind an die gleichen Personen adressiert, aber sie sind nicht gleich- 
lautend; und nur zwei von ihnen (835 und 838) haben annähernd den gleichen 
Inhalt. Alle writs in Gnadensachen, die wir kennen, sind uns aus den Archiven 
derer, zu deren Gunsten sie ausgestellt waren, überkommen. Daß ihrer viel mehr 
ausgestellt waren, als erhalten sind, ist gewiß; das gleiche gilt auch von den fränki- 
schen Indiculi und Mandaten; sie wurden gleich diesen nicht so sorgfältig auf- 
bewahrt wie die Diplome, weil sie in der angelsächsischen Zeit keine eigentlichen 
Rechtstitel (das sind sie erst unter den Normannen geworden), sondern Aus- 
führungsverordnungen zu solchen Rechtstiteln waren. 

ı Es ist um so auffallender, als schon Lappenberg, Gesch. Englands 1, 
295 N. 2, die Stelle benutzt hat. 

2 MG. Epp. 6 (Kar. 4), 22 n. 13. 

3 Ebenda, S. 33 n. 28; S. 93 n. 108. 

4 S. unten $.52 N. 9. 
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werden uns wenigstens zwei Männer in solcher Stellung! genannt, 
Leofric, der 1046 Bischof von Crediton wurde, und Regenbald, der 
später in die Dienste Wilhelms des Eroberers trat und zuletzt an der 
Spitze des Kollegialstiftes Cirencester stand. Der erstere wird in einer 
späteren Quelle? Kanzler des Königs genannt, dem letzteren geben ein 
zumeist für echt gehaltenes Diplom? und ein abschriftlich überlieferter 
writ Eadwards* diesen Titel, während er in anderen Urkunden,’ die 
allerdings zeitlich jenen vorangehen, nur presbyter heißt; Kanzler nennt 
ihn endlich auch eine Notiz des Domesdaybook, aber der Titel ist hier 
nachträglich, wenn auch von zeitgenössischer Hand hinzugefügt. Aber 
mag Regenbald nun diesen Titel wirklich schon in Eadwards Zeit ge- 
führt haben oder mag er ihm nur in der Zeit nach der Eroberung, 
als das Kanzleramt am Hofe Wilhelms I. wirklich bestand, beigelegt 
sein: daß er am Hofe Eadwards eine Stellung einnahm, die der des 
festländischen Kanzlers’ entsprach, kann füglich nicht bezweifelt werden. 
Und wenn nun Eadward in einem für Regenbald ausgestellten writ® 
diesem die Privilegien verbrieft, die seine Vorgänger (his forgengena) 
in den Tagen Knuts gehabt haben, so ist das ein neuer Beweis dafür, 
daß auch der dänische Eroberer schon eine kanzleimäßige Organisation 
an seinem Hofe gehabt hat.” 


ı Vgl. über beide zuletzt Davis und Whitwell, Regesta S. XIIlff., über 
Regenbald auch Larson, The kings household in England before the Norman 
conquest (Madison, Wisconsin 1904) S. 144ff. 

® Florentius Wigornensis ed. Thorpe 1, 199. 

3 Kemble, Cod. dipl. n. 813; Hall a. a. O. S. 165 hat allerdings Bedenken 
gegen die Echtheit erhoben; er nimmt an n. 813 sei nach dem Muster der offenbar 
gefälschten Urkunde n. 810 hergestellt. Ich glaube eher an die Echtheit des Diploms. 

4 Kemble, a.a. O0. n. 891; hier hält Hall für möglich, daß der Name und 
Titel in der uns erhaltenen Abschrift des 12. Jahrhunderts nachträglich hinzu- 
gefügt sei. — Alle anderen Urkunden, in denen Regenbald Kanzler oder Siegel- 
bewahrer heißt (Kemble n. 809. 810. 824. 825), sind sicher gefälscht. 

5 Kemble a. a. O. n. 791—793. 796. 800 und unten N.8. 

® Nach Hall a. a. O. S. 165. 

? Wenn Eadward diesen Titel bereits an seinem Hofe eingeführt hat, so 
könnte er ihn normannischen Einrichtungen entnommen haben; freilich ist noch 
zweifelhaft, ob die normannischen Herzoge vor 1066 bereits eine organisierte 
Kanzlei gehabt haben, vgl. Haskins, American Historical Review 14, 471f. mit 
N. 126. 

8 Archaeologia 26, 256. 

® Davis und Whitwell S. XIlff. haben allerlei Vermutungen über das 
Personal der Kapelle unter Knut und der Kanzlei unter Eadward aufgestellt, auf 
die hier näher einzugehen keine Veranlassung ist. Zu gutem Teil scheinen sie mir 
ganz in der Luft zu schweben. Die einzige positiv überlieferte Nachricht, die 
wir über einen Kanzleibeamten Knuts besitzen, ist dabei merkwürdigerweise 
wiederum übersehen worden; von dem englischen Kleriker Wilhelm, der später 
Bischof von Roeskilde wurde, sagt Saxo Grammaticus (SS. 29, 66): Wilhelmus, 
quo Kanutus maior et scriba et sacerdote usus fuerat, genere ...» Anglus usw. 
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Die Formulierung der writs ist sehr einfach. Sie beginnen in 
der Regel mit der Intitulatio: N. cyng! (seltener /c N. cyng); ein Kreuz 
geht bisweilen, eine Verbalinvokation nur ganz vereinzelt voran. Es 
folgt eine Inscriptio, die stets mit dem Worte gret (grüße oder grüßt) 
beginnt und die fast immer nach der Aufzählung der Adressaten mit 
dem Worte freondlice (amicabiliter) schließt. Die Kundmachungsformel 
lautet fast ausnahmslos /c cyde eow (ich verkünde Euch);? die Be- 
fehle oder Verbote werden zumeist mit den Worten ic wille oder 
ic nelle eingeleitet. Eine eigentliche Sanctio ist sehr selten vorhanden;? 
doch gebietet der König bisweilen bei Gottes Gnade oder bei seiner 
eigenen „Freundschaft“, was einer Androhung der Ungnade des Herr- 
schers für den Fall der Übertretung seines Gebotes gleichkommt. Am 
Schlusse steht bisweilen Amen oder ein Wunsch, z.B. God eow ge- 
healde (Gott behüte Euch), der aber ebenso oft fehlt. Weder Unter- 
schriften des Ausstellers oder der ausfertigenden Beamten, noch Zeugen- 
namen, noch eine Datierung sind in den älteren writs vorhanden;* 
erst in der normannischen Zeit werden Zeugen und Name des Ortes 
der Ausstellung aus den Diplomen übernommen, erst unter Richard I. 
kommt, wie schon erwähnt wurde,° die Datum-per-manus-Formel, in 
der der Kanzler genannt wird, auf. In der angelsächsischen Periode 
aber entbehren die writs jedes graphischen Beglaubigungsvermerkes; 
und daraus folgt meines Erachtens mit Notwendigkeit, daß sie besiegelt 
gewesen sein müssen, denn es ist ganz undenkbar, daß diese Mandate 
den in der Adresse genannten Würdenträgern oder Beamten vorgelegt 
worden wären, ohne daß diesen die Möglichkeit gegeben war, sich 


ı Ein Volks- oder Ländername kommt in angelsächsischer Zeit hinter dem 
Titel cyrg niemals vor. In dem oben S.48 N.2 angeführten Erlaß Knuts, der uns 
nur in lateinischer Übersetzung aus der Normannenzeit erhalten ist, lautet der 
Titel zwar Cnuto rex totius Anglie et Danemarcie et Norveganorum et partis Sua- 
norum; aber die letzten fünf Worte hat schon Liebermann, Gesetze der Angel- 
sachsen 2, 556, mit Recht für interpoliert erklärt, und, wie ich glaube, gilt das 
gleiche auch von den fünf vorangehenden. 

® In den lateinischen Breven der Normannenzeit heißt es statt dessen am 
häufigsten: sciatis, und dieser Formel entspricht dann wieder das angelsächsische 
wite ge in dem writ des Bischofs Ranulf von Durham aus dem Ende des 11. oder 
dem Anfang des 12. Jahrhunderts, der im Archiv für das Studium der neueren Spra- 
chen Bd. 111, 283 von Liebermann mit Faksimile herausgegeben ist. Er gleicht 
auch in seiner äußeren Form vollkommen den königlichen writs. 

® So etwa in den writs Eadwards, Kemble n. 837. 843. 844 (echt ?). 

* Die wenigen Stücke, die Datierung oder Zeugennamen aufweisen (z. B. 
Kemble n.847 für Canterbury [Zeugen], n. 853 für Ramsey [Datierung und Zeu- 
gen; dazu eine lange Strafformel], n. 1319 für St. Paul [Zeugen, Strafformel]), 
werden noch genauerer Untersuchung daraufhin bedürfen, ob sie echt und nicht 
interpoliert sind. 

5 Oben S. 38. 
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davon zu überzeugen, daß die darin erteilten Befehle oder Verbote 
wirklich vom Könige ausgingen. 

In der Tat ist uns bestimmt überliefert, daß die beiden writs des 
Königs Aethelred Il., über die wir, wie oben! gesagt ist, glaubwürdige 
Nachrichten besitzen, besiegelt waren.” Von König Knut haben wir 
andere Kunde: in der Historia monasterii Cantuariensis? heißt es: non 
enim usque post conquestum a tempore fundationis huius monasterii, 
excepta carta regis Kanuti, qui fuif alienigena et conquestor, aliqua 
in munimentis reperimus sigilla cerea, sed solummodo crucis signa; 
man besaß also im Kloster S. Augustin zu Canterbury eine besiegelte 
Urkunde Knuts, die nur ein writ gewesen sein kann.* Von Eadward 
dem Bekenner endlich sind uns eine erhebliche Anzahl echter writs 
noch in originaler Ausfertigung erhalten,° die sämtlich entweder noch 
besiegelt sind oder zuverlässigen Merkmalen® zufolge einst besiegelt 


15.48. 

2 Kemble, Cod. dipl. 3, 292: tha sende se cyning be Aelvere abbude his in- 
segel to tham gemote aet Cwicelmeshlaewe and grette ealle tha witan, the thaer ge- 
somnode waeron, that waes Aethelsige biscop and Aescwig biscop and Aelfric abbud 
and eal sio scir and baet and het usw.; 4, 266: da sende he (Aethelred) gewrit and 
his insegl to dam arcebisceope Aelfrice and bead him usw. Vgl. damit die oben 
S.49 N. 2 zitierte Nachricht über einen writ des Königs Harald Hasenfuß. 

3 Ed. Hardwick S. 118. 

4 Denn besiegelte Diplome hat es, wie schon früher bemerkt wurde, in Eng- 
land wenigstens vor der Zeit Eadwards des Bekenners sicher nicht gegeben. Die 
wenigen Stücke, die Stevenson a. a. O. 27, 8 anführt (Facsimiles of Anglosaxon 
manuscripts Bd.2, Winchester n. 2; IIchester n. 1, n.2 und Bd.3, Taf. 42) können 
gegenüber der Masse unbesiegelter Originaldiplome, die wir noch besitzen, das Gegen- 
teil nicht beweisen; und höchstens ist anzunehmen, daß man sich später bemüht 
hat, ihnen den Anschein zu geben, als ob sie einst besiegelt gewesen seien. Ich 
glaube sogar, worauf auch die Erörterungen bei Hall a. a. O. S. 168ff. hinaus- 
kommen, daß auch Eadward noch kein besiegeltes Diplom ausgestellt hat. Es gibt 
allerdings von ihm nicht bloß die von Hall angeführten gefälschten, sondern 
auch, was Hall nicht berücksichtigt hat, wenigstens ein Diplom mit einem Sie- 
gel, das schon oben S. 47 N.1 erwähnte Privileg für Kloster St. Denis, dessen 
Echtheit nicht wohl angefochten werden kann. Aber es ist sehr wohl möglich, 
daß sein Siegel von dem jetzt an das Diplom angenähten, gleichzeitigen writ 
herstammt, dessen Siegel, wie man deutlich erkennt, abgerissen ist, und daß es 
nachträglich an dem Diplom befestigt worden ist. Das Diplom Wilhelms für 
St. Denis (Davis und Whitwell n. 26) von 1069, das besiegelt ist, habe ich 
leider nicht gesehen; aber es verdient angemerkt zu werden, daß wir auch von 
ihm noch aus dem gleichen Jahre ein niemals besiegeltes Originaldiplom für Exeter 
haben (Davis und Whitwell n. 28, Faksimile in den Facs. of Anglosaxon manu- 
scripts Bd. 2, Exeter n. 16). — Wenn, wie ich für wahrscheinlich halte, mit den 
Diplomen oft zugleich ein besiegelter writ als Ausführungsbefehl ausgegeben wurde, 
so begreift man um so leichter, daß die ersteren nicht besiegelt waren. 

5 Sie sind fast alle in natürlicher Größe abgebildet in den Facsimiles of an- 
cient charters und in den Facsimiles of Anglosaxon Manuscripts. 

*s Da die Beobachtung, so viel ich sehe, bisher nicht öffentlich mitgeteilt 
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waren;'! die Besiegelung der königlichen writs ist denn auch in nor- 
mannischer Zeit immer üblich geblieben. 

Die uns erhaltenen Originalwrits Eadwards sind auf Pergament- 
blättern geschrieben, die viel breiter als hoch sind; während die Breite, 
der die Länge der Schriftzeilen "annähernd entspricht, bei den von mir 
gemessenen writs etwa zwischen 15 und 25 Zentimetern schwankt, 
beläuft sich die Höhe zumeist auf 5—10 Zentimeter, sinkt aber bei 
einzelnen noch unter 4 Zentimeter herab. Daß die älteren writs, die 
Knuts und wohl auch die Aethelreds, ein ähnliches Aussehen hatten, 
ist aus der Übereinstimmung der Formulierung und des Umfangs der 
Urkunden? wohl zu folgern. Auf Pergamentblättern solchen Formats 
ließ sich aber, wie sich von selbst versteht, ein größeres Siegel in der 
Weise, wie Siegel im 10. Jahrhundert auf dem Kontinent an den Ur- 
kunden befestigt wurden, d.h. also als durchgedrücktes Siegel nicht 
anbringen. So mußte man in England aus rein äußeren Gründen dazu 
übergehen, die Siegel an den unteren Rand der Urkunde zu hängen. 
Bei Metallsiegeln war ja die Anhängung im Frankenreiche und in der 
päpstlichen Kanzlei schon lange üblich und so besiegelte Urkunden 
sind natürlich auch in England bekannt geworden; auf Wachssiegel ist 
jedoch diese Art der Befestigung zuerst in England angewandt worden 
und erst von England aus hat sie sich auf dem Festland verbreitet. 
In kapetingischen Königsurkunden kommt sie erst in den letzten Jahren 


worden ist, so will ich doch bemerken, daß an den Originalen mehrerer writs von 
Eadward, die ich in London gesehen habe, aber auch an den Faksimiles (z. B. An- 
cient charters 4, 29. 39) deutlich zu sehen ist, daß unten ein Streifen des Perga- 
mentes, an dem das Siegel gehangen haben muß, glatt abgeschnitten ist. Man 
erkennt es an der durch den Schnitt herbeigeführten Verkürzung der Unterlängen 
in der letzten Schriftzeile. 

ı Nach den Ausführungen im Texte versteht es sich von selbst, daß die 
früher oft ausgesprochene Vermutung, Eadward habe den Brauch der Urkunden- 
besiegelung in der Normandie kennen gelernt und von da nach England mitge- 
bracht, irrig ist. Es kann davon umso weniger die Rede sein, als es ganz unsicher 
ist, ob die Urkunden der normannischen Herzoge vor 1066 besiegelt waren. Prof. 
Ch. Haskins, der beste Kenner dieser Urkundengruppe, hat mir freundlichst 
mitgeteilt, daß er keine besiegelte Herzogsurkunde aus der Zeit vor 1066 gefunden 
hat; die Urkunden zeigen nur Kreuzeszeichen und — seltener — Monogramme- 
Das angebliche Original der Urkunde Richards II. für Dudo von St. Quentin, 
den bekannten Geschichtsschreiber, das im Nouveau traite 4, 226 (Neues Lehr- 
gebäude 6, 9) und danach von Giry S. 641 N. 2 erwähnt ist, hat Haskins nir- 
gends finden können, und seine Echtheit muß um so mehr dahingestellt bleiben, 
als auch die Urkunde selbst manche auffallenden Wendungen und eine Kanzler- 
unterschrift hat, die sonst vor 1066 nur noch ein einziges Mal vorkommt, s. oben 
S.52 N. 7. 

® Abgesehen von den beiden großen Erlassen Knuts von 1020 und 1027, 
oben S.48 mit N.2, die in die Form der writs gekleidet waren, aber viel größere 
Pergamentblätter in Anspruch genommen haben müssen. 
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Philipps I. vor, charakteristischerweise aber nur bei den den englischen 
writs entsprechenden Mandaten, nicht bei den Diplomen, auf die sie 
erst später angewandt wurde! Daß sie dann von Frankreich aus im 
12. Jahrhundert nach Deutschland übertragen ist,? ist höchst wahr- 
scheinlich;? dabei mag, wie kürzlich Striedinger vermutet hat,* 
Otto von Freising eine Rolle gespielt haben, der den Brauch in Frank- 
reich kennen gelernt haben konnte und ihn schon um 1141 in seiner 
bischöflichen Kanzlei anwenden ließ. 

In England hat man aber nicht bloß zuerst Hängesiegel aus Wachs 
gebraucht, sondern auch die besondere Art ihrer Befestigung ist eine 
Erfindung der Angelsachsen, für die wir ein älteres Vorbild nicht 
kennen. Man schnitt nämlich am unteren Rande der Urkunde parallel 
zu diesem und bis etwa zu drei Vierteln seiner Breite einen etwa 
einen Zentimeter hohen Streifen von rechts nach links ab und zog 
diesen so durch die Wachsmasse, daß das Siegel an ihm von der 
Urkunde herabhing. Auch diese Befestigungsart des abhängenden 
Siegels, wie wir in Deutschland, oder des Siegels par simple queue, 
wie die französischen Diplomatiker sagen, ist in Frankreich’ und im 
späteren Mittelalter auch in Deutschland nachgeahmt worden. Erst 
in der normannischen Zeit? kommt in England auch die Befestigung 
der Königssiegel an Streifen von Pergament oder Leder oder Fäden 
aus Hanf, Wolle, Seide vor, die durch Einschnitte in dem Pergament- 
blatt (mit oder ohne Umbug desselben) gezogen wurden. 

Wie das Siegel Aethelreds Il. ausgesehen hat, darüber können wir 
nicht einmal eine Vermutung aussprechen. Wohl aber sind wir viel- 
leicht imstande, eine solche über das Siegel Knuts zu äußern, wenn 
wir einige spätere Siegel einer Betrachtung unterwerfen. 

Die älteste dänische Königsurkunde, die wir kennen, ein Diplom 


ı Vgl. Prou, Recueil des actes de Philippe I. S. CCVIf.; bei zwei Mandaten 
n. 137 und n. 169 ist die Besiegelung mit Hängesiegeln sicher. 

® Vgl. auch Erben, Urkundenlehre $S. 227. 

® In Sizilien kann das französische oder das englische Vorbild maßgebend 
gewesen sein. 

4 Festgabe Karl Theodor von Heigel gewidmet (München 1903) S. 103f. 

5 So sind die oben N. 1 erwähnten Mandate Philipps I. mit abhangenden 
Siegeln versehen. 

® Unter dem Streifen, an dem das Siegel hängt, ist in England bisweilen 
noch ein zweiter, wenig schmälerer Streifen Pergament in derselben Richtung und 
von gleicher Länge abgeschnitten, siehe die Abbildung, Ancient charters 4, 378. 
Der Zweck dieses Verfahrens ist nicht deutlich; Hall S. 218 meint, wenn ich ihn 
recht verstehe, der writ sei um das Siegel gefaltet und der zweite Streifen darum 
geschlungen worden. 

? Abgesehen von dem oben S.54 N. 4 besprochenen Diplom Eadwards des 
Bekenners für St. Denis. 
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Knuts des Heiligen für das Domkapitel zu Lund, dessen Original im 
Jahre 1692 verbrannt ist,! war mit einem zweiseitig beprägten Königs- 
siegel beglaubigt, von dem uns eine anscheinend im wesentlichen zu- 
verlässige Abbildung erhalten ist.” Das Siegel zeigt auf der Hauptseite 
den auf dem Thron sitzenden König, auf der Rückseite sein Reiterbild; 
die Umschrift lautet auf der Hauptseite: Presenti regem signo cognosce 
Cnutonem, auf der Rückseite: Hic natum regis Magni sub nomine cernis.? 
Das Siegel Wilhelms des Eroberers von England, das wir aus einer 
Anzahl uns erhaltener Exemplare kannten,* ist ebenfalls ein Münz- 
oder Doppelsiegel und zeigt auf der Hauptseite das Reiterbild mit der 
Umschrift: Hoc Normannorum Willelmum nosce patronum si. (was man 
zu signo oder sigillo ergänzen mag); auf der Rückseite sieht man den 
thronenden König mit der Umschrift: oc Anglis regem signo fatearis 
eunden. Der Zusammenhang zwischen den beiden Siegeltypen und 
-Legenden ist offenbar, darf aber gewiß nicht durch die Annahme er- 
klärt werden, daß der Dänenkönig das Siegel des feindlichen Normannen, 
gegen den er schon zu Lebzeiten seines Vaters gekämpft hatte, nach- 
geahmt hätte. Vielmehr wird man, wie ich glaube, mit großer Sicher- 
heit die Vermutung aufstellen können, daß beide Siegel auf ein ge- 
meinsames Vorbild, das Siegel Knuts des Großen, der in Dänemark 
Knuts des Heiligen, in England Wilhelms Vorgänger gewesen war, zu- 
rückgehen; daß also bereits Knut der Große ein Doppelsiegel, das ihn 
auf der einen Seite als König von England, auf der anderen als König 
von Dänemark darstellte,° geführt hat. 

Diese Annahme, die also Knut dem Großen die Erfindung® des 
Doppelsiegels entsprechend seinem Doppelkönigtum zuschreibt, erfährt 
nun wie ich glaube, eine Bestätigung, wenn wir das Siegel Eadwards 
des Bekenners, das uns, wie schon früher bemerkt wurde, gleichfalls 
in mehreren Exemplaren erhalten ist, näher ins Auge fassen.” Wenn 


ı Vgl. Suhm, Danmarks Historie 4, 646f. 

2 Wiedergegeben u. a. bei Thorkelin, Diplomatarium Arnamagnaeanum 1, 
Taf. 1 n.1; vgl. Erslev, Repertorium diplomat. regni Danici mediaevalis 1, I n.1. 

3 Das ist — beiläufig bemerkt — ein schon von Suhm angeführtes sicheres 
Zeugnis dafür, daß Sven Estridson den Beinamen Magnus hatte. 

* Abbildung bei Wyon, Great seals of England, Taf. 2. 

5 Wobei man ganz dahingestellt lassen kann, welche der beiden Seiten das 
Thron-, welche das Reiterbild zeigte. 

% So muß man wohl sagen, obwohl solche Doppelsiegel aus Wachs vorher 
bereits bei den langobardischen Fürsten Unteritaliens im Gebrauche waren. Aber 
daß Knut sie gekannt hätte, darf man wohl als ausgeschlossen betrachten. 

” Vgl. die Abbildungen bei Wyon a. a. O. Tafel I. Die drei Siegeltypen 
weichen nur in ganz kleinen Details voneinander ab, so daß wir nicht zu erörtern 
brauchen, ob alle echt sind. 
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nämlich nicht Knut der Große das Doppelsiegel in England eingeführt 
hat, so müßte es Eadward getan haben, ohne daß man begreift, wie 
er auf diese Siegelart gekommen wäre, die sich bei seinem Vorgänger, 
dem König von England und Dänemark so leicht erklärt. Man kann 
das um so weniger begreifen, als bei ihm beide Seiten des Siegels fast 
das gleiche Bild und die gleiche Umschrift aufweisen: beide Seiten 
zeigen den thronenden König, nur die Insignien sind etwas verschieden, 
und beide Seiten haben die Umschrift: Sigillum Eadwardi Anglorum 
basilei. Und dazu kommt noch, daß das Bild der Hauptseite — der 
thronende König, der in der rechten Hand das Lilienszepter, in der 
linken den Reichsapfel ohne Kreuz trägt, eine Darstellung, die offenbar 
einem deutschen Kaisersiegel nachgeahmt ist — nicht etwa einem der 
Siegel Heinrichs Ill. oder Heinrichs IV., der Zeitgenossen Eadwards, bei 
denen gerade diese Zusammenstellung der Insignien nicht vorkommt, 
sondern vielmehr dem ersten Kaisersiegel Konrads Il.,!' mit dem Knut 
im Jahre seiner Kaiserkrönung in Rom zusammengetroffen war, ent- 
spricht. Mir scheint nach alledem die Annahme hinlänglich gesichert, 
daß wir uns das Bild der Hauptseite des Siegels Knuts des Großen 
ganz ähnlich dem der Hauptseite des Siegels Eadwards des Bekenners 
zu denken haben, während die Umschrift beider Seiten seines Siegels 
wohl, wie bei den Siegeln Knuts des Heiligen und Wilhelms des Er- 
oberers, hexametrisch gewesen sein wird. 

Kehren wir nach diesen umständlichen Erörterungen zu der Frage, 
von der wir ausgingen, zurück, so dürfte, wenn man den vorangehendeu 
Darlegungen zustimmt, als erwiesen gelten können, daß die dänische 
Königskanzlei wenigstens in der Besiegelung dem altenglischen, nicht 
dem deutschen Vorbild sich angeschlossen hat. Und dasselbe darf 
auch von Schweden gesagt werden, wo gleichfalls das hängende Doppel- 
siegel eingebürgert ist; das älteste uns erhaltene Königssiegel ist das 
des Königs Karl Sverkersson (1164— 1167); es zeigt auf der einen Seite 
den thronenden König mit der Unterschrift Sigillum Karoli Sveonum 
regis, auf der anderen sein Reiterbild und die Legende: ic idem summus 
Gothorum dux.” Aber es muß dahingestellt bleiben, ob auch in 
Schweden der englische Einfluß unmittelbar, oder ob er sich vielmehr 
mittelbar, von Dänemark aus, geltend gemacht hat; ich möchte das 
letztere für wahrscheinlicher halten. 


ı Vgl. DD. 4, XXIV n. 3. 

2 Vgl. Hildebrand, Svenska sigiller frän medeltidend Taf. 1; vgl. Text S. 1. 
Im 13. Jahrhundert ist in Dänemark wie in Schweden das Reiterbild auf der Rück- 
seite durch das Wappenschild ersetzt worden, 
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Im übrigen ist nun freilich in den dänischen wie in den schwe- 
dischen Königsurkunden des 12. Jahrhunderts! von englischem Einfluß 
wenig mehr zu erkennen; wenn er etwa im 11. Jahrhundert sich stärker 
geltend gemacht hatte, was wir nicht wissen können, so war er später 
jedenfalls durch den der deutschen Nachbarn und den auch hier stark 
wirkenden der päpstlichen Kanzlei verdrängt worden. Format und 
Schrift der Diplome und der Mandate entsprachen in beiden Reichen 
den deutschen Königs- und Fürstenurkunden; und in der Formulierung 
könnte höchstens die namentlich in den älteren Diplomen stark aus- 
gebildete geistliche Strafandrohung auf das altenglische Diplom zurück- 
geführt werden, wenn nicht auch in dieser Hinsicht vielmehr die Papst- 
urkunden maßgebend gewesen sind.? 


Ganz anders haben sich die Verhältnisse in Norwegen gestaltet; 
hier ist allerdings die altenglische Königsurkunde das Vorbild für die 
Kanzlei der nordischen Herrscher geworden und lange geblieben. 
Schon dadurch unterscheiden sich die ältesten norwegischen Königs- 
urkunden, die aus dem 13. Jahrhundert stammen,* von den dänischen 
und schwedischen, daß sie, wie die altenglischen writs, nicht in latei- 
nischer,° sondern in der heimischen altnordischen Sprache abgefaßt 


ı Aus dem 11. Jahrhundert kennen wir gar keine schwedische und nur die 
eine, jetzt verbrannte dänische Königsurkunde von 1085, die oben erwähnt ist. 
Abbildung dänischer Königsurkunden in den Aarbeger for Nordisk Oldkyndighet 
og Historie 1882 und in dem Palaeografisk Atlas, Dansk Afdeling (Kopenhagen 
1903) n.50ff. Schriftproben schwedischer Königsurkunden bei Liljegren, Svenskt 
Diplomatarium 1 (Stockholm 1829, Taf. 2ff.). 

2 Ich kann also durchaus nicht v. Buchwald, Bischofs- und Fürsten- 
urkunden des 12. und 13. Jahrhunderts S. 6. 160, zustimmen, der die dänische 
Königsurkunde als ein Mittelglied oder eine Mittelform zwischen der angelsächsi- 
schen und der deutschen Königsurkunde bezeichnet. Dagegen hat schon Hennings 
in seinen allerdings nicht sehr tief eindringenden Studien über die ältere dänische 
Königsurkunde (Diss. Halle 1886) S.6 mit Recht Widerspruch erhoben. 

3 Daß das auch in Schottland der Fall war, ist beinahe selbstverständ- 
lich und sei hier nur nebenbei erwähnt. Ich begnüge mich mit einem Hinweise 
auf die treffliche Ausgabe von Lawrie, Early Scottish charters (Glasgow 1905), 
wo auch die Faksimiles notiert sind. — Zum folgenden vgl. Larson (oben S. 52 
N. 1) S. 198f. 

* Sie sind gedruckt bei Thorkelin, Bd. 2 und im Diplomatarium Norvegi- 
cum (Christiania 1847ff.). Das älteste, im Original erhaltene Diplom vom Bagler- 
könig Philippus (etwavon 1210) ist abgebildet im Palaeografisk Atlas, Oldnorsk- 
Islandsk Afdeling (Kopenhagen und Christiania 1905) n. 48. 

5 Eine Ausnahme macht natürlich die Korrespondenz mit dem Ausland, 
insbesondere den Hansestädten, bei der die lateinische Sprache angewandt wird. 
Lateinisch und in der Formulierung von den anderen Urkunden der norwegischen 
Könige ganz verschieden, durchaus dem deutschen Urkundenstile entsprechend 
sind auch ihre Privilegien für die Hansestädte, deren Reihe mit dem großen Pri- 
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sind.! Sodann hat sich hier die hexametrische Form der Siegellegende 
erhalten, die wir oben auf das Siegel Knuts des Großen zurückführten, 
und die in Dänemark nur auf dem ältesten uns erhaltenen Königssiegel, 
in Schweden aber gar nicht nachweisbar ist; noch auf der Rückseite 
des Siegels einer Urkunde König Hakons vom Jahre 1250 für Lübeck ? 
(des ersten gut erhaltenen Siegels eines norwegischen Herrschers)? liest 
man als Umschrift des Reiterbildes: Rex fHaco praeclarus, probus 
armis, pectore gnarus, während die Hauptseite, die den thronenden 
König zeigt, die Versform der Umschrift bereits aufgegeben hat und 
so lautet: Sigillum domini Haconis illustris regis Norwegie. Endlich 
aber, und das ist das Wichtigste, entspricht die Formulierung in wesent- 
lichen Dingen durchaus der der uns bekannten altenglischen writs. 
Die Urkunden, beginnen wie jene mit dem einfachen Philippus konungr, 
dem keine Invokation vorangeht und kein Ländername folgt, und sie 
lassen wie jene den König durchweg in der Einzahl reden. Auf die 
Intitulatio folgt sofort eine sehr stereotype Adresse und Grußformel, 
in der der König den Adressaten, von denen fast immer einer oder 
einige mit Namen angeredet werden, „Gottes und seinen Gruß“ ent- 
bietet. Um die Ähnlichkeit der Formeln zu zeigen, stelle ich hier den 
Eingang einer Urkunde König Hakons aus der Zeit von 1226—54* 
mit dem des ältesten writs von Knut dem Großen? zusammen; ich 
gebe im Text den Eingang beider Stücke in der Ursprache und dazu 
in den Anmerkungen die wörtliche Übersetzung: 


vileg für Lübeck vom Jahre 1250 (Lübeckisches UB. 1, n. 157; Hansisches UB. 1, 
n. 389) beginnt. Es dürfte der Mühe wert sein, genauer zu untersuchen, ob das 
Diktat dieser Urkunden nicht etwa von den Empfängern herrührt, wie das bei 
einigen dänischen Urkunden für Lübeck bestimmt nachweisbar ist, vgl. Beck- 
staedt, Die Bemühungen Lübecks als Vororts der Hanse um Aufhebung des 
Strandrechts (Diss. Straßburg 1909) S. 59ff. 93. 

ı In Dänemark kommen Originalurkunden in heimischer Sprache nicht vor 
1371 vor; vgl. Erslev, Kilderne til Danmarks historie i middelaldernen (Kopen- 
hagen 1892) S.25. In Norwegen läßt sich ihr Gebrauch noch über die ältesten 
uns erhaltenen eigentlichen Urkunden hinaus bis in die erste Hälfte des 12. Jahr- 
hunderts zurückverfolgen, s. unten S. 62, und ältere lateinische Diplome gibt es 
überhaupt nicht. 

2 S. oben S.59 N.5. 

® Abbildung bei Thorkelin Bd.2 Taf. 1. — Am Ende des 13. Jahrhunderts, 
zuerst bei Erich, Hakons Sohn, kommt auch in Norwegen, wie in Schweden und 
Dänemark auf der Rückseite des Siegels der Wappenschild vor. 

* Diplomatarium Norvegicum 1, In. 51. 

5 Liebermann, Die Gesetze der Angelsachsen 1, 273. Larson $. 198, der auf 
diesen Zusammenhang zuerst aufmerksam gemacht hat, hat jenes Diplom. Hakons 
mit einem writ Eadwards (Kemble, Cod. dipl. n. 853) verglichen; da aber dieser 
writ gerade einige Besonderheiten aufweist (s. oben S.53 N.4), habe ich den ältesten, 
genau datierbaren writ, der überhaupt auf uns gekommen ist, gewählt. 
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Hakon: | Knut: 


[Hlakon konongr, son Hlakonar] ko- Cnut cyning gret his arcebiscopas and 
nongs, sendir herra Alskatle] biskupe i his leodbiscopas and Thurcyl eorl and 
Stavangre, N. aerkidiacne oc ollum kors- ' ealle his eorlas and ealne his beodscype, 
broedrom, laerdom oc lendom, buandum oc  twelfhynde and twyhynde, gehadode and 
bupaegnum, verandum oc vidcomandum ‚laewede, on Englalande freondlice. 
ollum guts vinum oc sinum, beim er betta 
bref sia eda höyra, Q. G. (diese Worte 
werden zumeist abgekürzt; sie heißen 
quidio guds) oc sina.' 

Auf die Adresse folgt die Darlegung des Sachverhalts und der 
Befehle oder Verbote des Königs, zuweilen auch hier einfach in der 
Formel ‚ich will, daß‘ usw.” Bisweilen schließt die Urkunde wie die 
writs mit einer Wunschformel, für die sogar das lateinische Walete* 
gewählt wird; Zeugen werden selten genannt; wenn es der Fall ist, so 
geschieht es in derselben einfachen Weise wie in England. Sonst fehlt 
jeder diplomatische Apparat: keine andere Beglaubigung als das an- 
gehängte Siegel tritt für die Echtheit der Urkunde ein, die in älterer 
Zeit, wie die writs, auch der Datierung darbt.° 

Die Ähnlichkeit dieser normannischen Urkunden — auch in der 
äußeren Form, über die ich allerdings nur nach dem Faksimile des 
ältesten Originals® urteilen kann — und der altenglischen writs ist 


ı König Hakon, Sohn König Hakons, sendet Herrn Askatle, Bischof von 
Stavanger, N. dem Erzdiakon und allen Kanonikern, gelehrten Männern und Land- 
besitzern, Freien und Freihaltern, allen gegenwärtigen und zukünftigen Freunden 
Gottes und seinen, die diesen Brief lesen oder hören, Gottes Gruß und seinen. 
Abweichend von den älteren writs werden hier „Gegenwärtige und Zukünftige“ 
und ‚alle die den Brief sehen oder hören‘ angeredet. Diese Verallgemeinerung 
der Adresse ist wohl jünger; sie fehlt in den allerfrühesten Stücken; in England 
ist die Anrede der gegenwärtigen und zukünftigen gar nicht üblich und tritt der 
zweite Zusatz erst seit dem Ende des 12. Jahrhunderts in den sog. Letters patent 
auf, in denen es heißt: omnibus ad quos presentes littere pervenerint. In Norwegen 
dürfte die Erweiterung aus der dänischen oder schwedischen Königsurkunde des 
12. Jahrhunderts übernommen sein. — Der Grußformel der norwegischen Urkunde 
steht übrigens noch näher als der hier verglichene writ Knuts derjenige Haralds 
(oben S.49 N. 3), in welchem der König den Adressaten godes gretincge and his 
entbietet, E 

®2 König Knut grüßt seine Erzbischöfe und Suffraganbischöfe und den Earl 
Thurkyl und alle seine Earle und all sein Volk, Zwölfhundert- und Zweihundert- 
schillingleute (d. h. etwa Edle und Freie), Geweihte und Laien, in England 
freundlich. 

® So in der angeführten Urkunde Hakons: a vil ek. 

* So (mit W) in der oben S. 59 N. 4 erwähnten Urkunde des Königs 
Philippus. 

5 Die älteste datierte norwegische Königsurkunde, die ich mir angemerkt 
habe (von lateinischen natürlich abgesehen), ist von 1264, Diplom. Norveg. 12, 
1, 3 n. 3. 

*6 Oben S. 59 N. 4. Die Art der Siegelbefestigung war, wenigstens im 
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viel zu groß, als daß sie auf Zufall beruhen kann; hier liegt offenbar 
Entlehnung vor. Natürlich kann aber solche Entlehnung nicht etwa 
erst am Ende des 12. oder im Anfang des 13. Jahrhunderts statt- 
gefunden haben, aus welcher Zeit, wie schon gesagt wurde, die ersten” 
uns erhaltenen norwegischen’ Königsurkunden stammen; denn einmal 
gab es damals nur geringe Beziehungen zwischen England und Nor- 
wegen, und sodann sahen damals, wie wir wissen, die normannisch- 
lateinischen writs der englischen Könige schon wesentlich anders aus. 
Zum Überfluß läßt sich beweisen, daß die Form mindestens bis in die 
erste Hälfte des 12. Jahrhunderts zurückgeht; Snorri Sturluson über- 
liefert in der Saga von König Inge! einen Brief, den dieser 1139 an 
seinen Bruder Sigurd und dessen Anhänger gesandt hat; der Anfang 
lautet: /ngi konungr, sonr Haraldz konungs, sendir kvedju Sigurdi 
konungi ... ok ollum lendum monnum, hirdmonnum ok huskorlum ok 
allri albydu, saelurn ok veslum, ungum ok gomlum, guds ok sina; und 
der Brief schließt mit dem Wunsche: Lif i guäs fridi, lebt in Gottes 
Frieden, was dem God eow gehealde der altenglischen writs? noch 
näher steht als das lateinische Valete. War danach schon in der ersten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts die Form dieser norwegischen Briefe und 
Urkunden so fest geworden, daß sie sich durch Jahrhunderte behaupten 
konnte, so wird man ihre Einbürgerung im Norden zuversichtlich noch 
höher hinauflegen können. Vielleicht wird sie bereits den Bischöfen 
und Priestern verdankt, die nach dem Zeugnis Adams von Bremen ’° 
König Olaf der Dicke oder der Heilige in großer Zahl aus England in 
sein Reich zog, und von denen Adam vier als die ausgezeichnetsten 
nennt; sie blieben auch nach Olafs Sturze (1030) offenbar noch längere 
Zeit in Norwegen und werden auch unter seinem Sohne Magnus, der 
1035 nach einer dänischen Zwischenherrschaft auf den Thron gelangte, 
ihre Bedeutung nicht verloren haben. Daß sich dann dieser englische 
Einfluß im Urkundenwesen Norwegens länger als in dem Schwedens 
und Dänemarks erhielt, ist leicht erklärlich, da von Deutschland aus- 
gehende Einwirkungen, die in jenen Ländern so deutlich hervortreten, 
sich hier, solange die norwegische Selbständigkeit dauerte, viel weniger 
stark geltend machten. 


13. Jahrhundert, allerdings nicht die gleiche. Das Siegel an der Urkunde Phi- 
lipps (oben S. 59 N. 4) war angehängt, nicht abhangend. 

ı Kap.8, in der Ausgabe der Heimskringla von F. Jönsson 3, 360; deutsche 
Übersetzung bei Dahlmann, Gesch. Dänemarks 2, 144, der den Brief ins Jahr 1136 
setzt. Er nennt ihn die älteste norwegische Urkunde; aber eine Urkunde im 
eigentlichen Sinne ist er nicht. 

® Oben S. 53. 

® Adam 2, 55; vgl. Dehio, Gesch. des Erzbistums Hamburg-Bremen 
1, 152f. 
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Wir kehren am Schlusse dieser Betrachtungen noch einmal zur 
Geschichte des Doppel- oder Münzsiegels zurück, an das unsere Unter- 
suchung über den Zusammenhang des englischen und des nordischen 
Urkundenwesens anknüpftee Wir nahmen an, daß es in England ein- 
geführt wurde, als Knut der Große seinem britisch-dänischen Doppel- 
königstum ein deutliches Symbol zu geben und zugleich durch die 
Nachahmung des deutschen Kaisersiegels seine dem verbündeten 
Herrscher ähnliche Stellung zu versinnbildlichen wünschte; wir sahen 
dann, wie sich der Typus von England aus nach Dänemark und Skan- 
dinavien verbreitete." Im äußersten Süden Europas, in den lango- 
bardischen Fürstentümern Süditaliens, wo diese Art von Siegeln sich 
schon früher findet, beruht ihre Einführung wohl lediglich auf einer 
Nachahmung der byzantinischen Metallsiege. Aber noch in einer 
dritten Gegend Europas, im Osten, kommen solche Doppelsiegel im 
späteren Mittelalter vor, die Könige von Böhmen, Ungarn, Polen, aber 
auch die Herzoge von Österreich nahmen sie in Gebrauch, und im 
15. Jahrhundert wurden sie schließlich auch in der deutschen Reichs- 
kanzlei eingeführt. 

Bei den österreichischen Herzogssiegeln ist der Grund ihrer Ein- 
führung leicht zu erkennen: die Vereinigung der Herzogtümer Öster- 
reich und Steiermark unter Herzog Leopold VI. gab die Veranlassung 
dazu. Doch mag auch hier daneben schon das Beispiel Böhmens ein- 
gewirkt haben, wo diese Siegel vorkommen, seit Wladislaw II. durch 
die Gnade Kaiser Friedrichs I. den Königstitel führte; und man wird 
kaum in der Vermutung fehlgehen, daß das böhmische Beispiel dann 
für Ungarn und Polen maßgebend geworden ist; in Polen fällt ja, wie 
wir schon erwähnt haben,? die Annahme des Doppelsiegels wie in 
Böhmen mit der des Königstitels durch Przemyslaw Il. von Großpolen 
zusammen. Wie aber ist man in Böhmen dazu gekommen? Die Ver- 
einigung zweier Länder, wie Österreich und Steiermark, kann hier nicht 
die Veranlassung sein; denn Böhmen und Mähren waren lange vorher 


! Hier sei nur noch angemerkt, daß er vorübergehend auch in Frankreich 
angenommen wurde. König Ludwig VII., durch die Heirat mit Alienor Herr 
Aquitaniens geworden, führte ein Doppelsiegel, das auf der Hauptseite den auf 
dem Thron sitzenden König von Frankreich, auf der Rückseite das Reiterbild des 
Herzogs von Aquitanien zeigte. Die Umschriften lauten auf der Hauptseite: 
Ludovicus dei gratia Francorum rex, auf der Rückseite: et dux Aquitanorum (gute 
Abbildung bei de Wailly, El&ments de pal&ographie Bd. 2, TafelC n. 2.3). Ludwig 
behielt dies Siegel auch nach der Trennung von seiner Gemahlin bei, mußte es 
aber nach dem ihm aufgezwungenen Verzicht auf seine Rechte in Aquitanien auf- 
geben. Die später, seit 1174 begegnenden Rücksiegel Ludwigs VII. gehören nicht 
in denhier besprochenen Zusammenhang. 

® Oben S. 27. 
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verbunden; auch findet sie auf den böhmischen Münzsiegeln keinerlei 
Ausdruck.” Auch an Nachahmung fremder Vorbilder — es kämen 
nur England und der Norden in Betracht — kann nicht wohl gedacht 
werden; die Veranlassung war vielmehr eine ganz andere. Das älteste 
böhmische Herzogssiegel, das wir kennen, das des Herzogs Wladislaw II.,? 
unterscheidet sich durchaus von denen der gleichzeitigen deutschen 
Fürsten; es zeigt zwar eine Fürstengestalt auf dem Thron mit Fahne 
und Schild; aber diese stellt, wie ich glaube, nicht den regierenden 
Herzog, sondern vielmehr, wie nach späteren Siegeln höchst wahrschein- 
lich ist, den Herzog Wenzeslaus den Heiligen, den Patron des Landes 
dar, worauf auch die Umschrift: Pax sancti Wacezlai in manu ducis 
Vacizlaus deutlich hinweist. Das Siegel ist also nicht eigentlich ein 
persönliches Siegel des Herzogs, sondern ein Siegel des Landes; 
es ist in gewisser Weise den Siegeln der Domkapitel und Kloster- 
konvente vergleichbar, die ja gleichfalls oft den Patron ihrer Kirche 
zeigen. Als nun Wladislaw 1158 von Kaiser Friedrich I. zum König 
erhoben wurde, wollte er einerseits das urkundliche Abzeichen der 
königlichen Würde, das Thronsiegel, annehmen, andererseits aber des 
bisher gebrauchten, dem heiligen Wenzel geweihten Siegels nicht ent- 
behren; so wurden die beiden Darstellungen zu einem Doppelsiegel 
verbunden, das auf der Hauptseite den thronenden König mit der 
Umschrift Wladizlaus dei gratia Boemorum rex, auf der Rückseite den 
Heiligen mit der Umschrift Pax regis Wladizlai in manu sancti Wencezlai 
darstellt.” Diesen Siegeltypus haben dann die Herzoge Sobeslav Il. und 
Friedrich, jedoch mit den Änderungen, die sich aus der erloschenen 
Königswürde ergaben, beibehalten; er blieb aber auch unter dem wie- 
derum zum König ernannten Ottokar I. im Gebrauch, nur wurden in 
dessen Kanzlei die Legenden vertauscht; die Umschrift der Hauptseite 


ı Von Ottokar I.. gibt es allerdings ein Siegel (das kein Münzsiegel ist) mit 
der Umschrift: Premisel rex Bohemie et Moravie; aber dessen Echtheit ist höchst 
anfechtbar, vgl. Friedrich, Cod. dipl. 2, 237 n. 246. 

®2 Es ist uns an zwei Urkunden von 1142/47 und von 1146/48 überliefert: 
Abbildung bei Friedrich, Acta regum Bohemiae phototypice expressa 1, Taf. 2. 
Gewiß haben die böhmischen Herzöge schon vorher Siegel gehabt; insbesondere ist 
dies von Herzog Wratislaw, den Heinrich IV. 1085 zum König erhob, ausreichend 
bezeugt (vgl. meine Urkundenlehre 1?, 708). Aber die uns erhaltenen Siegel sind 
sämtlich unecht; und ob aus der Übereinstimmung zweier Siegel jenes Wratislaw 
an zwei gefälschten Urkunden für Opatowice und für Wissegrad (Friedrich |, 
368. 371, n. 386. 387) auf die Gestalt des echten Siegels mit ausreichender Sicher- 
heit geschlossen werden darf, wie Friedrich annimmt, erscheint mir um so zweifel- 
hafter, als die Umschrift des ersteren Siegels nicht mehr lesbar ist; vgl. auch 
Koss, Kritische Bemerkungen zu Friedrichs Cod. diplomaticus usw. (Prag 1911) 
S. 44 N. 76. 

3 Abbildungen bei Friedrich, Acta, Lief. 1, Taf. 3—5. 
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lautet jetzt: Pax regis Otacari in manu s. Wencezlai, die der Rückseite: 
Sanctus Wencezlaus Boemorum dux.‘ Dies ist nun offenbar das Siegel, 
welches Ottokar in einem Briefe an den Papst Honorius Ill. vom Jahre 
1219? als sein sigillum speciale cum sigillo communi regni Bohemie, 
videlicet sancti Wenceslai, also als sein persönliches, mit dem böh- 
mischen Landessiegel verbundenen Siegel bezeichnet.? 

So ist man also in Böhmen aus ähnlichen Gründen, wie in Eng- 
land, aber ohne unmittelbaren Zusammenhang mit englischem oder 
anderer Länder Kanzleibrauch, zur Annahme der Münzsiegel gelangt; 
und es versteht sich von selbst, daß wie in diesem Falle, so auch 
sonst ähnliche Erscheinungen im Urkundenwesen verschiedener Länder 
aus der Ähnlichkeit oder Gleichheit der Verhältnisse in ihren Kanzleien 
entsprungen sein können, ohne daß man an Entlehnung oder Nach- 
ahmung zu denken braucht. Mahnt das zur Vorsicht bei Unter- 
suchungen, wie wir sie hier anzustellen versucht haben, so hoffe ich 
doch, daß die in ihnen gewonnenen Ergebnisse, bei denen ich es an 
solcher Vorsicht nicht habe fehlen lassen, in der Hauptsache als an- 
nehmbar gelten dürfen. 


Exkurs. 
Zu den Urkunden König Stephans von Ungarn. 


Ich bespreche im folgenden fünf von den zehn Urkunden, die uns 
von Stephan I. von Ungarn überliefert sind, ausführlicher, als im Zu- 
sammenhang des vorangehenden Textes möglich gewesen wäre und 


ı Zahlreiche Abbildungen beider Seiten bei Friedrich, Acta Lief.2. — Die 
gleiche Legende der Rückseite kommt übrigens schon bei Sobeslav II. vor. 

2 Friedrich, Cod. dipl. 2, 160 n. 172. 

3 Vgl. Koss a. a. O. S. 75ff., der nur in seinen Folgerungen Aus dem Ge- 
brauch dieses Siegels vielleicht etwas zu weit geht. Auch ist zu bemerken, daß 
es keine Besonderheit des böhmischen Münzsiegels ist, daß es eigentlich aus zwei 
Siegeln, den Siegeln zweier verschiedener Rechtspersonen besteht; das gilt viel- 
mehr auch von dem englisch-dänischen Siegel Knuts, auf das wir geschlossen 
haben, von dem englisch-normannischen Siegel Wilhelms I., von dem französisch- 
aquitanischen Siegel Ludwigs VIl., von dem österreichisch-steirischen Leopolds VI. 
usw.; in dieser Vereinigung zweier Siegel zu einem liegt überhaupt, von Unter- 
italien abgesehen, der Grund zur ersten Entstehung der Münzsiegel. 
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wesentlich vom diplomatischen Gesichtspunkte aus. Außer Betracht 
muß ich dabei alle die Fragen lassen, die sich nur unter eingehender 
Berücksichtigung der mir nicht zugänglichen, weil in magyarischer 
Sprache geschriebenen Literatur erörtern ließen; ich kann also über den 
Inhalt der Urkunden, insoweit es sich dabei um Schenkungen von 
Grundbesitz, Diözesangrenzen u. dgl. handelt, ein eingehendes Urteil ab- 
zugeben nicht wagen. Wenn ich also danach keineswegs den Anspruch 
erheben kann, das letzte Wort über die von mir besprochenen Diplome 
zu sagen, so gebe ich mich doch der Hoffnung hin, daß meine Aus- 
führungen ihre endgültige Beurteilung ein wenig erleichtern werden.! 

Von den sechs Urkunden Stephans, die Karäcsonyi für echt 
erklärt hat, schließe ich, wie oben S. 43 bereits bemerkt ist, das Diplom 
für Veszpremfölgy von der Betrachtung aus” und erkläre die Urkunde 
für S. Pietro in Vincoli zu Ravenna für eine Fälschung ohne echte 
Vorlage. Eine handschriftliche Überlieferung dieser Urkunde ist, soviel 
man bisher weiß, nicht vorhanden;? wir kennen sie nur aus dem Drucke 
in der zweiten Auflage der Geschichte von Ravenna des Hieronymus 
Rubeus (Venedig 1589) S. 260, der in Italien von Mittarelli und 
Fantuzzi, in Ungarn von Pray, Katona und anderen wiederholt 
worden ist. Zweifel an der Echtheit der Urkunde sind auch von Kehr, 
der sie zuletzt erwähnt hat, nicht erhoben worden.* 

Und doch weicht das Diplom schon formell von allen anderen 
Urkunden des ersten Ungarnkönigs völlig ab. Allein von allen gibt es 
hinter der Intitulatio eine Inscriptio: venerabilibus viris abbatibus et 
conventui monasterü sancti Petri ad Vincula, quod in territorio Ravennae 


ı Ich habe mit der Veröffentlichung dieser Untersuchung gewartet, weil 
H. Steinacker schon im Jahre 1903 eine Abhandlung über die Entstehungs- 
geschichte der Martinsberger Urkunde angekündigt hat, in die notwendigerweise 
auch andere Diplome des Königs hätten einbezogen werden müssen und die, da 
Steinacker die Kenntnis der magyarischen Sprache vor mir voraus hat, auch 
die Dinge hätte berücksichtigen können, die zu besprechen ich mir versagen muß. 
Allein nachdem nunmehr zwölf Jahre seit jener Ankündigung vergangen sind, 
ohne daß Steinacker zur Verwirklichung seines Vorhabens gelangt ist, darf ich 
wohl annehmen, daß er es aufgegeben hat. Das wesentliche Ergebnis meiner 
eigenen Untersuchung, deren Hauptzweck es ist die Beziehungen der Urkunden 
Stephans I. zu den deutschen Kaiserurkunden näher zu bestimmen, habe ich schon 
1908 in Berlin mitgeteilt. 

® Für seine Echtheit hat sich nach Karäcsonyi auch v. Sufflay (s. oben 
S. 22 N. 1) S. 68 N. 6 ausgesprochen. 

3 Vgl. über die Überlieferung der Urkunden des Klosters Kehr, Italia pon- 
tificia 5, 110. 

4 Ebenso benutzen sie Büdinger, Österreich. Gesch. 1, 413 und Watten- 
bach, SS. 11, 235 N. 39, ohne irgend einen Zweifel auszudrücken. 
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situm est, et eorum successoribus in perpetuurm, die der der Papst- 
urkunden nachgebildet, aber doch von ihr wieder abweichend formuliert 
und in sich unmöglich ist: der König hätte seinen Brief wohl an den 
Abt und die Mönche des Klosters und ihre Nachfolger adressieren 
können, unsinnig aber ist es, daß er ihn an die Äbte, den Konvent 
und ihre Nachfolger richtet: in dem Worte abbatibus sind, da es ja 
doch jeweilig nur einen Abt gab, die successores bereits eingeschlossen. 
In einer echten Papsturkunde hätte die Adresse etwa folgendermaßen 
lauten können: dilecto filio N. abbati venerabilis monasterii sancti Petri 
ad Vincula, quod in territorio Ravennae situm est, et per te omnibus 
successoribus tuis in perpetuum. Durch die von ihm gewählte Form 
entging der Verfasser der Urkunde der Notwendigkeit, den Namen 
des zeitigen Abtes zu nennen, was zwar nicht einem Zeitgenossen 
Stephans, wohl aber einem viel später lebenden Mann schwer ge- 
fallen sein würde. Ein Zeitgenosse Stephans würde auch schwerlich 
für die Gesamtheit der Mönche den Ausdruck conventus gebraucht, 
sondern statt dessen etwa von fratres in eodem monasterio deo mili- 
tantes geredet haben: ich mache nur darauf aufmerksam, daß das 
Wort conventus in dem hier vorliegenden Sinne in keiner deutschen 
Kaiserurkunde aus der Zeit von 911—1039 (soweit läßt sich jetzt der 
Sprachgebrauch dieser Urkunden genau übersehen) nachzuweisen ist.! 
Endlich ist aber diese ganze Adresse schon an sich überaus bedenk- 
lich: die In-perpetuum-Formel wäre, wenn das Privileg echt wäre, in 
Ungarn mehrere Jahrzehnte früher übernommen worden, als sonst in 
Mittel- und Westeuropa der Fall ist. Daß es aber in Wirklichkeit sehr 
viel später entstanden ist, das beweist nicht nur der Umstand, daß 
Stephan in ihm proprio mofu seine Verfügung trifft und also abermals 
einen Ausdruck gebraucht, der für das Urkundenwesen der ersten Hälfte 
des 11. Jahrhunderts, päpstliches wie königliches, gleich unerhört ist; 
sondern das beweist klärlich auch ihr Inhalt. Stephan hat das Kloster 
una cum nobili viro Romano duce Ravennae bauen und auctoritate 
Romanae ecclesiae durch den Bischof Gerhard ecclesiae Morisanae? 


t Auch bei Schreiber, Kurie und Kloster im 12. Jahrhundert (Stuttgart 
1910), der selbst den Ausdruck Konvent oft gebraucht, finde ich Belege aus dem 
il. und 12. Jahrhundert wohl für die Bezeichnung der Gesamtheit der Insassen 
eines Klosters mit den Worten: capitulum, collegium, congregatio, aber keinen 
einzigen Beleg für das in diesem Sinne gebrauchte Wort conventus. 

® Das ist der heilige Gerhard von Csanad. Seinen Namen und den Namen 
der ecclesia Morisana, die in der unten S. 69 zu erwähnenden Urkunde Belas IV. 
mit dem Bistum Csanad ausdrücklich identifiziert wird, hat der Fälscher höchst 
wahrscheinlich aus der Legenda maior s. Gerardi (cap. 8. 10, ed. Endlicher, 
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weihen lassen; und nun überweist er ihm, damit Abt und Mönche in 
dem Kloster dienen und ungarische Pilger sowie die Boten des Königs 
verpflegen können, nicht etwa eine Dotation von Grundbesitz (den er 
in Ravenna hätte erwerben können), wie das sonst bei Klostergrün- 
dungen üblich war, sondern eine Geldrente von 25 Mark reinen Silbers, 
die das Kloster jährlich durch einen Boten aus der königlichen Kammer 
in Ungarn abholen lassen soll; dem Boten sollen dabei ausreichende 
Reisediäten (expensae competentes) aus derselben Kammer vergütet 
werden. Der Zweck der Rente ist überdies am Ende der Urkunde 
viel bescheidener geworden als er an ihrem Anfang war: die Mönche 
sollen von der Rente nur noch die Kirche reparieren, wenn das sich 
als nötig erweist, und von dem, was übrig bleibt, ihre Kleidung be- 
zahlen. Diese ganze Geschichte von der Dotation eines Klosters mit 
einer festen Geldrente aus des Königs Kammer, für die es in Deutsch- 
land wie in Italien in dieser Zeit an jeder Analogie fehlt, ist eine törichte 
Erfindung, die durch die anachronistische Rechnung nach Marken Silbers 
für den Betrag der Rente noch augenfälliger wird. Denn diese Rechnung 
drang im Anfange des 11. Jahrhunderts nur sehr langsam aus Eng- 
land, wo sie heimisch war, nach Sachsen und an den Niederrhein vor; 
dort wird die Mark zum ersten Male im Jahre 1045 erwähnt; in Ober- 
deutschland, auch in Ungarns Nachbarland Bayern, kommt die Mark- 
rechnung erst im 12. Jahrhundert vor,” und für Ungarn ist sie dem- 
nach in der Zeit Stephans des Heiligen ganz ausgeschlossen.? 

Nach alledem ist die Urkunde Stephans für das Kloster in Ravenna 
zweifellos eine Fälschung. Ihre Angabe, daß das Kloster von Stephan 
für die Aufnahme ungarischer Rompilger gegründet sei, mag auf alter 
Überlieferung beruhen, obwohl in der ältesten, uns erhaltenen - Papst- 


Mon. Arpad. 1, 212. 214 und öfter) geschöpft, die nach Wattenbach, Geschichts- 
quellen 2%, 209, im Anfang des 14., nach Kaindl, Archiv für österreich. Geschichte 
91, 35ff., im 13. Jahrhundert geschrieben worden ist, und die in Italien hand- 
schriftlich verbreitet und wohl bekannt war. 

ı Lacomblet, Niederrhein. Urkundenbuch 1, 112 n. 180. 

2 Vgl. Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte 8, 335; Halke, Einleitung 
in das Studium der Numismatik 3. Aufl. S.87; Cahn, Münz- und Geldgeschichte 
von Konstanz und der Bodenseegebiete im Mittelalter S.10. Die Einführung der 
Mark in Frankreich setzen die französischen Numismatiker in die Zeit von 1070 
bis 1090. — Es braucht danach kaum gesagt zu werden, daß in den Gesetzen Ste- 
phans I. von Marken Silbers nicht die Rede ist. Wenn hier nicht Vieh-, sondern 
Geldbußen angedroht werden, so handelt es sich um pensae aureae. 

3 Dies Bedenken beseitigt allerdings Büdinger a. a. O. sehr einfach, indem 
er aus eigener Machtvollkommenheit die Rente auf 25 Pfund reinen Goldes er- 
höht. Aber in der Urkunde heißt es: viginti quinque marchas puri argenti! 

» 
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urkunde für S. Pietro in Vincoli, dem Privileg Lucius’ III,! davon mit 
keinem Worte die Rede ist. Aber die Urkunde ist nicht nur zur 
Stütze dieser Überlieferung erfunden worden, sondern ihre Fälschung 
diente wohl auch einem praktischen Zweck. Denn auf Grund derselben 
wurde die Bestätigung des Königs Andreas Il. erwirkt, von der wir 
durch eine zwar gleichfalls nur bei Rubeus. überlieferte,’ aber, soweit 
ich darüber urteilen kann, als echt anzuerkennende Urkunde seines 
Sohnes Bela IV. vom Jahre 1233 wissen. Nicht lange vor diesem Jahre 
wird denn auch die Fälschung entstanden sein. 

Die vier noch übrig bleibenden Diplome Stephans I. für die Klöster 
Martinsberg (Pannonhalma) und Pecsvärad, sowie für die Bistümer 
Fünfkirchen und Veszprem® (ich bezeichne sie im folgenden in der 
eben angegebenen Reihenfolge mit den Siglen M, P, F und V) sind, 
wie ich glaube, sämtlich nicht unversehrt auf uns gekommen, aber sie 
gehen auf echte Vorlagen zurück; und die alten und echten Bestand- 
teile lassen sich großenteils gerade daran erkennen, daß sie im wesent- 
lichen mit der Formulierung deutscher Kaiserurkunden aus der Zeit 
Ottos III. und Heinrichs II. übereinstimmen. 

Am wenigsten entstellt sind die beiden Diplome V und F vom 
Jahre 1009, obwohl wir den Text von F* nur aus einer Abschrift vom 
Jahre 1404, den von V® nur aus einem Transsumpt König Belas IV. 
vom Jahre 1245 und einer Kopie von 1295 kennen. Das Protokoll 
von V® ist, abgesehen von dem Fehlen der Königs- und der Kanzler- 
unterschrift, das wohl nur auf Rechnung der Überlieferung zu setzen ist, 
sowie von der offenbar in unserer Abschrift verkürzten Datierung un- 
anfechtbar. Dagegen hat das Protokoll von F, das zwar die in unserer 
Abschrift verkürzte Signumzeile aufweist, der Rekognition aber gleich- 
falls darbt, mehr unter der Überlieferung gelitten; die Invokation: /n 
nomine sancte trinitatis et individuae unitatis kommt in keinem anderen 
Diplom Stephans vor,’ ist dagegen in den ungarischen Königsurkunden 


ı Göttinger Nachrichten 1910 S. 256 n. 15. 

®2 Der Druck des Rubeus ist von Pray, Specimen hierarchiae Hungaricae 2, 
281, dann von Katona, Fejer, Mittarelli u.a. wiederholt. 

® Eine Abhandlung von Szentpetery über die Urkunde für Veszprem im 
Szäzadog 37 (1903), 297ff. kann ich nur nach der Notiz, Jahresberichte der Ge- 
schichtswissenschaft 1903 III, 88 N. 78, hier erwähnen. 

* Fejer, Cod. dipl. Hungariae 1, 291. 

5 Ebenda 1, 289. 

® Der Eingang lautet: In nomine sanctae et individuae trinitatis. Stephanus 
dei gratia Hungarorum rex. 

? Sie findet sich allerdings in dem bekannten Liber s. Stephani de morum in- 
stitutione ad Emericum ducem, aber nur in der Version, die in das Corpus iuris 
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aus dem Ende des 11. und dem 12. Jahrhundert so gewöhnlich, daß 
man sie geradezu als für diese charakteristisch bezeichnen kann, und 
dürfte in dem verlorenen Original von F kaum gestanden haben, wie 
auch der Wegfall der Devotionsformel in der Intitulatio schwerlich auf 
das Original zurückgeht. Die Formeln des Kontextes beider Diplome 
lassen sich mit solchen Ottos Ill. vergleichen, V mehr mit Diktaten des 
Heribert D, F mehr mit solchen des Heribert C; einzelne Verderbnisse, 
von denen ich die wichtigsten in der Anmerkung! verzeichne, sind in 


Hungarici aufgenommen und danach von Fejer 1, 516 wiederholt ist. In den 
Handschriften fehlt sie, vgl. Katona, Hist. crit. reg. Hung. 1, 363, und die Aus- 
gabe von Florianus, Historiae Hungar. fontes domestici 1, 102. Sie ist also auch 
hier offenbar interpoliert. 

ı Zur Arenga von V vgl. DD. O. 111. 268. 304, ferner das D. Arduins n. 8 
und DH. 11.'389. Der Anfang ist vielleicht verderbt; nach der Analogie der an- 
führten Diplome würde man etwa erwarten: Si nostrae pietatis magnitudinem 
adeuntibus digne postulata largimur. Die Promulgatio kommt oft vor, vgl. z.B. 
DO. Ill. 275. Auch die Dispositio ist hier und da verderbt; statt tam exitibus 
quam inexitibus hat es in der Pertinenzformel des Originals wohl sicher geheißen: 
exitibus et (oder sive) reditibus (reditibus steht auch in der unten S. 72 N. 1 er- 
wähnten Urkunde für Bakonybel); in der Formel regali denique iubemus po- 
testate, ut nullus usw., deren erster Teil z.B. mit DO. Ill. 276. 357. 382. 399, deren 
zweiter mit DD. O. I1l. 267. 268 verglichen werden mag, hat im Original wohl 
sicher archiepiscopus vor episcopus gestanden, während die Worte audeat contra 
statuere, aut surripere und et iuribus (hinter eorumque pertinentiis) verderbt oder 
interpoliert sind. Sicher interpoliert ist auch die ungeheuerliche Strafsumme von 
8000 Pfund Goldes. Über die geistliche Strafandrohung s. S. 71 N.1. 2. Die Corro- 
boratio weist durch die Worte paginam hanc zu Beginn des Nachsatzes, die bei 
Heribert D nie vorkommen, auf Heribert C hin, bei dem sie häufig sind; da- 
gegen findet sich anulus statt des unter Otto Ill. vorherrschenden sigillum 
wiederum gerade bei Heribert D einige Male; ob das letzte Wort der Formel 
curavimus echt oder nur in der Überlieferung an die Stelle des gewöhnlichen 
iussimus oder praecepimus getreten ist, möchte ich nicht entscheiden. Ich 
glaube danach, daß die Urkunde von Heribert C verfaßt ist, der aber hier ein 
älteres Konzept des Heribert D oder die Abschrift einer von ihm diktierten Ur- 
kunde zu Rate gezogen hat. In F ist der Wortlaut der dem Stil des Heribert C 
entsprechenden Kontextformeln noch besser erhalten. Für den Anfang der Pro- 
mulgatio mit noverint sind z.B. DO. Ill. 332. 370, für die kurze Formel selbst 
DO. Ill. 330 als Parallele anzuführen; mit der Angabe der Bistumsgrenzen kann 
man etwa die der Gebietsgrenzen in DH. 11.3 zusammenstellen; mit der Corroboratio 
vgl. die von DDO. Ill. 354. 246. Aber die Stellung der Formeln ist in der uns er- 
haltenen Abschrift offenbar verändert. Es kommt zwar, wie schon Karäcsonyi 
bemerkt hat, auch sonst in älterer Zeit vor, daß die Poenformel hinter der Corro- 
boratio steht; auch in der Zeit Ottos III. ist das noch in DO. I1l. 201 der Fall 
und geht hier auf eine karolingische Vorurkunde zurück. Niemals aber steht 
wie in der Abschrift unserer Urkunde die Poenformel hinter der Signumzeile, und 
wenn sie mit den Worten Quos terminos si quis violare presumpserit beginnt, so ist 
deutlich genug, daß sie unmittelbar hinter den die Grenzen des Sprengels an- 
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beiden Urkunden vorhanden, lassen sich aber leicht erkennen; die An- 
drohung einer geistlichen Strafe neben der Geldstrafe ist in den Di- 
plomen Ottos Ill. selten, findet sich aber gerade in einigen Diktaten 
des Heribert C;! sie mag von ihm in Ungarn eingeführt sein, kommt 
in allen Diplomen Stephans vor und ist nicht zu beanstanden.” Sach- 
lich endlich liegen gegen beide Urkunden keine Bedenken vor; ich be- 
merke nur noch, daß der in F erwähnte päpstliche Nuntius, Bischof 
Azo, wahrscheinlich mit dem gleichnamigen Bischof von Ostia, der 
1013 in einer Urkunde Benedikts VIIl.® als päpstlicher Bibliothekar er- 
scheint, zu identifizieren ist. 


Wesentlich anders steht es mit den Urkunden für die beiden 
Klöster Martinsberg und Pecsvärad, die unter sich aufs nächste ver- 
wandt sind. Von M haben wir zwar nicht das Original, aber eine Nach- 
zeichnung,* deren Alter noch genauer bestimmt werden muß, die uns 
aber doch von den ganz den deutschen Königsurkunden entsprechenden 
äußeren Merkmalen® der Diplome Stephans eine Vorstellung gibt. Ver- 
wickelter ist die Überlieferungsgeschichte von P. Wir kennen es aus 
einem Privileg Bonifaz’ IX. vom Jahre 1403.” In dieses ist ein Diplom 
König Karls von Ungarn vom Jahre 1323 inseriert, für dessen Echtheit 
die päpstliche Kanzlei, die es genau geprüft hat, eintritt. Karls Urkunde 
enthält wiederum das Transsumpt eines Diploms des Königs Geisa Il. 
von 1158, und in dieses endlich ist die Urkunde Stephans aufgenommen, 
angeblich auf Grund einer siegellosen Abschrift? des ursprünglichen 


gebenden Schluß der Dispositio gehört; hier hat sie sicherlich im Original von F 
gestanden, und die Umstellung ist nur der Überarbeitung zur Last zu legen. 

ı DD. O. Ill. 347. 348 (besonders ähnlich der Formel von M). 415; vgl. auch 
DD. O. 111. 375. 390. 414. 

2 Sie stimmt in F mit P überein, s. unten, und berührt sich in V mit der 
Poenformel der griechischen Urkunde für Veszpremfölgy. 

3 Jaffe-L. 4000 

4 Vgl. darüber zuletzt Steinacker, Mitteil. des Inst. für Österreich. Ge- 
schichtsf. 24, 138f. 

5 Ich kenne nur das Faksimile bei Chr. Noväk, Vindiciae diplomatis quo s. 
Stephanus ... monasterium s. Martini de sacro monte Pannoniae ... fundaverat 
(Budae 1780). Die von Steinacker a.a. 0. angeführte Abbildung ist mir unzu- 
gänglich; das ungarische Werk von 1895, das sie enthält, ist weder in Straßburg 
noch in Berlin vorhanden. Bester Abdruck nach dem angeblichen Original bei 
Florianus a.a.O. 1, 98. 

$ Verlängerte Schrift, diplomatische Minuskel des Kontextes, Monogramm, 
Thronsiegel. N 

” Mon. Vaticana Hungariae I, 4, 573ff. 

8 Also — nach der Aussage des Diploms Geisas II. — nicht „aus dem Ge- 
dächtnis“, wie Büdinger a. a. O. S. 423 N. 2 schreibt. 
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besiegelten Originals, die sich in der Kammer des Abtes erhalten 
habe, während das Original mit drei anderen Privilegien des Klosters 
(des Herzogs Damazlaus und der Könige Ladislaus und Bela) zugrunde 
gegangen sei; Geisa erklärt, daß er die verbrannte Urkunde nach jener 
Abschrift, die bei früherer Gelegenheit von seinen Großen geprüft sei, 
durch seinen Kanzler Barnabas habe „restaurieren“ lassen. Unfraglich 
erweckt diese komplizierte Geschichte zunächst einen gewissen Verdacht 
gegen die Echtheit der Urkunde, die, in ihren Formeln großenteils mit 
M übereinstimmend, mit Benutzung dieses Diploms gefälscht sein könnte.! 
Allein ein solcher Verdacht muß aufgegeben werden. Denn die Formel 
der geistlichen Strafandrohung, die in P von M abweicht, stimmt da- 
für fast wörtlich mit F überein; man müßte also bei der Annahme 
der Fälschung voraussetzen, daß dem Fälscher zur Zeit Geisas Il., oder 
wenn dessen Diplom, das Karls Kanzlei vorgelegt wurde, bereits unecht 
war, zur Zeit Karls außer der Martinsberger Urkunde auch das Diplom 
für das Bistum Fünfkirchen zugänglich gewesen wäre, was im höchsten 
Maße unwahrscheinlich ist. Es hat also in der Tat zwei echte Ur- 
kunden Stephans I. für die Klöster Martinsberg und P£&csvärad gegeben; 
aber die uns vorliegenden Exemplare beider sind in hohem Grade ver- 
unechtet. 


Zwar um ihre formalen Teile ist es nicht allzuschlecht bestellt. 
Die Eingangsformeln, die Poenformel und die Korroboration beider 
Stücke sind im wesentlichen echt und entsprechen dem Gebrauche des 
Heribert C? und in beiden haben sich auch Teile der echten Dispositio 


ı Etwa so wie die Urkunde für Zala von 1019 (Fejer 1, 304) sicher mit solcher 
Benutzung gefälscht ist. Allerdings ist diese vielleicht eine moderne Fälschung, 
ebenso wie die erst aus einem Transsumpt von 1558 bekannte Urkunde Stephans 
für Bakonybel, in der gleichfalls M benutzt ist. Aber auch im Mittelalter würde 
man sich in Pe&csvärad eine Abschrift des Fundationsdiploms der berühmten Erz- 
abtei des h. Martin wohl haben verschaffen können. 

® Die Invokation: In nomine domini dei summi ist in anderen Diplomen des 
Heribert C nicht nachzuweisen, aber ihm, der Absonderlichkeiten im Protokoll 
liebt, durchaus zuzutrauen. Zur Devotionsformel superna providente (M) oder 
favente (P) clementia vgl. z.B. die DD. O. III. 312. 315. 321 u. a. m. Die Arenga 
entspricht einer ganzen Gruppe von Diplomen des Heribert C, von denen ich hier 
als die ähnlichsten die DD. O. 111. 315. 330. 387. 399 nenne; das hier nicht vorkom- 
mende seltene Kompositum adaugmentare läßt sich für Herib. C durch das DH. II. 3 
belegen. Auffallend ist in M und P die Verbindung potestates atque honores, 
wofür man nach der Analogie der Parallelformeln proprietates atque honores erwar- 
ten würde, die auf M beruhende Fälschung für Zala (oben N. 1) hat possessiones 
statt potestates. In der Promulgatio läßt sich jedes Wort in Diplomen des Heri- 
bert C nachweisen. Daß für den Anfang der Dispositio keine Parallele aus den 
Diplomen des Herib. C beigebracht werden kann, ist nicht zu verwundern, da uns 
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erhalten, während von dem echten Eschatokoll in beiden Diplomen nur 
die Signumzeile übrig geblieben ist.! Sodann ist aber in M eine sehr 
umfangreiche Interpolation zwischen dem Anfang der Dispositio, hinter 
den Worten confortati et laureati sumus® und der Verbotsformel 
Praecipimus usw. eingeschoben, die sofort deutlich daran erkennbar ist, 
daß in ihr der König nicht wie in den sie umrahmenden echten For- 
meln im Majestätsplural, sondern im Singular redet. Durch diese 
Interpolation sind Bestimmungen der echten Dispositio verdrängt worden 
und vollständig läßt sich diese nicht rekonstruieren; doch haben sich 
Teile von ihr innerhalb der Interpolation, in die sie hinübergenommen 
sind, erhalten,’ so die Bestimmung, daß das Kloster ab omni inquie- 
tudine remotum sein solle* und die Verleihung des Rechtes, den Abt 
zu wählen. Im ganzen war die echte Urkunde also eine Verleihung 
des königlichen Schutzes und der Immunität sowie eine Bestätigung 
des Besitzes nach deutschem und italienischem Vorbild,’ wobei noch 


nur ein einziges von ihm geschriebenes Immunitätsprivileg für ein deutsches Kloster 
erhalten ist. Für die Verbotsformel Praecipimus (itaque) ut nullus usw. und die 
Poenformel bedarf es nach dem oben beigebrachten keiner weiteren Parallelen; ich 
will nur den selteneren Ausdruck aliquis homo magnus sive parvus (gewöhnlicher ist 
magna sive parva persona) in M mit DO. III. 329 belegen. Auch die Korroboration, 
deren Nachsatz in P ganz verderbt ist, entspricht durchaus dem Stile des Heri- 
bert C. In P wäre zu der Wendung manibus propriis roborantes auf DH. II. 389 
zu verweisen, das wir oben S. 70 N. 2 schon einmal zum Vergleich herangezogen 
haben. . 

ı Sie lautet: Signum domini Stephani incliti regis. Das Prädikat inclitus statt 
des in der Reichskanzlei von ihm gebrauchten invictus oder invictissimus hat Heri- 
bert C sicher mit bewußter Absicht gewählt. Die Rekognition fehlt in P und ist 
in M unheilbar verderbt. Die Datierung ist in beiden Diplomen in unserer Über- 
lieferung fortgefallen; in M ist sie durch eine ganz unzuverlässige Nachschrift er- 
setzt; in P durch einen an die Korroboration angefügten Schlußsatz, der ebenso- 
wenig als irgendwie verbürgt gelten kann. Das Jahr 1001 in M kann nicht richtig 
sein, da Heribert C bis zum Tode Ottos III. in Italien geblieben ist (vgl. DO. III. 
422) und sich dann zunächst an den Hof Heinrichs II. begeben hat (N. Archiv 20, 
130f.). Er kann also frühestens 1002 (etwa im Auftrage Heinrichs 11.?) nach 
Ungarn gekommen sein. 

2 Vgl. dazu DO. I11. 365 (Her. C): imperialis diadematis laurea coronati. 

3 Auf den Inhalt des interpolierten Absatzes noch näher einzugehen, ist 
nicht die Aufgabe dieser Abhandlung. Für meine Zwecke genügt die Feststellung, 
daß er nicht so in der echten Urkunde Stephans gestanden hat. 

* Dem entspricht in P die der Verbotsformel vorangehende Wendung: et ut 
ipsum monasterium ab omni inquietudine sit semotum; die Übereinstimmung von 
M und P verbürgt die Zugehörigkeit der Worte zu der verlorenen echten ‚Urkunde 
Stephans. 

5 Damit ist allenfalls vereinbar, was als Inhalt der Urkunde Stephans in 
dem Privileg Paschals II. Jaffe-L. 5926 angegeben wird. Doch bedarf das Ver- 
hältnis von M zu den späteren päpstlichen und königlichen Urkunden für Kloster 
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besonders hervorzuheben ist, daß als Muster für die /ibertas des neuen 
ungarischen Klosters,! für die es in Ungarn selbst noch kein Vorbild 
gab, das Mutterkloster des Benediktinerordens, Monte Cassino, gewählt 
wurde.? Äh 

Wesentlich denselben Inhalt wie M hatte nun aber, wie ich annehme, 
auch P; und die fast vollständige Übereinstimmung beider Diplome in 
den formalen Bestandteilen des Kontextes, zumal auch in der für 
Schutz- und Immunitätsprivilegien so charakteristischen Verbotsformel 
läßt diese Annahme als höchst wahrscheinlich erscheinen. Was da- 
gegen jetzt den Hauptinhalt von P ausmacht, alles das, was zwischen 
dem ersten, etwa bis diligenter construximus? reichenden Abschnitt 
und jener, hier durch den schon erwähnten Satz ef uf ipsum monaste- 
rium ab omni inquietudine sit semotum eingeleiteten Verbotsformel steht, 
ist teils mit voller Sicherheit, teils mit hoher Wahrscheinlichkeit als 
Interpolation zu bezeichnen. Es ist erstens eine langatmige Aufzählung 
der abhängigen Leute und des Grundbesitzes des Klosters, zweitens 
ein Verzeichnis seiner kirchlichen und weltlichen Rechte und der 
seines Abtes, drittens endlich ein Inventar des Kirchenschatzes, 
den Stephan geschenkt haben soll, und sogar des Viehbestandes, 
der ihm zu eigen gegeben war. Bin ich nun auch nicht imstande 
den ersten und den dritten Teil dieses Abschnittes im einzelnen zu 
kritisieren,‘ so kann doch so viel gesagt werden, daß gar nichts 
darin dem Sprachgebrauch oder der Art des Heribert C, von dem die 
formalen Teile der Urkunde herrühren, entspricht, und daß, wenn eine 
Aufzählung der Besitzungen im einzelnen, statt einer summarischen 
Bestätigung des gesamten Besitzstandes, auch in einem Immunitäts- 
privileg durchaus möglich wäre, jedenfalls genaue Angaben über die 
Zahl der abhängigen Leute und den Viehbestand sowie über den 
Kirchenschatz in keinem anderen echten Privileg dieser Zeit weder in 
Deutschland noch in Italien zu finden sind, so daß also P in dieser 
Hinsicht ganz allein steht. Mit voller Sicherheit aber kann be- 
hauptet werden, daß der zwischen dem ersten und dem dritten Teile 


Martinsberg noch einer besonderen Untersuchung, in die ich nicht eintreten kann 
und mit der jedenfalls auch ein Versuch die Entstehungszeit der Fälschung zu be- 
stimmen verbunden werden muß. 

ı Vgl. Stengel, Diplomatik der deutschen Immunitätsprivilegien 1, 409f. 

2 Über spätere Beziehungen Stephans zu Montecassino vgl. Leo Ostiensis 
2, 65, SS. 7, 674. 

3 Fejer 1, 296, letzte Zeile. 

* Einmal ist übrigens auch in diese Teile der Singular statt des Plur. majest. 
eingeschlüpft: S. 298, Z. 3 cum meis successoribus. 
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stehende zweite, in dem die Rechte des Abtes und des Klosters spezi- 
fiziert werden, gefälscht is. Denn darin handelt es sich u.a. um 
kirchliche Exemtionsrechte sehr weitgehender Art,! zu denen auch der 
Gebrauch der Pontifikalinsignien gehört. So weitgehende Rechte konnte 
aber nur der Papst, nimmermehr der König, auch nicht ex consensu 
et confirmatione sedis apostolicae oder auctoritate apostolica mediante 
verleihen. Wer ermessen will, wie undenkbar solche Verleihung durch 
den ungarischen König ist, der erwäge, wie zurückhaltend in dieser 
Hinsicht die Klosterprivilegien der deutschen Könige waren,? die doch 
wahrlich im Zeitalter der Ottonen der römischen Kurie gegenüber noch 
eine ganz andere Stellung einnahmen als Stephan von Ungarn. Vollends 
von der Verleihung des Rechtes, Pontifikalinsignien zu tragen, ist in 
diesen Königsurkunden niemals die Rede; und selbst eine Bestätigung 
des vom Papste durch eigenes Privileg verliehenen Rechtes kommt nur 
ein einziges Mal? vor: das Kloster Reichenau hat das Privileg auf die 
Intervention Ottos Ill. vom Papste Gregor V. erhalten und dann die 
kaiserliche Bestätigung nachgesucht, um dadurch gegen die Eifersucht 
des Diözesanbischofs geschützt zu sein; wie wenig ihm das trotz der 
Bestätigung seines Privilegs durch Papst Johann XIX. half, weiß man 
aus dem Berichte Hermanns von Reichenau über die Vorgänge des 
Jahres 1033.* 


Ist aber danach’ der mittlere Teil des ganzen Abschnittes, den 
wir behandeln, mit voller Bestimmtheit als gefälscht zu betrachten, so 
darf man auch über die beiden ihn einschließenden Teile, die ja an 


ı Wären sie echt, so würde das Kloster P&scvärad in dieser Hinsicht sogar 
besser gestellt gewesen sein als die Erzabtei auf dem Martinsberge, deren Exem- 
tionsstellung wir aus dem Privileg Paschals II. vom Jahre 1102 Jaffe-L. 5926 
kennen. 

® Stengel a. a. O. S. 565ff. hat verzeichnet, was in dieser Beziehung in 
deutschen Königsurkunden des 10. und 11. Jahrhunderts vorkommt. 

3 Vgl. DO. 111. 279. 

4 Vgl. meine Jahrb. Konrads Il. 2, 124f. Man vgl. auch Jaffe-L. 4134, 
eine Urkunde Clemens II. für Fulda, die sich gegen solche Privilegien früherer 
Päpste in scharfen Ausdrücken wendet, aber königliche Verleihungen der Art, die 
Clemens, wenn er sie gekannt hätte, gewiß noch entschiedener getadelt hätte, über- 
haupt nicht erwähnt. 

5 Formell beanstande ich in diesem Abschnitt u. a. die Ausdrücke de spiri- 
tualibus iudicare und in causa civili iudicare zur Beziehung geistlicher und welt- 
licher Gerichtsbarkeit. Sie würden im 9. Jahrhundert und wieder im 12. nicht 
sehr befremden, sind aber in Urkunden des 10. und 11. Jahrhunderts durchaus un- 
gebräuchlich. Mindestens bedenklich ist auch der Ausdruck curia sollemnis. In 
Deutschland kommt curia im Sinne von Reichstag erst unter Heinrich IV. in 
echten Urkunden vor, Waitz, Verfassungsgesch. 6°, 411 N. 2. 
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sich befremdlich genug sind, mit Wahrscheinlichkeit das gleiche Urteil 
fällen: P ist ebenso durch Interpolation entstellt wie M; die echten 
Urkunden aber für beide Klöster werden aller Wahrscheinlichkeit nach, 
abgesehen etwa von den vielleicht darin aufgenommenen Besitzver- 
zeichnissen, im wesentlichen gleichlautend gewesen sein. Ob die Inter- 
polation von P schon im 12. Jahrhundert erfolgte, in welchem Falle 
die Urkunde Geisas Il., in die sie aufgenommen ist, an sich echt sein 
könnte, oder ob auch diese Urkunde, die man der Kanzlei Karls vor- 
legte, gefälscht war, in welchem Falle sie vielleicht erst im Anfang des 
14. Jahrhunderts hergestellt sein könnte, darüber möchte ich ein be- 
stimmtes Urteil noch nicht abgeben. 


Über die Poenformeln in den Urkunden des 
früheren Mittelalters 


von 


Fritz Boye* 


Poenformeln begegnen jedem, der sich mit mittelalterlichen Ur- 
kunden beschäftigt, unendlich häufig. Sie bedrohen den Verletzer der 
Urkunde und ihres Rechtsinhaltes mit mannigfachen Strafen. Selten 
nur gewinnen sie durch eine individuelle Fassung größeres Interesse. 
Fast will es scheinen, sie seien starr und leblos unter geringer Ver- 
änderung ihres Wortlauts von Generation zu Generation fortgeschleppt, 
und in der Tat zeigen sie recht deutlich, wie zähe das germanische 
Urkundenwesen die überkommenen Fassungen aus spätrömischer Zeit 
bewahrt hat. Wir erkennen gleichzeitig, daß sich in den spätrömischen 
Urkunden zu den altrömischen Formen auch griechisch-byzantinische 
Einflüsse gesellt hatten, und daß somit ein innerer Zusammenhang 
zwischen dem Wortlaut griechisch-ägyptischer Papyri und den Privat-, 
Papst- und Königsurkunden des Mittelalters besteht. 

Bei einer solchen Betrachtung werden sich auch die wesentlichen 
Neubildungen innerhalb der Strafklausel deutlich hervorheben. Beson- 
ders die Annahme des Urkundenwesens durch die Germanen bewirkte 
in der Poen bemerkenswerte Veränderungen, die trotz engem Anschluß 
an die hergebrachte Stilisierung die Bedeutung der Formel ganz und 
gar verwandeln, indem jetzt ein germanischer Rechtsgedanke ihren 
Inhalt bestimmt. 

Auf diese Tatsache ist von duristen schon eingehend hin- 
gewiesen worden. Besonders Arbeiten von Bluhme,! Loening? und 


* Der Verfasser, der auf Grund dieser Arbeit das Doktorexamen in Berlin 
bestanden und darauf als Volontär Aufnahme in den preußischen Archivdienst ge- 
funden hatte, trat im August 1914 als Kriegsfreiwilliger ein und ist seit den schweren 
Kämpfen in Flandern, November 1914, verschollen. M.T. 

ı Über die Bekräftigungsformeln der Rechtsgeschäfte, besonders der Kon- 
trakte vom sechsten bis neunten Jahrhundert (in Bekkers u. Muthers Jahrb. d. 
gem. deutschen Rechts. III, 207ff.). 

2 Über Ursprung und rechtliche Bedeutung der in den altdeutschen Urkunden 
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Sjoegren! haben sich die Lösung der rechtlichen Probleme, welche 
die Poen in Privaturkunden stellt, zum Vorsatz gemacht. Es war mir 
von großem Nutzen, auf diese Erörterungen zurückgreifen zu dürfen, 
wenn ich auch mehrfach eine abweichende Ansicht vertreten mußte. 

Der wesentliche Unterschied der vorliegenden Arbeit gegenüber 
den früheren Behandlungen der Poenformel liegt, wie ich glaube, darin, 
daß von mir eine andere Methode in der Untersuchung gewählt ist. 
Während man bisher vor allem die Formel juristisch interpretieren 
wollte, soll in diesen Darlegungen unter Berücksichtigung des recht- 
lichen Charakters der Poen die Geschichte ihrer Einzelbestandteile ge- 
nauer untersucht werden, und zwar vor allem in Privat-, daneben in 
Königs- und Papsturkunden. 

So beschränkt sich die Behandlung auf das diplomatisch Wert- 
volle, d.h. auf die äußere Gestalt, die Form der Strafklausel in den 
verschiedenen Urkundengruppen. Woher diese Form stammt, aus 
welchen einzelnen Elementen sie besteht, wie sie sich wandelt, und 
durch welche Gründe die Veränderungen zu erklären sind, diesen 
Fragen: will die vorliegende Arbeit nachgehen. 


I. Die antiken Vorbilder der Poenformeln 


Auf dem Boden des ehedem weströmischen Reiches bilden sich 
in der Hauptsache drei deutlich voneinander geschiedene Gruppen von 
Privaturkunden: eine italisch-langobardische, eine fränkische und eine 
angelsächsische Gruppe. Auch für die Poenformeln müssen wir diese 
Dreiteilung in Anspruch nehmen. Da sich aber das angelsächsische 
Urkundenwesen unter besonderen Verhältnissen entwickelt hat,? da 
hier die spätrömische Tradition durch kirchliche Einflüsse besonders 
stark unterbrochen ist, kann die Poenformel der insularen Urkunde 
zunächst unberücksichtigt bleiben. 

Anders steht es mit den Strafklauseln fränkischer und italischer 
Urkunden. Hier schließt sich die neue Urkunde direkt an die römische 


enthaltenen Strafklauseln. Habilitationsschrift Straßburg 1875. — Wieder ab- 
gedruckt mit geringen Veränderungen als Anhang in des Verfassers: Vertrags- 
bruch im deutschen Recht. 

ı Über die römische Konventionalstrafe und die Strafklauseln der fränkischen 
Urkunden. Berlin 1896. — Vgl. dazu die Rezension von Alfr. Schultze, Ztschr. 
f. RG. (germ. Abt.) XVII, 176ff. — Über die Strafklauseln in den Papysusurkunden 
handelt Ad. Berger. Leipzig 1911. 

2 Vgl. Brandi, Gött. Gel. Anzeigen 1905. S, 955ff. 
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Privaturkunde an. Es sind dort also auch in der Poen reichere Er- 
innerungen an spätrömische Formen zu erwarten. So ist denn auch 
die Gewährleistungsklausel der römischen Urkunden längst als Vor- 
bild der Strafsanktionen erkannt worden." Dennoch ist es von Inter- 
esse, die Beziehungen zwischen beiden noch eingehender, als man es 
bisher getan hat, zu verfolgen; denn der Werdegang der Poen läßt 
uns recht anschaulich die Kräfte erkennen, welche die Urkundenform 
der jungen Germanenvölker beeinflußt haben. 

Wir stehen auch bei dieser Untersuchung der Schwierigkeit gegen- 
über, daß die spätrömische Überlieferung aus dem Westreiche unzu- 
reichend ist. Es ist ja bekannt, daß auf gallischem Boden aus der 
Epoche der Römerherrschaft nur äußerst geringe Reste urkundlicher 
Zeugnisse auf uns gekommen sind.” Diese vermögen noch dazu für 
die Poenformeln keine Aufschlüsse zu geben. Aus Italien besitzen wir 
freilich eine Anzahl meist aus Ravenna und seiner Umgebung stam- 
mender Belege. Sind diese auch für unsere Arbeit, insbesondere in 
Hinsicht auf die späteren italischen Poenformeln durchaus wertvoll, 
so können sie doch die verlorenen direkten Vorbilder nicht ersetzen. 

So haben wir denn von den Gewährleistungsklauseln der sieben- 
bürgischen Wachstafeln bis zu den Strafsanktionen der Merowinger- 
formeln außer geringen Resten die verbindenden Glieder einer fort- 
laufenden Kette eingebüßt. Umrisse und Genesis dieser Gebilde müssen 
erschlossen werden, bevor sich die Elemente der Poen richtig be- 
werten lassen. 

Die Urkunden aus dem Osten des Reichs kommen uns dabei sehr 
zu statten.” Es finden sich nämlich in den meisten griechisch-ägyp- 
tischen Vertragsurkunden Strafklauseln,* die den frühmittelalterlichen 
sehr nahe stehen, sich von der altrömischen Eviktionsklausel dagegen 
scharf unterscheiden. Ihre Verwandtschaft mit den späteren Formeln 
ist offenbar. Die fränkischen und italischen Poenformeln müssen von 


ı Zuerst von Bluhme a.a.O. 

2 CIL. XII. 4393; XIII. 1. 1. 1188 = 3139; das Testament eines Galliers: 
CIL. XIll. 2. 1. 5708 = Bruns, Fontes iuris Romani antiqui (1909), S. 308ff.; 
vgl. Karlowa, RRG., S. 807f. 

3 Zusammenfassende Darstellung geben Mitteis-Wilcken, Grundzüge und 
Chrestomatie der Papyruskunde. Leipzig-Berlin 1912. 

* Z. B.Mitteis, II, 2 n. 145, Chirographum über einen Grundstücksverkauf. 
Hermupulis a. 322—323 n. Chr.: 

. 175 Beßfaıweosw; dir ravrög nıgös nüca» Pedniwaw EfaxoAovdobons uol TO n@- 
Joört, zai un Enelevgeodai ue und Ükkov Greg Euov vai ToV Wvouuevor, und Enei tous 
ragie 000 nepi underos ıjade ns noaaews ıgonwm underi. — 'Euv de Eeneidw n un Be- 
Bao, 7 TEpodos dxvoos Eurw, zai noooenoriew N 6 Uneo Euoü Eensdlsvoöuevos Toi TO 
Grovuer@ N Toiz rogie gov 1a ÖE flapn “ai danarnuare zei Enıtiuov @g ldıov zgEos 
dunkjv rjv ru, xai umdEv 0009 ı) mgücıs xvgia Ws &v Önuociw dgyim zaraxıuevn. 
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den griechischen stark beeinflußt sein. Zu welcher Zeit, auf welchem 
Wege,’ in welchem Umfange ist jedoch diese Entlehnung erfolgt, und 
wie kann dieser Vorgang erklärt werden? 

Wir müssen, um diese Fragen zu beantworten, weiter ausgreifen 
und den Zusammenhang zwischen den Formen der griechischen, rö- 
mischen und fränkischen Urkunde kurz beleuchten.! 

Die Hauptentwicklungsphasen der römischen Urkunde hatH.Brunner 
scharf und sicher gezeichnet.” Die einfache Zeugenurkunde begegnet 
uns als die früheste Form. Unter griechischem Einfluß stellt sich die 
durch Schrift beweisende Urkunde, das Chirographum, ihr an die Seite.’ 
In den Ravennater Papyri treten ganz neue Bildungen zutage, Urkunden 
in objektiver Form — der Text meist mit constat eingeleitet —, die 
Brunner aus dem pompejanischen Chirographum herleiten möchte, 
und solche in der subjektiven Form der epistola. Diese Einkleidung 
in die Gestalt des Briefes findet sich, wie wir jetzt sehen, in der grie- 
chischen Urkunde schon in den vorchristlichen Jahrhunderten und er- 
hält sich darin auch in der Folgezeit* — Die neurömische Urkunde 
ist nun in beiden Gestaltungen nicht mehr, wie die frühere, eine reine 
Beweisurkunde, sondern ihre Errichtung hat dispositive Wirkung. Das 
rechtliche Erfordernis der Einweisung in das veräußerte Grundstück 
wird schließlich mit der Errichtung und Übergabe der carta verbunden. 

Diese Ergebnisse Brunners über die Natur des spätrömischen 


ı Eine systematische Untersuchung über die Beziehungen des griechischen 
Urkundenwesens zum römischen fehlt bisher. Anregungen dazu bieten insbesondere 
Freundt, Wertpapiere, I, 115ff.; Mitteis, Grundzüge, XVII. — Rabel, Haf- 
tung, S. 34f., sagt: „Ich muß hier eine für die gesamte Rechtsgeschichte über- 
aus bedeutsame, meines Wissens kaum noch gewürdigte Tatsache berühren. Es 
stellt sich eine bis in die verschiedensten Einzelheiten verfolgbare Verwandtschaft 
zwischen den demotischen und griechischen Verträgen der Papyri aus Ägypten, 
den Urkunden von Ravenna und denjenigen des fränkischen Reiches heraus — 
eine Verwandtschaft, die noch viel weitere historische Perspektiven bietet...“ 
Es „läßt sich wohl von den neueren Formularen, und zwar nicht bloß von jenen 
seit dem fränkischen Notariatsstil, sagen, daß bei denselben der Anwendung des 
nämlichen Schemas zum guten Teile ein äußerer Rezeptionsprozeß zugrunde liegt... .“ 
Es „wird wohl schon der bloße Anblick der Urkunden jeden Beobachter ‘gleich 
mir auf die Annahme führen, daß der orientalische Vertragsstil, dessen in Ägypten 
namentlich auch unter dem Einflusse des römischen Rechts erfolgte Ausbildung 
jetzt am besten bekannt ist, im römisch-byzantinischen Reiche mit der Schrift- 
form der Verträge in das Abendland wanderte‘. Im folgenden soll nun auf wenigen 
Seiten im wesentlichen nur versucht werden, die an verschiedenen Orten von 
Forschern mitgeteilten Einzelerkenntnisse zu einer einheitlichen Vorstellung zu 
verbinden. 

2 RGU. 44ff. 

3 Vgl. Mitteis RPR. 293, 296f.; Voigt RRG. II, 383. 

4 Mitteis II, 1, 55f. 
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Urkundenwesens gelten als feststehend, auch nachdem uns durch zahl- 
reiche Funde griechischer Papyri und ihre fortschreitende Bearbeitung 
ein neues, im Rahmen des römischen Reiches fortlebendes Urkunden- 
wesen immer reicher erschlossen ist. Es ist zwar nicht ausgeblieben, 
daß im wesentlichen auf Grund der griechisch-ägyptischen Urkunden 
ein Ansturm gegen Brunners Lehrgebäude unternommen wurde. Ich 
meine die Arbeit Freundts über Wertpapiere. Man wird aber im 
Hauptpunkt dem Autor nicht zustimmen können, so wertvolle An- 
regungen die Schrift als Ganzes bringt. Als allgemein anerkannt 
darf immerhin jetzt wohl gelten, daß die Einwirkungen der griechischen 
Urkunde auf die spätrömische bedeutend größer gewesen sind, als 
dies in Brunners Darstellung noch zum Ausdruck gelangen konnte. 
Aber das Ergebnis der Arbeit Brunners scheint durch die vor- 
dringende Erforschung des griechischen Materials in allem Wesent- 
lichen gestützt zu werden. Wir wissen, daß die griechische Urkunde 
der späteren Kaiserzeit dispositive Wirkung gewinnt.’ Sie ermöglicht 
die Veräußerung von Immobilien, ohne eine körperliche Tradition zu 
erfordern.” Der außerhalb des Grundstücks erfolgende Akt der Ur- 
kundenerrichtung, und zwar schließlich nur einer? Urkunde perfiziert 
das Kaufgeschäft. Als entscheidender Akt gilt jedoch, soweit die 


ı Vgl. Mitteis RPR. 292 a.4, 293 a.7, 295 a. 15; Derselbe, Grundzüge II, 
1, 49; Gradenwitz, Einführung 105; Rabel ZRG. (Rom. Abt.) XXVIIl, 335ff., 
insbesondere S. 336: „Gegen die byzantinische Zeit hin bürgert sich die subjektiv- 
dispositive Stilisierung ein: ünoldouw woi zura 1ods TO yıgöygagor (Leipz. 1, 10, 
I, 12 a. 240); öuoloyo anoneuneodu ... (Grenf. 2, 76 a. 305/6) u. ä — Dies gilt 
aber lediglich von der ersten Anwendung dieser Stile. Ihre konservative Festhaltung 
kann einen Beweisgrund nicht abgeben. Vielmehr scheint es kaum zweifelhaft, daß 
schon die älteren Typen dispositiver Funktion zugänglich waren‘. Vgl. ferner 
Freundt (Wertpapiere I, 28ff., bes. S. 47), der bemerkenswerte Ansichten über 
die Entstehung der griechischen Dispositivurkunde aufstellt. Ist auch die Art 
der Entstehung der griechischen Dispositivurkunde noch nicht mit Sicherheit auf- 
geklärt, so darf es doch als unzweifelhaft gelten, daß die früheste Ausbildung der 
dispositiven Geschäftsurkunde im griechischen Verkehrsleben erfolgte. 

® Gradenwitz, Einführung 105f.; Freundt, Wertpapiere I, 46 über Tra- 
dition im nationalägyptischen Recht; Mitteis II, 1, 171, besonders Mitteis II, 
1, 188: „Die Verkäuferleistung liegt in der Ausstellung der Auflassungsurkunde... 
Die Ausstellung der z«zaygagj; wird immer als die wesentlichste Verpflichtung 
des Verkäufers betrachtet... Die körperliche Tradition wird daneben kaum jemals 
erwähnt. Natürlich muß der Käufer den Besitz ergreifen und der Verkäufer das 
dulden, wie es denn Oxy. 472, I1, 23ff. (= Mitteis II, I, n. 235) heißt: Gerade 
das sei der Unterschied zwischen fiduziarischer und realer Eigentumsübertragung, 
daß nur bei letzterer, nicht auch bei ersterer, der Käufer den Besitz erwirbt. 
Aber es ist sehr charakteristisch, daß dieser Besitzerwerb a. a. O. als avnnoıeiodar, 
also als ein einseitiges Sichbemächtigen bezeichnet wird. Dieses ist nur eine Kon- 
sequenz der xreygagpn.“ 

® Mitteis II, 1, 179ff. 
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Zeugnisse berichten, noch nicht die fraditio cartae.' Diese Neuerung 
muß mit Brunner als eine solche des römischen Vulgarrechts an- 
gesehen werden. 

Brunner stellt die Tatsache der Entstehung der dispositiven Ur- 
kunde fest, ohne eine volle Erklärung für die Veränderung geben zu 
wollen. So bemerkt er im Anschluß an Gneist, daß innerhalb der 
Stipulationsurkunden die Stipulation in dem Urkundungsakte aufging.” 
Das Erfordernis der Präsenz der Parteien bei der Urkundenerrichtung 
ist, wie Brunner dargelegt hat,? zweifellos aus dem Einfluß der Sti- 
pulation, die ihrer Natur nach inter praesentes erfolgen muß, zu er- 
klären. Diese Beobachtung gilt nicht nur bei der Annahme, daß der 
Skripturakt aus dem Stipulationsakt entstanden sei, sondern ebenso 
unter der Voraussetzung, daß die beiden ursprünglich selbständig ent- 
wickelten Handlungen sich zu einem einheitlichen Akte verbinden. Bei 
dieser Auffassung ist auch das Absterben der Stipulation in den frän- 
kischen Urkunden verständlich. 

Für die Tatsache, daß die Hingabe der carta gleichzeitig die 
körperliche Besitzeinweisung ersetzt, nimmt Brunner* eine Entwick- 
lung an, die „in Anschluß an gewisse Anknüpfungspunkte, welche das 
geschriebene Recht darbot“, vor sich ging. Der Anstoß zu dieser Ent- 
wicklung geht nach ihm von den römischen Provinzialen aus, bei 
denen sich ein Vulgarrecht bildete, „welches weniger der juristischen 
Logik, als den praktischen Lebensbedürfnissen angepaßt war und sich 
als eine Fortbildung oder wenn man will als eine Entartung des reinen 
römischen Rechtes darstellt.“° Es entspricht dieser Auffassung, wenn 
wir die Provinzialen, unter deren Einfluß der Fortschritt im römi- 
schen Urkundenwesen sich vollzieht, in dem Bereiche der griechischen 
Kultur vermuten. 

Brunner‘ verweist, um die Veränderung im Traditionsakte zu 
erklären, besonders auf die römische missio in vacuam possessionem, 
die ausdrückliche Traditionsbewilligung, die der Veräußerer häufig in 
einem besonderen Schriftstück dem Erwerber zusichert. Dieser ist 
damit rechtlich, wenn auch noch nicht tatsächlich Besitzer, der Eigen- 
tumsübergang aber ist perfekt. Die bezüglich des Veräußerungsge- 
schäftes zwischen den Parteien erforderlichen Rechtshandlungen sind 


ı Rabel ZRG. (Rom. Abt.) XXVIII, 336 a. 4. Vgl. über Tradition im national- 
ägyptischen Recht Mitteis II, 1, 171 a. 4. 

?2 RGU. 62ff. 

3 RGU. 63. 

* RGU. 114ff. 

5 RGU. 113. 

® RGU. 119ff. 
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damit abgeschlossen. — Die Abgabe der Traditionsbewilligung wird 
schließlich in die Urkunde aufgenommen. So kann nach Brunner 
der einheitliche Skripturakt entstehen.! 

Eine ähnliche Wirkung wird dem Gebrauch und endlich erfolgen- 
den Wegfall der Klausel, die den Vorbehalt des usus fructus enthält, 
beigemessen.” 

Es ist nicht zweifelhaft, daß die römisch-rechtliche Anschauung, 
ausdrückliche Traditionsbewilligung oder Vorbehalt des Nießbrauches 
ersetze die Tradition, für die Aufnahme der einheitlichen dispositiven 
Veräußerungsurkunde von großer Wichtigkeit gewesen ist. Auch ich 
möchte den beiden Akten? eine Vermittlerrolle zuschreiben. Sie er- 
möglichen das Eindringen der außerhalb Italiens im griechischen Rechts- 
kreise entstandenen einheitlichen dispositiven Geschäftsurkunde. Sie 
bilden im altrömischen Gebiet ein konservatives Element, da man den 
Anschluß an das Überkommene zu wahren sucht. Mit ihrem Ver- 
schwinden entsteht nicht die moderne Urkunde, sie tritt nur deutlich 
erkennbar auch hier zutage. Der Sieg einer Urkundenform der Pere- 
grinen wird damit in Italien vollendet. 

Wir vergegenwärtigen uns nun Funktion und Form der besonders 
wichtigen gräko-ägyptischen Kaufurkunde, wie sie von Mitteis dar- 
gestellt werden.* 


Im gräko-ägyptischen Kaufgeschäft ist nach den Papyri vielfach 
die Errichtung zweier Urkunden üblich. Zuerst wird in der &v7 (no@oıg) 
— Verkaufsurkunde — der die Parteien bindende Vertrag nieder- 
geschrieben. Die Erfüllung des Vertrages, d.h. die nach Hingabe des 
Kaufpreises erfolgende Auflassungserklärung, wird in einer zweiten 
Urkunde verbrieft, die meist als zereyoagı) bezeichnet wird. In dieser 
zatayoayı), der für den Abschluß des Geschäfts entscheidenden Ur- 
kunde, wird mehrfach darauf hingewiesen, daß die Eigentumsüber- 
tragung nach Empfang des Kaufpreises zer’ wvıjv, d.h. in Gemäßheit 
der früher errichteten Vertragsurkunde geschehe. 

Der doppelten Beurkundung steht nun in römischer Zeit der 
Brauch entgegen, daß nur eine Urkunde, und zwar die xurayoagı), 
ausgestellt wird. Die Sonderbeurkundung des Vertragsschlusses wird 
als überflüssig angesehen. Ein sicherer Ausdruck dafür, daß die vv 
nicht mehr gesondert ausgestellt wird, ist es, wenn es in der xa@ra- 


U RGU. 124. 

® RGU. 117ff. 

® Ähnlich wird man auch die von Brunner, $. 114ff., vorgetragenen Beob- 
achtungen werten dürfen. 

‘ Mitteis II, 1, 172ff. 
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yoapı heißt: die Übergabe erfolge zar& zijvds tiv zareypayıv, in 
Gemäßheit, zufolge dieser xereyoagr). Also nicht die aus dem Ab- 
schluß des Vertrags hervorgegangene Urkunde, sondern die Auf- 
lassungsurkunde, die xaerayoaxgı), wird zum einheitlichen Instrument 
ausgestaltet. Dieser Urkunde schließt sich auch seit der constitutio 
Antonina, die das römische Bürgerrecht den höheren Schichten unter 
den Provinzialen verleiht,! die Stipulationsklausel an in der Form: x«i 
inevwrnFeis wuoloynoev (oder @uoAdynoa).? 

Die xereyoegı) kann objektiv und subjektiv abgefaßt sein (M.Il. 
1.180). Auf die einzelnen Formen der Objektivurkunde ist hier nicht 
einzugehen.” Hervorzuheben ist, daß in den häufigen vor dem Agora- 
nomos errichteten Urkunden über Kauf von Immobilien die xerezyoug ı) 
als Homologie (d. h. der Kontext wird durch duoAoyei eingeleitet) redi- 
giert wird (M. 11.1. 75). Der Homologiestil scheint in der Kaiserzeit 
auch in den anderen objektiv gehaltenen Urkunden die Oberhand zu 
gewinnen (M. ll. 1. 75). 

Subjektive Fassung trägt das z&odyoegor (N. 11.1. 55ff.). Dieses 
findet sich schon im dritten vorchristlichen Jahrhundert. Es hat seinen 
Ursprung in der Form des Briefes, beginnt mit der Grußformel (6 deiv« 
zo Ösivı geloeıv), In einem der ältesten Beispiele (a. 248/7 a. Chr.) 
steht auch am Schluß der Urkunde das für den Brief typische &vowoo,.* 
Das Datum steht am Ende. Man verwendet das z&0070«gov bei den 
verschiedensten Vertragsgeschäften. Es ist im Gegensatz zur öffent- 
lichen Urkunde <@yoowvouos-, resp. yoageiov-Urkunde, ovYzWena1s-Ur- 
kunde, dıeyoa@pn roaneöns (M. 11. 1. 58ff.)) eine Privaturkunde. „In den 
ersten Jahrhunderten ihres Vorkommens unterscheiden sich diese Chiro- 
grapha in ihrer Stilisierung von den solennen Homologien durch 
größere Kürze und eine im wesentlichen auf Wiedergabe des sachlichen 
Inhalts der Verabredungen sich beschränkende Formlosigkeit“ (Freundt l. 
12). Allmählich nähert sich ihre Fassung den Formeln der Objektiv- 
urkunde (Freundt I. 12) — sie erhalten häufig die Unterschrift des 
Ausstellers (M. 11.1. 55f.), die Datierung tritt seit Diokletian an den 
Anfang?’ — so daß sie sich wesentlich nur durch die subjektive Fas- 





ı Mitteis II, 1; XVIIf., 288; Wilcken I, 1, 56ff. — Die peregrini dedicii 
wurden nicht inbegriffen. 

® Mitteis II, 1, 76. 

3 Vgl. darüber Mitteis II, 1, 53ff., 58ff. 

% Hibeh Pap. I, n. 9; vgl. Freundt I, 12. — 2gg000 entspricht dem lateinischen 
vale. Beispiele in Briefen s. Wilcken I, 2 n. 12, 165, 271, 378 u. a., und in den 
Übersetzungen von W. Schubart: Ein Jahrtausend am Nil, Briefe aus dem Alter- 
tum. Berlin 1912. 

5 Mitteis II, 1, 88. Wie im alten griechischen yeooygagor steht in der 
lateinischen epistola das Datum am Schluß. Siehe Mitteis RPR. 203. 


Über die Poenformeln in den Urkunden des früheren Mittelalters 85 


sung und die Grußformel von dem Formular der Objektivurkunden 
unterscheiden. 

Im vierten Jahrhundert verschwinden in Ägypten die Objektiv- 
urkunden (M. Il. 1. 87). Das z&06/0@pov gewinnt in der dargelegten 
Fortbildung die Alleinherrschaft. Mitteis (ll. 1. 87) erklärt diesen 
Vorgang aus einer Umgestaltung des Ämterwesens in Ägypten durch 
Diokletian, indem die von öffentlichen Schreibern ausgestellten Objek- 
tivurkunden mit dem Wegfall der öffentlichen Urkundsstellen ver- 
schwinden. „Die Chirographa dieser Zeit wurden zum überwiegenden 
Teile durch Privatnotare hergestellt, welche ihre Mitwirkung durch 
ihre Unterschrift zum Ausdruck bringen“. — In späterer byzantinischer 
Zeit bildet sich in dieser Urkunde die monographische und noch später 
(Ende des 6. Jahrh.) die Verbal-Invokation aus (M. Il. 1. 88). 

Dieser Überblick zeigt, daß die griechische Urkunde, abgesehen 
von der durch kirchlichen Einfluß eindringenden Invokation, seit den 
vorchristlichen Jahrhunderten sich in ihrem Aufbau aus sich selbst 
heraus entwickelt.! 

Nur in einzelnen Wendungen ist deutlich römischer Einfluß fest- 
zustellen, so insbesondere in der Annahme der Stipulationsformel, die 
durch die Worte &meowtıFes wuoroynaoev (oder wuoAdynoe) übernommen 
wird.” Unter Diokletian beginnt die Datierung nach Konsuln.” Noch 
einige andere Formeln römischen Ursprungs dringen in die nachanto- 
ninische Urkunde ein.* Es gibt sich darin die praktische Rezeption 
der griechischen Urkunde durch die Römer zu erkennen. Auf das 
Wesen der griechischen Urkunde im ganzen haben dagegen diese 
wenig bedeutenden Änderungen keinen maßgebenden Einfluß ausgeübt. 

So wird die griechische Urkunde für die mit dem Bürgerrecht be- 
liehenen Provinzialen in dieser durch römisches Recht beeinflußten 
Gestaltung auch ihre in der griechischen Rechtssphäre erworbene 
Funktion eines Perfektionsmittels für den Vertrag beibehalten haben.° 


ı Mitteis’ Ansicht (Reichr. 180ff.), daß die Briefform der griechischen Ur- 
kunde aus der römischen epistola stamme, wird von ihm selbst, wie mir scheint, 
durch seine neueste Darstellung des yeuyoyoaugyo» aufgegeben. Vgl. Freundt I, 23. 

® 5.0. 5. 84. 

3 Wessely, Denkm. Wien. Acad. 37 (2 Abt.) 99; Mitteis II, 1, 88. 

* Mitteis, Reichsr. 180ff., sucht eine Anzahl von Übereinstimmungen grie- 
chischer und römischer Urkunden auf römischen Einfluß zurückzuführen. Spätere 
Funde haben aber bei einzelnen dieser Wendungen den griechischen Ursprung 
erwiesen. Siehe Freundt I, 23f. — In seiner neuesten Zusammenfassung bezweifelt 
Mitteis (II, 1, 900), daß die zuun dınij, die man aus der römischen poena dupli 
herzuleiten geneigt ist, rein aus dem Einfluß der römischen Praxis herzuleiten sei. 
Vgl. dazu Berger 131ff. 

5 Vgl. Mitteis II, 1, 172: „In der nachantoninischen Zeit beginnt der italische 
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Es kann darum auch nicht verwundern, wenn diese spätere 
griechisch-römische Urkunde, deren Errichtung allein das Rechts- 
geschäft zu perfizieren vermag, deutlich erkennbar auf weströmische 
Gebiete wirkt. 

Zu der Zeit, als die vornehmlich aus Ravenna stammenden Papyri 
entstanden,! in denen uns die ersten Beispiele von dispositiven Ge- 
schäftsurkunden auf weströmischem Boden erhalten sind, hat in der 
griechischen Urkunde die Briefform schon die Alleinherrschaft ge- 
wonnen. 

In ihrem Aufbau schließen sich nun diese neurömischen Subjektiv- 
cartae den griechischen Urkunden sehr eng an. Wir finden auch hier 
die Form .des Briefes. Die Schreiberformel steht am Schluß. Das 
Datum wird schon vielfach in das Protokoll aufgenommen? und er- 
scheint am Schluß der Urkunde alsdann noch einmal, doch in diesen 
Fällen nur noch in gekürzter Form. 


Ferner wird eine Anzahl einzelner Wendungen der griechischen 
Urkunde entlehnt.? 


Kauf selbst die klassischen Formen zu verlieren und hat nicht mehr die Kraft gehabt, 
seinen ursprünglichen Charakter dem Provinzialrecht aufzuprägen.“ 

ı Gedruckt bei Marini, I papiri diplomatici, und in Auslese bei Spangenberg, 
lur. Rom. tabulae negotiorum. 

® Marini n. 89 (a. 587); n. 90 (6.—7. Jahrh.); 92 (6.—7. Jahrh.); n. 93 (6. Jahrh.). 

3 Vgl. Anm. 5 S. 307. — Die Erklärung, verkauft zu haben «no rov vir eis 
to» ünavıe xgovor Oder ano rs; Evesıwens juegos eis dei und ähnliche Wendungen 
(vgl. Freundt I, 11f.) finden sich in griechischen Urkunden seit dem zweiten 
Jahrhundert (Mitteis II, 182). Vgl. damit Marini 86 (a. 553) S. 133, Z. 16: a prae- 
senti die integra dominii. potestaten habentes in iura vestrae beatitudinis vindicetis; 
n. 93 (6. Jahrh.), S. 144, Z. 17ff.: sicutia me... possessum est atque nunc usque 
in h(odiernum) d(iem) rite possidetur, ita et a me traditur a praesenti die suprascriptae 
ecclesiae. — In der Schenkungsurkunde Odoakars von 489 (Marini n. 82) entspricht 
das Wort transscribimus dem griechischen x«raygayousv (vgl. Freundt I, 79). 
Auch sonst findet sich mehrfach transcribere, z. B. Marini n. 89 (a. 587), n. 93 
(6. Jahrh.). F. Andec. 35, 37, 41, 54; Marc. Il, 3 u. a. 

Die Annahme Freundts (I, 22f.), daß die Wendung per hanc cartam u. ä. 
auf das griechische xar« zöös To zerpöygagor (das dem zur ımvös tv xurayoag ıjv 
— 5.0. $. 83 — entspricht) zurückzuführen sei, hat viel Wahrscheinlichkeit für sich. 
Unhaltbar ist jedoch die Folgerung, die Freundt aus der Übereinstimmung zieht, 
wenn er ‚per‘ jedesmal durch ‚gemäß‘ übersetzen will. — Die griechische Wendung 
bezieht sich, wie wir oben S. 83 gesehen haben, ursprünglich auf die von der xaıa- 
Yoayı) ausgefertigte @7 (neaoıs). Nachdem der Brauch der Doppelbeurkundung 
weggefallen war, hatte die nunmehr nur auf die xaraygagr, die jetzt einheitliche 
Urkunde, bezügliche Wendung ihren alten guten Sinn verloren und mußte zur 
bedeutungslosen Floskel hinabsinken. Daß die Römer dieser bei der Reception 
eine dem Wesen der Urkunde entsprechende Bedeutung unterlegten — vielleicht 
hat sich diese schon in den griechischen Formeln selbst gebildet (Gradenwitz, 
Einf. 101, 106, glaubt wohl irrtümlich, schon in vorbyzantinischer Zeit «ar arıjv 
mit „durch Kaufbrief‘ übersetzen zu dürfen) — kann nicht wundernehmen. Der 
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Auch die weitere Fortbildung der Urkunde Italiens erfolgt in naher 
Anlehnung an das byzantinische Formular.' 

Auf die aus dem Griechischen stammende subjektive Fassung 
geht durch das Medium der spätrömischen Urkunde auch die Haupt- 
form der fränkischen carta zurück. „Wie die römische carta den Ty- 
pus der epistola aufgriff, so hat die fränkische carta gerade diese 
Form der neurömischen Urkunde stärker und zäher bewahrt, als im 
allgemeinen die italische carta,“” in der in späterer Zeit noch gewisse 
Weiterbildungen zur Objektivfassung erfolgen. Auch in der fränkischen 
carta steht die Schreiberunterschrift am Schluß und mit ihr abweichend 
von dem späteren griechischen Chirographum und der Urkunde Italiens 
auch die Datierung. Hier hat also die spätrömische Urkunde auf gal- 
lischem Boden eine Umwandlung nicht mitgemacht, die wir in den 
Ravennater Papyri sich vollziehen und in den späteren italischen Ur- 
kunden vollendet sehen. 

Neben dieser aus dem griechischen Chirographum abgeleiteten 
Fassung haben wir nun in spätrömischer Zeit auch die objektiv re- 
digierte carta. Sie beginnt mit dem praescriptio des Schreibers und 
fährt fort: constat eum vendidisse usw. Das Datum steht im Eschatokoll. 
Brunner betrachtet diese Urkunde als eine römische Fortbildung des 
von einem Dritten geschriebenen pompejanischen Chirographum. Diese 
Vermutung hat sehr viel für sich, da so die Nennung des Schreibers 
am Eingang der Urkunde erklärt wird.” Die Stellung der Datierung 
aın Schluß würde im allgemeinen nicht dem Brauch der griechischen 
Objektiv-Urkunden entsprechen, in denen das Datum nicht im Proto- 
koll steht.* Wenn wir auch in der Grundauffassung Brunner folgen, 
. so werden wir doch zugeben müssen, daß diese Urkunde neue, grie- 
chische Elemente aufnimmt. 

Das fast regelmäßig -verwendete constat vermag ich freilich nicht 


eblativus absolutus und ‚per‘ können nicht, wie Freundt es behauptet, ‚gemäß‘ 
bedeuten. Unzweideutige Belege für seine Ansicht vermag er auch nicht anzu- 
führen. Es ist ein Irrtum Freundts (Wertpapiere I, 98), daß iuxta bei Spangenberg 
n. 53: traditionem corporalem.... tibi iuxta fidem traditionis epistulae huic docu- 
mento consentienti fieri tribuimus licentiam dem sonst gebräuchlichen per entspreche. 
Denn im vorliegenden Falle bezieht sich iuxta nicht auf die Veräußerungsurkunde 
selbst, sondern auf die Nebenurkunde, welche die Erklärung des Traditionswillens 
enthält. Dagegen in Wendungen wie z«ra jvde 17» zeigöygago», per hanc cartam, 
wird gerade auf die vorliegende Urkunde selbst Bezug genommen. 

ı Vgl. Redlichs Beschreibung der Urkunde Italiens. UL. 17 u. 23ff. 

®2 Redlich UL. 34ff. 

3 Vgl. auch D.XLV. 1, 126, $ 2 (Paulus): Chrysogonus Flavii Candidi servus 
actor scripsit coram subscribente et adsignante domino meo, accepisse eum a Julio Zosa... 
denaria mille. 

4 Mitteis II, 1, 60, 68. 
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mit Freundt! als eine Wiedergabe des griechischen öuoAoyer zu be- 
trachten, dagegen darf fatetur” am Eingang der Urkunde wohl als 
eine Übersetzung dieses griechischen Wortes gedeutet werden. 

Doch es ist an dieser Stelle nicht erforderlich, dem griechischen 
Einfluß auf diese Urkundenform weiter nachzugehen;?® denn zu der 
Zeit, als wir dieser Objektivformulierung begegnen, d.h. in den Raven- 
nater Papyri, ist sie schon im Absterben. Nur in dem abgeschlossenen 
kurrhätischen Gebiete vermag sich in einer deutlichen Erstarrung die 
constat-Urkunde für Kaufgeschäfte zu erhalten. In Italien weicht: sie 
immer mehr der subjektiven carta. Daß sie auch in Gallien nicht un- 
bekannt war, scheint mir durch zahlreiche und gerade die ältesten er- 
haltenen Formeln erwiesen zu werden.* Als Beispiel sei genannt 
F. Andec. 4: constat me vendedisse et ita vindedi usw. Es ist sehr 
bezeichnend, daß in den fränkischen Formeln trotz der Beibehaltung 
des constat die objektive Fassung regelmäßig in die subjektive um- 
gesetzt ist. v 

Wir sehen also, daß die Objektiv-Urkunde, die wie das pompe- 
janische Chirographum ursprünglich allein zu Beweiszwecken gedient 
haben muß, sich mit einzelnen Elementen der modernen byzantinischen 
Urkunde verbindet und in Gallien wie in Italien schließlich der aus 
dem byzantinischen Rechtsverkehr übernommenen epistola weicht. — 
Gerade der Fortschritt, den die neue griechische Urkunde durch ihre 
dispositive Wirkung gegenüber der römischen Beweisurkunde bezeich- 
nete, wird ihre lebhafte Aufnahme im ganzen Reiche veranlaßt haben. 

Erkennen wir diesen hier nur in aller Kürze dargestellten Zu- 
\sammenhang an, so sind auch einzelne Übereinstimmungen zwischen 
fränkischen und griechischen Poenformeln ohne weiteres verständlich. 
Übernommen in die spätrömische Urkunde Galliens, die uns 
so gut wie völlig verloren ist, wirkt d+e griechische Klausel 
auf die fränkische ein. 

Wir wollen versuchen, die ursprünglich griechischen Elemente in 
fränkischen und italischen Poenformeln festzustellen. 

Zuerst ist hervorzuheben, daß die Gewährleistungsklausel in der 
griechischen Urkunde wesentlich anders formuliert ist, als in der rö- 
mischen. In dieser heißt es, daß bei erfolgreichem Eingriff (evincere) 
eines dritten der Verkäufer das duplum zahlen werde. Demgegenüber 
bringen die griechischen Pe>aiwors-Klauseln die Zusage der Gewähr- 


S. 20, 78. 
? Brunner RGU. 19f., Freundt, Wertpapiere I, 19f. Vgl. F. Andec. 35, 36. 
» Vgl. 0. S.86. 
4 Formulae Andec. 4,9, 21, 25, 27 venditio; 22,38,60 cautio; 44 securitas de raptu. 
— F. Turon. 5, 8, 9, 42. — F. Marc. Il, 20, 21, 22, 26. 
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leistung in der Fassung schärfer zum Ausdruck. Sie erklären: wenn 
der Veräußerer seine Gewährleistungspflicht nicht erfülle, den Angriff 
nicht abwehre (&... u) Fepaıw), solle er eine genannte Strafe zahlen. 
Man wird in diesen Abweichungen keinen sachlichen Unterschied 
sehen dürfen. Die griechische Fassung ist einfach aus der Geschichte 
der Aeraiwcoıg zu erklären." Für uns ist hier wichtig, daß das spätere 
italische Gewährleistungsversprechen, das Gelöbnis der defensio, sich 
nicht an die Eviktions-, sondern an die Peßaiwarg-Klausel anlehnt. Man 
darf diese Veränderung in der italischen Formel also nicht mit 
v. Sufflay”? auf germanischen Einfluß, sondern muß sie vielmehr auf 
das griechische Vorbild zurückführen. In den Ravennater Urkunden 
hat sich die Fassung der Eviktionsklausel freilich noch erhalten, während 
sie später in Italien durch die defensio verdrängt ist. Den fränkischen 
Poenformeln dagegen ist nicht nur die Eviktionsklausel verloren, auch 
die defensio wirkt hier im allgemeinen nicht mehr lebendig.’ 

Ferner wird in der griechischen Poen neben dem Gewährleistungs- 
versprechen vom Veräußerer gelobt, daß weder er noch seine Erben 
das Rechtsgeschäft anfechten würden.* Diese Zusicherung findet sich 
in der Praxis der altrömischen Urkunden noch nicht. In den Raven- 
nater Papyri beginnt man bereits, dieses Parteiversprechen hervor- 
zuheben.° Seitdem wird in italischen Urkunden die Fassung der grie- 
chischen Strafklausel zur Regel. Neben der einfachen Zusage der 
Partei, den Vertrag nicht anfechten zu wollen, steht auch häufig, wie 
im Griechischen, das doppelseitige Versprechen, indem bei eignem 
Angriff und bei Gewährschaftsbruch eine Strafe gelobt wird.® — In 
fränkischen Poenformeln nun ist die Parteierklärung, bei eigenem Ein- 
griff in den Bestand des Rechtsgeschäftes straffällig zu werden, ein 
sehr wesentlicher Teil ihres Inhalts. Loening’” wollte diese Eigen- 
schaft der fränkischen und der ihr verwandten Strafklauseln aus dem 
Einwirken germanischer Rechtsauffassung erklären. Wir werden aber 


ı Über Beßaiorıs s. Mitteis II, 1, 188ff. 

2 WSB. 147, 123. 

® S. unten $. 104ff. 

4 Berger, Strafklauseln 127. — Über die juristische Bedeutung dieses Ver- 
sprechens siehe die interessanten Ausführungen von Rabel, Haftung 30ff. 

» Z. B. Marini 118 (a. 540) et profitetur, nullum se in posterum heredesque 
suos adversus eundem emptorem, procuratorem, eredes, Successores eius desuper ac 
re aliquam aliquando causam, rem, litem, actionem, petitionem, repetitionern, contro- 
versiam in rem vel in personam habere habiturumve esse. Ähnlich Marini n. 114, 
115 (= Spangenberg n. 49, 50). Vgl. Rabel, Haftung 34, 41f. 

© Außerdem haben zahlreiche italische Urkunden, beispielsweise im CDL., 
nur die Defensio-Klausel und nennen die Strafe für eigenen Angriff der Partei nicht. 

” Vertragsbruch, S. 544. 
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jetzt anzunehmen haben, daß diese Bestimmung von den Germanen 
nicht neu geschaffen, sondern nur von ihnen erhalten und erweitert 
wurde, daß sie aber aus der griechisch-römischen Urkunde hervor- 
gegangen ist.! 

Der reingriechische Einfluß läßt sich aber für einzelne Bestand- 
teile der Strafklausel noch deutlicher zeigen. 

Nach dem Vordersatze der griechischen Formel, z. B. &&v ö& iniidto 
N um Beßaıa,” steht gewöhnlich die Wendung: ı T’ipodog dxvoos iotw 
x? (— folgt Nennung der Strafe —). Ähnlich steht an der gleichen 
Stelle in der fränkischen Klausel: affectum, quem inchoavit, non obte- 
niat (St. Gallen 126 u. a.); perverse machinationis sue non obtineat ef- 
fectum (St. Gallen 227); non eius praevaleat audacia, sed (Fulda 534); 
petitio eius nullum habeat effectum, sed (Brioude 176); sua voluntas 
vel conatus in nullum obtineat effectum, et insuper (G. c. XII. 1. 297, 
vgl. F. Turon. 25); irrita sit eius machinatio, et (F. Sang. misc. 14). 
Noch näher ist die Anlehnung in den Urkunden des Cod. Cavensis: 
questio et causatio nostra inde sint bacua, et (n. 21); de questio nostra 
taciti et bacui maneamus, et (n. 34); questio nostra sit vacuo, et (n. 35). 
Auch die Wendung: et quod repetit evindicare non valeat, die sehr 
früh gern an den Schluß der Poenformel gerückt wird,* scheint auf 
dasselbe griechische Vorbild zurückzugehen. Diese Prägung ist übrigens 
in Urkunden Italiens fremd. Wo sie hier gebraucht wird, geht sie auf 
fränkischen oder alamannischen Einfluß zurück. 

Die griechische Klausel: x«i undir joaov ij ayaaıs zUor@ (M. 11. 2. 
256); zwi undtv haoov ra Ötwuoloynuive xVoıw eva (M. 11. 2. 158); 
za under 1ocovr ta Örouokoynuive uivew zuore (M. 1. 2. 159); Zwois 
tod uiveıw (bzw. eva) xUoıe Ta noorsyoauuive (vgl. Berger 47ff.) — 
ist in der fränkischen und italischen permaneat-Klausel, die der 
Poenformel folgt, erhalten,® z. B.: nihilominus epistola atque definitio ... 
omni tempore firma et stabilis perduret (F. Andec. 46); et nihilorminus 
donatio nostra firma permaneat (Pardessus 188); et nihilominus prae- 
sens cartula ista omni tenpore firma et stabilis permaneat (St. Gallen 11). 





1 Auch die Verben, die in mittelalterlichen Poenformeln den Eingriff be- 
zeichnen, stimmen mit den griechischen überein; z. B. enslevveodar, enegzeoden, 
Eerunogevsoda (Berger, S. 125f.). — Contraire, contravenire (s. u. S. 108f.). 

® Mitteis II, 2, 256. 

8 Berger, Strafklauseln S. 127, weist darauf hin, daß die schon in ptole- 
mäischen Kaufurkunden bekannte Bestimmung sich nur auf die Angriffe des Ver- 
käufers und seiner Rechtsnachfolger beziehen kann. In den fränkischen Formularen 
richtet sich die entsprechende Formel auch gegen den Eingriff Dritter. 

4 Z. B. F. Andec. 2. 

5 Vgl. Rabel, Haftung 53. 
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An diese Klausel schließt sich in der griechischen Urkunde die 
Stipulationsformel. An den gleichen Stellen findet sich das spät- 
römische stipulatione subnixa. 

Auf Grund der griechischen Poen soll der vertragsverletzende 
Urkundenaussteller oder sein Ersatzmann, eine Mittelperson, die Strafe 
zahlen: z. B. zei nuoounoreioo j) 6 into Luod ine)evöusvog TO wvovusrn 
» rois neo airod ... dınkjv tv tıuw (M. 1. 2. 256). — Dem 6 ünio 
entspricht die römische interposita, supposita persona.' Diese 
finden wir denn auch häufig in den Strafformeln der italischen und 
der kurrhätischen Urkunde, ferner in einer Anzahl Urkunden aus frän- 
kischem Gebiet. 

Der in der byzantinischen Poenformel entstandenen Floskel, ‚ö wi 
&iy‘ (Berger 3. a. 3) entspricht das in der fränkischen Strafklausel be- 
liebte ‚guod absit‘.® 


Schließlich erinnern wir noch an die in fränkischen Poenformeln 
häufige Bestimmung, daß der Fiskus einen Anteil an der Strafsumme 
erhalten soll. Man ist bisher geneigt gewesen, darin eine rein ger- 
manische Bildung zu sehen.” Solange man nun das griechische Ur- 
kundenwesen zur Erklärung der spätrömischen und fränkischen nicht 
heranziehen mag, ist diese Vermutung durchaus geboten. Wenn es 
aber als richtig gelten darf, daß die griechische Urkunde etwa seit 
byzantinischer Zeit stark auf weströmische Gebiete eingewirkt hat, 
dann wird es recht wahrscheinlich, daß diese Einzelbestimmung aus 
den griechischen Vorbildern zu erklären ist. In griechischen Strafformeln 
wird nämlich häufig neben der Strafzahlung an die geschädigte Partei 
noch eine solche an die öffentliche Gewalt bei Vertragsbruch zuge- 
sichert. Diese Fiskalmult* ist von Mitteis?® auch in den späteren 
Quellen des römischen Rechts nachgewiesen. Sie findet sich auch in 
einigen Ravennater Papyri.” Nachdem man ihr Vorkommen daselbst 


1 Berger, Strafklauseln 62ff.; Mitteis II, 1. 

® F. Marc. Il, 4, 6, 32; Bitur. 15c; Lindenbrog 14; Aug. A. 14; Sang. S. 18; 
Extravag. 19, 20. — Ob man die noch häufigere Wendung ‚quod futurum esse non 
credo‘ (F. Andec. 6, 23; Marc. II, 3, 7, 10, 11, 19, 22, 290, 36, 39 u. v. a.); ‚guod 
fieri non credo‘ (F. Andec. 40, 58 u. v. a.); ‚quod evenire non credo‘ (St. Gallen 214, 
225, 232, 297, 305, 327) und zahlreiche ähnliche, meist auf credo (oder credimus) 
ausgehende Floskeln auf dieselbe Quelle zurückzuführen hat, bleibt zweifelhaft. 
Häufig werden beide Redewendungen nebeneinander gebraucht. 

3 Diese Auffassung liegt Loenings Darlegungen, Vertragsbruch, S. 581ff., 
zugrunde. 

4 Über sie handelt Mitteis Il, 1, 77, 189; Derselbe, Reichsrecht 525ff. 
Berger, Strafklauseln 31ff., 38ff., O3ff.; Sjoegren 43. 

5 Reichsrecht 525f. 

6 Vgl. Mitteis, Reichsrecht 533f. 
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auf germanischen Einfluß hatte zurückführen wollen, wies Mitteis! 
schon darauf hin, daß hier doch Anlehnung an das griechische Vor- 
bild erwägenswert ist. In späteren Urkunden Italiens wird nun die 
Fiskalmult in der Poenformel nirgends mehr erwähnt. Dagegen be- 
merken im fränkischen Rechtsgebiet die Strafklauseln sehr häufig, daß 
dem Fiskus ein Anteil an der Bußsumme zukomme.?” Diesen frän- 
kischen Bestimmungen ist auch bisher dieselbe Bedeutung zuge- 
schrieben, die die Fiskalmult im griechischen Rechtsleben hatte, und 
zwar ohne daß man die gleiche griechische Erscheinung für die Er- 
klärung berücksichtigte.? Er ist also, wie ich glaube, richtiger, auch 
hier auf das griechisch-römische Vorbild zu weisen, als eine auto- 
chthone fränkische Neubildung zu vermuten.* 

Nach allem aber, was hier über die Ähnlichkeiten zwischen den 
verschiedenen Strafklauseln zusammengestellt ist, darf nun wohl als 
zweifellos gelten, daß eine Anzahl von Elementen der griechischen 
Poenformel auf die spätrömische Urkunde nicht nur Italiens, sondern 
auch Galliens eingewirkt hat. 

Aber damit sind, wenn wir auch eine Weiterentwicklung voraussetzen, 
die Grundlagen der fränkischen Poen noch nicht vollkommen erklärt. 

Betrachten wir eine Strafklausel wie F. Andec. n. 9: ef si quis, ego 
ipsi aut aliquis de heretibus meis vel qualibet extranea persona, qui 
contra hanc vindicione, quem bona volumptate fieri rogavi, agere cona- 
verit, inter tibi et fisco soledus tantus vobis conponat ... 

Das Relativum gui ist durchaus überflüssig, ja sinnlos; denn in 
dieser Fassung hat der Vordersatz kein regierendes Verbum. Es ist 
überaus merkwürdig, daß diese unsinnige Konstruktion im fränkischen 
Reiche sehr weit verbreitet ist und sich durch fortdauernde Tradition 
sehr lange erhält.° Von einigen Schreibern, die wohl eine Verbesse- 


! Reichsrecht 53. 

® Näheres s. unten S. 109ff. 

® Nach Brunner, Forschungen 665, verfolgt ‚die Verabredung, daß das 
Strafgedinge‘“ zwischen dem vertragstreuen Kontrahenten und der richterlichen 
Gewalt „geteilt werden soll..., den Zweck, die richterliche Gewalt in das Inter- 
esse an der Bestrafung des Vertragsbruches hineinzuziehen. In Andec. 57 heißt es 
geradezu, daß die Konventionalstrafe geteilt werden soll una cum iudice inter- 
cedentern“. Ähnlich urteilt über den Charakter dieser Strafbestimmung Bluhme 
a.a. 0.,S. 221f. Vgl. dazu Loening, Vertragsbruch, S. 582 a. 6l, ferner Sjoegren, 
S. 145. Weiteres noch unten $. 109. Über die griechische Fiskalmult s. Mitteis 
(a. a. O.) 11, 1, 76, Reichsrecht 523ff. N 

* Ähnlich äußert sich schon Sjoegren S. 146. 

5 F. Andec. 9, 19, 27, 34, 35, 36, 37, 45, 49; Turon. App. 2, 3; Bitur. 9; 
Senon. 1, 2, 4, 5,6, 14 u.a.; Merkel ®; Lindenbrog. 6, 8; Aug. A. 14, 17; Aug. B. 
24, 34, 36, 37, 38, 42. Fast in der Hälfte der St. Galler Strafformeln. Sehr häufig 
in Weißenburger und auch in Fuldaer Urkunden. Aus der Fülle der anderen Bei- 
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rung beabsichtigten, ist der Text sogar noch verschlechtert, indem sie 
statt gui die Form des weiblichen Relativums, guae, einsetzen und 
damit den Relativsatz allein auf persona beziehen.” In vielen Fällen 
ist freilich qui nicht gebraucht und so die Konstruktion einwandsfrei 
gestaltet.” Daneben ist von anderen unter Beibehaltung des Rela- 
tivums eine richtige Konstruktion dadurch erreicht, daß gui von einem 
vorangehenden est,? adest,* sit,’ erit,® extiterit,' surrexerit,° inventus 
fuerit,” venerit,‘” fuerit‘! abhängig wird. Im einzelnen dieser Fälle — 
ich denke besonders an die St. Galler Urkunden — ist es so gut wie 
sicher, daß es sich um selbständige Besserungen des Urkunden- 
schreibers handelt. Aber durch eine bemerkenswerte Anzahl von 
Formeln mit fuerit wird doch nahegelegt, daß das Relativum aus 
solchen Formulierungen stammen könne, in denen später das Hilfs- 
verbum ausgefallen ist. 

Auf jeden Fall ist es bei der erstaunlichen Verbreitung dieses 
überflüssigen Relativums sicher, daß es sich nicht um räumlich be- 
schränkte Teilerscheinungen innerhalb des fränkischen Gebietes handelt, 
sondern daß schon in dem gemeinsamen Ausgangspunkt dieser Formeln, 
in der spätrömischen Urkunde Galliens, eine Fassung in Gebrauch 
war, die wir in den griechischen Urkunden nicht finden. 

Leider sind uns aus dem römischen Gallien keine Urkunden mit 


spiele seien genannt: Dijon 53, 90; Mittelrh. UB. 25, 31, 32, 34; Pardessus 196, 
348, 432; Aniane 51, 290; Amiens 1; Redon 209. Sehr viele Beispiele sind auch 
in den Urkunden des Recueil des chartes de l’abbaye de Cluny zu finden. 

ı Z. B. Pardessus 474, 476, 481, 485, 592; St. Gallen 102, 165, 244, 245, 252; 
Fulda 22, 24, 157; Lorsch (Klein) 74, 122, 204, 230; Regensburg 34, 35; Schäftlarn 
12; Dijon 91, 110, 167; Brioude 155; Beaulieu 10, 18, 22; Cluny 39. — Tiraboschi 
n. 20 ist auf fränkischen Einfluß zurückzuführen. 

® In Italien findet sich das Relativum in dieser Verwendung nirgends. In 
CDL. 146 geht es auf fränkischen Einfluß zurück. 

® F. Aug. B. 35; St. Gallen 242, 274. 

* F. Aug. B. 41; St. Gallen 100. 

° St. Gallen 191, 373, 414. 

®° Württemberger UB. I, 136. 

? Mittelrh. UB. 58; Poitiers 400. 

8 CDL. 162 (fränkischer Einfluß). In angelsächsischen Urkunden: Birch 
395, 406, 419, 449, 467, 506, 507, 616, 837. 

» St. Gallen 589, 607. 

10 Toscana I, 54, 64; II, 7. Portugalliae Mon. 8. Espana 40. 

ıı F. Andec. Ic, 2, 4, 6, 8, 20, 21, 23, 25, 39, 40, 42, 44, 46, 54, 55, 
56, 57, 58; Turon. 1, 4-10, 12, 14, 16, 17, 18, 23, 26, 38; Bignon. 2, 3, 
14; Merkel 16—18, 20, 21, 23 (fuero: 1, 7, 10, 13b, 31); Lindenbrog. 15; 
Extravag. 10; Flav. Add. 1, 3; Tiraboschi 20 (fuero); Pardessus 404, 540; Beau- 
lieu 59; G. c. XIV, I n. 26, 38, VI, I, 103, n. 2; Cluny 40 ; Redon 2, 64, 
69, 116, 152, 153, 183, 196, 214, 227; Weißenburg 151, 156; Freising 75; 
Mittelrh. UB. 42; Mondsee 120. 
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Eviktionsklausel überliefett. Dürfen wir die Fassung et si fuerit 
quis..., qui als ursprünglich ansehen, so ist es wahrscheinlich, daß 
sie von der römischen Eviktionsformel ausgeht. Denn im Vordersatz 
dieser Klausel wird nach der Natur ihres Inhaltes nicht von einem Ver- 
tragschließenden, sondern von der evicierenden dritten Person die 
Rede sein. In derselben Weise scheint die Wendung et si fuerit 
quis..., qui ursprünglich allein auf eine dritte Person gemünzt zu sein. 

Ein sicheres Resultat kann bei dem Mangel an Quellen diese Über- 
legung freilich nicht geben. Außerdem bleibt noch eine andere Mög- 
lichkeit sehr erwähnenswert, daß nämlich qui aus einem früheren quis 
hervorgegangen, und daß Hilfsverbum uerit, wie weit es auch ver- 
breitet ist, erst später eingesetzt sei.! Wenn das richtig ist, so ist 
die Beeinflussung durch die Eviktionsklausel vollkommen sicher. Wir 
würden annehmen dürfen, daß auch in Gallien die uns sonst bekannte 
Formulierung dieser Klausel verbreitet war, welche an der entsprechen- 
den Satzstelle nicht das Relativum, sondern sinngemäß quis verwendet. 
Wir sehen diese Fassung der Eviktionsformel regelmäßig in den sieben- 
bürgischen Mancipationsurkunden* und auch noch in den Ravennater 
Papyri.? 

Mag also fuerit ursprünglich sein oder nicht, wir dürfen in beiden 
Fällen aus dem Vorhandensein des Relativpronomens auf eine Ein- 
wirkung durch die römische Eviktionsformel schließen.* — Auf den 
Zusammenhang mit dem römischen Gewährleistungsversprechen weist 
ferner die häufige Verwendung der poena dupli. Auch der häufige 
Gebrauch von fantum et alterum tantum für das duplum geht auf das 
alterum tantum der römischen Eviktionsklauseln zurück.’ 

Wir können unsere Betrachtungen über die antiken Vorbilder der 
mittelalterlichen Strafklauseln hiermit abschließen. Der Zusammenhang 
der späteren Formeln und altrömischen Erscheinungen bedurfte, so 


1 Soweit ich sehe, ist in den fränkischen Poenformeln an dieser Stelle quis 
nur gebraucht in F. Andec. 59: se nos ipsi aut heredis vel propinqui nostri seu quislibet 
opposita persona, quis ad traditis convenientias ipsa femina commodoläre voluerit aut 
contra epistola hec agere, cui timptator fuerit soledus tantus cornponat. 

> CIL. III, 2, p. 940/1 (a. 142) Sklavenkauf: et si quis eum puerum, quo de 
agitur, parten ve quam quis ex eo evicerit... Vgl. daselbst n. 6, p. 937 (a. 139), n. 8, 
p. 945 (a. 159), n. 25, p. 959 (a. 160). 

3» Marini.n. 112 (a. 591) Kauf: Si quis autem suprascriptas sex uncias fundi 
supra memorati G. de quo agitur partenve earum in aequam partem aut usum fructum 
quis evicerit.... 

4 evincere der römischen Eviktionsklausel ist mir im fränkischen Gebiet nur 
bekannt in Urkunde: Fulda 26. 

5 alterum tantum findet sich auf siebenbürgischen Wachstafeln (CIL. I1l, 2, 
p: 936/7). Den griechischen Urkunden dagegen ist, soweit ich sehe, eine ent- 
sprechende Wendung unbekannt. — Vgl. auch Sjoegren, S. 108. 
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weit er schon von Forschern behandelt ist, nur kurzer Erwähnung. 
Wir hatten den größeren Teil dieser Ausführungen naturgemäß der 
griechischen Urkunde und der griechischen Poenformel zu widmen, 
deren Beziehung zu fränkischen und italischen Strafklauseln von uns 
zu erschließen war. Die formalen Elemente, aus denen sich die 
mittelalterliche Strafformel, soweit sie Vermögensstrafen 
androht, aufgebaut hat, stammen also aus der griechischen 
Poen und der römischen Eviktionsklausel, die sich in spät- 
römischer Zeit beide verbunden haben. 


ll. Die Poenformeln in Privaturkunden des frühen 
Mittelalters 


1. Die zur Strafleistung verpflichteten Personen 


In der griechischen und römischen Strafklausel verpflichtet der 
Urkundenaussteller sich und seine Erben bei Vertragsbruch Strafe zu 
zahlen. Die Poenformeln Italiens haben den gleichen Charakter der 
Konventionalstrafe bewahrt.‘ Auch hier sind es Aussteller, Erben oder 
Rechtsnachfolger, die zahlen sollen. Strafen, die in gleicher Weise nur 
die vertragsbrüchige Partei treffen, sind auch in fränkischen Urkunden 
bekannt. Sie beschränken sich hier jedoch im wesentlichen auf Schuld- 
urkunden.” Bei Veräußerungsurkunden dagegen richtet sich die Straf- 
androhung in der Regel auch ausdrücklich gegen eine dritte Person.” 
Es ist aber von vornherein nicht immer sicher, ob unter dieser jede 
beliebige dritte gemeint ist, oder ob es sich nur um einen Vertreter 
oder Partei handelt. Soweit dieser mit Sicherheit unter einer der zahl- 
reichen Bezeichnungen für die dritte Person zu verstehen ist, hat die 
Poen noch den Charakter der Konventionalstrafe.. Ihre Bedeutung 
ändert sich aber, sobald die Bestimmungen gegen jeden Verletzer in 
Kraft treten sollen. 

Um entscheiden zu können; gegen wen sich die Strafe jedesmal 
richtet, sind zuvor die einzelnen Bezeichnungen, die für die dritte 
Person gebraucht werden, zu betrachten. 





! Einzelne Ausnahmen s. bei Sjoegren, S. 101, a. 2. 

2 Vgl. darüber Sjoegren, S. 130ff. 

3 Es handelt sich um Verkauf (mit Einschluß der vinditio, qui se ipsum vindit), 
Tausch, Schenkung, libellum dotis, Testament, donatio post obitum. Dazu kommen 
adoptio, Freilassung, epistolae conculcatoriae, cartae compositionales. Vgl. darüber 
Sjoegren, S. 132f. 


96 Fritz Boye 


Wir haben hier drei Gruppen zu unterscheiden. 

I. Die weiteste Bedeutung haben Worte wie: quislibet-,! quaelibet- 
(qualibet-, quilibet-),” qualiscunque-,? aliqua-,* ulla persona,? aliquis 
(quilibet) homo,® quislibet (aliquis) hominum;’ ullus vivens homo super 
terram,°® quis;” aliquis;'" quislibet;!‘ quicumque.'? 

Il. Als außerhalb der Partei stehend werden ausdrücklich genannt: 
extranea persona,'° externus.'* 


III. Einen Vertreter bezeichnen procurator,'° persona ad vicem suam.'*® 
Desgleichen weisen auf diesen, bzw. einen untergeschobenen Mittelsmann 
der Partei, zum mindesten ursprünglich, die Benennungen: supposita- 
(soposita-),"' superposita-,'"” interposita-,'” submissa-,”’” subrogata-,? 


B. F. Turon 1, 4, 5, 6 u. a.; F. Aug. B. 2, 6. 
. F. Andec. 25, 44; Marc. I1, 4, 10, 11,20; Aug. B. 16, 17; St. Gallen 385. 
. F. Aug. A. 15; St. Gallen 199, 257, 641. 
. F. Andec 42; St. Gallen 461, 657. 
. St. Gallen 456, 473, 544, 545, 582, 644, 718. 
. Passau 24; Brionde 2, 35; Aniane 313. 
. B. St. Gallen 308, 528; Fulda 68. 

8 Beaulieu 71. 

® Z.B. F. Marc. II, 52; Merkel 17; Lindenbrog 11; Aug. B. 2; Sang. misc. 
18, 22; Sang. S. 6, Add. 4; — quis faßt sehr häufig die Bezeichnungen für Aus- 
steller, Erben und Dritten zusammen, z. B. St. Gallen 283. Si quis vero... ipse 
aut eredes mei aut ulla opposita persona vel qui contra anc traditionem ... venire tem- 
taverit. Oft steht es, wie in den anfangs genannten Belegen, ohne diese Einzel- 
angaben. Die kürzere Fassung ist besonders in rechtsrheinischen Gebieten beliebt. 

 Z. B. St. Gallen 143. 

ıı Z.B. St. Gallen 204. 

ı2 Z. B. Marc. Il, 7, 8, 24, 29, 36. 

13 In den Formulae Andec. Ic, 2, 9, 19, 20, 21, 27, 40, 56, 58; Turon App. 2, 3; 
Senon 11; Merkel 1, 7, 13b, 31, 36; Lindenbrog 1, 2, 6, 8, 15, und in zahlreichen 
Urkunden, sehr häufig in Weißenburg und Passau. 

14 Fulda 534; Lorsch (Klein) 365. 

15 Spangenberg 49, 55. 16 F. Andec. 5, 43. 

17 Häufig in Italien: z. B. M. d. Lucca 81; CDL. 23; Spoleto 61; Toscana 
1, 58, II, 12, 27, 33, 40, I, 27 (soposita p.); Bull. d. ist. st. Ital. XXII, 43. Auch 
in Katiliem: Col. d. priv.... de la corona de Castilla VI, 6. — |n den Formel- 
sammlungen und in Urkunden bei Pardessus ist es, soweit ich sehe, nicht gebraucht. 
Doch Aniane 56, 290; G. c. VI, 2; Brioude 192; bei Wartmann nur in rhätischen 
Urkunden, daselbst als supposita p. n. 72, 165, 174, 180, 224, 235 u. a., oder 
sopposita p. n. 259, 266, 267, 270 u. a. Auch in n. 6 u.40 scheint mir durch dieses 
Wort rhätischer Einfluß erwiesen zu sein. Über den Zusammenhang mit der grie- 
chischen Bezeichnung ö üneo s. oben S. 91. 

18 St. Gallen 173 (rhätische Urkunde). 

19 F, Bitur 15c; Cluny 52; vgl. Sjoegren, S. 142 a. 1. 

:0 Farfa 74, 186, 194, 196, 202, 216,220, 226, 237, 239 u. a.; Cod. Cav. 
27; M. d. Lucca 10, 13, 79, 81, 89; CDL. 137, 165, 187, 206, 290; Toscana I, 3, 
Il, 3; Tiraboschi 37. Auch Kandler, C.D. Istriano a. 847. 

®ı F. Extravag. 11; Beaulieu 131; Aniane 318; Brioude 26, 60, 282; Regens- 
burg 6, 40. 
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conducta-,' conrogativa-,® apposita-,° admissa- (amissa-),* intromissa- 
(intermissa-)? immissa-,* emissa-,' missalis- aliunde introducta-,? contra- 
posita-,"” obmissa persona.‘‘ Dieselbe Bedeutung!? kommt ursprünglich 
auch der weitaus häufigsten unter allen diesen Bezeichnungen, der 
opposita persona,'? zu. 

Der Sinn der Worte, die wir zu den beiden ersten Gruppen zählten, 
ist so klar, daß er nicht mißverstanden werden konnte. Da beide 
Arten von Bezeichnungen in den Poenformeln der frühesten uns be- 
kannten fränkischen Formeln schon gebraucht werden, ist es sicher, 
daß sich nicht erst in unseren Quellen eine Umbildung des Strafver- 
sprechens der Partei zur Strafandrohung gegen jeden Dritten vollzieht, 
sondern daß eine solche Umformung im sechsten Jahrhundert schon 
geschehen war. 

Außer den vereinzelten Belegen für procurator, persona ad vicem 
suam, handelt es sich noch in italienischen Urkunden regelmäßig um 
Mittelspersonen bei supposita- (soposita-), apposita-, submissa-, emissa-, 
missalis persona.'* Von diesen Benennungen lassen sich submissa- 


! Brioude 4, 23. 

2 Redon 209. 

3 F. Aug. B. 18, 14; Weißenburg 194, 243, 250, 258, 261, 263, 265, 267, 
270 u. a.; Freising 17, 112; Dijon 67; Utrecht 22; Mittelrh. UB. 6; Mondsee 136; 
Pardessus 186, 328, 592; Amiens 1; Redon 43; Farfa 38, 51, 76, 90, 96, 375, V, 210. 

* Dijon 84; Aniane 56, 61, 113, 290, 319; Conques 1. 

5 Beaulieu 10; G. c. II. 1, 5; XIV. 1, 55; Cluny 231. 

% Fulda 24; Brioude 155, 192, 251; Beaulieu 3, 20 u. v. a.; G. c. 1, 56; II, 6. 

” F. Senon 2; Extravag. I, 9; Flavin. 7, 43, Add. 1; St. Gallen 190; Freising 
23, 31, 344, 492, 671; Regensburg 34, 35, 40; Dijon 77, 83, 90, 95, 96; Zapf 
13, 17, Mittelrh. UB. 42; Mondsee 59; Lorsch 320; Pardessus 196, 404; Brioude 
37, 39, 134, 136, 172, 187; Autun 74; G.c. Il, 165; XIV, 18, p. 33; Cluny 
13, 14, 18, 27, 35, 36 u. v. a.; Redon 214, 226, 229; Farfa 327, 352, 375; 
Spoleto 61. 

8 Toscana II, 50, 65. 

° G. c. XIV. I, 29. 

10 Brioude 39, 134, 187. 

11 St, Gällen 271; Schäftlarn 3; G. c. XII, 1. 

12 5. oben S. 91. 

13 F. Andec. 4, 6, 23, 34, 35, 36, 59; Avern. 4; Marc. II, 6, 19, 32; 
Turon. App. 2, 3; Bitur. 9; Senon. 1, 2, 4, 5, 6 u. a.; Merkel 9, 10; Aug. B. 35; 
Sang. misc. 14; Sang. S. 21; Extravag. I, 8; Flavin.7, 8; Emmeran.8. Es ist nicht 
erforderlich, aus den zahlreichen fränkischen, alemannischen und bayrischen Be- 
legen Beispiele anzuführen. In Italien findet sich die Bezeichnung opposita persona, 
soviel ich sehe, nur in Farfa 352, Borelli 289, die fränkischen Einfluß zeigen. 

13 Diese Bezeichnungen werden verbunden mit per: z. B. Farfa 216: si aliguando 
nos vel posteri nostri contra te, Maure, vel contra conjugem tuam aut contra vestros 
haeredis de suprascripto casale vel rebus, quas vobis in convenientia dedimus, agere 
aut causare voluerimus vel tollere aut per quodlibet ingenium contraire per nos aut per 
summissam personam quaesierimus.... Vgl. n. 74, 76, 96, 186, 220, 226 u. a.; 
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und missalis persona, soweit ich sehe, nur in Italien nachweisen.' Die 
übrigen hier genannten begegnen auch außerhalb Italiens. Doch ist 
schwer zu sagen, ob darunter auch dort noch immer an ein Vertretungs- 
verhältnis gedacht wird oder nicht. Wahrscheinlich haben diese Worte 
in fränkischen und verwandten Urkunden keine technische Bedeutung 
mehr.” Denn eine deutliche Kennzeichnung dieser Personen als Ver- 
treter, wie sie in Italien üblich ist,? findet sich dort nicht.* 

Am weitaus häufigsten wird die dritte Person in der fränkischen 
Poenformel als opposita persona bezeichnet. Ursprünglich ist darunter 
wahrscheinlich eine Mittelsperson zu verstehen.” Es lag aber nahe, 
daß sich durch die in opposita enthaltene Präposition ‚od‘ der 
begriff der feindlichen Person, des ‚Gegners‘ bildete In den Poen- 
formeln findet sich nun für die vermutlich frühere Bedeutung als 
Mittelsperson kein sicherer Anhalt mehr. Selbst Sjoegren der im 
Gegensatz zu Loening noch für diese Zeit an dem früheren Wortsinn 
festhalten will, kann aus den Quellen keine Zeugnisse zu seinen 
Gunsten anführen. Er möchte die opposita persona in erster Linie 
auf den potentior deuten.” Nun ist aber die Erwähnung der potentior 
(potens) persona, wie Sjoegren selbst hervorhebt, sehr selten.° Ferner 
wird in diesen wenigen Fällen irgendein Zusammenhang mit der 
opposita persona nicht ersichtlich. Daß die potens (magna) persona 
unter der opposita- oder quaelibet persona inbegriffen werden kann, 
ist selbstverständlich. Wenn man in erster Linie auf den potentior 


Cod. Cav. 27; M. d. Lucca 10, 13, 79, 81, 89; CDL. 23; Toscana I, 3, 58; II, 3, 
12, 27, 33, 40, 65. 

Man sagt summissa nostra (eorum) persona: CDL. 23, 206, 290. 

Es finden sich Verbindungen wie: a nobis supposita aut emissa persona. Spoleto 
61; per a nobis submissam personam. Farfa 194, 196, 202, 206, 209 u. a. 

! Außer italischen Urkunden ist mir nur ein Beleg für Istrien bekannt; s. oben 
S. 96 A. 20. 

3 So auch Sjoegren, S. 142. 

3 Beispiele s. oben S. 97 A. 14. 

* Als Ausnahmen sind mir bekannt geworden, F. Extravag. Il, 32: per suspectam 
personam; Brioude 4: aliqua ab eo conducta persona. 

5 Vgl. Sjoegren, S. 110f., 141f. 

% Siehe Loening, S. 552. Ein Übergang von apposita p. zu opposita p., wie 
ihn Loening annimmt, ist sehr unwahrscheinlich. Vgl. auch Sjoegren, S. 109. 

5.141. 

8 Mir sind in Urkunden bis zum Jahre 900 nur bekannt geworden: F. Flav. 
Add. 1: quislibet poteus aut inferior vel emissa persona; Fulda 259: aligua potens 
persona; das. n. 42: qualibet homo aut extranea vel emissa potens aut inferior, vilis 
aut privatus. Vgl. Muratori III, 36: neque per mea submissa vel submittenda persona, 
majoris vel minoris, propinquis vel extraneis; Birch 373: Si quis regum aut principum 
vel qualibet magna parvaque persona. Vgl. n. 235, 433, 435, 454. — Marseille n. 150, 
165, 547. 


Über die Poenformeln in den Urkundeu des früheren Mittelalters 99 


hinweisen wollte, so lag es nahe, dies deutlicher auszusprechen. Ich 
glaube, es wird gerade dann, wenn der Anfechtende unter dem Schutze 
eines einflußreichen Großen stand, am wenigsten Aussicht gewesen 
sein, die in der Formel festgesetzten Strafen zu verwirklichen. Soweit 
man der Strafklausel Erfolg zumaß, verstand man unter der opposita 
persona den potentior sicherlich nicht in erster Linie. 

Demgegenüber scheint sich uns aus einer Anzahl von Belegen zu 
ergeben, daß unter opposita persona in den fränkischen Strafformeln 
jede beliebige dem Urkundenempfänger feindliche Person verstanden wird. 

Erstens wird opposita p. in denselben Urkundengruppen ab- 
wechselnd mit exfranea, quaelibet persona gebraucht, ohne daß man 
einen Grund für die Abweichung erkennen könnte! Ebenso sind 
Verbindungen mit diesen und ähnlichen Bezeichnungen außerordentlich 
häufig.’ 

Im Gegensatz zur Partei und auch zu deren Stellvertreter stehen 
diese Worte in Form. Bignon. 8. 9.: nec ullus in causa eorum nec ulla 
Opposita persona. 

Als beliebige Dritte scheint die opposita persona betrachtet zu 
werden in den Urkunden Passau 69 (a 796) Si quis autern hanc car- 
tam traditionis quilibet opposita persona contraire voluerit;? Freising 66 
(a774) Si quis, quod futurum esse non arbitror, quislibet opposita 
persona contra hanc donationern ire temptaverit; Mondsee 13. Si quis 
auten contra hanc cartam traditionis quelibet opposita persona con- 
traire voluerit;* das. n. 53. Si quis autem ulla opposita persona contra 
hanc cartam donationis ... contraire voluerit. In der Urkunde Frei- 
sing 14a (a 759) werden außer dem Dritten auch die Verwandten unter 
opposita persona begriffen: ut nulla opposita persona frangere non 
conetur, neque de propinquis meis neque quislibet; vgl. Freising no. 55 
(a 773) Si quis autem ulla opposita persona quilibet contra hanc 
cartam traditionis contraire voluerit, nos ipsi aut aliquis ex nostris here- 
dibus. Dieselbe Auffassung liegt vielleicht auch zahlreichen Formu- 
lierungen Mondseer Urkunden zugrunde, wo es z. B. n. 14 heißt: $i 
quis, quod futurum esse non credo, aut ego ipse aut ullus de here- 
dibus seu proheredibus meis quislibet ulla opposita persona, qui contra 
hanc traditionem venire conaverit aut eam infrangere temptaverit.® 


ı Vgl. die Belege S. 96 A. 1—13. 

2 Statt vieler sei genannt: Weißenburg 46. 

3 Vgl. daselbst n. 22, 45, 73, wo opposita persona vor Aussteller und Erben 
in der Aufzählung steht. 

* Vgl. daselbst n. 47, 115. 

5 Es kann sich hier auch um asynthetische Nebeneinanderstellung handeln. 
— Vgl. daselbst n. 11, 21, 30, 35, 58, 72 u.a. 
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Als opposita persona wird, wie es scheint, jeder Angreifer be- 
trachtet in der Urkunde Wartmann 651: Et se ego seu ullus de paren- 
tibus meis hec ita facta denegare studuerit, aut aliqua persona ob- 
posita fuerit. 

Nach den vorgetragenen Erwägungen und Belegen darf 
es als Regel gelten, daß mit opposita persona jeder beliebige 
Angreifer gemeint wird. Dem entspricht es, daß in fränkischen 
Urkunden bei weitaus deutlicher auf eine Vertretung gemünzten Worten, 
wie wir oben gesehen haben,! die ursprüngliche Bedeutung verblaßt ist. 

Aus der bisherigen Betrachtung über die dritte Person geht mit 
Sicherheit hervor, daß in den Poenformeln der spätrömischen Urkunde 
Galliens verschiedene Bezeichnungen für die Mittelspersonen gebraucht 
sein müssen und teils als inhaltlose Worte, teils unter Veränderung 
der Bedeutung, von der germanischen Urkunde übernommen sind. Wir 
haben ferner gesehen, daß ein Teil der Bezeichnungen für die dritte 
Person nicht auf diese Quelle zurückgeführt werden kann. 

Für die exfranea persona (Gruppe Il) glaube ich keine römische 
Vorlage annehmen zu müssen.” Die Verwendung dieser Worte scheint 
mit der Umbildung der römischen Konventionalstrafe zur fränkischen 
Poen aufgekommen zu sein. Denn jetzt erst wandte sich die Strafe 
nicht nur gegen den Aussteller der Urkunde und seine Rechtsnach- 
folger, sondern auch gegen jede außerhalb der Vertragsparteien stehende 
Person. 

Um den Gebrauch von gquis, quislibet und ähnlichen Worten 
(Gruppe I) in den Poenformeln zu erklären, ist hier auf ein formales 
Element hinzuweisen. Wir sahen, daß auch der Vordersatz der alt- 
römischen Gewährleistungsklausel von dem Eingriff einer dritten spricht.? 
Außerdem müssen wir folgendes beachten: 

Die dritte Person wird meist neben Aussteller und Erben genannt. 
Aber es gibt auch viele Belege, in denen die Poenformel sich mit ein- 
‚führenden Worten wie si quis, si vero ulla persona (St. Gallen 466), 
si autem aliqua persona (St. Gallen 657) gegen jeden Dritten wendet, 
ohne die Partei selbst zu erwähnen. In fränkischen, alemannischen und 
bayrischen Zeugnissen treffen wir diesen Brauch schon in frühester 
Zeit und zwar seit dem 8. und 9. Jahrhundert immer häufiger.* In den 


1 5. oben S. 98. 

2 Es ist jedoch möglich, daß schon in spätrömischer Zeit das Versprechen, 
selbst keinen Eingriff zu verüben und bei Eingriff einer außerhalb der Parteien 
stehenden Person Gewähr zu leisten, miteinander eng verbunden wurden; extranea 
persona würde alsdann zu den Zeugnissen hinzutreten, die den Zusammenhang 
der Poenformel mit dem römischen Gewährleistungsversprechen beweisen. 

® S. oben S. 94, A. 2, 3. Vgl. Loening, S. 547f., 552. 

4 S, oben S. 96 A. 9. 
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Formulae finden wir, was beachtenswert ist, diese Fassung nie in 
Kaufurkunden, sondern bei Schenkungen (Andec. 54), Merkel 18, Aug. 
Coll. B. 2, Sang. misc. 18, 22. Sang. 6, 12, Add. 4), Freilassungen (Turon. 
10, Lindenbrog. 10, 11, Visig. 6), Bestellung von Heiratsgut (Markulf Il, 
15, Lindenbrog. 7), Adoption (Markulf II, 13) in cartae compositionis 
(Lindenbrog. 16), in Testamenten (z. B. Markulf II, 17). 


Während in Italien, wie wir gesehen haben,! die neben Aussteller 
und Erben genannte dritte Person stets als Mittelsmann zu betrachten 
ist, finden sich daselbst doch nicht wenige Strafformeln, die, wie die 
eben erwähnten fränkischen, nicht ausdrücklich Aussteller und Erben, 
sondern nur den Dritten nennen.” Alle diese italischen Formeln 
sind unter kirchlichem Einfluß entstanden. dedesmal ist eine 
geistliche Strafe angedroht,” und zudem handelt es sich in keinem 
Falle um Kaufgeschäfte, sondern um Schenkungen,* Testamente,° per- 
sönliche Unterwerfung unter die Kirche, um Privilegien’ und Synodal- 
urkunden.° Überall kommen hier Gaben an die Kirche in Betracht. 

Die Androhung geistlicher Strafen bedeutet in diesen Fällen jedes- 
mal nichts anderes, als die Wiederholung einer gesetzlich auch ohne- 
dies geltenden Bestimmung.” Denn das neuerworbene Kirchengut 
genießt denselben Rechtsvorteil, der dem kirchlichen Vermögen als 
solchem zusteht. Da nun aber zahlreichen Synodalbeschlüssen gemäß! 
jeden Verletzer von Kirchengut Exkommunikation treffen soll, so gilt 
im einzelnen diese Bestimmung für jede Vergebung an die Kirche. 
Die Strafe gegen den Dritten ist also in diesen Fällen durchaus ge- 
setzlich. Ihre Entstehung ist hier vollkommen erklärt. Die Formu- 
lierung der römischen Konventionalstrafe hat auf die Fassung dieser 
Strafsanktionen keinen Einfuß geübt. — 


Die Anfechtung gegen ein Rechtsgeschäft ging naturgemäß meist 
von dem Urkundenaussteller selbst oder von seinen Nachkommen oder 
Sippe- und Markgenossen aus. Selbst wenn man das römische Vor- 


1 Vgl. insbesondere S. 97 A. 14. 

®2 Spangenberg Il, 17; Farfa 168, 185, 188, 232, 289, 365; M.d. Lucca 41, 
44, 49, 58; CDL. 2, 16, 48, 148, 308; Toscana 1, 39, 51; Guttala 29; Fonti per 
l. st. d. It. 12; Muratori V, 367; Lupi 627. 

3 Ausnahmen: Farfa 44; Fonti per I. st. d. It. 30, 39. 

* Farfa 185, 188, 232, 236, 365 u. a. 

5 Spangenberg 11, 17; CDL. 287, 308; Lupi 627; Farfa 168. 

% Toscana 39, 51. 

?” CDL. 48, 148; Fonti per Il. st. d. It. 12. 

8 Vgl. Sjoegren, S. 147. 

® Kandler a. 579. 

10 Vgl. E. Loening II, 685f.; vgl. Chronicon Farfense 144. Beispiel für er- 
folgte Exkommunikation: Grenoble, S. 59ff. 
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bild nicht gehabt hätte,! lag es nahe, diese Personen besonders häufig 
zu erwähnen. Neben heredes sind die Bezeichnungen proheredes” und 
postheredes® sehr geläufig. Auch Ganerben (coheredes) werden nicht 
selten genannt.” 


In den fränkisch-deutschen Poenformeln wird stets vorausgesetzt, 
daß jeder gegen die rechtmäßige Veräußerung des Objektes nach Ab- 
schluß des Rechtsgeschäftes erfolgende Eingriff ungerechtfertigt sei.° 
Man nimmt an, daß der Anfechter, wer er auch sei, im Vollbewußtsein 
seines Unrechts handle. Er gilt als temerarius,° praesumptiva-,' mala-,* 
opposita —, perversa persona,” als fraudulentus machinator,” calumnia- 
tor.‘‘ Er handelt per malum ingenium aut cupidinern praereptus,'” malo 
preventus affectu,'? calliditate commotus aut cupidine preventus.'* 


Durch diese Auffassung stellen sich die fränkischen Poen- 
formeln in den schärfsten Gegensatz zu der römischen Ge- 


ı Sjoegren ($. 137) nimmt an, daß im römischen Rechtsleben die Erwäh- 
nung der Erben zu selten gewesen sei, „um die Bezugnahme auf die Erben im ger- 
manischen Verkehr zu erklären“. Uns sind zu wenig spätrömische Urkunden 
erhalten, um daraus sicher urteilen zu können. Ich erinnere aber daran, daß die 

riechischen Strafklauseln fast regelmäßig die Erben als verpflichtet bezeichnen. 
ber die nahen Beziehungen dieser Formeln zu den fränkischen ist oben gehandelt. 
® proheres ist in den Strafformeln eine außerordentlich häufige Bezeichnung. 
Wahrscheinlich stammt diese, wie Voltelini (M. d. 1. f. ö. G:, Erg. Bd. VI, 169 a. 1) 
hervorhebt, aus dem Sprachgebrauch der fränkischen Urkunden. Das erste Beispiel 
in alemannischen Urkunden ist erst: St. Gallen 52 (a. 769). 

® postheredes werden nur in alemannischen Urkunden genannt: St. Gallen 
10, 11, 25, 33 u. v. a.; F. Aug. B. 35; Sang. S. 18. — Außerdem nur Farfa 250 
(a. 817), wo nur geistliche Strafe angedroht wird. Alemannischer Einfluß ist bei 
dieser Urkunde zu vermuten. — Über Ausdrücke wie successores, propinqui vgl. 
Sjoegren, S. 137. 

4 z.B. F. Bitur 9, 15c; Sang. S. 15; Extravag. I, 8; St. Gallen 46, 134, 299, 
350, 358, 374, 383 u. a.; Passau 17; Fulda 122, 621; Freising 107, 166, 213b, 446, 
493 u. a. 

5 Vgl. unten $S. 107, A. 6. 

® Regensburg 88. 

? St. Gallen 493. 

8 Dijon 39. 

® St. Gallen 43, 44, 47, 101, 106. 

10 Beaulieu 137, 138. 

ıı Dijon 92. 

12 Weißenburg 168. 

13 St. Gallen 278, 284. 

14 F, Marc. II, 4, 5; Fulda 31; Passau 10; Mittelrh. UB. 34, 42; Pardessus 
275, 550; Trouillat 36. Ähnliche Ausdrücke sind: aliqua levitatis vel avaritiae, 
cupiditatis vel malitiae praesumptione (Miraeus I, 14); instigatus a diabolo (Geldern 18); 
diabolica persuasione inductus (Lacomblet 15); execrabili cupiditate ductus (Par- 
dessus 119); repletus spiritu immundo (Pardessus 254); si... tam perfrictae fuerit 
[rontis impudens (Brioude 135). Diese und ähnliche Wendungen sind zahlreich. 
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währleistungsklausel, aus der sie hervorgegangen sind. Jene 
sollte den Erwerber gerade bei berechtigten und darum er- 
folgreichen Angriffen Dritter schützen. Die Poenformel er- 
kennt keinen Eingriff als berechtigt an. Auch die Einreden’ 
beispruchsberechtigter Personen gelten hier nach Abschluß des Rechts- 
geschäftes als unzulässig.! 


Dieser Unterschied führt uns zur Erkenntnis der Rechtsidee, welche 
der Umbildung der Formeln zugrunde liegt. 

Wir beschäftigen uns zunächst mit der Hauptgruppe von Urkunden, 
in denen sich die Poenformeln finden, mit den Urkunden über Grund- 
stücksgeschäfte. 

Nach römischem Recht sukzedierte der Erwerber in die Rechte 
seines Vormannes und gewann kein besseres Recht, als dieser hatte. 
Auch nach germanischer Auffassung kann der Veräußerer nur das 
Recht übertragen, über das ihm die Verfügungsfreiheit zusteht.” Aber 
der neue Besitzer vermochte hier eine andere Stellung zum Objekt zu 
gewinnen, als dies nach römischem Recht möglich war. Das ger- 
manische Besitzrecht hatte eine andere Bedeutung, als sie die römische 
nur gegen den Veräußerer gerichtete Strafformel voraussetzte. Die 
durch die Urkunde erfolgende Übereignung schließt sich den ent- 
sprechenden volksrechtlichen Formen an. Auch sie gilt als öffentliche 
Übertragung und verschafft die Gewere, d.h. ein Besitzrecht, das nicht 
nur dem Veräußerer gegenüber unbedingt geschützt war, sondern das 
als solches den Schutz des objektiven Rechtes genoß. Auch durch un- 
berechtigte Übertragung erhält der gutgläubige Erwerber die Gewere 
und die damit verbundenen Prozeß- und Erwerbsvorteile. Er verliert 
sie erst, wenn der Kläger für sich bessere Gewere beweist. Aber 
gegen alle Klagen ist er durch den Erwerb der rechten Gewere ge- 
schützt. Diese ist für die Frühzeit des germanischen Rechts, soviel 
ich sehe, nicht erwiesen. Später gewinnt man sie durch unwider- 
sprochene Innehabung der Gewere über Jahr und Tag oder durch 
dreitägigen Aufenthalt auf dem erworbenen Grundstück. Wahrschein- 
lich ist aber für die frühe fränkische Zeit die rechte Gewere, die er- 
sichtlich eine Abzweigung der einfachen Gewere ist, noch nicht voll 
ausgebildet. Um so stärker mußte der Anspruch aus der rechts- 
geschäftlich gewonnenen Gewere gegen jeden Dritten hervortreten. 


ı Vgl. Sjoegren, S. 136ff., dem im wesentlichen beizupflichten ist. Gleich- 
falls zustimmend Schultze a.a. 0. Über Beschränkung der Vergebungsfreiheit vgl, 
E. Loening, Gesch. d. deutschen Kirchenrechts II, 680ff. 

2 Vgl. über das Folgende insbesondere die Ausführungen v. Gierkes: Deutsches 
Privatrecht II, 187ff., 208, 266ff. 
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Ähnlich wie heute die Übertragung in des Grundbuch, so verlieh im " 
altdeutschen Rechte der Erwerb der Gewere ihrem Inhaber öffentliche 
Anerkennung des Besitzes. M.a.W.: die unwidersprochene Erwerbs- 
handlung gilt als öffentliche Anerkennung der Rechte des Veräußerers 
wie des Erwerbers. Sie verschafft den Schutz der Öffentlichkeit und 
verpflichtet, in nicht immer bestimmten Grenzen, jeden Dritten, von 
späterem Eingriff zurückzustehen. 

Mit diesem Grundsatz tritt freilich, sobald unter veränderten sozialen 
Verhältnissen die Möglichkeit voller Publizität des Rechtgeschäfts nicht 
mehr gegeben ist, das Beispruchsrecht der Erben in Konkurrenz. Über 
die Wirkung der Poen in diesem Konflikte vgl. die oben Seite 103 An- 
merkung 1 genannte Literatur. 

Ahnlich wie die feierliche Grundstücksübereignung schufen aber 
auch andere in der vorgeschriebenen Form vorgenommenen Rechts- 
geschäfte, wie z. B. Freilassungen, ein gegen jeden Dritten geschütztes 
Recht. Der so errichtete Zustand genießt öffentliche Anerkennung. Wer 
sich gegen ihn wendet, bricht den Frieden und macht sich strafbar. 
Er hat Buße und bei gerichtlicher Sühne auch das Friedensgeld zu 
zahlen. 

Alsodie Verletzung eines rechtlich geschützten, inunserem 
Falle sogar ausdrücklich durch Rechtsgeschäft begründeten 
Zustandes macht den Eingreifer zum Friedbrecher und darum 
strafbar. 

Aus diesem germanischen Grundsatz ist die Strafforde- 
rung der Poen gegen jeden Dritten zu rechtfertigen. Wir 
müssen uns aber gegenwärtig halten, daß die germanischen Schreiber 
nicht in dem Bewußtsein, eine Neuerung zu schaffen, die überlieferte 
Formel veränderten. Die überkommene Fassung derselben, deren 
Rechtssinn ihnen unverständlich war, interpretierten sie vielmehr in 
einer ihnen selbstverständlichen und allein geläufigen Auffassung und 
schufen so aus alten Elementen eine neue Formel. 


2. Die strafbare Handlung 


In den letzten Darlegungen mußten schon einzelne Ergebnisse 
dieses Kapitels berücksichtigt werden. Für die diplomatische Unter- 
suchung empfiehlt es sich, die Fassung der verschiedenen Teile der 
Formel zunächst gesondert zu betrachten. Wir vergegenwärtigen uns 
darum im Zusammenhange, unter welchen Bedingungen die Strafen 
der Poenformel eintreten sollen. 

In der durch römischen Brauch beeinflußten spätrömischen Ur- 
kunde verpflichtete sich eine Partei zur Zahlung des duplum oder einer 
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Geldsumme, wenn sie selbst das Recht des Erwerbers anfechten oder 
bei Eingriff durch einen Dritten ihre Gewährleistungspflicht nicht er- 
füllen werde. 

Unter den gleichen Voraussetzungen soll in zahlreichen italischen 
Veräußerungsurkunden der Gegner die Strafe zahlen. 

In fränkischen Poenformeln aber sind die Fälle, in denen die Ge- 
währleistungspflicht des Veräußerers erwähnt wird, sehr selten. Dies 
muß besonders auffallen, weil gerade die fränkischen Strafklauseln 
einzelne Bestandteile der römischen Eviktionsformel zähe bewahrt 
haben.! 

Um die Erscheinung zu erklären, vergegenwärtigen wir uns wieder 
den Standpunkt des germanischen Rechts. 

Haftung für Eviktion war den Germanen von Haus aus unbe- 
kannt.” Die Pflichten des Gewährsmannes fanden in den bestehenden 
Prozeßformen ihren klaren Ausdruck. Diese waren schon im alt- 
germanischen Mobilienverkehr ausgebildet. Bei Streit um Immobilien 
trat ein entsprechendes Verfahren ein. Falls der Angeklagte sich auf 
seinen Gewährsmann berufen wollte, erstattete er diesem das Streit- 
objekt gegen Sicherstellung zurück, worauf jener in die Rolle des 
Beklagten eintrat.? 

Da nun die Beschuldigung sich auf das nalo ordine tenere oder 
iniuste invasisse richtet, ist der gutgläubige Erwerber nach germa- 
nischem Rechte bei Eingriffen Dritter vor Vermögensverlust geschützt. 

Erinnern wir auch hier vor allem an das, was oben über die 
Gewere ausgeführt ist, so sehen wir: die römische Eviktions- 
klausel hatte keinen Platz in der germanischen Urkunde, 
Ihre Verstümmelung und ihr Untergang müssen aus der Verschieden- 
heit zwischen römischem und deutschem Recht erklärt werden. 

Es vollzieht sich dem Betrachter des Urkundenwesens fast vor 
seinen Augen der interessante Vorgang, wie die Formel den alten 
Inhalt verliert, sich mit neuem Geiste erfüllt und dennoch zahlreiche 
Reste der alten Form, obgleich sie bedeutungslos, teils gar sinnlos 
geworden sind, ungemein starr erhält. 

Diese bemerkenswerten Vorgänge verdeutlicht neben zahlreichen 
bei Loening* und Sjoegren® gedruckten Belegen ein Beispiel wie Piot, 
Cart. de l’abbaye de St. Troud n. 2 (nur als Fragmentüberlieferung 
gedr. bei Pardessus II, S. 379): 


ı 5. oben S. 92ff. 

®2 Vgl. v. Halban (G.U. 89), S. 63; Savigny: Gesch. d. Röm. Rechts im MA. 
11, 127f. 

® Vgl. auch für das Folgende Schroeder: Lehrb. d. d. RG. 391. 

* 5. 544ff. 5 S. 105ff. 
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Si quis vero ... ego.... aut quislibet seu ulla opposita persona, 
qui contra hanc paginulam testamenti ullo umquam tempore venire 
temptaverit et a me ipse defensatum non fuerit, inprimis talis iram dei 
celestis incurrat et a liminibus ipsius vel pluribus sanctis efficiatur 
extraneus. 

Es gibt nur einzelne Formeln außerhalb Italiens, die an den Sinn 
der römischen Eviktion erinnern. Um diese bisweilen gute Erhaltung 
zu verstehen, müssen wir bedenken, daß im fränkischen Reiche die 
Römer weiterhin nach eigenem Rechte lebten. Je weniger sich bei 
ihnen germanischer Einfluß geltend machte, um so fester wahrten sie 
die überkommenen Rechtsformen. In diesen Kreisen hat sich gewiß 
auch die alte Gewährleistungsformel am längsten erhalten. Es sind 
nur wenige Fälle, in denen sie auf fränkischen Boden in Erscheinung 
tritt. Diese finden sich bis etwa zum Jahre 900 in ungefähr der 
Hälfte der mir bekannt gewordenen Belege! im Burgundischen,? wo 
sich römischer Einfluß besonders stark nachweisen läßt. Im einzelnen 
ist es selbstverständlich auch nicht ausgeschlossen, daß die Klausel 
aus dem italischen Rechtsverkehr, wo sie ja in Geltung geblieben ist, 
rezipiert wurde.* Da es sich aber mehrfach, z. B. Markulf II, 18, 19, 
sicher um Reminiszenzen an die spätrömische Formel handelt, so wird 
man nicht irregehen, wenn man Anklänge an das Gewährleistungs- 
versprechen oder gar Erhaltung desselben in den fränkischen Urkunden 
in der Hauptsache aus der spätrömischen Vorlage erklärt.° 


ı Von italischen Urkunden seien statt vieler genannt: CDL. 6, 36, 37, 43, 
46, 53, 58, 66, 67. Aus den Formulae sind hier anzuführen: Marc. Il, 18, 19; 
Turon. 38; Senon. 2, 41, 43, 5l; Lindenbrog. 19. — Aus Urkunden: Ein Beleg 
aus rhätischem Gebiet (St. Gallen 284): et si eum mundiare non poterit; Mondsee 
116, 129; Schoepflin 58, 61, 62; Pardessus 196, 379, 460, 546; G.c. IV, 270; 
Cluny 13, 14, 28, 34, 36, 39, 40, 41, 43, 44, 61. — Die verschiedenen, zum Teil 
sehr konfusen Fassungen, in denen ein Nachwirken der alten Formel besonders 
deutlich zu spüren ist, kann man in zwei Gruppen trennen, die allerdings Über- 
gänge ineinander zeigen. In der ersteren ist die Wendung ‚et si a me defensatum 
non fuerit‘ oder ein ähnlich abgefaßter Passus enthalten. In der zweiten spricht 
der Vordersatz von jedem Dritten, während das Verbum des Nachsatzes in der 
ersten Person des Singular oder Plural steht; z. B. St. Gallen 161; Pardessus 470. 

® Aus burgundischem Gebiet stammen insbesondere die Urkunden, die in 
Anm. 1 aus dem Recueil des chartes de l’abbaye de Cluny angeführt werden. In 
der burgundischen Formelsammlung, den Form. Flav., ist dagegen keine Gewähr- 
leistungsklausel gebraucht. 

® v. Halban (S.U. 56), S. 269f., zeigt, daß der Cod. lust. in Burgund noch 
Beachtung gefunden, aber sonst in Gallien auch auf das Recht der Römer keinen 
Einfluß ausgeübt hat. 

‘4 In ags. Urkunden hat das Gewährleistungsversprechen keinen Eingang 
gefunden. 

5 Vgl. Sjoegren, S. 108. 
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In der Regel richten sich die fränkischen und die verwandten 
Poenformeln aber nicht gegen mangelnde Gewährleistung, sondern vor 
allem gegen Eingriffe der Vertragspartei oder eines Dritten. 

Die strafbaren Handlungen der beiden Personengruppen werden 
mit den gleichen Bezeichnungen belegt. Es wird eine positive Hand- 
lung, ein Eingriff, nicht etwa eine Unterlassung, vorausgesetzt. Der 
Eingriff kann nun in mehrfacher Weise geschehen. 

Um uns die Zahl der möglichen Fälle vorzustellen, erwägen wir 
folgendes: Die Poenformel will solche Rechte schützen, die durch ein 
bestimmtes, und zwar mit Urkundenbegebung verbundenes Rechtsgeschäft 
begründet sind. Erfolgt nun ein Eingriff nicht durch gewaltsame Ent- 
werung, sondern auf prozessualem Wege, so muß er sich gegen den 
Erwerbstitel des Beklagten, das Rechtsgeschäft, wenden. Der An- 
fechtende kann in diesem Falle entweder den Abschluß des Rechts- 
geschäftes überhaupt bestreiten und die ihm entgegen stehenden Zeug- 
nisse, also gerade die Urkunde, als falsch bezichtigen, oder er erklärt 
das Rechtsgeschäft als ungültig. Es mögen diesem, wie er annimmt, 
formale Erfordernisse fehlen, oder aber er behauptet, daß der Ver- 
äußerer nicht berechtigt gewesen sei, über das strittige Objekt zu verfügen. 

Die Wortfassung der einzelnen Poenformeln ist nun in der Regel 
auf jede mögliche Art von Eingriffen berechnet.! Die Anfechtung mag 
geschehen quolibet modo,’ per quibuslibet adinventionibus,? quolibet 
ingenio,* qualibet arte, quogquo modo, clam vel manifeste Voraus- 
gesetzt wird, daß sie unberechtigt ist.° Sie richtet sich letzten Endes 
gegen das beanspruchte Vermögensobjekt selbst.” Auch gewalttätige 


ı Z.B.F.Marec. Il, 4: siquis... contra praesentem epistolam cessionis nostrae ... 
venire aut aliquid agere voluerit aut tergiversator extiterit; n. 7: contra hanc. inter- 
donatione venire aut eam infrangere; n. 17: Si quis nostram volontatem resistere aut 
testamentum nostrum cuiuslibet calliditas conatus fuerit casıu aliquo refragare.... 
Vor allem sind hier anzuführen die zahlreichen Belege für contravenire, z. B. St. Gallen 
14, 33, 112, 134 u. a.; inrumpere, St. Gallen 73, 115 u. a.; temptare, St. Gallen 94, 
111 u. a.; infrangere, St. Gallen 148, 190 u. a. — Auch andere entsprechende 
Verben belegen dies. Über inguietare bemerkt dasselbe Loening, S. 579. 

? St. Gallen 336, 347, 351, 361; F. Extravag. 18; Flav. 42. 

3 St. Gallen 146; Weißenburg 52; Freising 171; Mittelrh. UB. 41. 

4 St. Gallen 305, 307; F. Flav. 43. 

5 Miraeus. (Belg.) I. 14. 

® Vgl. oben S. 102. Der Eingriff wird als ungerecht bezeichnet: Freising 106, 
121: iniuste; Lacomblet 13: iniusto conamine; Lacomblet 15: iniqua praesump- 
tione; Freising 10: fraude; Passau 46: malo ordine; Utrecht 22: perversa ordine. 

? Z. B. Pardessus 119: res praefatas... aliorum distrahere, immutare, com- 
mutare...; n. 254: contra hoc cessionis meae munusculum, quod pro felicitate regum 
et animae meae remedio .... obtuli; G. c. I, S. 57a, res ab iam dicto monasterio abstra- 
here; G.c. XIV. I, S. 11 de rebus ibidem a nobis datis aliquid vel etiam minimum 
abstrahere; G. c. VI. I, S. 17, n. 17: ipsum molinum auferre. 
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Eingriffe sollen in gleicher Weise gestraft werden." In vielen Formu- 
lierungen wird angenommen, daß der Einspruch im Prozeßverfahren 
erhoben werde.” Alsdann ist das Rechtsgeschäft,® bzw. die Urkunde,* 
der Gegenstand des Eingriffs. In den meisten Fällen werden mehrere 
Verben, die die Art des Eingriffs kennzeichnen sollen, gewählt, und zwar 
offenbar in der Absicht, daß jede mögliche Anfechtung, gewaltsames 
Aneignen oder Eingehung eines ungerechten Prozesses, darunter be- 
griffen werden soll? Sachliche Unterschiede bestehen dabei in den 
verschiedenen Zeiträumen nicht. Dagegen kann man für einzelne in 
diesem Zusammenhange viel gebrauchte Verben ein beschränktes An- 
wendungsgebiet feststellen. 

So sind in den fränkischen und den verwandten Strafklauseln 
. contravenire, inrumpere, infrangere (infringere) fast allenthalben zu 
finden.‘ In Italien verwenden dagegen die Poenformeln diese Zeit- 
wörter nur selten. Wo sie hier begegnen, deuten sie meist auf einen 
auch sonst nachweisbaren fränkischen Einfluß.” Dagegen findet sich 
causare nur in Italien,? intentionare, soviel ich sehe, nur in den Mon. 
di Lucca,? contraire, das recht häufig in Italien,'° nördlich der Alpen 
besonders in Freising!! und Passau!? aber auch sonst gelegentlich ver- 


ı Birch, 462: Et si quis hanc nostram munificentiam abripere vel minuare 
temptaverit; Brioude 4: Si aliquis heres vel aliqua ab eo conducta persona si vel 
fraude sancto Juliano diminuare laboraverit. 

2 Z. B. St. Gallen 198: presentem cartulam irrumpere aut contradicere; Beau- 
lieu 18: contra hanc cessionem ... litem calumniamve sive aliquid oppositionis facere; 
Freising 335: abstrahere... vel ullam contradictionem inde excitare seu movere. 

3 Z. B. Freising 671: contra harıc commutationem, de qua due cartule pari firmi- 
tate conscripte esse videntur; St. Gallen 8: contra hunc factum ire au temtare au inron- 
pere. Vgl. n. 3, 9. 

% Z.B. F. Andec. 54: contra hanc epistolas adque cessione ... venire aut liti- 
gare vel infrangere; n. 37: si... contra hanc epistola aliqua querilla, molestia aut re- 
frecacione contra voluerimus; St. Gallen 48: siguis hanc cartulam violare voluerit; 
n. 198: si quis... praesentem cartulam inrumpere aut contradicere voluerit. 

5 Vgl. die Belege S. 107 A. 6. 

® Einzelne Beispiele siehe in den vorstehenden Anmerkungen. 

? So contravenire in Farfa 315, 327; CDL. 146, 385; Boselli 289; — irrum- 
pere: Farfa 352; CDL. 146, 162, 165, 204, 247; Boselli 289. — infringere: Farfa 
327; Boselli 289. — Die Verben werden in nachfolgenden italischen Urkunden 
verwendet, in denen fränkischer oder alemannischer Einfluß sonst nicht deutlich 
zu erkennen ist: Farfa 3, V, 210, 212; Spangenberg 17; CDL. 34, 278, 282; 
Toscana 39; Fonti p. I. st. d’It. 12, 31. 

8 Z. B. Farfa 34, 56, 72, 84; C. Cav. 44; M.d. Lucca 13, 20; CDL. 83, 137, 
158, 168. 

®» Z. B. n. 13, 21, 26, 57, 79, 85, 86, 92, 105, 113. 

10 Z. B. Farfa 5, 24, 32, 44, 51, 96, 161 u.a.; M. d. Lucca 32, 45, 49; 
CDL. 76, 147, 157, 165, 247, 289. 

11 Freising 22, 24, 30, 32, 34, 47, 51, 55, 66, 75 u.a. 

12 Passau 7, 23, 33, 43, 50, 51, 56, 69, 76. 
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wendet wird,! deutet in St. Galler Urkunden fast regelmäßig auf 
rhätischen Ursprung.? 


3. Empfänger der Strafsumme. 


Es wurde oben schon darauf hingewiesen, daß in den Poenformeln 
der zahlreichen italischen Urkunden die Strafzahlung immer an die 
verletzte Partei zu leisten ist.” Von dieser Regel weichen nur wenige 
italische Strafklauseln ab, und zwar befinden sich diese fast sämtlich 
in Urkunden, die von Franken und Alemannen in Italien ausgestellt 
sind.* Es ist darin nicht nur dem rechtmäßigen Eigentümer der be- 
strittenen Sache, sondern zugleich dem Fiskus die Zahlung einer be- 
stimmten Summe zugesichert. 

In den angelsächsischen Poenformeln wird eine Strafe zugunsten 
des Fiskus schon darum nirgends erwähnt, weil sich diese nur mit 
Androhung kirchlicher und jenseitiger Strafen befassen. 

Aber in fränkischen, alemannischen und bayrischen Urkunden ist 
die Ankündigung von Bußleistungen an die öffentliche Gewalt durch- 
aus üblich. 

Über die Herkunft dieser Strafen ist an früherer Stelle gehandelt.’ 
Es ist, wie dort ausgeführt ist, im höchsten Grade wahrscheinlich, daß 
in solchen Strafbestimmungen die griechische Fiskalmult nachwirkt. 
Diese Beobachtung wird bestätigt, wenn wir die Verwendung der 
Fiskalstrafe in fränkischen und verwandten Formeln und Urkunden 
betrachten. 

Es bestehen bisher zur Deutung der Fiskalstrafe zwei An- 
sichten. Bluhme® nahm an, daß man durch dieses Mittel sich der 
Unterstützung durch die richterliche Gewalt versichern wollte. Nach 
dieser Auffassung, der auch von anderen Gelehrten zugestimmt wird,’ 


ı Miraeus Belg. 14; Schlehdorf 2, 6; Mittelrh. UB. 13; Mondsee 13, 33, 47, 
115; Pardessus 375; Beaulieu 17. 

® n. 165, 173, 174, 180, 224, 235, 248, 253, 254 u.a. 

® S. oben S. 92. 

* In den Ravennater Urkunden beruht die Zahlung an den Fiskus wahr- 
scheinlich auf einem durch direkte altrömische Überlieferung überkommenen 
Brauch. S. oben S. 92. 

5 S. oben S. 9If. 

® A. a. O., S. 221f. 

?” An Bluhme schließt sich im wesentlichen auch Sjoegren (S. 145) an, 
der unter Zugrundelegung seiner Ansicht über den rechtlichen Charakter der frän- 
kischen Poen treffend formuliert: „Die Zahlung an den Fiskus sei eine besondere 
Vergütung der Gesamtheit bzw. des Richters für den den zweifelhaften Rechts- 
gebilden der Privatdisposition im engeren Sinne [d. h. den Strafbestimmungen 
der Poenformel] gegebenen Rechtsschutz“. Vgl. S. 92 A. 3. 
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verfolgt diese Strafsatzung einen ähnlichen Zweck, wie ihn auch die 
griechische Fiskalmult zu erfüllen hatte‘ Ein Unterschied besteht im 
wesentlichen nur darin, daß die griechische Formel den Typus des 
Vertrags zugunsten eines Dritten, nämlich des Fiskus, ursprünglich 
deutlich erkennen läßt, während in der germanischen Urkunde die 
Zahlung an den Fiskus auch von außerhalb der Vertragsparteien 
stehenden Personen gefordert wird. 

Eine andere Ansicht über die Fiskalstrafe hat R.Loening ge- 
äußert.” Er verwirft die Ansicht Bluhmes und glaubt in der Summe, 
die für den Fiskus bestimmt wird, den gesetzlichen Anteil des Richters 
an der Buße zu erkennen, indem er die Strafe selbst als „im Gesetz 
begründet“ betrachtet. 

Nun ist es der germanischen compositio eigentümlich, daß, wenn 
nicht der Verletzer allein, so dieser und der Fiskus daran teil hat.’ 
Wäre Loenings Ansicht über den gesetzlichen Charakter der Fiskal- 
strafe richtig, so müßten in den Urkunden Wendungen gebraucht 
sein, die entweder Zahlung der Strafe an die Partei allein verlangen, 
oder eine Teilung der Gesamtstrafe für Partei und Fiskus nicht aus- 
schließen. Nun finden sich freilich solche Bestimmungen nicht selten.* 
Aber die zahlreichen Belege, nach denen eine Strafe, die die Höhe des 
gesetzlichen fredus bedeutend überschreitet, nur an den Fiskus zu 
zahlen ist, sprechen gegen die These Loenings. Sie sind jedoch bei 
unserer Annahme, daß die Idee der antiken Fiskalmult fortwirkt, voll- 
kommen erklärt.° 


ı S. oben S. 91 A. 9. 

2 A.a. O., S. 582. 

3 vgl. Schroeder RG. 82f. 

* Zahlung an die Partei allein, z. B. F. Marc. II, 29. Zahlung an Partei und 
Fiskus, z. B. F. Andec. 5. 

5 Loening, der S. 588 a. 69 eine Anzahl Belege anführt, wo die Strafe allein 
an den Fiskus zu zahlen ist, erklärt diese Erscheinung daselbst anders: Er glaubt, 
das „Moment, daß die Strafe von Gesetzes wegen eintrete, wurde so stark betont, 
daß man das Recht der verletzten Partei an der Strafe teilweise übersah, und daß 
man, die öffentlichrechtliche Funktion derselben allein berücksichtigend, sie als 
ausschließlich dem Fiskus, dem Gericht oder dem König verfallend bezeichnete‘‘. 
Ich möchte die Vermutung, nach der eine gesetzliche Strafe aus sich selbst heraus 
diese Entwicklung erfährt, schon an sich für gewagt halten. Außerdem ist von 
Sjoegren nachgewiesen, daß die VOTASSERZDAE Loenings, die Pön sei eine ge- 
setzliche Strafe, zu modifizieren ist. 

Die Pön ist nach Sjoegren ursprünglich eine Privatdisposition, die An- 
erkennung im Rechtsleben fordert. Um diese zu gewinnen, gewährt sie die Fiskal- 
mult, d. h. eine Vergütung an den Fiskus für den ihr geleisteten Rechtsschutz. 

Die Festsetzung der Fiskalstrafe ist also auch ein Akt privatdispositiver 
Natur. Sobald nun der ursprüngliche Zweck der Fiskalmult (Schutz der Kon- 
ventionalstrafe bzw. der Pön) übersehen und ihr rechtlicher Charakter allein be- 
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Soll nun eine Geldstrafe an die Partei und außer dieser eine 
solche an den Fiskus gezahlt werden, so nennen die Poenformeln ent- 
weder nur eine Summe, die unter beide Empfänger nach einem nicht 
genannten Verhältnis zu teilen ist, oder es wird für jeden von beiden 
die Summe einzeln angegeben. R. Schroeder hat beobachtet,! daß 
die erstgenannte Art den fränkischen, die Angabe von Teilsummen 
aber den anderen germanischen Urkunden eigen ist. Er glaubt mit 
Recht, daß diese Unterschiede der Verschiedenheit zwischen den frän- 
kischen und den übrigen Bußsystemen entsprächen. Da der fredus 
bei den Franken stets eine feste Quote, ein Drittel der Bußsumme ist, 
so sei in ihren Urkunden nur die Angabe der Gesamtstrafe erforder- 
lich. Bei den anderen Stämmen, bei denen der fredus eine fest be- 
stimmte Höhe angenommen hat, die unabhängig von der Parteibuße 
ist, müsse dagegen für Partei und Fiskus die Summe einzeln genannt 
werden.” Schroeder scheint hier die Strafen der Poenformel als ge- 
setzliche anzunehmen. Seine Beobachtung trifft'nun auf die Fälle, in 
denen überhaupt von einer Teilung der Strafe die Rede ist, im ganzen 
durchaus zu. Wir sahen aber schon oben, daß die Fiskalstrafe dem 
germanischen fredus ursprünglich und auch in der weiteren Verwen- 
dung nicht gleich ist. Darum wird man sagen müssen, daß die 
Bußen, die in der Poenformel für Partei und fiscus gefordert 
sind, in ihrem Verhältnis zueinander häufig nach dem Vor- 
bild der gesetzlichen Bußen formuliert werden, diesen je- 
doch nicht identisch sind.? 

Ein gutes Beispiel, an dem man diese Tatsachen klar wahrnehmen 
kann, bieten die St. Galler Urkunden. Sie stammen aus alemannischem 
Rechtsgebiet. Darum werden in ihnen bei Teilung der Strafe für 
Partei und Fiskus die beiden Summen regelmäßig getrennt angegeben. 
Dies geschieht meist so, daß an den Geschädigten des duplum, an 
den Fiskus eine Geldsumme zu zahlen ist. 

So heißt es — wir greifen aus alemannischen Urkunden ein be- 
liebiges Zeugnis heraus —: 

St. Gallen 60 (a 771. Apr. 12.): Si quis vero, quod fieri non cre- 
dimus, si nos ipsi aut ullus de propinquis parentibus nostris seu quis- 
libet ulla opposita persona, qui contra hanc cartam traditionis, guam 


rücksichtigt wird, können die Strafen entstehen, die ausschließlich an den Fiskus 
zu zahlen sind. Der Zweck dieser Fiskalstrafe besteht natürlich darin, das Rechts- 
geschäft vor Anfechtungen zu schützen. 

ı DRG. S. 354, Anm. 27. 

?2 Die Strafe an den Fiskus wird zweimal als Friedensgeld (fredus) bezeichnet: 
St. Gallen 148: et ad fisco fredum exsolvat sexaginta solidos de argento et auri uncias 
tres; n. 205: et ad fisco fredum exsolvat LX solidos. 

3 So auch Sjoegren, S. 144. 
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nos spontanea voluntate fieri rogavimus, venire aut eam infrangere 
voluerit, partibus fisce multa componat, id est auri untias Il et argenti 
pondera IIII coactus exsolvat et ad ipsum monasterium duplam repeti- 
tionen restituat.‘ 

Schroeders Ansicht trifft für diese Fälle also vollkommen zu.? 
Aber beinahe doppelt so häufig, als diese Belege sind, wird eine 
Summe allein für den Fiskus bestimmt. Man kann nicht annehmen, 
daß auch hier der Partei, obgleich sie nicht genannt ist, ein Teil des 
Geldes zugedacht sein könne. Denn im alemannischen Rechtsgebiete 
würde man nicht nach einem für gesetzliche Strafen gültigen Ver- 
hältnis teilen können, da es hier bestimmte Teilquoten für fredus und 
compositio nicht gibt. Die Strafe ist in allen diesen Fällen zweifellos 
allein an den Fiskus zu zahlen. Wir sehen also in demselben Ur- 
kundengebiete zwei verschiedene Arten von Strafen für dasselbe Ver- 
gehen. Feststehenden Gesetzesbestimmungen können die Poenformeln 
also nicht entsprechen. Erst seit dem 9. Jahrhundert finden sich nicht 
selten Belege, nach denen eine Strafe gezahlt werden soll, quae in lege 
Alamannorum continetur? Die Poenformel verliert damit jeden dis- 
positiven Charakter. 

Ein vollkommen sicherer Beleg dafür, daß an Partei und Fiskus 
gezahlt werden soll, ist nur immer dann gegeben, wenn beide als 
Empfänger ausdrücklich genannt werden.* Aber auch Wendungen wie 


1 Im Gegensatz dazu sei ein typisches Beispiel für fränkische Urkunden an- 
geführt. Fulda (Stengel n. 50 = Dronke 31) a. 770 Dez. 20: Si quis vero, quod 
futurum esse non credimus, si nos ipsi, quod absit, aut aliquis de heredibus nostris 
vel proheredibus seu qualibet persona calliditate commotus aut cupiditate preventus 
contra hanc kartam donationis nostre, quod spontanea voluntate propter nomen domini 
decrevimus, venire aut eam infrangere conatus fuerit, iram trinae maiestatis incurrat 
et cum suprascripto sancto Bonifatio ante tribunal Christi deducat rationem et insuper 
inferat partibus ipsius monasterii cum cogente fisco auri libras X, argenti pondera XX. 

2 Als einzige St. Galler Urkunde nennt n. 107, die mehrfach vom Typ der 
St. Galler Urkunden abweicht, eine einheitliche Summe für Partei und Fiskus. 

3 S. unten S. 114 Anm. 4. 

4 Die häufigsten Verbindungen sind: tibi et (sociante) fisco, z. B. St. Gallen 
11, 15, 19, 21 u. a.; — fibi cum fisco, z. B. F. Marc. II, 7, 11, 18, 22, 24, 36 u. a.; 
Senon 1; Pardessus 596; Fulda 37, 49, 67 u. a.; — tibi una cum fisco. F. Andec. 57; 
vgl. Bitur. 4, 15°, Senon 2, 4, 5, 6, 11, 14, 15 u. a.; Bignon 9; Flav. Add. I, 8. 
Ebenso sehr häufig in Urkunden, z. B. Passau 74; Fulda 280; Dijon 50, 55, 77 u. a.; 
Mondsee 14, 21, 30 u. a.; Lorsch (Klein) 189, 314, 499 u. a.; Pardessus 253, 
432, 437 u. a.; Brionde 190. Dazu kommen zahlreiche asynthetische Wendungen, 
wie tibi sotiante fisco. Statt vieler F. Andec. 37; — inter vobis et sociente fisco, z. B. 
F. Andec. 41. 

Es ist hier zu erwähnen, daß es nicht wenige Belege gibt für (una) cum 
fisco componat (persolvat), ohne daß hier gleichzeitig der Verletzte als Empfänger 
der Strafe genannt wird. — una cum fisco: z. B. Weißenburg 57, 61, 74, 209, 246 u. a.; 
Freising 2, 6; Lacomblet 73, 84; Mittelrh. UB. 25; Mondsee 11, 72; Lorsch (Klein) 
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tibi coactus persolvat‘ setzen wahrscheinlich voraus, daß gleichzeitig 
an den Fiskus zu zahlen ist. Denn der Zwang zur Zahlung, die Ein- 
treibung des Strafgeldes, erfolgt durch die öffentliche Gewalt,” und es 
ergibt sich daraus ein Anrecht des Fiskus auf einen Teil der Straf- 
summe. Häufig findet sich die Bezeichnung cogens fiscus? (-iudex),* auch 
wird coactus besonders dort gebraucht, wo es sich um eine Zahlung an 
den Fiskus handelt.° Ferner heißt es Lorsch (Klein) n. 256: solvere co- 
gatur a comite multam, que in lege continetur,; Westf. UB. I, 40 damnum 
sustineat publicae exactionis,; G. c. 1.57: iudiciali potestate coactus. 

Die Bezeichnung der Strafe ist in Italien poena.® Im fränkischen 
Gebiet heißt die Geldstrafe mul/ta.” Meist wird damit die Summe be- 


14, 47, 122, 144, 219 u. a.; Pardessus 328, 412, 415, 519; — cum fisco: z. B. 
St. Gallen 136; Weißenburg 37, 47, 168, 247; Passau 75; Dijon 92; Mittelrh. UB. 79; 
Lorsch (Klein) 20, 65, 152; Beaulieu 57. 

Ich vermag hier nicht zu entscheiden, ob die Strafsumme auch an die Partei 
fallen soll, oder nicht. 

ı Statt vieler: St. Gallen 30, 38, 106. 

2 So auch Sjoegren (S. 145). Loening (S. 581f.) denkt bei coactus nicht 
an den äußeren Zwang, das Eintreiben der Geldsumme, er sieht darin vielmehr 
einen Ausdruck wie: von Rechts wegen verpflichtet sein, zu zahlen. Er hätte zu 
seinen Gunsten etwa noch anführen können, daß in Volksrechten die Bezeichnung 
coactus persolvat für die gesetzliche Strafe bisweilen gebraucht wird, so: L. Visig. 
II, 1, 16, 17. Doch auch hier z. B. L. Visig. VIII, 3, 2: a iudice coactus. Vgl. da- 
selbst VIII, 3, 15. 

In einer Urkunde des 9. Jahrhunderts, Fulda 534 (a. 841), in der es sich deut- 
lich um die gesetzliche Strafe handelt, heißt es: cogente rationis ordine legem suam 
reddere, quod sunt XV solidi eidem domui dei compellatur. 

Für die Entstehung und Hauptbedeutung der Bezeichnung coactus scheint 
mir demnach aus den im Text angeführten Gründen die Ansicht Sjoegrens die 
richtige zu sein. Immerhin ist auch schon für Formeln aus frühester Zeit Loenings 
Auffassung nicht unbedingt zurückzuweisen, sofern durch die Worte auf gewohn- 
heitsrechtliche Strafen oder auf die Strafbarkeit des Eingriffs als solchen Bezug 
genommen werden soll. = 

3 Z. B. F. Marc. II, 7, 11, 18, 22, 24, 36 u.a.; Aug.B. 18; Fulda 38, 67, 
87, 110, 148, 171 u. a.; Mittelrh. UB. 19, 31, 32, 34; Lorsch (Klein) 314, 449, 
505, 621; Pardessus 458, 474, 476, 481, 483. 

4 Regensburg 2, 9; Autun III, 1. 

5 Z. B. F. Merkel. 39; Aug. B. 21, 24, 34,.35 u. a.; Sang. misc. 2, 4, 14, 18; 
Sang. S. 6, 18, 21, Add. 4. 

®s Z. B. Farfa 56, 74, 76, 133, 186, 196, 202 u. a.; Cod. Cav. 22, 61 u. a.; 
M.d. Lucca 24, 65 u. a.; CDL. 25, 157, 188, 217 u. a. — In fränkischen Urkunden, 
die auf italischem Boden ausgestellt wurden, wird die Bezeichnung multa oft er- 
klärt durch die Worte: id est pena; z. B. CDL. 165, 243, 247; Piacenza 289. — 
Außerhalb Italiens ist poena sehr selten: St. Gallen 199, 257 ; Pardessus 559; 
F. Visig. 1. 

? Loening ($. 587f.) nimmt an, daß die Bezeichnung multa in der fränkischen 
Rechtssprache — also auch in Urkunden — die auf Grund des Gesetzes verfallende 
Geldstrafe bedeute. Diese Ansicht ist nicht haltbar, zumal Loenings Argument dafür 
nicht zutrifft. Er führt (S. 588) den Ausdruck italischer Urkunden: multa, id est 
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zeichnet, die an den Fiskus zu zahlen ist.‘ Aber auch Geldzahlungen 
an den Verletzten und den Fiskus zugleich? oder an die geschädigte 
Partei allein? werden so benannt. In einigen Urkunden gibt sich 
multa ausdrücklich als die gesetzmäßige Geldstrafe. * 

Wir fügen noch einige Bemerkungen hinzu über die Benennung 
des Verletzten und des Fiskus. 

Wenn ein Vertragschließender stirbt, oder seine Erwerbung weiter 
veräußert, so ist die Strafe an den neuen Eigentümer zu zahlen.® Man 
wird diese Regel überall anzunehmen haben, wenn auch mehrfach für 
den Nachfolger des Erwerbers diese Berechtigung nicht ausdrücklich 


erwähnt wird.® 
In einigen Urkunden gibt ferner der Aussteller seinem Gegner für 


pena zu seinen Gunsten an. Poena bedeutet aber in Italien nicht allein die Ge- 
setzesstrafe, sondern bedeutet gerade in den Urkunden auch eine Konventional- 
strafe (Belege s. Anm. 6). Wir können also aus der Bezeichnung multa nichts über 
die rechtliche Grundlage der Geldstrafe erkennen. 

ı Z. B. St. Gallen 44, 45, 48, 49, 52, 56 u.a.; Lorsch (Klein) 4, 81, 122, 
152 u. a.; F. Bignon. 2, 3, 8; Merkel. 8, 10, 13b, Aug. B. 21, 24, 25, 34, 35, 
36, 38, 41; Sang. S. 18; Extravag. 8; Flav. 7. 

®2 Weißenburg 7, 263; Freising 671; Lorsch (Klein) 250, 278, 314, 365, 
449; Merkel. 1, 16, 18, 21, 24. 

3 St. Gallen 132; Regensburg 34, 35; Fulda 10, 11b; 12, 13 u. a.; Dijon 76; 
Lorsch (Klein) 12; Redon 113, 121, 132, 155, 161, 164 u. a.; F. Bignon. 11; 
Merkel. 18, 20, 31, 33. 

4 St. Gallen 493 (a. 863) multam legitimam in aerarium regis componat; n. 363: 
multa componat sicut in lege Alamannorum continetur; Lorsch (Klein) 256 (a. 788?): 
solvere cogatur a comite multam, que in lege continetur; Gu&rard 347 (a. 876): in 
fisco, sicut lex est, multa sustineat; Cormery 27 (a. 868): multam legibus statutam 
id est duplum. — Bei den Formulae Andec. 8, 20: ... multa legis damnum incurrat, 
handelt es sich im ersteren Fall um eine Tauschurkunde. Die Strafe richtet sich 
gegen die Partei. n. 20 beurkundet eine Freilassung. 

5 Vgl. die Bezeichnungen für die empfangsberechtigte Partei: 

tibi (vobis) vel successoribus (heredibus) tuis (vestris): Weißenburg 36, 45, 66, 
186, 204, 254, 268, 270; Fulda 8, 26, 82, 83, 148 u. a.; Dijon 51, 53, 58, 67, 
77, 81, 89, 110 u. a.; Schoepflin 26; Grandidier 42, 44, II, 56; Pardessus 
592; Cluny 13, 34, 39, 43, 53 u. a.; Marc. Il, 19, 20, 29. 

(parti) contra quem (cui) litem intulerit: Regensburg 34, 35, 40; Fulda 280; 
Freising 23, 31, 671; Mondsee 120, 124; Brioude 190; Autun 67, 74; Beau- 
lieu 10, 18, 22, 23, 29, 33, 34, 44, 48; G.c. II, 165 u. a.; Cluny 65; Redon 11, 
12, 35, 41, 57, 64, 69, 97, 113, 12] u. a.; Cormery 19, 27; F. Turon. 1, 4, 5, 6, 7, 
8 u. a.; Senon 6, 29; Merkel. 1, 10, 20 u.a. N. 16 (contra parem suam aut contra 
quem litem intulerit); Lindenbrog. 7, 8, 9, 11, 15; Extravag. 11, 18; 

vobis vel ad partibus vestris: Pardessus 547; 

ei, quem (cui) pulsaverit: Pardessus 587, vgl. 514; Cluny 18; F. Flav. 8, 
vgl. F. Andec. 46; 

cui temptat: Cluny 9, 50, 54, 63, 66, 67, 68; vgl. F. Bitur. 9, 15°; Cluny 25 
(tibi aut cui tentat); 

ei contra quem repetit: F. Marc. II, 17; Linde brog. 5. 

cui calumniam intulerit: F. Lindenbrog. 1. 

6 Z.B. F. Andec. lc, 2,5,6, 19, 21,27 u.a.; Avern. 4; Marc, II, 10, 11, 13, 18 u.a. 
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den Fall, daß dieser aus irgendeinem Grunde eine Forderung nicht 
selbst erheben will, das rechtsbindende Versprechen, die Zahlung im 
Verzugsfalle an jeden zu leisten, dem jener die Urkunde übergeben 
wird. Dieser erhält sie nun, wie es mehrfach heißt, ad exigendum, 
d. h. um die Forderung oder die verwirkte Strafe einzuziehen. Es 
handelt sich also bei der Übergabe der Urkunde um einen besonderen 
Auftrag. Der Mandatar kann jedoch auf Grund seines Ausweises 
über das Versprechen des Schuldners im eigenen Namen vorgehen.' 

Strafgelder, die an die öffentlliiche Gewalt fallen,? werden an die 
Staatskasse — camera-° oder aerarium regis* (imperatoris),° publicum 
aerarium® — gezahlt. In einzelnen Fällen heißt es genauer, daß die 
Gelder dem iudex,' dem agens der Kirche? oder gar dem missus 
dominicus? zu übergeben sind. So geht nach den rhätischen Urkunden 
die Zahlung stets an den index.” Im Gegensatz zum himmlischen 
Richter sprechen beispielsweise Freisinger Urkunden vom index oder 
rector terrenus.“ Am häufigsten wird eine Summe für den fiscus 
festgesetzt. Man wird das Wort fiscus je nach den Beiwörtern, die 
ihm gegeben sind,!? als ‚öffentliche Gewalt‘ oder als ‚Staatskasse, könig- 
liche Kasse‘ übersetzen müssen. 





ı Brunner hat über diese Klausel ausführlich gehandelt (Forschungen, 
S. 524ff.). Er macht es wahrscheinlich, daß ihre Einführung den Zweck hatte, 
die gesetzlich nicht erlaubte Stellvertretung im Prozeß zu ermöglichen. Anders 
Freundt, Wertpapiere II, S.38ff. Zu den von Brunner und Freundt erbrachten 
Belegen vermag ich keinen neuen hinzuzufügen. Es handelt sich in diesen Ur- 
kunden nur um Vertragsstrafen. Strafen gegen jeden Dritten werden darin nicht 
ausgesprochen. Vgl. auch Sjoegren 132; v. Halban, GU. 89, S.71 a. 7. 

? Die Zahlungen erfolgen in re publica, in rebus publicis, in publico: F. Aug. B. 
2, 4, 37; St. Gallen 199, 257, 286, 643, 661, 676. 

3 F. Sang. misc. 18; St. Gallen 599. 

* St. Gallen 126, 127, 143, 146, 153 u. v’a.; Mittetrh. UB. 141, 167; F. Aug. A. 
14; Aug. B. 1, 21; Sang. misc. 14, 20; F. Sang. S. 6. 
St. Gallen 626, 635, 644, 654. 
* F. Sang. misc. 2, 4; St. Gallen 690, 700. 
” Freising 7, 22, 75, 76; Regensburg 2, 9; F. Andec. 57. 
8 F. Andec. 21, 58; vgl. Brunner, Forschungen, S. 665. 
® Weißenburg 151, 156, 172, 191, 198, 251. 
° St. Gallen 165, 173, 174, 180, 197, 235, 247, 248, 250, 253, 254, 255, 256, 
258, 259, 260, 261, 262, 264, 265, 267, 270, 289, 290, 293, 296, 391, 401, 415, 
421, 458, 501, 683, 707, Anh. II, 4, 6. 

11 Freising 1, 8, 9, 10, 38, 39, 41, 43, 59. 

12 fiscus wird oft ohne Beiwort gebraucht, z. B. St. Gallen 142, 144, 145, 154, 
161 u. a. Ähnlich heißt es: partibus fisci: z. B. St. Gallen 12, 39, 44, 49 u. a.; 
Schoepflin 36, 44, 64; Pardessus 530, fisci iuribus: Pardessus 254, 358, 461, 538, 
Mittelrh. UB. 6; F.Visig. 24; fisci dicionibus: Fulda 23, 42, 50, 52, 53, 55, 58, 59, 
63, 64 u. a.; fisco regio (-regis, -domini, -cesaris, -imperiali, -publicae rei): z. B. 
St. Gallen 34; Zapf 6; Lorsch (Klein) 547; Pardessus 491; F. Aug. A. 17; Passau 
2, 4, 84 u. a.; fisco dominico: St. Gallen 102, 335, 336, 347, 351, 361 u. a.; auch fisco 


8. 


o 


- 
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4. Die Vermögensstrafen 


Wenn in den Poenformeln Vermögensstrafen angedroht werden, 
so bestehen diese fast immer in dem doppelten Ersatz! des bestrittenen 
Objektes oder in einer Geldstrafe.” Oft werden beide gleichzeitig 
angedroht, u. z. meist so, daß das duplum an die Partei, die Geld- 
strafe an den Fiskus fallen soll.” Während nun häufig auch Geldstrafen 
für den Geschädigten bestimmt sind,* bleiben Forderungen des duplum 
für den Fiskus allein sehr seltene Ausnahmen.’ 

Die Strafe des duplum ist außer den angelsächsischen Ur- 
kunden überall gebräuchlich.“ Besonders beliebt ist sie in Italien.’ 


proximo: St. Gallen 191, 308, 310, 461, — adjacenti: St. Gallen 225, 239, — prope- 
ranti: St. Gallen 159. Vgl. über diese Einengung des Begriffes fiscus v. Gierke, 
Das deutsche Genossenschaftsrecht II, 566. — Nicht selten: sacratissimo fisco: 
z. B. St. Gallen 43; Grandidier 42; Mondsee 88, 94; Lorsch 250, 365; Cluny 26; 
F. Bitur. 4, 15c u. a. Besonders häufig heißt es in Cluny tertio fisco: z. B. 9, 13, 19, 
25, 28, 34, 39 u. a. 

Nur die öffentliche Gewalt kann fiscus bedeuten in den Bezeichnungen cogente 
fisco (statt vieler: Fulda 87, 110; vgl. oben S. 113); distringente fisco: z. B. St. Gallen 
111; Fulda 280; Mondsee 14, 21, 30, 51, 52 u. a.; discutiente fisco: z. B. St. Gallen 
41, 44, 48, 49, 52, 56; F. Merkel. I, 7, 16, 39; F. Bignon. 2, 3. 

Zu verschiedenen Deutungen kann die häufigste Bezeichnung sociante (socienti) 
fisco Veranlassung geben: 

sociare (eigentlich: vereinigen) wird bisweilen gebraucht wie sacire (= ahd. 
sazjan = ponere; s. Graff, Ahd. Sprachschatz VI, 290). Man sagt, sibi in patri- 
monium (scil. rem aliguam) sociare: L. Bai= MG. L. III, 337, 10; villas eorum fisco 
sociari praecepit (vgl. Du Cange Ill, 511); alterius ren ad proprietatern sacire (vgl. 
Du Cange VII, 256). Vgl. Brunner RGU. 285ff. und Zeumer, Formulae (Register 
s. v. sacire). — So erklärt sich die Bezeichnung posito fisco (F. Merkel. 9), die Zeumer 
daselbst (S. 244) als verderbt betrachtet. socians fiscus ist im merovingischen 
Latein = fiscus, cui sociatur. So heißt es F. Marc. Il, 1,3 (Zeumer, S. 73): sociatu 


quoque tam in prosecutione, quam in exaccione sacratissimo fisco — Hs. A. 1 hat 
Marc. II, 1 saciatu-; Marc. Il, 17 (Zeumer, S. 88) sociato fisco — A. 2 hat die 
Variante saciatus. — Belege für sociante fisco sind z. B. St. Gallen 88, 117, 120. 


Es entsteht die Bezeichnung una cum (distringente) socio fisco (z. B. Mondsee 14, 
21, 30, 51 u. a.) consocio fisco (F. Extravag. 8) oder gar una cum distringentibus 
sociis fisci (Farfa 352). 

ı Dreifacher Ersatz wird verlangt: Zapf 6; Lorsch II, 3006; M. d. Lucca 
76, 80, 86, 89, 100, 107. — Ein quadruplum bestimmen: Weißenburg 117; Freising 
1, 9; Zapf 2, 8; Portugal I, 3. 

® Über Geldstrafen in griechischen Urkunden s. Berger, S. 4ff. 

3 Als ein Beleg statt vieler diene: St. Gallen 12. 

4 zZ. B. St. Gallen 14; Fulda 2, 9, 10, 11, 12, 14 u. a.; Freising 23, 31 u. a. 

5 Die wenigen mir bekannt gewordenen Ausnahmen sind: St. Gallen 197, 262; 
Passau S. 4; Pardessus 241; Anione 123, 313, 319; Clumy 12, 24, 37, 42. 

8 Wenn sie in einzelnen Formel- und Urkundengruppen nicht begegnet, wie 
F. A ern., Bitur., Alsat.; — in Urkundensammlungen: Geldern, Lacomblet, 
Regensburg, Schlehdorf, Stablo, Utrecht, Zürich, so wird dies auf dem Zufall der 
Überlieferung beruhen. 

? Belege finden sich in allen Sammlungen italischer Urk. dieser Zeit zahlreich. 
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Sie stammt, wie an früherer Stelle schon erwähnt ist, aus der römischen 
Gewährleistungsklausel.' 

Das duplum soll entweder ein Grundstück sein, das doppelt so 
groß ist, als das, dessen Besitz bestritten wird,? oder es wird statt 
dessen in anderen Zahlungsmitteln® eine entsprechende Summe ent- 
richtet. Dabei ist der Wert des Grundstücks, wie es zur Zeit des Ein- 
griffs besteht, für die Höhe der Strafleistung maßgebend.* Ferner 
bestimmen besonders italische Urkunden bisweilen, daß der strafhalber 
abzutretende Landbesitz bei derselben Ortschaft liegen solle, wie das 
Grundstück, das bestritten wird.’ 

Noch häufiger als das duplum wird in fränkischen, alemannischen 
und bayrischen Poenformeln eine feste Geldsumme gefordert.* Auch 
in Italien findet sich diese Form der Strafe nicht selten. 

Als Zahlmittel bestimmt man Gold’ und Silber, u. z. wird in 
fränkischen und ihnen verwandten Urkunden das Edelmetall fast regel- 
mäßig nach Gewicht, nach Pfunden (libra,® pondus,’ talentum)'° oder 


1 S. oben S. 94. 

2 Z. B. Marc. II, 18: duplum, quod nobis dedisti; St. Gallen 224, 235, 345 u. a. 
rhätische Urkunden: dubla terra; das. n. 248, 683. dublum pradu; das. n. 458. 
dubblas res; Weißenburg 35. duplex spatium terrulae,; Aniane 56, Nimes 6, 7: ipsas 
res duplas. 

3 Z.B. dupla pecunia: St. Gallen 197, 243; Passau S.5 n.80; Fulda 29; Lorsch 
(Klein) 4, 81, 173, 319, 432; Pardessus 404, 460, 470; Brioude 181; F. Andec. 45; 
Marc. II, 20 u. a. 

4 Z. B. duplum tantum, quantum a te accepi vel quantum res ipsa eo tempore 
meliorata valuerit: Weißenburg 43. Vgl. daselbst n. 40, 45, 76, 83, 84, 98, 225, 
245, 250 und viele andere Belege auch in anderen Urkundengruppen; componat, 
vobis ipsas res duplas vel melioratas, qualis eo tempore cavius valere poterit: Aniane 56. 
Vgl. 113, 289, 318, 319; quantum eo tempore ipsas res valere dincricitur. F. Linden- 
brog. 6. 

5 Z.B. in ipsas fines: St. Gallen 105; infra ipso vico: CDL.223; ibidem: F. Aug. A. 
16; ibidern aut in consimili loco: CDL. 375; hic in Septepontio: Farfa 49; de predicto 
casale Marcianello: Farfa 112, 113; in eodem (ipso) loco: Farfa 291, 306, 308, 310, 
311, 312, 313 u. a., Cod. Cav. 21, 26; in ferquidem (ferquido) loco: Farfa 59, 239, 
262; et ferguidem terra et simile: Cod. Cav. 80, vgl. 81, M. d. Lucca 42, 52, 81, 113; 
in consimili loco: Farfa 337, CDL. 53, 84, 147, 235, 324; alio tantum per adpretiatum 
de ipsa binea meam, qui cum isto coniunctum est: Cod. Cav. 81. 

® Z. B. St. Gallen 6, 8, 16. 

? Häufig wird ausdrücklich gutes, reines, gebranntes Gold verlangt: z. B. 
aurum coctum: Lacomblet 48; aurum purum: Brioude 151, 172, 315; aurum puris- 
simum: Mittelrh. UB. 95; aurum ad purum excoctum: G. c. XIV, 7; aurum mun- 
dissimum: F. Extravag. 9; aurum mundum affinatum: Farfa 216; aurum bonum: 
Farfa 45; aurum optimum: CDL. 165, 204, 243, 247, Piacenza 289; aurum obrizum: 
Fantuzzi 1,5, II, 3; Reg. chart. It. VII, 1. » Vgl. Soetbeer, FDG. I, 266, 296ff. 
— CDL. 210 a. 2. 

8 Z. B. St. Gallen 7, 14. ‘Vgl. Hilliger HV JS, 1900, 169ff. 

% pondus gebrauchen die Formeln nur für das Pfund Silber: z. B. Marc. II, 
23, 29. Als Bezeichnung des Goldpfundes vermag ich es nicht zu belegen. Libra 
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Unzen,'! berechnet. Italische Strafklauseln fordern dagegen beinahe 
ausnahmslos eine Summe in geprägten Münzen, Schillingen,? Man- 
kusen,° Tremissen,* Denaren.° Wo hier eine Angabe nach Gewichts- 
mengen erscheint,° kann man meist fränkischen oder alemannischen 
Einfluß mit Sicherheit nachweisen. Dies ist stets möglich für solche 
Formeln, in denen Gold- und Silbermengen nebeneinander genannt 
werden.” Solchen auffallenden Zusammenstellungen begegnen wir in 
den fränkischen und den ihnen verwandten Urkunden unendlich häufig, 
z.B. Dronke 35. (a. 771) auri uncias II, argenti pondera III! coactus 
exsolvat; Weißenburg 222 (a. 755) inferat.... auri libras III, argenti 
pondus VI; St. Gallen 368 (a. 838) auri uncias Ill, argenti pondera V 
coactus persolvat. 

Wir fragen uns: Wie sind diese Angaben zu erklären? Wenn wir 
Gold- und Silbersummen nebeneinander gestellt finden, so werden wir 
untersuchen, ob es sich um Vergleichungen zwischen Gold und Silber 
handeln könne. Schon die angeführten Beispiele zeigen nun, daß 
einer solchen Vermutung bedeutende Schwierigkeiten entgegenstehen. 
Nach den gebräuchlichsten Strafsätzen der Fuldaer, Weißenburger und 
St. Galler Urkunden käme entweder der Gedanke an Wertgleichungen 


auri und pondus argenti werden häufig einander gegenübergestellt, ohne daß bei 
den beiden Benennungen an einen Unterschied der Gewichtsmengen zu denken ist. 

10 Mittelrh. UB. 79, 153; Pardessus 544: auri libra centum, argenti talentas 
centum similiter. 

ı Nach Unzen wird in der Regel nur das Gold berechnet: z. B. Fulda 16. Von 
Unzen Silbers wird sehr selten gesprochen. So: Dijon 94; Lorsch (Klein) 129, 130, 
251, 282. 

2 Z. B. Farfa Il, 3, 45, 90, V, 210; Cod. Cav. 2, 3, 4, 5, 22, 73; M. d. Lucca 
24, 92, 125; CDL. 3; Toscana 3, 74. Ferner werden Goldschillinge benannt als: 
solidi Lucani. Farfa 127; Lucca 7 (boni); solidi Constantini, Cod. Cav. 21, 87, 
100, 113. Nach Cod. Cav. 103 soll der Verletzer zahlen // solidos Constantinos 
bonos, und zwar I sol. Constantinus scolasticus... I deithatus, ambo boni; solidi 
Beneventani. Cod. Cav. 27, 71, 77, Gattula, Cass. Acc. 20, 28, 36; auri solidus 
numero XL, quod sunt IV centineria. M.d. Lucca 65; sol. CCC. quales in die illa 
facti fuerint. M. d. Lucca 50. — Vgl. dazu Soetbeer. FDG. II, 345ff. 

3 solidi mancosi: Farfa 166, 180, 213, 226, 251, 295 u. a.; mancosi ohne 
Nebenbezeichnung: Farfa 176, 305; aurei mancosi: Farfa 333, 341, vgl. 305, 307, 
u. a. — Vgl. dazu Soetbeer FDG. II 337; Ficker, Forsch. 1 67 Anm.; CDL. 210 
a. 1, 336 a. 1. 

4 tremissi: Cod. Cav. 4; Brunetti (Toscana) 23. 

5 Es handelt sich hier um Goldmünzen, wahrscheinlich um Schillinge. Tos- 
cana 13; Lorsch (Klein) 30, 112, 130, 194, 230, 282; Cluny 4. — Nur in einer der 
westgotischen Formeln (F. Visigoth. 20) fand ich- die Bezeichnung nummus, und 
zwar ebenfalls als Goldmünze: auri bis mille nummos. 

% Sie findet sich in folgenden Urkunden, die deutlich unter germanischem 
Einfluß stehen: CDL. 146, 165, 167, 204, 385. Ferner sind hier zu nennen: Farfa 
12, 216; Fantuzzi I, 4 (a. 889), 1, 5 (a. 893), II, 3 (a. 838); Reg. chart. It. VII, 1. 

? Farfa 315, 327, 352, 375; Tiraboschi 20; CDL. 162, 243, 247; Piacenza 289. 
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zwischen bestimmten Gold- und Silbermünzen oder der an Angabe 
des Wertverhältnisses zwischen den beiden Edelmetallen in Betracht. 
Diese zweite Möglichkeit fällt sogleich fort, weil dieses Verhältnis zu 
jeder Zeit hoch über den häufig überlieferten Zahlen 1:2 stand und 
nach zwei für den Goldwert günstigsten Zeugnissen auf 1:18 stieg.' 
Aber auch der erste Lösungsversuch muß aufgegeben werden, da es sich 
überhaupt nicht um ein Entweder — Oder, sondern um ein Neben- 
einander, nicht um Gold oder Silber, sondern um Gold und Silber 
handelt. Die Zahlungen dürfen, nach dem Wortlaute zu urteilen, eben- 
sogut durch Barrengeld und Schmuckgegenstände, wie durch geprägte 
Münzen geleistet werden. 

Es läßt sich aber noch deutlicher zeigen, daß hier keine Wert- 
gleichungen vorliegen können, denn alle Urkundengruppen bieten Be- 
lege, daß neben denselben Goldsummen etwa gleichzeitiger Formeln die 
verschiedensten Silbermengen gefordert werden. Die Differenzen sind 
hier so stark, daß sie auch nicht als Folgen von Kursschwankungen 
der Edelmetalle erklärt werden können. Beispielsweise werden in 
St. Galler Urkunden bis 900 neben 3 Unzen Gold — Pfunde Silber 5 
(etwa 175 mal), 4 (5 mal), 3 (2 mal), 2 (4 mal) oder gar nur eines 
(2 mal) verlangt; neben 2.Unzen Gold stehen hier 5 (26 mal), 4 (18 mal), 
3 (11 mal), 2 (2 mal), 1 (n. 138) Silberpfunde. 

Vollkommen deutlich wird die Sachlage endlich durch die Fassung 
vieler Formeln, in denen die beiden Summen nicht asynthetisch, sondern 
durch et, atque, -que verbunden werden. Solcher Fälle habe ich etwa 
250 notiert,” so daß die zwei Belege, in denen ich ‚aut‘? resp. ‚sive‘* 
fand, für die Wertung der Formel im ganzen ganz unberücksichtigt 
bleiben können. 

Wertgleichungen liegen also nicht vor. Es steht auch nicht etwa 
so, daß nur ganz geringe Summen, die nicht mehr durch kleinste 








! Cod. Theod. VIII, 4, 27; ferner in einem Papyrus, veröffentlicht von 
C. Wessely in seinen „Studien zur Paläographie und Papyruskunde“, Leipzig 
1901, S. 3ff. 

® Z. B. St. Gallen 6, 10, 11, 12, 16 u. v.a.; Fulda 38, 232; Freising 2, 7, 9; 
Schoepflin 37, 69, 76, 675; Mittelrh. UB. 167. Sehr selten sind andere Ver- 
bindungsworte: vel: Lacomblet 48, IV, 603; vero: Dijon 94, Lorsch (Klein) 505; 
quoque: Dijon 89, 96. Ausnahmsweise scheint die Goldsumme für den Fiskus, die 
Silbersumme für die geschädigte Kirche bestimmt zu werden: Lorsch (Klein) 547: 
ad fiscum imperialem III uncias auri et ecclesie V pondera argenti coactus persolvat. 

® Beaulieu 17: auri libram unam aut solidos trecentos.. Man hat hier an Silber- 
schillinge zu denken, von denen 20 auf das Pfund Silber gerechnet werden. Also 
wird hier ein Verhältnis von Gold zu Silber angenommen wie 1:15. 

* Zapf n. 14 (a. 893): tres auri libr. sive sexaginta argenti. Wenn nicht 
ein Fehler in der Überlieferung vorliegt, so wäre hier einmal die Wertgleichung 
Gold: Silber = 1:20 bezeugt. 
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Goldmünzen (tremissi, trientes) entrichtet werden können, mit Silber 
zu zahlen sind, sondern die Silbersummen sind, wie wir gesehen 
haben, oft sehr bedeutende. Bisweilen ist ihr Wert sogar höher, als 
der der gleichzeitig verlangten Menge Gold. Häufig werden auch 
ähnliche Gewichtsmengen von Gold und Silber zugleich verlangt.? 

Da auch von einer Ablösung der Gold- und Silberzahlungen durch 
Naturalleistungen nicht gesprochen wird, so kommen wir zu dem 
Schluß, daß man nur darum zwei Summen nannte, um die einzelnen 
Zahlmittel, in denen die Strafleistung erfolgen sollte, von vornherein 
zu bestimmen. 

Diese, wie ich glaube, einzig mögliche Beurteilung jener Teilung 
der Strafsätze findet freilich in Karolingerzeit keine entsprechende 
Parailele. 

Doch wir kennen ja die Geschichte der fränkischen Poen, wissen, 
daß sich viele Ausdrucksformen der spätrömischen Strafklauseln in ihr 
außerordentlich starr erhalten haben. Darum werden werden wir auch 
jetzt dahin gewiesen, diese Erscheinung bis in die spätrömische Zeit 
zurück zu verfolgen. Zwei Fragen sind zu beantworten. Wann ist 
diese Fassung entstanden? Entsprach sie auch den Bedürfnissen einer 
späteren Zeit, in der sie traditionell erhalten blieb? 

Es wird vorteilhaft sein, von den Strafklauseln der Karolingerzeit 
auszugehen. Wir beobachteten hier mehrfach ein bestimmtes Ver- 
hältnis zwischen den Gold- und Silberangaben. In fränkischen Ur- 
kunden dieser Zeit normiert man oft die Silberzahlung als doppelte 
Gewichtsmenge der vorher genannten Goldsumme. Gute Beispiele 
bietet der reiche Bestand an Weißenburger Urkunden, wo unter etwa 
150 Fällen, in denen beide Metalle verlangt werden, dieses Verhältnis 
etwa 50 mal festgesetzt ist. Merkwürdigerweise trägt auch bei der 
anderen bedeutenden fränkischen Urkundensammlung, zu Fulda, die 
Silbersumme eine doppelt so große Zahl, als die Goldangabe. Aber 
hier wird Gold in diesen Fällen nicht nach Pfunden, sondern nach 
Unzen berechnet. Die Gewichtsmengen verhalten sich also hier wie 
1:24. — Die häufige Erhöhung der Zahlenangabe auf das Doppelte 
ist also den fränkischen Strafklauseln gemeinsam. Materiell sind die 


ı Z. B. auri unc. Il; argenti pondera V (St. Gallen 28, 120, 171, 182, 189 u. a.), 

® Z. B. au. libr. I, arg. libr. (pond.) II: St. Gallen 7, 27, 119; au. libr. Il. 
arg. pond. II: Fulda 25; au. I. II, arg. p. III: St. Gallen 4, 9, 18; au. I. III, arg. 
p. III: Fulda 2; au. I. V, arg. p. V: St. Gallen 10, 12; au. I. VI, arg. p. V: 
St. Gallen 45. — au. I. XII et argenti similiter XII: Freising 7; au. I. X, argenti 
libr. (pond.) totidem: Zürich 24, 132; au. I. centum, arg. talentas centum similiter: 
Pardessus 544; vgl. au. unc. V, arg. pond. similiter: Fulda 171; au. unc. II, arg. 
libr. totidem: F. Sang. misc. 20. 
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entsprechende Strafsätze zwar grundverschieden, aber in der Fassung 
stehen sie sich sehr nahe. Diese formale Ähnlichkeit kann nicht zu- 
fällig sein, denn auch in fränkischen Poenformeln aus anderen Gruppen 
finden sich oft einer Goldeinheit zwei Silbereinheiten gegenübergestellt. 

Als frühestes sicheres Zeugnis ist mir bekannt geworden F. An- 
dec. 41. In anderen Urkunden aus Merovingerzeit (bei Pardessus) be- 
gegnet dieses Verhältnis ebenfalls nicht selten,' so daß man mit Recht 
urteilen darf, daß die fränkischen Strafklauseln diese Form bei der 
Ansetzung von Gold- und Silbersummen bevorzugen.’ 

Aus alledem ergibt sich, daß in Karolingerzeit die gemeinsame 
Grundlage für die Wahl der Gold- und Silbermengen im Zahlenver- 
hältnis von 1:2 nicht zu suchen ist. Nur eine der beiden Formen, 
1 Unze Gold — 2 Pf. Silber oder 1 Pf. Gold — 2 Pf. Silber, wird 
ursprünglich sein. Aber selbst wenn beide von vornherein neben- 
einander hätten bestehen können, so zeigen die einheitliche Ver- 
wendung in jeder der beiden Gruppen, ihr scharfer Gegensatz zu- 
einander, daß wir hier zwei Abzweigungen aus einer Urform haben, 
welche selbst in vorkarolingische Zeit zu setzen ist. Zudem weisen 
auch ältere fränkische Urkunden — mag auch ihre Echtheit nicht 
immer über jeden Zweifel erhaben sein — auf eine frühere Ent- 
stehung dieser Fassungen hin.” Wir dürfen für die Beurteilung auch 
nicht übersehen, daß man in nachkarolingischer Zeit dieses Zahlen- 
verhältnis aufrecht erhielt. Zahlreiche Beispiele dieser Art finden sich 
z.B. in Beaulieu im 10. und 11. Jahrhundert.* Vor allem aber auf 
außerfränkischem Boden sucht man auch späterhin an dieser Form 
festzuhalten, wenn es in der Belehrung über Ausfertigung von Privat- 
urkunden, im Cartularium Langobardicum® (Saec. XI) heißt: ... mitte 


ı Pardessus 384 (a. 677), 474 (a. 709), 476 (a. 710), 481 (a. 711) 485 (a. 713) 
au. I. V, arg. p. X; — n. 179 (a. 572), 253 (a. 631), 350 (a. 664), 519 (a. 721): au. 
libr. X, arg. pond. XX; —n. 312 (a. 648): au. I. XV, arg. p. XXX; —.n. 412 (a. 690): 
au. I. C, arg. p. CC. 

2 Alleinherrschend ist aber dieser Brauch nicht. Ausnahmen finden sich in 
Weißenburg und Fulda und überall in fränkischen Urkunden. 

3 Außer den in Anm. I genannten Belegen ist auch auf die frühesten Weißen- 
burger Urkunden zu verweisen, z. B. n. 242 (a. 700), 243 (a. 700), 44 (a. 702). 
Die Formelsammlungen aus Merovingerzeit sind leider für diese Frage ihrer Natur 
nach sehr unergiebig. Schon die frühesten Sammlungen (F. Andec., F. Marc. u.a.) 
stellen wohl Gold- und Silbersummen nebeneinander, aber Zahlen werden nur 
selten genannt. Statt ihrer gebraucht man das Blankettwort ‚fantum‘, beispiels- 
weise F. Marc. Il, 3: insuper etiam inferat partibus ipsius monasterii vel fratrum 
ibidem consistentium, sociatu quoque tam in accione, quam in prosecutione sacratissimo 
fisco, auri libras tantas, argenti pondo tanti. 

4 Z. B. au. libr. V, arg. pond. X: n. 160 (a. 917), 65 (a. 918), 48 (a. 932), 
58 (a. 943), 137 (997/1031), 138 (997/1031). 

5 MG. LL. IV, 595ff., n. 1; vgl. n. 2, 5, 9, 13, 18. 
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poenam stipulationis nomine, que est mulcta, auri optimi uncias quat- 
tuor, argenti pondera octo, si hanc cartam volueris rumpere aut in — 
franger.. — Et hec adde in fine traditionis Salicae. Dieser Wortlaut 
— es handelt sich hier um Konventionalstrafen — ist also in Ur- 
kunden für (salische) Franken zu wählen. 


Um die fränkischen Fassungen zu verstehen, vergegenwärtigen 
wir uns eine ähnliche Erscheinung in alemannischen Urkunden. Ich 
meine die häufige Verwendung der Strafe von 3 Unzen Gold, 5 Pfund 
Silber in St. Galler Urkunden.” Der Grund für diese Erscheinung 
scheint mir deutlich genug zu sein. Wir wissen ja, daß sich der 
Charakter der Poenformel unter germanischem Einfluß geändert hat. 
In römischer Zeit wird in ihr die Zahlung von Konventionalstrafen ver- 
sprochen. Von den Germanen wird die Poen umgebildet zu einer 
Strafdrohung (auch gegen Dritte), die den Rechtssatz zum Ausdruck 
bringt, daß jeder fremde Eingriff in das rechtlich anerkannte Vermögen 
unberechtigt und strafbar ist. Daß der Eingriff gegen ein rechtsge- 
schäftlich durch Urkunde erworbenes Grundvermögen als besonders 
strafbar gelten müsse, wurde vom Volksrecht ursprünglich nicht aus- 
drücklich hervorgehoben und war nicht allgemein anerkannt. Auf 
diesem Grundsatz aber beruhte der Anspruch auf die hohen Strafen der 
Poen. Wenn man von der Forderung auf das duplum ausgegangen 
war, so wurde doch auch diese Grenze überschritten, und man be- 
durfte, um nicht einer regellosen Willkür zu verfallen, gewisser Normen 
für die Strafsatzung. Als eine Normalstrafe, wie sie bei Objekten von 
bestimmtem Wert in der Regel gefordert wurde, möchte ich die Strafe 
von 3 Unzen Gold, 5 Pfund Silber betrachten. 


Die Vermutung liegt nahe, daß die fränkischen Klauseln ähnlich 
erklärt werden können. Freilich weicht die fränkische Erscheinung doch 
auch merklich von der besprochenen alemannischen ab. Während 
hier eine bestimmte Summe bevorzugt wird, beachtet man in den 
fränkischen Formeln das Verhältnis der Gold- und Silbersumme zu- 
einander. Nicht eine Einheitsstrafe soll also hier geschaffen werden, 
man sucht vielmehr ein staffelartig aufgebautes System von Strafen 


ı Wir finden in St. Galler Urkunden bis zum Jahre 900 etwa 345mal Straf- 
summen in Gold + Silber angegeben, und zwar findet sich etwa 175mal au. 
unc. III, arg. pond. V — 25mal au. unc. II, arg. pond. V — 4mal au. libr. II, 
arg. pond. V — arg. pond. V nach anderen Goldsummen noch 12mal. Dagegen 
nur 4mal au. libr. I, arg. pond. II — 2mal au. librr. V, arg. pond. X — 5mal au. 
unc. I, arg. pond. II — 18mal au. unc. II, arg. pond. III — 2mal au unc. VI, arg. 
pond. XII. D.h. der uns aus fränkischen Urkunden bekannte Brauch ist hier nur 
31mal nachzuweisen. Wir werden nicht fehlgehen, wenn wir diese Fassungen durch 
fränkischen Einfluß erklären. 
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auszubilden, und zwar so, daß einzelne Pfunde resp. Unzen Goldes 
mit der doppelten Zahl von Pfunden Silbers die verschiedenen Ein- 
heiten darstellen. Hiermit scheinen mir die drei Sonderformen, die 
alemannische und die beiden fränkischen, genügend erklärt zu sein 
und werden darum jetzt für die Frage nach der Zusammenstellung von 
Gold- und Silbersummen nicht weiter berücksichtigt. 

Für die Münzverhältnisse der Karolingerzeit lassen sich unsere 
Poenformeln nicht verwerten. Die starke Ausprägung der soeben be- 
sprochenen sekundären Bildungen, die Schaffung verschiedener Typen 
in Weißenburg und Fulda lassen auf eine durch lange Übung ge- 
festigte Tradition schließen. Man fordert Summen in Gold + Silber; 
wie es scheint, nicht wegen eines praktischen Bedürfnisses, sondern 
setzt, von den Vorbildern beeinflußt, einen alten Brauch fort. 

Wann ist dieser nun entstanden? Er mutet uns eigentümlich und 
unnatürlich an und wird durch ungewöhnliche Zustände veranlaßt sein. 
In der Regel berechnet man ja Geldstrafen, ebenso wie Warenpreise, 
in einem Edelmetall resp. in einer Münze. Lag in Merovingerzeit 
ein bestimmter Grund vor, diese natürliche Rechnungsweise nicht an- 
zuwenden? Hatte der Empfänger wohl damals Interesse daran, nicht 
nur Gold oder nicht nur Silber bei Zahlungen zu erhalten? In 
einzelnen Fällen mochte freilich ein Bedürfnis nach beiden Metallen 
vorhanden sein, von einer überwiegenden Bedeutung im öffentlichen 
Leben ist es aber sicher nicht gewesen. Der Großhandel war mit 
Goldzahlungen einverstanden. Zudem kann ja die Lage des Waren- 
handels überhaupt für die Formeln dieser Urkunden, in denen es sich 
meist um die Veräußerung von Ländereien handelt, nicht maßgebend 
gewesen sein. Soll man die Silberprägung in der,Merovingerzeit aus einem 
vorhandenen Goldmangel erklären und so die Forderungen nach Gold 
und Silber rechtfertigen? Die Geldgeschichte verneint die Frage und 
ebenso unsere Poenformeln, die wohl häufig nur Gold-, aber niemals nur 
Silberzahlungen verlangen. Nicht einmal in den Bußsätzen der Volks- 
rechte verlangt man bestimmte Mengen Edelmetalls. Nach der lex 
Salica kann in Gold- oder Silbermünze gezahlt werden, und ebenso 
ist Zahlung in Naturalien gestattet. Kein Quellenzeugnis läßt uns 
jedenfalls vermuten, daß diese Rechnungsweise der Poen in der Mero- 
vingerzeit entstanden sei. 

Finden sich in spätrömischer Zeit Anhaltspunkte, die diesen Brauch 
erklären? — Wenn wir uns hier auf dem richtigen Wege zum Ziel 
befinden, so müßte sich auch nachweisen lassen, daß die Rechnung 
nach Pfunden und Unzen — und nicht nach Münzen — schon der 
spätrömischen Formel bekannt war. Wir untersuchen zunächst, ob 
sich dieser Nachweis führen läßt. 


r 
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Die Berechnung von Gold und Silber nach dem Gewichte ist be- 
achtenswert, da sie im Gegensatz zu den Angaben der merovingischen 
Volksrechte steht, welche die Strafsummen in Schillingen ansetzen. 
Die lex Salica fügt eine Umrechnung in Denaren hinzu.! — Die Aus- 
drucksweise der Formeln zeigt, daß im Privatverkehr bei Zahlung 
größerer Summen die Münzen nicht gezählt, sondern gewogen wurden 
und daß man gemünztes und ungemünztes Edelmetall alsdann gleich- 
mäßig wertete. Diese Rückkehr zu den primitivsten Formen des Geld- 
verkehrs, zu dem Abwiegen des Metalls, ist ein Zeugnis für Mißstände 
der herrschenden Münzwirtschaft. — Es erscheint mir nun beachtens- 
wert, daß in den ältesten fränkischen Formelsammlungen bald Straf- 
zahlungen in Schillingen, bald in Pfunden festgesetzt werden, während 
in späterer Merovingerzeit die Gewichtsangaben die Regel bilden.? 
Wenn diese Beobachtung nicht durch den Zufall in der Erhaltung des 
Materials bedingt ist, so würde sich daraus schließen lassen, daß im 
Verlauf der Merovingerzeit das Abwiegen des Edelmetalls bei größeren 
Zahlungen immer gebräuchlicher wurde. 

Unter den ältesten uns noch erhaltenen fränkischen Poenformeln wird 
also, wie wir sahen, auch nach Gewichtsmengen des Edelmetalls ge- 
rechnet. Wenn wir daraus auch über die verlorenen Vorbilder der 
Poen nichts Gesichertes schließen dürfen, so können wir doch sagen: 
es ist nicht unwahrscheinlich, daß man schon in spätrömischen Ur- 
kunden die Geldzahlungen mehrfach nach dem Metallgewicht be- 
rechnete. Da aber keine Poenformeln aus dem römischen Gallien 
erhalten sind, so werden wir, um zu erfahren, ob eine solche Rech- 
nungsweise damals üblich gewesen sein kann, uns die spätrömischen 
Geldverhältnisse vergegenwärtigen. 

Noch in den ersten nachchristlichen Jahrhunderten galt im rö- 
mischen Reiche die hergebrachte Kupferwährung. Auch große Summen 





1 Vgl. dazu Luschin v. Ebengreuth, Der Denar der /ex Salica. Wien. SB. 
Phil. hist. Kl. 163, 57f. 

2 Während die F. Andec. die Strafe meist in Schillingen berechnen (Ausn. 
n. 20, 41, 46), geben schon die F. Marc. stets Gewichtsmengen an. Angaben nach 
(Silber?) Schillingen finden sich erst wieder häufiger seit der Mitte des 8. Jahr- 
hunderts, so in den F. Turon. In den Urkunden des 9. Jahrdunderts aus Redon 
sind die Strafsätze mit verschwindenden Ausnahmen (n. 125, 214) nach Schillingen 
berechnet. Die übrigen mir bekannt gewordenen Zeugnisse auf fränkisch-deutschem 
Boden sind: St. Gallen 132; Weißenburg 213; Freising 23, 31; SS. XXI, 354; 
Lorsch (Klein) 107; Aniane 254; Beaulieu 17; G. c. XIV, I, 33; F. Bignon. 11; 
F. Aug. A. 19; F. Extravag. 18. Die fränkischen Silberschillinge erscheinen unter 
den Bezeichnungen: solidi de argento: St. Gallen 148 (a. 794); Farfa 363 (a. 897); 
CDL. 96 (a. 822), 107, 113, 157, 182, 188, 273, 313 — solidi francisci: Farfa 257 
(a. 819); Spoleto 58 (a. 911). Vgl. dazu Schroeder, Lehrb. d. d. RG. 194 (a. 14). 
— Vgl. auch Brunner, RG. I, 321. 
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wurden noch stets nach Sesterzen berechnet.' Die Steuern wurden in 
Geld und Naturalien festgesetzt. Zu den geforderten Naturalien ge- 
hörten auch die Edelmetalle, Gold und Silber. Man behandelte sie in 
den Steuerlisten nicht anders als diese, d.h. man berechnete sie nach 
dem Gewicht.” Ob Gold und Silber gemünzt waren, oder nicht, galt 
als nebensächlich. — 

In den Münzwirren des 3. Jahrhunderts suchte Diokletian der 
Goldmünze eine führende Rolle zu geben, und er versuchte ein Münz- 
system zwischen Gold-, Silber- und Kupferprägungen herzustellen. 
Seine verschiedenen ernstlichen Reformversuche zeigten aber gerade 
die Schwierigkeit, die letztere Absicht durchzuführen. Konstantin 
verzichtete nunmehr überhaupt auf eine staatlich allgemeingültige Re- 
lation zwischen den einzelnen Gold-, Silber- und Kupfermünzen? und 
ging zur reinen Goldwährung über. Er ließ zuerst Goldmünzen von 
Urs Pf. schlagen. Diese gleichmäßig und vollwertig ausgebrachte 
Münze* wurde auch von den späteren Kaisern in derselben Güte ge- 
prägt und bildete sich so aus zu der Einheitsmünze, dem solidus, der 
den spätrömischen Geldverkehr beherrscht. Dennoch mußten auch 
weiterhin die Goldzahlungen an die Staatskasse nach dem Metallge- 
wicht geleistet werden.®° Man gewann so das nötige Gold zur Prägung 
der neuen Schillinge® und verhinderte gleichzeitig eine Benachteiligung 
des Fiskus durch Hingabe beschnittener oder anders beschädigter 
Münzen.’ 

Das Silbergeld galt jetzt nur als Kreditgeld, als Scheidemünze 
und nicht als Wertmünze. Auf die Ausprägung der Silbermünzen 
brauchte schon darum nicht die gleiche Sorgfalt verwendet zu werden 
wie auf die Justierung der solidi. Auch Silberbarren blieben weiterhin 
im Umlauf.° Für größere Zahlungen konnte also nicht der Nennwert 


ı Mommsen, Röm. Münzwesen 825f.; O. Seeck, Ztschr. f. Num. XVII, 53. 

? Seeck, a. a. O., S. 53f., 150. 

3 Seeck, a.a.O., S. 152ff. 

* Vgl. Luschin v. Ebengreuth, Wien. SB. 163, Anhang S. 59ff.: Die Ge- 
wichtsverhältnisse des Solidus in der Zeit von Konstantin I. bis Heraklius (312 
bis 643). L. hat hier (s. bes. S. 87) wahrscheinlich gemacht, daß die Solidus nicht 
zu einem vollen Zweiundsiebzigstel, d. h. 4,55 g, sondern etwa zu 4,50 g ausgeprägt 
werden sollte. D. h. die Prägekosten für ein Pfund Gold seien mit etwa */, Schil- 
ling (1 °/,) berechnet worden. 

5 Mommsen,a.a. 0.885; Seeck, a. a. O. 54f.; vgl. 165; Luschin v. Eben- 
greuth,a.a. O. 77. — Vgl. z. B. Cod. Theod. I, 10, 1; VI, 4, 13; VII, 1,2; VIII, 1,1; 
IX, 17, 2; Theod. nov. III; V, 1, 2; VI; XVII; XX; Valent. nov. Ill. 

$ Über den Goldmangel in Rom vgl. u. a. Luschin, a. a. 0. 9; Kubitschek, 
Numism. Zeitschr., Bd. 46, S. 162f. 

?” Luschin, a. a. O. 77. 

8 K. Regling in Pauly-Wissowa, Realenzyklopädie VII, 1, 981f, s. v. Geld. 
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der einzelnen Silbermünzen, sondern nur den Kurswert des Silbers 
maßgebend sein. Man berechnete darum größere Silbersummen — 
nicht nur bei staatlichen Forderungen,!' sondern wahrscheinlich auch 
im Privatverkehr* — regelmäßig nach dem reinen Silbergewicht. 

Unserer Vermutung, daß die Rechnung nach Pfunden und Unzen 
aus den spätrömischen Vorbildern der Poen stamme, steht also nichts 
im Wege. 

Wir haben jetzt noch zu fragen: Ist auch die Zusammenstellung 
einer Einheitssumme aus verschiedenen Gold- und Silbermengen in 
spätrömischer Zeit bekannt? Auf einzelne Zeugnisse für diesen Brauch 
wurde oben schon hingewiesen. Wir haben gesehen, daß er in enger 
Beziehung zum römischen Steuersystem steht. Zuerst werden fest- 
bestimmte Gold- und Silbermengen neben der Reichskupfermünze - 
gleichsam als Naturalien gefordert. Als man im 4. Jahrhundert zur 
Goldwährung übergegangen ist, werden die Edelmetalle weiterhin nach 
Gewicht, u. z. gewisse Steuern in Gold, andere in Silber, erhoben. Bei 
den einzelnen Steuerausschreibungen wird dabei häufig eine Wert- 
relation zwischen Gold und Silber statuiert, so daß nach diesen Ver- 
hältnis die Silberzahlung durch Gold abgelöst werden kann. Jedoch 
wissen wir weder, ob die offizielle Relation dem .Silberkurs allent- 
halben entsprach oder gar günstig war, noch ob die ganze Silber- 
zahlung abgelöst werden durfte. Ein wichtiges Zeugnis spricht zum 
mindesten dafür, daß diese Ablösung nicht immer zugestanden wurde. 
Überliefert ist dieses auf einem Papyrusblatt, u. z. stammt die Nach- 
richt, wie Wessely bei der Veröffentlichung des Fragmentes? an- 
nimmt, aus dem 4. Jahrhundert. Vor kurzem ist der Papyrus durch 
Kubitschek eingehend erörtert.* Es handelt sich um ein einzelnes 
doppelseitig beschriebenes Blatt, das offenbar zu einem größeren Ganzen 
gehört, u. z. zu einem aus einzelnen Blättern in Buch- oder Rollen- 
form gebrachten Kassenjournal. Es sind nacheinander die Zahlungen 
einzelner Personen gebucht, u. z. zahlt ein jeder eine Gold- und eine 
Silbersumme. Beide stehen immer im gleichen Verhältnis zueinander. 
Die Silbersumme durfte zur Hälfte in Gold gezahlt werden und zwar 
nach dem für diesen Fall normierten Verhältnis von 1:18. Die andere 
Hälfte mußte in Silber aufgebracht werden. So soll z. B. zahlen 
[MJessios: Gold: 1 Pfund, 2 Unzen, 5*'/,, Skriptula, Silber: 11 Pfund, 


ı Z. B. Cod. Theod. VI, 4, 13; VIII, 4, 27; XIII, 2, 1. 

® Mommsen, a. a. O. 837f.; Hultsch, Griechische und römische Metrologie 
326; Luschin v. Ebengreuth, a. a. O. 18. 

® Wessely, Studien zur Paläographie und Papyruskunde I (1901), S. 3ff. 

* Kubitschek, Numism. Zeitschr., Bd. 46, S. 159ff. 
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10 Unzen, 12 Skriptula. — [TheJogenes: Gold: 1 Pfund, 3 Unzen, °°/,, 
Skriptula, Silber: 12 Pfund, 6 Unzen, 7'/, Skriptula. 


Wahrscheinlich handelt es sich in diesem Stücke um eine amt- 
liche Buchung von Steuereingängen und nicht um Einnahmen eines 
Privatmanns. Aber obgleich sich darüber nicht mit voller Sicherheit 
entscheiden läßt, bleibt doch vollkommen klar, daß diese Art der Rech- 
nung nach Gewichtsmengen Goldes und Silbers nebeneinander mit 
den, spätrömischen Münzverhältnissen und den Steuerforderungen des 
Fiskus im allerengsten Zusammenhange steht und nur so erklärt 
werden kann. 


Die Staatskasse verwendet beispielsweise bei Soldzahlungen und 
für die Münzprägung beide Edelmetalle. So verlangt man auch von 
dem Steuerzahler, da die Menge der importierten Edelmetalle den Be- 
dürfnissen nicht genügt, bestimmte Leistungen in Gold-, andere in 
Silbersummen. Es besteht darum für den einzelnen ein dringendes 
Bedürfnis, Gold wie Silber — nicht nur eines von beiden oder gar 
nur größere Summen Kupfergeldes — in ausreichenden Mengen in 
seinem Barbestande zu besitzen, um seiner Steuerpflicht damit genügen 
zu können. Andernfalls hätte er Gold- und Silbergeräte oder -Schmuck- 
sachen hingeben müssen, oder er war genötigt, bei einer Bank 
mit Verlust die gerade in seiner Kasse vorhandenen Münzen in Gold 
und Silbergeld umwechseln zu lassen oder er mußte etwa durch Ver- 
käufe oder Verpfändungen sich das erforderliche Edelmetall zum 
Zahlungstermin beschaffen. Bei solchen Kontrakten konnte es also 
sehr wohl wünschenswert sein, die Kauf- oder Pfandsumme teils in 
Gold, teils in Silber zahlen zu lassen. 


Doch wir schreiten bei diesen letzten Erwägungen nicht auf ge- 
sichertem Boden, da unsere Nachrichten über das Steuerwesen und 
den Geldverkehr diese Verhältnisse bisher noch nicht genügend er- 
kennen lassen, und es wird für diesen Zusammenhang ausreichen, 
wenn die Hauptlinien der Entwicklung richtig gezeichnet sind. So viel 
scheint sich mir aber immerhin zweifelsfrei ergeben zu haben, daß 
die Berechnung nach Gewichtsmengen und die Zusammen- 
stellung von Gold- und Silbersummen in den Poenformeln 
auf die spätrömischen Vorbilder zurückgeht. 

Wir kehren nach diesen allgemeineren Erwägungen uns wieder 
den einzelnen Bußsätzen der Poenformeln zu. Es scheint, daß in der 
Regel die Strafhöhe nach der Größe des Objektes, um das es sich in 
dem Rechtsgeschäft handelt, bestimmt wird. So ist es in vielen Ver- 
kaufsurkunden nachweisbar, daß die Geldsumme, die an die Partei zu 
zahlen ist, das Doppelte des Kaufpreises beträgt. Freilich wird das 
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duplum hier nur selten genau berechnet. Vielmehr gibt man meist 
eine runde Summe an, die das duplum noch übersteigt,” und vielleicht 
den Wertzuwachs des verkauften Vermögensobjektes bis zum Augen- 
blick des Eingriffs einbegreifen soll.” Bei der großen Menge der 
Schenkungen, deren Wert uns nicht bekannt ist, läßt sich dagegen 
das Verhältnis zwischen diesem und der tlöhe der Geldstrafe nicht er- 
weisen. Es darf aber doch aus der verschiedenen Höhe der Straf- 
summen für die Partei im allgemeinen auf den Wert der einzelnen 
Schenkungen wohl ein Rückschluß gezogen werden; denn sehr be- 
deutenden Schenkungen entspricht, wie mehrfach erkennbar ist, eine 
höhere Strafsumme, als sie durchschnittlich verlangt wird.* Ein sicherer 
Maßstab läßt sich freilich dadurch nicht gewinnen, da ja eine Tendenz 
herrscht, gewisse Einheitsstrafen in den Poenformeln zu schaffen.’ 
Man hat auch bei Vergabungen seitens fürstlicher Personen von vorn- 
herein mit einer höheren Strafsetzung, als sie sonst üblich ist, zu 
rechnen. Vielleicht verhält es sich häufig ebenso bei Schenkungen, 
die dem Seelenheile dienen, an deren Stetigkeit darum nicht nur dem 
Erwerber, sondern auch dem Veräußerer besonders gelegen ist. 


ı Z. B. Cod. Cav. 4: conponere promittemus bobis dupplo pretium, hoc est solidi 
duodici et duo tremissi (Kaufpreis 6 Schillinge, 1 Tremissus). Vgl. n. 2, 3, 5. 


® z. B. Cluny 
n. 13 (a.870?) venditio: Preis sol. Il. den. VI Strafe una cum fisco: au. unc. | 
n. 14 (a. 870?) Pr „arg. sol. V s RN: 
n. 18 (a. 873?) 45 „ sol. triginta 7 5.35 AR SELIT 
n. 19 (a. 874?) S= »„  sol.VI Br rn rt re 
n. 20 (a. 874?) Rn „  sol.C - Sy »  „. libera 
n. 25 (a. 881?) 5, „ den. VI Br RT. ran! 
n. 28 (a. 885) 7 „ sol. XL „> FR vn Äbr. II 
n. 34 (a. 888) 7 » sol.Il. den. VII , nn „ unc.media 
n. 35 (a. 889) r „ den. XII 55 5 A 5 UNCIR 
n. 36 (a. 889) 55 „ in .argento et feo Strafe an die Partei ‚„ libr. III 

valentes sol. C. 

n. 38 (a. 889) 55 „den. VI. Strafe una cum fisco: „ unc.media 
n. 39 (a. 889) En „ sol. XXI 5 a Fe „ unc. Il 
n. 40, 41 (a.890) „, „sol. III 2 a an se „ une. I 
n. 47 (a. 892) m „ sol. XX 55 FE N 7.) IR Wo. 


Vgl. daselbst n. 50, 51, 54, 56, 58, 60, 63, 67, 68, 69, 76, 77, 82 u.a. 


® Daß die Strafhöhe in jedem einzelnen Falle festgesetzt werden soll, ersieht 
man aus der Abfassung der Formeln. Diese gebrauchen statt Angaben der Straf- 
summe meist das Blankettwort tantum. Vgl. Sjoegren S. 118. 

4 Vgl. Fulda 89; Pardessus 514, 559, 587, 596; Mittelrh. UB. 19, 110, 141. 

5 S. oben S. 120ff. 
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5. Geistliche Strafen 


Die häufigen Poenformeln mit geistlichen Strafen sind oben mehr- 
fach erwähnt.‘ Wir haben gesehen, daß sie in Italien eine besondere 
Gruppe bilden neben den Formeln, die eine Konventionalstrafe ent- 
halten, daß hier nur in ihnen seit frühester Zeit die Bestrafung jedes 
Dritten. gefordert wird.” Auch ließ sich erkennen, daß sie dort nur 
unter kirchlichem Einfluß gebraucht werden. Ferner ist schon be- 
merkt, daß in der angelsächsischen Urkunde, die sich, wie bekannt, 
eng an kirchliche Vorbilder anlehnt,® ganz ausnahmslos geistliche 
Strafen angedroht werden.* Aber auch fränkischen, alamannischen, 
bairischen und spanischen Urkunden ist die geistliche Poen geläufig. 
In germanischen Gebieten sind es besonders die Klöster, die das 
größte Interesse an der Beurkundung von Rechtsgeschäften haben.’ 
Die Mehrzahl der uns erhaltenen Privaturkunden ist von Geistlichen 
verfaßt. Es ist darum ganz natürlich, daß neben Vermögensstrafen® 
oder auch ohne diese, kirchlichem Brauche gemäß den Verletzer Ex- 
kommunikation oder Vergeltung im denseits treffen sollen. Insbe- 
sondere solche Urkunden, die geistlichen Korporationen übergeben 
werden, tragen die geistliche Poen.” Besonders beliebt ist diese dann, 
wenn es sich um fromme Stiftungen handelt.” _In der Regel wird 
Exkommunikation mit göttlichen Strafen verbunden.’ 


S. oben S. 101f., 109. 

S. oben S. 101. 

Redlich, UL. 43. 

S. oben S. 109; vgl. Redlich, UL. 45. 
Vgl. Redlich, UL. 48. 

* In St. Galler Urkunden beispielsweise steht die geistliche Poen, wo sie 
überhaupt verwendet wird, fast regelmäßig neben einer Vermögensstrafe, z. B. 
n. 2, 3, 4, 5, 7, 9, 22, 26, 40, 62, 72, 107, 114, 137 u. a. Ohne diese findet 
sich eine geistliche Strafe daselbst nur n. 81, 619, 705. 

” Z. B. CDL. 16 (a. 756), 34 (a. 768), 48 (a. 772), 61, 64, 287; n. 308 ist Testa- 
ment (a. 881). 

8 Durch das gute Werk einer Schenkung an die Kirche wird der Schenker 
frei von seinen Sünden. Wer diese Stiftung an sich bringen will, auf den sollen 
dann auch die Sünden des Stifters fallen. So St. Gallen 72: in die juditici rationern 
reddeat (!) de peccatis meis; G. c. VI, 263 n. 1: si ille sine peccato est, forsitan potest 
nostra totorum peccata portare. Nam si ille iam peccavit, puto se gravare, sua et nostra 
sustinere vel et pro utriusque rationem reddere, quia nos deo adiuvante per istam dona- 
tionem speramus aliquid de nostra minuari peccata; F. Marc. Il, 17: pro nostrorum 
omnium [mehrere Aussteller] criminum peccatorum obnoxius in die judicii teneatur. 

% Die Androhung göttlicher Strafen geht auf alte Rechtsanschauungen zurück. 
Zu erinnern ist an die römische Infamie (vgl.v. Halban, GU.89, S.70a.9, S.71a.2). 
Eine Verwandtschaft der Strafdrohungen mit Formen des Eides scheint mir sicher 
zu sein. Man vergleiche mit ihnen z. B. F. Visigothicae 39 (Zeumer, S. 592): 
Conditiones sacramentorum, wo es nach anderen, hier auch zu berücksichtigenden 
Wendungen heißt: Quod si in falsum tantam Divinitatis maiestatem ac deitatem 
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Beliebte Ausdrücke für Kirchenstrafe sind: excommunicatus (resp. 
extrarius, damnatus, anathematus) sit ab ingressu ecclesiarum,' a limi- 
nibus sanctae Dei ecclesiae,” ab omnibus sanctis,” ab conventu christia- 
norum,* a consortio catholicorum,° anathema sit." 

Unter göttlichen Strafen begegnen am häufigsten ira’ oder iu- 
dicium Dei,‘ seltener ira, offensa Christi? oder sanctae Trinitatis. Oft 


taxare aut invocare ausi fuerimus, maledicti efficiamur in aeternum; mors pro vita 
nobis eximetur et lutus in consolatione assiduus descendat igne rumphea caelestis ad 
perditionem nostram; oculi nostri non erigantur ad caelum; lingua nostra mutua 
efficiatur; omnis interiora viscera nostra obduretur et arescat, atque in breves dies 
spiritus diaboli periurantem arripiat, ut omnes periuri metuant et sinceri de tam 
sceleri Domini vindicta congaudeant. Et quemadmodum descendit ira Dei super Sodo- 
mam et Gomorram, ita super nos, extuantibus flammis, eruat mala ac lepra Gyesi, 
vivosque terra obsorbeat, quemadmodum obsorbuit Datan et Abiron viros sceleratissi- 
mos, ut videntes omnes supernae irae Dei iuditium talibus hominibus terreantur 
exemplo. — Vgl. ferner das indiculum [scil. sacramenti] episcopi: Liber diurnus 
(hrg. Th. v. Sickel), n. 75, p. 80: ... Quodsi, quod absit, contra huius promissionis 
meae seriem aliquod facere quodlibet modo aut ingenio vel occasione temptavero, reus 
inveniar in aeterno iudicio et ultionem Annanie et Saphire incurram, qui etiam tibi 
beato Petro de rebus propriis fraudem facere et falsum dicere presumpserunt. 

Zur Erklärung dieser Verwandtschaft muß wieder daran erinnert werden, 
daß die Strafdrohung gegen jeden Dritten nicht ursprünglich ist. Noch in römischer 
Zeit erscheint die Formel ja durchaus als Bekräftigungsmittel einer rechtlichen 
Handlung. Wird die versprochene Verpflichtung nicht erfüllt, so soll eine Strafe 
eintreten. Die Bekräftigung kann durch einen promissorischen Eid ebenso er- 
folgen, wie durch das rechtsbindende Versprechen, in dem bestimmten Falle Strafe 
zu zahlen. Eidbruch aber hat die Strafe der Götter zur Folge. (Vgl. auch Hirzel,' 
Der Eid. Ein Beitrag zu seiner Geschichte, S.8ff.) Eid und Selbstverfluchung 
sind den indogerm. Völkern unzertrennlich (vgl. ©. Schrader, Reallexikon d. 
idg. A. K., S. 165, 169), und wiederum stehen Rechtshandlung und Eid in innigster 
Berührung, ius und iurare gehen auf denselben Wortstamm zurück. Die Anrufung 
der Gottheit bei Abschluß von Rechtsgeschäften, die formale Ausbildung der ‚in- 
vocatio‘ in Urkunden seit byzantinischer Zeit steht offenbar mit der Form der 
einfachen eidlichen Versicherung in naher Beziehung. 

ı Z.B. Lacomblet 12, 13, 14, 16, 20. 

2 Z. B. Miraeus II, 935. Vgl. Lacomblet 61, 64; Mittelrh. UB. 19; Mond- 
see 1, 34, 38, 70, 78, 88, 04, 100. 

3 Freising 55; vgl. Mittelrh. UB. 19; Pardessus 376. 

* Z. B. Weißenburg 9; vgl. Freising 12; Schlehdorf 8; Trouillat 35; Mittelrh. 
UB. 41; Mondsee 55, 88, 04; Pardessus 375, 475, 540; Beaulieu 16; Cluny 36; 
F. Marc. II, 3; Bitur. 9. 

5 F. Lindenbrog. 10; vgl. F. Visigoth. 7; G. c. XVI, 290. 

6 Z.B. Weißenburg 27; vgl. daselbst n. 81, 241; Mittelrh. UB. 24; F. Marc. 
II, 1, 4. — Das anathema soll zur ewigen Verdammnis werden; z. B. Pardessus 
333: et sub anathernate in aeternum maneat condemnatus. Vgl. daselbst n.360, 452 u. a. 
— Mehrfach begegnet enathena maranatha, Pardessus 376: sit anathema mara- 
nctha, quod est perditio in adventum domini nostri Jesu Christi; vgl. daselbst n. 406; 
F. Visigoth. 7; Birch 227, 228, 257, 328, 524, 589. 

? Z.B. St. Gallen 2, 7, 22. 

8 Z. B. St. Gallen 3, 62. 
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verkünden die Formeln iram,! bisweilen auch iudicium,? offensam aller 
Heiligen,? oder der Lokalheiligen.* Ebenso werden die Märtyrer,° die 
Bekenner,® die Propheten,” die Engel® und Erzengel® den Angreifer 
strafen.'” Die 318 Konzilsväter werden angerufen.!! Am jüngsten Tage 
muß der Verletzer Rechenschaft ablegen,’ und wird von Christo zur 
Linken gewiesen,!? wie vom Hirten die Böcke.'* Der Himmel ist ihm 
verschlossen.'° Er fährt in die Hölle,'* in das ewige Feuer,'’ in die 
Schlingen des Teufels,'* zu den abgefallenen Engeln.” In glühenden 
Fesseln wird er zu ewigen Qualen geschleppt.”” Unwiderruflich ist das 
Verdammungsurteil, das ihn trifft.?! Sein Gebet soll zur Sünde werden.?? 
Gott wird ihm die Zähne im Munde zermalmen, daß sie werden wie 
Staub im Winde.”® Sein Leben soll kurz sein. Seine Söhne werden 
Waisen, seine Gattin Witwe. Seine Kinder sollen betteln gehen und 
aus ihrem Hause vertrieben werden.”* Dadurch wird die Strafe Gottes 
an ihm offenbar, daß er Steine statt Brot ißt.°° Als Gefangene werden 


® Mittelrh. UB. 110. 

ı° St. Gallen 107, 137, 152 u. a.; Fulda 9, 10 u. a.; Weißenburg 2 u. a.; Frei- 
sing 344; Mittelrh. UB. 19 u. a.; Pardessus 358, 376 u. a.; Autun III, 1; F. Marc, 
Il, 6; Bitur. 9. 


ı Z.B. St. Gallen 19, 26, 390. 

®2 Z. B. Freising 22. 

3 Z. B. Brioude 64; G. c. XIV, 103; Amiens 1. 

* Z. B. St. Gallen 310, 705; Passau 11, 84; Pardessus 312. 
5Z.B. G. c. XIV, 103; Farfa 185. » 

s Farfa 161, 185, 188. 

” Farfa 185, 188. 


8 Z. B. Passau 17; Freising 1, 8, 9; Lacomblet 12, 13, 14, 19; Mittelrh, 
UB. 110; Pardessus 435, 458, 461, 538, 544, 546; Farfa 161, 185; Birch 149, 152. 

® Farfa 188; Toscana 39. 

10 Die Bezeichnung der himmlischen Scharen als virtutes, s. Zapf 14; Pardes- 
sus 180; M. di Lucca 39; Toscana 39, 69. 

11 Freising 22; Farfa 12; Cod. Cav. 25; Toscana II, 31, 72. Es handelt sich 
um die Väter des Konzils von Nizäa. Vgl. liber diurnus 73. 

ı2 2. B. St. Gallen 72; Passau 81, 86; Freising 10 u. v.a. 

13 Farfa 94. — (Matth. XXV. 32, 33.) 

14 Birch 301; Freising 106. — (Matth. XXV. 32, 33.) 

15 Birch 344, 346; Schlehdorf 17; Pardessus 273, 442. 

16 St..Gallen 7, 26, 170; Fulda 68; Lacomblet 68. 

ı F, Marc. Il, 17; Visigoth. 1; Schoepflin 105; Pardessus 596. 

18 Kandler a. 847. 

19 Birch 235. 

2° M. di Lucca 41. 

2ı F, Flav. 44; Freising 1, 7, 9, 10, 24, 39, 44 u. a.; Birch 182. 

22 Pardessus 254. 

23 Lacomblet 66, 67 (Ps. 57. 7). 

»ı Pardessus 254; vgl. 413 (Ps. 108. 9). 

25 Pardessus 413 (cf. Ps. 101. 10). 
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er und seine Nachkommen dienen,! und sein Andenken soll von der 
Erde verschwinden.” Aus dem Buche des Lebens wird sein Name 
getilgt.” Da er die Kirche beraubt hat, gilt er vor Gottes Gericht als 
Mörder der Armen.* Seine Macht soll vernichtet werden, wie die des 
tlolofernes® oder Alexander des Großen.* Wie Sodom und Gomorrha 
zerstört wurde, so sollen seine Macht und seine Wohnstätte unter- 
gehen.” Die Flüche, die Moses im Deuteronomium geschrieben,° oder 
die der Prophet im Psalm 108 gesungen hat,’ kommen auf ihn. 

Es trifft den Verletzer die gleiche Strafe, wie sie einstmals von 
. Gott über andere Verräter und Betrüger'° verhängt ist, von denen die 
Heilige Schrift erzählt. Ihm ergeht es wie Kain.'! Die Erde soll ihn 
verschlingen, wie einst den Datan und Abiron!?” und Kora mit seiner 
Rotte.!? Der Aussatz des Syrers Naaman, der einst auf Giezi fiel, soll 
auch auf ihn fallen.'* Er soll sich erhängen wie Judas.!°” Wie Herodes 
soll er von Würmern und von Feuer gepeinigt werden. In die Hölle 
soll er fahren gleich Hannas und Kaiphas'” und wie Pilatus.’ Die 
Rache des Herrn wird ihn einst strafen wie einst Ananias und Sapphira,!? 
und im jüngsten Gericht wird er gleich dem Zauberer Simon?” ver- 
urteilt werden. 


Benedictio: Einzelnen geistlichen Strafformeln gegen den Ver- 
letzer folgt die Verheißung göttlicher Gnade für den, welcher die Be- 


Pardessus 369, 406. 

Birch 336. . 

Pardessus 254, 257, 365; CDL. 64; Birch 130, 219, 509, 550 (Ps. 68, 29). 
Pardessus 230, 355. 

Pardessus 406. 

Pardessus 406. 

Pardessus 369 = 406, 375; Trouillat 35. 

Toscana II, 30. 

Pardessus 178, 180. 

Pardessus 475: qui munera fraudulenter acceperunt. 

11 G. c. XIII, 262. 

12 Lacomblet 68; Trouillat 35; Pardessus 230, 254, 273, 365, 376, 382, 
391, 401, 469; Brioude 23, 26, 64, 85, 155; Beaulieu 3, 16, 148; G. c. VI, 17, XIII, 
2, 62, XIV, 121; F. Marc. II, 1; Bitur. 9; Visigoth. 5; Toscana II, 30; Cod. Cav. 25: 
Espana sagrada XXXIV, 434, XXXIV, 444; Birch 102, 398, 462. 

13 Beaulieu 3, 148. 

14 Pardessus 230, 257, 333, 406, 423, 458, 461, 475, 538; G. c. XIV, 
121; F. Visigoth. 7; Espana sagrada XXXIV, 428. 

15 Birch 462; Trouillat 35; M. di Lucca 32. Vgl. Passau 7, 19, 22, 23 u. a.; 
Freising 103 u. a. 

16 Birch 222. 

” Gattula, Cass. Acc. 29. 

18 Birch 581. 

19 Pardessus 273, 458, 461, 538, 540; Birch 219, 547. 
20° Pardessus 273. 
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stimmung der Urkunden schützt. Diese Segensformel findet sich 
besonders häufig in angelsächsischen Urkunden.! Vereinzelt begegnet 
sie auch in Italien? und auf fränkischem Boden.” — Wahrscheinlich 
ist für die Verbreitung der Benedictio das päpstliche Vorbild maß- 
gebend gewesen. 


6. Zusammenfassung 


Die mittelalterliche Poenformel geht hervor aus der griechisch- 
römischen Konventionalstrafe, die in spätrömischen Geschäftsurkunden 
fast regelmäßig inseriert ist. Eine andere Quelle ist die Androhung 
geistlicher Strafen, die anfänglich nur das Interesse der Kirche schützen 
soll. Eine solche wird zuerst den Urkunden der Päpste, Bischöfe und 
anderer geistlicher Oberen und Korporationen, auch den Beschlüssen 
der Konzilien angefügt und zum Schutze des Kirchenguts ausge- 
sprochen. Den Angelsachsen bleibt die geistliche Poen die einzige 
Form der Strafklausel. Auch in fränkischen und in den verwandten 
Urkunden . wird sie viel gebraucht, und zwar fast ausnahmslos bei 
Rechtsgeschäften, die das Interesse der Kirche berühren. Während 
also in diesen Gebieten eine Kumulation von Vermögensstrafen und 
geistlichen Strafen oft stattfindet, haben sich beide Gruppen in Italien 
schärfer getrennt erhalten. Die spätrömische Konventionalstrafe be- 
wahrt hier ihren Charakter. 

Nördlich der Alpen, auch in Spanien, bildet sie sich dagegen in 
Veräußerungsurkunden um zu einer Strafe gegen jeden Dritten. 

Man wird diese Veränderung am besten erklären, ohne dem Ein- 
fluß der geistlichen Poen, die sich ja stets gegen jeden Dritten ge- 
richtet hatte, große Bedeutung beizumessen. Denn in Italien sind 
Vermögens- und geistliche Strafen getrennte Gruppen geblieben. Ferner 
wird in den frühesten fränkischen Formulae, die die Strafe gegen jeden 
Dritten schon kennen, die geistliche Poen nicht sehr häufig verwendet. 
Zudem ist sie dort in der Hauptsache auf Schenkungen beschränkt 
und findet in Verkaufsurkunden daselbst keinen Eingang. Auch die 
Wirkung, die Loening der mißverstandenen stipulatio Aquiliana zu- 
schreibt, ist sicher für die Gesamtentwicklung der Poenformel belanglos.* 


ı Birch 3, 26, 36, 42, 81, 82, 111, 116, 122, 149, 152, 159, 160, 194 
202, 204, 216, 218, 242, 260 u. v.a. 

?2 CDL. 2 (a. 715); Brunetti, Toscana II, 29 (a. 789); Lupi 1030 (a. 900); 
Cod. Cav. 25 (a. 845). 

® Pardessus 391 (a. 680°); Autun I, 51 (a. 877); Redon 277 (a. 909), 279 
(a. 910); Cormery 21 (a. 859). 

° S. darüber Sjoegren, S. 110f. Zu den von Bluhme, Loening und 
Sijoegren mitgeteilten Belegen vermag ich aus anderen Urkundengruppen keine 
neuen hinzuzufügen. 


’ 
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Ebenso dürfen wir nicht mit einer Übernahme und ungeschickten Ver- 
änderung späterer italischer Formulare rechnen, um fränkische Straf- 
klauseln des 7. Jahrhunderts zu erklären." Die neue Erscheinung muB 
sich allein aus der Fassung der spätrömischen Strafformel und aus 
dem Unterschiede zwischen dem römischen und germanischen Rechte 
deuten lassen. 

Rein formalen Anlaß zu der Neubildung gab die Fassung der 
‚römischen Gewährleistungsklausel,? die im Vordersatze von dem Ein- 
griff des Dritten spricht. Daneben kommt die Strafformel der grie- 
chischen Urkunde, die durch das Medium der spätrömischen wirkt, 
für die Neugestaltung des Vordersatzes wesentlich in Betracht. Er- 
scheinungen, die bisher allein aus germanischer Rechtsanschauung 
erklärt wurden, wie die Erwähnung des Eingriffs und die Fiskalstrafe, 
konnten auf formale Beeinflussung durch die griechische Formel zurück- 
geführt werden. Dabei bleibt jedoch voll anerkannt, daß diese Wen- 
dungen der germanischen Auffassung entsprachen. 

Die Hauptursache für die Veränderung beruht in der Verschieden- 
heit der Rechte. 

Die Gewährleistungsklausel ging verloren, weil sie den Germanen 
unbekannt und auch durch die Formen des germanischen Prozesses 
bedeutungslos war. 


Die Richtung der Strafandrohung gegen jedermann ist darin be- 
gründet, daß dem germanischen Rechte jeder Eingriff gegen einen 
rechtlich anerkannten Zustand als strafbar galt. 

Die Höhe der Strafe aber, die in den Formeln gefordert wurde, 
ist nicht zuerst im germanischen Rechtsgebiete festgestellt. Man be- 
stimmt sie, ähnlich der römischen Konventionalstrafe, mit einer ge- 
wissen Willkür, die jedoch durch die Bildung eines Gewohnheitsrechtes 
in Schranken gehalten wird. Um die Beibehaltung der wechselnden 
Strafsummen zu erklären, ist der Grundsatz des frühgermanischen 
Rechtes zu berücksichtigen, daß dem Verletzten gestattet ist, die Höhe 
der Bußforderung zu bestimmen. Man strebt jetzt einerseits danach, 
Einheitssätze zu schaffen, andererseits sucht man die Strafzahlungen 


ı Diesen Weg hatte Loening eingeschlagen. Indem wir seine Methode prin- 
zipiell verwerfen müssen, haben wir aber doch anzuerkennen, daß wir durch ganz 
andere Mittel zu einer Auffassung gelangt sind, der Loenings Ansicht nicht fern 
steht. Denn wenn wir jetzt die fränkischen Strafsanktionen auf die durch griechische 
Form beeinflußten spätrömischen Strafklauseln Galliens zurückführen, so nehmen 
wir an, daß die Fassung dieser uns verlorenen Formeln den von Loening heran- 
gezogenen späteren italischen nahe verwandt war. 

®2 S. oben S. 92ff. Wir erinnern besonders an die Einleitungsworte der Ge- 
währleistungsklausel: si quis.... Vgl. oben S. 100. 
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jeweils nach dem Werte des betreffenden Objektes einzurichten. Meist 
gehen die Straisätze der fränkischen Urkunden auf das duplum der 
römischen Gewährleistungsklausel zurück. 


Wir kehren mit unserer Beurteilung im wesentlichen zu der Auf- 
fassung zurück, die, wie mir scheint, auch schon Loenings Grund- 
anschauung gewesen ist, welche allerdings bei ihm nicht zu einer 
eindeutigen klaren Darstellung kommt. Er ist zweifellos im Irrtum, 
wenn er die Strafen als gesetzliche erklärt, und Sjoegrens Polemik 
gegen ihn ist in dieser Hinsicht vollkommen berechtigt. In der Tat 
ist Loenings Schluß S. 579, daß die Strafe auch kraft Rechtens 
eintreten würde, daß die Poen nur an die gesetzlichen Strafen er- 
innern soll, durchaus nicht zwingend. L. hatte im Vorhergehenden 
nur erwiesen, daß die in der Poen vorausgesetzten Handlungen nach 
dem Geist des Volksrechts nicht straflos blieben. Der in der Urkunde 
genannte Sonderfall (Verletzung eines Rechtszustandes, der durch ein 
mit Urkundenbegebung verbundenes Rechtsgeschäft entstanden ist) ist 
den von ihm dort angeführten Gesetzen nicht bekannt, und darum 
kann auch in ihnen keine dafür bestimmte Strafe ausdrücklich be- 
zeichnet werden. Das Fehlen dieser notwendigen Prämisse übersieht 
Loening in seinem Urteil. Er scheint auch den Irrtum zu empfinden, 
wenn er späterhin S. 590 sagt: „Strafbar waren die hier in Betracht 
kommenden Handlungen nach Sinn und Geist des Volksrechts; aber 
die große Mannigfaltigkeit der Rechtsgeschäfte, die Verschiedenheit der 
Werte, um die es sich handeln konnte, erforderte in den Bußsätzen 
ein genaueres Eingehen auf die einzelnen möglichen Fälle, als es jenes 
bot. Die Lücken und Mängel des Gesetzes mußten durch Privat- 
dispositionen ergänzt und so den Bedürfnissen des Lebens abgeholfen 
werden.“ Hier betrachtet er also die Formeln als Privatdispositionen, 
die für eine auch nach dem Geist des Volksrechts strafbare Handlung 
eine vom Gesetz nicht bestimmte Strafe festsetzen. 


Es besteht somit ein Widerspruch in Loenings Ansichten. Sein 
zuletzt genanntes Urteil möchte ich als zutreffend anerkennen und 
kann in diesem Falle Sjoegrens Polemik nicht beipflichten. Sjoegrens 
Ansicht unterscheidet sich von diesem Urteil Loenings dadurch, daß er 
den Zweck der Privatdisposition nicht darin sieht, daß sie Lücken und 
Mängel des Gesetzes ergänzen (so Loening), sondern daß sie ein 
schwaches Verkehrsgebilde (die Urkunde) unterstütze. Diese Auf- 
fassung hat Schultze in seiner im übrigen zustimmenden Rezension 
(Zeitschr. d. Sav.-Stift. G. Abt. XVII, 176if.) zurückgewiesen. Indem 
er aber andere „unterstützungsbedürftige Punkte“ bezeichnet, stellt er 
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sich auf Seiten Loenings, denn er nennt hier ‚Lücken und Mängel 
des Gesetzes‘ und nicht ‚schwache Verkehrsgebilde‘.! 


Wir müssen hinzufügen, daß im 8. Jahrhundert das geschriebene 
Recht von den Strafklauseln beeinflußt wird und zu ihnen Stellung 
nimmt. Und zwar kommen in Betracht: lex Alam. |, 2 (vgl. Il, 1), lex 
Bai. I, 2, Cap. legibus additum a. 803, cap. 7 (MG. Leg. Il, Cap. reg. 
Franc. I, 114). Die lex Alamannorum ist in den Jahren 717—719 ent- 
standen.” Sie hat auf die später verfaßte lex Baiuwariorum eingewirkt. 


In der lex Alamannorum heißt es: 


1,2 (MG. Leg. I, leg. nat. germ. V, 1, p. 64f.) Et si aligqua persona, 
aut ipse, qui dedit, vel aliquis de heredibus eius post haec de ipsas 
res de illa ecclesia abstrahere voluerit, vel aliquis homo, qualiscumque 
persona hoc praesumpserit facere, [incurrat in Dei iudicio et excom- 
municacionem sanctae ecclesiae et] affectum, quod inchoavit, non ob- 
teneat et multa illa, quae carta contenit, prosolvat ei res illas ex 
integro reddat et fredo in publico solvat, sicut lex habet. 


Es ist klar ersichtlich, daß der Wortlaut aus den Poenformeln- 
stammt, sogar ein häufiger Fehler der Formeln wird übernommen, 
affectum statt effectum geschrieben.” Nun ist es interessant und wohl 
beachtenswert, wie damit das Volksrecht über den Charakter der Formel 
urteilt. Es ist ein anderes Urteil, als wir es aus der Genesis der 
Poen erschlossen haben. Nicht das Rechtsgeschäft und die Urkunde 
sind ihm für die Gültigkeit der Strafforderung wesentlich, sondern die 
Vorzugsstellung der Kirche begründet ihr Ausnahmerecht, die Strafen 
für den Eingriff von vornherein in der Urkunde zu bestimmen. Dieser 


t Es scheint mir auch nicht der Sache zu entsprechen, wenn man, wie 
A. Schultze, a. a. O., S. 179, die Urkunde in ihrer Eigenschaft als Beweismittel 
in erster Linie unter dem Gesichtspunkt betrachtet, daß sie ein „schwaches Gebilde‘ 
sei. Freilich vermag sie allein nichts zu erweisen. Sie ist unterstützungsbedürftig, 
muß jedesmal als ungefälscht, inhaltlich den Tatsachen entsprechend erwiesen 
werden. Aber man sollte doch die Urkunde in erster Hinsicht anders beurteilen, 
in einer historischen und nicht einer systematischen Betrachtungsweise. Von diesem 
Standpunkte aber stellt sich die Urkunde als eine Verstärkung der alten Beweis- 
formen dar. Denn jetzt kann die Vornahme eines Rechtsgeschäfts durch Zeugen 
und Urkunde erwiesen werden. Selbst wenn eine Urkunde vorhanden ist, bildet 
die mündliche Aussage der Zeugen die Grundlage des Urteils. Die Urkunde aber 
gibt eine höhere Gewißheit für die Richtigkeit der Einzelangaben, zumal auch sie 
durch das mündliche Zeugnis gedeckt wird. Der Angriff gegen ein urkundlich ver- 
brieftes Rechtsgeschäft, der eine erhöhte Beleidigung des Inhabers der Urkunde 
darstellt, verlangt naturgemäß besonders strenge Ahndung. So werden die im 
Verhältnis zu ähnlichen Gesetzesstrafen hohen Forderungen der Poen zu er- 
klären sein. 

® Vgl. Lehmann, MG. L. I, leg. nat. Germ. V, 1, S. 7—9. 

3 Vgl. Zeumer, NA. VIII, 486. 
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Grundsatz ist einleuchtend und gibt uns zweifellos die Auffassung der 
Zeit über die rechtliche Wirksamkeit der Poen wieder. Wir werden 
dadurch gezwungen, unser Urteil noch einmal nachzuprüfen. Es kommt 
dabei vornehmlich auf zwei Punkte an, erstens die Berechtigung, jeden 
Eingriff als strafbar zu erklären, und ferner das Recht, eine im Ge- 
setz nicht fixierte Sonderstrafe zu verlangen. Nur mit diesem zweiten 
Punkte beschäftigt sich die genannte Bestimmung der lex Alamannorum. 
Sie gesteht die Forderung einer außerordentlichen Strafe nur der Kirche 
zu. Da sich nun aber frühe Zeugnisse finden, nach denen die Poen 
nicht auf Rechtsgeschäfte mit der Kirche beschränkt ist,! da ferner 
noch im Jahre 803 in dem erwähnten capitulare legibus additum für 
die Strafklauseln aller Freilassungsurkunden der Grundsatz ausge- 
sprochen wird, daß die darin geforderten Strafen gezahlt werden 
müssen, ist es offenbar, daß in der lex Alamannorum I, 2 eine sekun- 
däre Rechtsauffassung zutage tritt. Eine solche ist durchaus be- 
greiflich, denn die Ausstellung von Geschäftsurkunden erfolgt in jenen 
Gebieten hauptsächlich nur bei Rechtsgeschäften, die mit Kirchen und 
Klöstern abgeschlossen werden. Die einschränkende Bestimmung der 
lex Alam. spricht also nicht gegen die in dieser Arbeit gewonnenen 
oder bestätigten Erkenntnisse. 

In der lex Baiuwariorum I, 2 wird schließlich dazu übergegangen, 
die Formeln zu ersetzen, indem man eine gesetzliche Einheitsstrafe 
bestimmt. 

Lex Bai. I, 2 (MG. Leg. III, 270): Si quis, aliqua persona, contra 
res ecclesiae iniuste agere voluerit vel de rebus ecclesiae abstrahere 
voluerit, sive ille qui dedit vel de heredes eius aut qualiscumque homo 
praesumpserit, inprimis incurrat in Dei iudicio et offensionem sanctae 
ecclesiae et iudici terreno persolvat auri uncias III et illas res ecclesiae 
reddat, et alia similia addat rege cogente vel principe, qui in illa re- 
gione iudex est. 

Diese Rechtsbestimmung erklärt uns auch die Seltenheit von Geld- 
und anderen Vermögensstrafen in Poenformeln bairischer Urkunden. 
Man hat sich allerdings auch dort trotz dieser Paragraphen mehrfach 
nicht zurückhalten lassen, nach Willkür Strafforderungen zu stellen. 

Wir wollen nur kurz erwähnen, daß für die Gültigkeit eines Rechts- 
geschäftes die Inserierung der Poenformel in die Urkunde niemals er- 
forderlich war.? 


ı F. Andec. Ice, 2, 3, 4, 9, 19 u.a.; Marc. II, 7, 11, 22, 24 u.a. 

2 Vgl. dazu Sjoegren, S. 91, Anm. — Andere Belege sind: Autun III, 1; 
Beaulieu 21, 22; Brioude 176; Conques 1; G. c. II, S. 6 u. 165. Vgl. Cormery 13; 
ferner Farfa II, n. 38. 
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Die Unterstützung der öffentlichen Gewalt zu erlangen, bezweckte 
die Festsetzung einer bestimmten Strafsumme für den Fiskus. Ihre 
tlöhe wurde häufig nach der Analogie der gesetzlichen Friedensgelder 
festgesetzt. 

Wir haben auch anzunehmen, daß die Forderungen der Poen im 
allgemeinen durchgesetzt werden konnten. Ein ausdrückliches Zeugnis 
dafür, daß man im fränkischen Gebiet ein Urteil mit Rücksicht auf 
die Strafklausel gefällt habe, findet sich freilich nicht. Aber zweifellos 
war die Formel sehr gut dazu geeignet, von einer Anfechtung der 
Urkunde und des Besitzes abzuschrecken; denn wenn auch wohl häufig 
die Strafe erlassen wurde,! so war damit zu rechnen, daß sie, ob Ver- 
mögens- oder kirchliche und ewige Strafe, verwirklicht werden konnte. 





Wir haben darauf verzichtet, Vermutungen aufzustellen, wie die 
Entwicklung der fränkischen Poenformel aus den antiken Vorbildern 
im einzelnen Schritt vor Schritt vorgegangen sein mag.” Eine solche 
Darstellung würde infolge des Mangels an Qyellen nicht genügend 
gesichert sein; denn der Aufbau der Formel ist in den ältesten Über- 
lieferungen fränkischer Urkunden schon vollendet. Wir hatten darum 
in dieser Arbeit vor allem nur Herkunft und Bedeutung der einzelnen 
Wendungen mittelalterlicher Strafformeln zu untersuchen. ü 

Für die Kritik der Privaturkunden hat die Poenformel nur eine 
beschränkte Bedeutung, da sich in ihr zur Zeit unserer Quellen wesent- 
liche Umbildungen nicht vollziehen. Eine scharfe Scheidung ließ sich 
im ganzen nur zwischen den Formeln der italischen,? fränkischen und 
angelsächsischen Urkunde vornehmen. Freilich finden bei diesen drei 
Gruppen auch Übergänge ineinander statt. Einzelne Strafklauseln 
weichen von der üblichen Fassung ab, wie beispielsweise italische 
Formeln, die fränkischen Einfluß zeigen. 


ı Vgl. Freising 466; Redon 180. 

® Die Darstellung, die Loening (bes. S. 543ff.) von dem Entwicklungsgang 
der Formel im einzelnen gegebey hat, ist für diplomatische Untersuchungen nicht 
zu verwerten. In einer bestimmten chronologischen Folge begegnen die an den 
Entwicklungsprozeß der Formel besonders deutlich erinnernden Fassungen nicht. 
Wir sehen hier Überreste, die trotz der längst abgeschlossenen Entwicklung sich 
erhalten, deren Vorkommen in den Urkunden jedoch nicht zeitlich genau bedingt 
ist. Sofern Loening in dieser Darstellung nur die Eigentümlichkeiten der ein- 
zelnen Formeln verdeutlichen will, ist ihm häufig zuzustimmen. Einige Grund- 
anschauungen Loenings, wie die Beeinflussung der fränkischen Urkunde durch 
die langobardische, mußten in der vorliegenden Arbeit verworfen werden. 

3 In italischen Urkunden verwendet man, wenn ein Kontrahent Franke oder 
Alamanne ist, gelegentlich zwei Poenformeln, eine nach fränkischem und eine nach 
italischem Muster. Vgl. auch Loening, $. 542f. 


\ 
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Im allgemeinen aber wird die Privaturkundenkritik bei der Poen- 
formel nur einzelne stilistische Erscheinungen zu beachten haben. Es 
ist mein Bestreben gewesen, diese, soweit ich sie nur selten belegt 
fand, möglichst vollzählig in den Anmerkungen mitzuteilen. 


III. Die Poenformeln in Königsurkunden 


Es ist eine bekannte Tatsache, daß die Poenformel sich seit 
Lothar I. und besonders seit seinem Sohne Ludwig Il. in der Königs- 
urkunde einbürgert." In Urkunden deutscher Herrscher dringt sie erst 
seit Karl III. ein, der noch einmal das gesamte Karolingerreich unter 
seinem Szepter vereinigt. Aber auch unter ihm finden sich die Straf- 
klauseln fast ausschließlich in solchen Urkunden, die für italische 
Empfänger ausgestellt werden.” Vereinzelt hält sich die Poen noch in 
Urkunden Arnolfs. Alsdann verschwindet sie wieder aus der deutschen 
Königsurkunde und dringt erst unter Otto I, und zwar seit dem Jahre 
des ersten Römerzuges des Königs 951,’ wieder in die Diplome 
deutscher Könige und Kaiser ein. Auch jetzt noch ist sie im wesent- 
lichen auf Urkunden für italische Empfänger beschränkt. Erst seit 
Heinrich II. wird sie häufiger in Diplomen gebraucht, die für deutsche 
Kirchen und Klöster bestimmt sind, um unter Lothar Ill. auch hier 
zur Regel zu werden. 

Diese einfache Übersicht allein bestätigt den unbestrittenen Satz, 
daß die Poenformel von Italien her in die deutschen Königsurkunden 
eingedrungen ist. 

Dort finden sich schon seit dem 8. Jahrhundert ähnliche Formeln 
in langobardischen Fürstenurkunden. Man sieht in diesen mit Recht 
eine Vorstufe für das Eindringen der Poenformeln in Urkunden karo- 
lingischer Herrscher.* 

Aber selbst der langobardischen Königsurkunde ist die Poenformel 
ursprünglich fremd. Sie ist auch hier eine weitaus jüngere Erschei- 
nung, als in den Privaturkunden, in denen sie zu den ältesten Be- 
standteilen gehört. Wir müssen darum von vornherein annehmen, daß 


ı Vgl. für das Folgende: Erben, S. 357ff. Thommen, Die Lehre von den 
Königs- und Kaiserurkunden (in Meisters Grundriß), S. 154. Giry, Manuel de diplo 
matique. Paris 1894. S. 567. 

2 Näheres s. Mühlbacher, Die Urkunden Karls IIl., S. 100f. 

» MG. D.O.l., n. 136. ‚ 

4 Vgl. Erben, S. 357f. 
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die Privaturkunde nicht ohne Einfluß auf die Verwendung dieser Formel 
in den Königsurkunden gewesen ist. 

Der Jahrhunderte lang vorwiegende Gebrauch der Poen in Königs- 
diplomen für Italien, im Gegensatz zu denen für Empfänger nördlich 
der Alpen, ist, wie wir wissen, so deutlich, daß es nahe liegt, diese 
Tatsache auf einen Unterschied zwischen fränkischem und italischem 
Recht zurückzuführen. Julius Ficker hat eine Erklärung dieser Art 
gegeben: Weil dem italischen Recht die Acht nicht bekannt ist, werde 
statt ihrer eine Geldstrafe in den italischen Königsurkunden bestimmt.' 

Wir haben jetzt zwei Gesichtspunkte hervorgehoben, unter denen 
wir die Poenformeln der Königsurkunde betrachten wollen, ihren for- 
malen Zusammenhang mit den Strafklauseln der Privaturkunde und 
den rechtlichen Charakter der angedrohten Strafe. 

Zunächst wenden wir uns dem zweiten Punkte zu und greifen auf 
die genannte Deutung Fickers zurück. Wenn Fickers Ansicht richtig 
ist, so müssen wir in deutschen Königsurkunden statt Festsetzung von 
Geldstrafen die Androhung der Acht erwarten. Ausdrücklich ist diese 
nun daselbst nicht genannt, aber nicht selten wird der Verletzer könig- 
licher Privilegien mit dem Entzuge der Königshuld bedroht.? 

Der Verlust der königlichen Gnade ist keine fest bestimmte Strafe. 
Für jeden einzelnen Fall behält der Herrscher sich vor, das Strafmaß 
festzusetzen. Er kann darin bis zur Verhängung der Acht gehen.? 

Da in Italien, wo die Acht nicht bekannt ist, diese Anschauung 
nicht gilt, ist es erklärlich, daß dort bei Verletzung des Königsbanns 
statt der umfassenden Huldentziehung eine hohe Geldstrafe angedroht 
wird. Da nun aber auch in deutschen Gebieten die königliche Gnade 
häufig durch Bußzahlungen wiedererworben werden kann,* steht der 
Aufnahme der Formel aus italischen Königsurkunden in die deutschen 
kein Hindernis entgegen. 

Die Geldstrafen, welche verlangt werden, sind von ganz ver- 
schiedener Höhe. Die Summe wird, wie es scheint, im einzelnen Falle 
nach Willkür festgesetzt’? Auch die Delikte, die zu bestrafen sind, 
sind verschiedenartig.® Nur das eine haben sie gemeinsam, daß sie 
gegen ein königliches Privileg verstoßen. 


ı Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens I, 91. 

2 Vgl. Erben, S. 361ff. 

3 Vgl. Köstlin, S. 37ff.; Ficker, Forschungen I, 82ff. 

ı Köstlin, S. 41. 

5 Vgl. Erben, S. 359f.; Mühlbacher, Die Urkunden Karls III, S. 103ff. 

° Z. B. Jeder Eingriff in das Besitzrecht, M. 1035, 1206, 1209 u.a. Ver- 
letzung des Zollprivilegs, M. 1182, 1218; Verletzung des Rechts der freien Abts- 
wahl, M. 1231, 1532. 
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Allein eine in der Poen häufig genannte Strafe ist durchaus fest- 
stehend, die Strafe für Verletzung von Immunitätsrechten.! Sie beträgt 
30 Pfund Silber.” Diese Strafe finden wir schon in Urkunden Karls 
des Großen.” Sie ist auch den Formulae imperiales bekannt.* 

Strafbestimmungen gegen Immunitätsverletzung sind also schon 
vor dem Eindringen italischen Einflusses in der fränkischen Königs- 
urkunde verwendet. Da sie aber ersichtlich aus einer anderen Grund- 
lage hervorgegangen sind, als die eigentlichen Strafformeln, die in 
Italien zuerst in langobardische Fürstenurkunden aufgenommen sind, 
so hat man auch bei der Darstellung der Poen in Königsurkunden von 
den Urkunden der genannten italischen Herrscher und nicht von 
diesen vereinzelten Erscheinungen in Urkunden Karls des Großen aus- 
zugehen. 

Wir haben nun noch die Beziehungen dieser Strafklauseln zu den 
entsprechenden Formeln der Privaturkunde zu betrachten. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß die Poen in Königsurkunden 
nicht ganz unvermittelt eingedrungen ist, sondern daß der Hinweis auf 
den Verlust der königlichen Gnade einen withtigen Anknüpfungspunkt 
bot. Die spätere Form der Strafandrohung wurde jedoch in diesen 
Fällen noch nicht gebraucht, sondern es heißt gewöhnlich: cum dei et 
nostra gratia valeat permanere.° 

Nur in einigen Fällen, in denen mit dem Verlust der göttlichen 
Gnade (ira dei) gedroht wird, finden wir schon in Königsurkunden 





ı Man bezeichnet die Strafe selbst als immunitas. Vgl. z. B. M. 1111: sciat 
se eandem emunitatern compositurum; M. 1186: quicumque emunitatem nostram, tri- 
ginta libras argenti, rectoribus eiusdem loci componere non vult. — Vgl. Mühlbacher, 
a.a. O., S. 103 Anm. 6. 

2 Vgl. M. 1201, 1215, 1222, 1223, 1231, 1275, 1258, 1263, 1259; 1589: tres 
auri cocti libras bezeichnet bei einer Wertgleichung von Gold zu Silber = 1:10 eben- 
falls eine Summe von 30 Pf. Silber. — Nicht selten werden jedoch für Immunitäts- 
verletzung auch höhere, außerordentliche Strafen bestimmt. Vgl. dazu Stengel, 
Diplomatik der deutschen Immunitätsprivilegien, S. 421. 

3 MG.D.Karol. 123, 141, 195. — Die Strafe wird hier, wie in den F. imp., 
in Schillingen berechnet. In Urkunden Ludw. d. F., M? 612, 629. 

* Zeumer, Formulae, S. 307f. n. 29. — Hier, wie in den genannten Urkunden 
Karls des Großen, wird die Immunitätsbuße dem fränkischen Rechtsbrauche ge- 
mäß geteilt: zwei Drittel sind an den Verletzten, ein Drittel ist an den Fiskus zu 
zahlen. In Strafformeln späterer Königsurkunden findet sich diese Art der Teilung 
nicht. Wenn überhaupt eine Teilung bestimmt wird, so sollen der Verletzte und 
der Fiskus je die Hälfte der Summe erhalten — über die seltene Ausnahme, daß 
dem Papst die Hälfte der Strafsumme zugesprochen wird, s. Erben, S. 360. — Viel- 
leicht beruhen diese Bestimmungen auf dem Einfluß des langobardischen Rechts 
und der dort üblichen Höhe des fredus. — Vgl. jedoch z. B. MG. Cap. I, 13 (Pippin 
754— 755). 

5 Z.B. F. Sal. Bignon. I u. v. a. Vgl. Köstler, S. 14f. 
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seit Merovingerzeit eine geschlossene Formel.‘ Es ist nicht unwahr- 
scheinlich, daß diese Fassungen durch die Poen der Privaturkunde be- 
einflußt sind. 


Wir haben hier freilich ganz vereinzelte Erscheinungen, kurz gefaßte 
Androhungen des göttlichen Zorns, eine Form, die für die weitere Ent- 
wicklung nicht maßgebend gewesen ist, wenn sich auch Bedronung 
mit geistlichen Strafen in späterer Zeit bisweilen findet. Wir betrachten 
darum auch diese Hinweise auf Gottes Zorn nur als Vorläufer der 
eigentlichen Poenformel in der Königsurkunde. 


Den bedeutendsten Anknüpfungspunkt in formaler Hinsicht boten 
die Verbotsformeln der Immunitätsurkunde,? die auch in andern Privi- 
legien Eingang fanden. Diese Formeln richten sich schließlich gegen 
jedermann. Sie gebrauchen ähnliche Ausdrücke, wie sie in Privat- 
urkunden zur Bezeichnung des Eingriffs dienen, und wie sie in ent- 
sprechenden Verbotsformeln der Privaturkunde verwendet werden.” 


Auch andere Ausdrücke stammen aus derselben Sphäre. Nicht 
nur in den erdichteten Formularen für Königsurkunden bei Markulf 
treffen wir sie an (z. B. Marc. I, 1, calliditate commotus aut cupidine 
preventus),* wir finden sie schon in Vorläufern der Poen, in Urkunden 
Karls des Großen (ef si fuerit quis, ... qui)° und Ludwigs des Frommen 
(ab alia qualibet emissa vel subrogata persona) In den häufigen 
Poeniormeln für italische Eınpfänger treffen wir Wendungen, die der 
Privaturkunde entstammen, wie: quod fieri non credimus,' quod futurum 
esse non credimus,® nec quis piam heredum vel proheredum Ruthheri 
atque ulla intercidens et opposita persona,” distringente fisco,'” quolibet 
ingenio vel argumento,'‘ et haec nostra praesens concessio ... inviolata 


ı Pardessus 270, 341. Vgl. Marc. I, 2,3. — MG.D.K. 66. Vgl. S. 145, 
Anm. 1. 

2 Vgl. Stengel, Diplom. 350ff., 417 a. 4, 5, 588 a. 1 (insbes. s. Erben, S. 359). 

® Z. B. abstrahere vel minuere: D. Merov. 109; irrumpere: DK. 66, 67, 89 u.a.; 
inquietare: DK. 2, 9, 80 u. a.; refragare: DK. 9, 10, 18 u. a.; emutare: DK. 66; 
convellere: DK. 71; calumniam generare: DK. 80, 81, 83 u. a.; violare: DK. 90, 141 
u. a.; infringere: DK. 123, 141; contraire: DK. 134; conträdicere: DK. 191. Vgl. 
statt vieler Verbotsformeln in Privaturkunden; Pardessus 253 (a. 631) contravenire. 

* Zeumer, Formulae, S. 40. 

5 DK. 123, 141, 195. Vgl. oben S. 93f. 

® M. 699. Vgl. oben S. 96 Anm. 21, $. 97 Anm. 7. 

” M. 1577. Vgl. oben S. 91 Anm. 2. 

8 M. 1035, 1618. Ähnlich M. 1194, 1235, 1267, 1272, 1273, 1523, 1524 u. a. 
Vgl. oben S. 91 Anm. 2. 

® M. 1215. Vgl. oben S. 97, 102, 

1° M. 1589. Vgl. oben S. 115 Anm. 2. 

ıı M. 1592, 1664. 
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permaneat,' et hoc, quod auferre conatur, evindicare non valeat,” et 
quod repetit, irritum sit.? 

Wie intercidens et opposita persona entstammten der italischen 
Privaturkunde insbesondere die Worte mulita, id est pena.* 


IV. Die Poenformeln in Papsturkunden 


Wir haben für die bisher behandelten Gruppen der Privat- und 
Königsurkunde noch die Frage zu beantworten, ob auf sie die Poen- 
formel der Papsturkunde einen bemerkenswerten Einfluß ausgeübt hat. 
Bevor wir darauf eingehen können, müssen wir die päpstlichen Straf- 
sanktionen bis zum Ausgang des 9. Jahrhunderts verfolgen. 

Als geistliche Obrigkeit verhängt der Papst meist geistliche Strafen. 
Nur seinen Beamten gegenüber verwendet er in frühester Zeit auch 
Strafen anderer Art. So droht er ihnen in seinen Mandaten mit Amts- 
entsetzung oder Entziehung seiner Huld. Meist verbindet sich die 
Strafe der ‚Amtsentsetzung mit Exkommunikation und Ankündigung 
göttlicher Strafen. 

Strafandrohungen in Erlässen oder Privilegien richten sich in 
unseren frühesten Zeugnissen hauptsächlich gegen geistliche, dem 
Papst rechtlich unterstellte Personen.® 

Begründet sind die Strafen darin, daß der dem Papst geschuldete 
Gehorsam nicht geleistet ist. 

In Papsturkunden, die an Empfänger im Frankenreiche gehen, 
finden wir Strafformeln gegen jedermann zuerst in Urkunden Gregor I.® 
Es zeigt sich hier noch der Zusammenhang mit den ältesten päpst- 
lichen Strafandrohungen, die sich vor allem gegen Untergebene des 
Papstes richteten. Auch hier wird nämlich nicht nur den Bischöfen, 
sondern, merkwürdig genug, auch den Königen bei Zuwiderhandlung 
gegen das päpstliche Privileg mit Amtsentsetzung gedroht.’ 


ı M. 1235 cf, 1897, Vgl. oben S. 90. 

® M. 1273. Vgl. oben S. 90. 

3 M. 1524. Vgl. oben S. 90. 

* M. 1258, 1263, 1268, 1271. Vgl. oben S. 113, Anm. 6. 

5 Z.B. J.K. 332, 371, 398, 402. 

® MG. Ep. II, 376ff. (= Reg. Gregor I. XIII, 11—13). 

? Es heißt daselbst: Si quis vero regum, sacerdotum, iudicum atque saecularium 
personarum hanc constitutionis nostrae paginam agnoscens contra eam venire tempta- 
verit, potestatis honorisque sui dignitate carea reumque divino iudicio existere de 
perpetrata iniquitate cognoscat, folgt Drohung mit Exkommunikation. Vgl. dazu 
MG. Ep. II, 378, Anm, 6. 
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Wir sehen also, daß die ältesten päpstlichen Poenformeln sich in 
der Regel nur gegen einen beschränkten Kreis von Personen, nicht 
wie die fränkischen gegen jedermann wandten. Ferner wissen wir: 
Nach den Privaturkunden tritt die geistliche Strafe besonders bei Ver- 
letzung von Liegenschaftsrechten ein und wird auf Grund allgemeiner 
kirchlicher Rechtssatzungen festgesetzt. Die Strafe der Papsturkunde 
aber verfällt bei Ungehorsam gegen ein bestimmtes päpstliches Gebot 
und wird vermöge der Banngewalt des Papstes verhängt. 

So können wir denn zusammenfassend sagen: Die geistliche Straf- 
formel der fränkischen Privaturkunde ist nicht aus der Papsturkunde 
hervorgegangen. Auch Einwirkungen rein stilistischer Natur lassen sich 
nicht deutlich erkennen, wenn sie auch nicht ganz zu fehlen scheinen.! 
Dagegen sind die Poenformeln der angelsächsischen Urkunden — zu- 
meist handelt es sich um königliche und bischöfliche Ausfertigungen 
— von den päpstlichen stark beeinflußt.” Dies zeigt sich nicht nur 
in der regelmäßigen Verwendung geistlicher Strafen, sondern vor allem 
in dem häufigen Gebrauch der benedictio. Ähnliche Segensformeln 
finden sich im Anschluß an die Strafklauseln außer päpstlichen und 
angelsächsischen Urkunden nur vereinzelt? und sind dort wahrschein- 
lich auch meist dem päpstlichen Vorbilde nachgeahmt. 

Andererseits ist es unabweisbar, daß die Poenformeln der Papst- 
briefe einzelne Bestandteile aus der Privatüurkunde übernommen haben.* 
Freilich handelt es sich nur um unbedeutende stilistische Angleichungen. 
Unser Urteil wird nicht nur dadurch gestützt, daß solche Wendungen 
bei der Poen der Privaturkunde in sehr frühe Zeit, zum guten Teil auf 
griechische Vorbilder zurückgehen, sondern wir sehen auch, daß noch 
Gregor I. sich bei Rechtsgeschäften einer der Privaturkunde sehr nahe 
stehenden Form bedient. Im Reg. Gregor I., IX, 98° findet sich die 
Beurkundung einer päpstlichen Schenkung. Zwar wird eine Kon- 
ventionalstrafe nicht versprochen, aber doch erklärt: contra guam muni- 
ficentiae nostrae cartulam nunguam nos successoresque nostros noveris 
esse venturos. Es wird ferner noch auf die privatrechtliche Form der 
Stipulation Rücksicht genommen. 

Wir werden also bei den nachweisbaren Beziehungen der Papst- 


U Insbesondere ist zu erwähnen die benedictio. Vgl. dazu S. 132f. 

?2 Vgl. Redlich, UL. 43ff. 

3 S. oben S. 133. 

4 Z. B. quod non optamus: J. 2095, 2160, 2395 u. v. a.; quod non credimus: 
J. 2104, 3233; vgl. J. 3110 u. a.; quod absit: J. 3465; Si quis... contravenire (con- 
fraire) temptaverit: J. 2095, 2104, 3181, 3388 u. a. 

5 MG. Ep. II 107f. 
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urkunde zur Privaturkunde vereinzelte stilistische Übereinstimmungen 
der Strafklauseln aus dem Einfluß der Privaturkunde erklären dürfen. 

Beziehungen der päpstlichen Poen zu den Strafdrohungen der 
Königsurkunde können, wie wir aus der Betrachtung über die Ent- 
stehung der letzteren gesehen haben, nur gering sein. Vielleicht haben 
wir in den geistlichen Strafformeln der Königsdiplome'! vereinzelte 
Annäherungen an die Papsturkunden anzunehmen. Dies ist jedoch 
keineswegs sicher, da die geistlichen Poenformeln auch aus der Privat- 
urkunde stammen können, da ferner die benedictio, die mit der päpst- 
lichen Formel oft verbunden ist, sich in Königsurkunden nicht findet. 


Wir sehen, im frühen Mittelalter gewinnt die Poenformel ihre 
Hauptbedeutung im Privaturkundenwesen und erlebt hier eine Ge- 
schichte, die sehr merkwürdig erscheinen mag, aber doch lehrreich ist 
für die Starrheit der Urkundenformen und für die Kraft und Konse- 
quenz, mit der germanische Rechtsvorstellungen die entgegenstehenden 
römischen Rechtsgebilde überwinden. 

Bei dem Zusammenbruch des deutschen Urkundenwesens, der 
nach der Teilung des Karolingerreiches, nach der Aufhebung der engen 
Beziehungen mit dem Westen, einsetzt, ist auch die Poenformel da- 
selbst untergegangen. Als die Urkunde in Deutschland seit dem 
11. Jahrhundert neues Leben, gewinnt, ist die Poenformel seltener ge- 
worden. Häufig begegnet sie noch in der Bischofsurkunde und ent- 
hält meist die Ankündigung geistlicher Strafen. Da es Brauch wird, 
Rechtsgeschäfte durch feierliche Verlautbarung des geistlichen Banns 
gegen künftige Verletzer zu bekräftigen,? erscheint die Formel jetzt oft 
als Zeugnis für den Erwerb dieses Sonderschutzes. — 

Die starken Einwirkungen der päpstlichen Poen auf die deutsche 
Königs- und Privaturkunde, die in der hier behandelten Periode noch 
nicht klar hervortraten, beginnen erst mit dem 12. Jahrhundert. 


1 Außer den S. 142 Anm. 1 genannten Belegen vgl. M. 1092, 1147, 1220, 1235, 
1265, 1267, 1268, 1271, 1272, 1521, 1546, 1602, 1629, 1636, 1664, 1672, 1686, 1796, 
1904, 1964, 1982, 1975, 1976. 

2 Vgl. Redlich, UL. 101. 
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Titel der abgekürzt angeführten Werke 


J. M. Mioland: Actes de l’Eglise d’Amiens. V. I. Amiens 1848. 

Rose, J. Roux, A. Soyez: Cartulaire du Chapitre de la cathedrale d’Amiens. 

Cassan et E. Meynial: Cartulaires des abbayes d’Aniane et de Gellone. 

A. J. Charmasse: Cartulaire de l’Eglise d’Autun. Paris et Autun 1880. 1. 2. 

M. Deloche: Cartulaire de l’abbaye de Beaulieu (en Limousin) in Collection 
de docum. ined. I, T. 35. 

Ad. Berger: Die Strafklauseln in den Papyrusurkunden. Ein Beitrag zum 
gräko-ägyptischen Obligationenrecht., Leipzig 1911. 

W. J. Gray de Birch: Cartularium Saxonicum. T.1—3. London 1885—99. 

Bluhme: Über die Bekräftigungsformeln der Rechtsgeschäfte, besonders 
der Kontrakte vom sechsten bis neunten Jahrhundert (in Bekkers u. Muthers 
Jb. d. gem. deutsch. Rechts. Bd. III, S. 207ff.). 

Boselli: Delle Storie Piacentine T. I. Piacenza 1793. 

H. Bresslau: Handbuch der Urkundenlehre für Deutschland und Italien. 
Bd. I. Zweite Aufl. 1912. , 

H. Doniol: Cartulaire de Brioude. Clermont 1863. 

H. Brunner: Deutsche Rechtsgeschichte. Bd. 1? u. 2= DRG. 

Derselbe: Forschungen zur Geschichte des deutschen und französischen 
Rechtes. Stuttgart 1894. 

Derselbe: RGU = Zur Rechtsgeschichte der römischen und germanischen 
Urkunde. Berlin 1880. 

Bruns: Fontes iuris Romani antiqui. 1909. 

CDL = Codex diplomaticus Langobardiae (in Hist. patr. docum. T. 13). 1873, 

Chronicon Farfense (in Fonti per la storia d’Italia. Bd. 33). 

CIL = Corpus inscriptionum Latinarum. 

A. Bernard et A. Bruel: Recueil des chartes de l’abbaye de Cluny. V. I. 
Paris 1896. 

Codex diplomaticus Cavensis cur. Morcaldi, Schianni, L. de Stephano. 
1873—84. Vol. 1—6. Neap. et Mediol. 

G. Desjardins: Cartulaire de l’abbaye de Conques en Rovergue (in Docu- 
ments histor. publ. par la soc. de l’&cole d. ch. V. 2). Paris 1879. 

J. J. Bourrass&: Cartulaire de Cormery. Tours 1861. 

J. Garnier: Cartulaire de l’abbaye de St.-Benigne de Dijon... 

W.Erben: Die Kaiser- und Königsurkunden des Mittelalters. München und 
Berlin 1907. (Handbuch der mittelalterlichen und neueren Geschichte, herausg. v. 
G.v. Below u. F. Meinecke). 

Espana sagrada. T.1—51. Madrid 1747—1879. 

G. Fantuzzi: Monumenta Ravennati. 1801. 

II regesto di Farfa, campilato da Gregorio di Catino e pubblicato a cura 
di J. Giorgi e U. Balzani. Roma 1879—83. 

Formulae (F.) Merovingici et Karolini aevi. Hrsg. von K. Zeumer. Mon. 
Germ. Leg. Sectio V. Hannover 1882—86. 

Th. Bitterauf: Traditionen des Hochstiftes Freising. Quellen und Erörte- 
rungen zur bayrischen und deutschen Geschichte. N. F. 4.Bd. München 1905. 

C. Freundt: Wertpapiere im antiken und frühmittelalterlichen Recht. 
Leipzig 1910. 

E. F. J. Dronke: Codex diplomaticus Fuldensis 1850. Vgl. jetzt Edm. 
E. Stengel: Urkunden des Klosters Fulda, Bd. I, 1 (Marburg 1913) in Veröffent- 
lichungen der historischen Kommission für Hessen und Waldeck. Bd. X). 
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D. E. Gattula: Historia abbatiae Cassinensis. T. 1. 1733—34. 

Derselbe: Ad historiam abbatiae Cassinensis accessiones. 1734. 

Charterboek der hertogen von Gelderland en graaven van Zatphen. 

Gradenwitz: Einführung in die Papyruskunde. Leipzig 1900. 

Grandidier: Histoire de l’eglise et des &v&ques-princes de Strasbourg. T.1 et 2. 
Straßburg 1776—78. 

Grenf. II = Grenfell and Hunt. New classical fragments an other greek 
[papyri chiefly ptolemaic] and latin papyri 1897. 

Cartulaires de l’eglise catholique de Grenoble. Ed. par Jules Marion. 1869. 

Gue&rard: Polyptyque de l’abb& Irminon. 2. Aufl. von Longnon, 2 Bde., Paris 
1886-1895. 

A. v. Halban: Das Römische Recht in den germanischen Volksstaaten (in 
Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte. Hrsg. von O. v. Gierke, 
Heft 56). 

A. Heusler: Institutionen des deutschen Privatrechts. Leipzig 1885—86. 

J = Jaffe: Regesta pontificum Romanorum. Ed. Il. 

P. Kandler: Codice diplomatico Istriano. 

O. Karlowa: Römische Rechtsgeschichte. 

R. Köstler: Huldentzug als Strafe (in Kirchenrechtliche Abhandlungen. 
Hrsg. von U. Stutz. Heft 62). 

Th. J. Lacomblet: Urkundenbuch für die Geschichte des Niederrheins. 
1840—58. 

E.Loening: Geschichte d.deutschen Kirchenrechts. Bd. I u. II. Straßburg 1828. 

R. Loening: Über Ursprung und rechtliche Bedeutung der in den altdeutschen 
Urkunden enthaltenen Strafklauseln. — Habilitationsschrift, Straßburg 1875. — 
Wieder abgedruckt mit geringen Änderungen als Anhang in des Verfassers: Ver- 
tragsbruch im deutschen Recht. — Hier zitiert nach der letzteren Ausgabe. 

A. Lamey: Codex principalis olim Laureshamensis abbatiae diplomaticus. 
T. 1—3. 1768—70. Andere Ausgabe M. Klein, Tegernsee 1766. 

Lpz = C. Wessely: Die griechischen Papyri Sachsens. Ber. Sächs. Ges. Wiss. 
1885. S. 237ff. 

Raccolta di documenti per servire alla storia ecclesiastica Lucchese (in Memo- 
rie... di Lucca. Bd. IV). 

M. Lupi: Codex diplomaticus civitatis et ecclesiae Bergomatis. Bd. I. 1784. 

A. Luschin v. Ebengreuth: Allgemeine Münzkunde und Geldgeschichte 
des Mittelalters und der neueren Zeit. München und Berlin 1904 (Handbuch der 
mittelalt. u. neueren Gesch., hrsg. von G. v. Below u. F. Meinecke). 

M. (in Anm.) = Böhmer-Mühlbacher: Regesta Imp. I. 2. Aufl. 

Marini: I papiri diplomatici. Roma 1805. 

Guerard: Cartulaire de l’abbaye de St.-Victor de Marseille. T. I. 1857. 

Miraeus: Opera diplomatica. T.1—4. Ed. II. Brux. 1723—1748. 

Mitteis II, 1, 2= Mitteis-Wilcken: Grundzüge und Chrestomatie der Papyrus- 
kunde. Leipzig-Berlin 1912. Bd. II (im Text = M. Il). 

Derselbe: Reichsrecht und Volksrecht in den östlichen Provinzen des 
römischen Kaiserreichs. 1891. 

Derselbe: (RPR) = Römisches Privatrecht. 

MG: Monumenta Germaniae historica. 

Beyer: Mittelrheinisches Urkundenbuch. 

Urkunden des Klosters Mondsee im Urkundenbuch des Landes ob der Enns. 
Bd. 1, 1. 

Muratori: Antiquitates italiae. T. 1—6. Mediolari 1738-1742. 


L. G. O. de Brequigny und J. M. Pardessus: Diplomata, chartae et instru- 
menta aetatis Merovingicae. 1843—49. 
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Codex traditiorum ecclesiae Pataviensis. Mon. Boica. Bd. 28. 

Cartulaire de l’abbaye de St.-Cyprien de Poitiers. Par L. Redet (in Archives 
historiques du Poitou III) 1874. 

Portugalliae monumenta historica: Diplomata et chartae. Vol. I, fasc. 1. 
1867. 

Rabel: Die Haftung des Verkäufers wegen Mangels im Rechte. Teil I. Ge- 
schichtliche Studien über den Haftungserfolg. 

O. Redlich: Die Privaturkunden des Mittelalters. München u. Berlin 1911 
(Teil III der Urkundenlehre von W. Erben, L. Schmitz-Kallenberg u. O. Redlich) 
s. oben W. Erben. 

A. de Courson: Cartulaire de l’abbaye de Redon en Bretagne (in Collection 
de documents ined. T. I, 42). Paris 1863. 

Th. Ried: Codex chronologico-diplomaticus episcopatus Ratigbonensis. 
1816—17. 

Codex traditionum Scheftlariensium. Mon. Boica Bd. 8. 

Diplomatarium Schlehdorfense in Monumenta Boica. Bd. 9. 

J. D. Schöpflin: Alsatia aevi Merovingici, Carolingici, Saxonici, Salici, 
Suevici diplomatica. Bd. I. Mannheim 1772, 

R.Schroeder: Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte. 5. Aufl. Leipzig 1907. 

A. Schultze: ZRG®, Bd. XVII. S. 176ff. 

W. Sjoegren: Über die römische Konventionalstrafe und die Strafklauseln 
der fränkischen Urkunden. Berlin 1896. 

Soetbeer: Beiträge zur Geschichte des Geld- und Münzwesens. Forsch.z.d. G. 
Bd. I—IV, VI. 

Spangenberg: luris romanae tabulae negotiorum. 1822. 

G. Fatteschi: Memorie istorico-diplomatiche riguardanti la serie de duchi 
di Spoleto. Camerino 1801. 

Cartular der ehemaligen Abteien Stablo und Malmedi (in Ritz: Urkunden und 
Abhandl. zur Geschichte des Niederrheins. Bd. I, S. 1). 

H. Wartmann: Urkundenbuch der Abtei St. Gallen. Bd. 1—3. Zürich 1863 
bis 1882. 

G. Tiraboschi: Storia della augusta badia di S. Silvestro di Nonantola... 
T. 1 u. 2. Modena 1784—1785. 

F. Brunetti: Codice diplomatico Toscano. P. 1 u. 2. Firenze 1806—33. 

Joseph Halkin et C. G. Roland; Recueil des chartes de l’abbaye de Stavelot- 
Malmedy. 1907. 

Monuments de l’histoire de l’ancien evöch& de Bäle; rec. par J. Trouillat. P.1. 
Porrentruy 1852. 

S. Muller: Het ondste cartularium var het sticht Utrecht. 1892. 

C. Zeuss: Traditiones possessionesque Wizenburgenses. Spirae 1842. 

Wilcken: Grundzüge und Chrestomatie der Papyruskunde. Bd, I, T. 1 u. 2. 

Wirtembergisches Urkundenbuch. Hrsg. von dem Kgl. Staatsarchiv in 
Stuttgart. 

J. Escher u. P. Schweizer: Urkundenbuch der Stadt und Landschaft Zürich. 
Bd. 1. Zürich 1888. 


HARRY BRESSLAU 


zum 22. März 1918 


Hochverehrter Herr Professor, 


Sie vollenden heute Ihr siebzigstes Lebensjahr und dürfen auf eine 
Wirksamkeit zurückblicken, die von unverdrossener Arbeit und köst- 
lichem Ertrag angefüllt ist. Da möchten Ihre Freunde und Schüler 
Ihnen mit einer kleinen Gabe von Herzen Glück wünschen und Dank 
sagen. Wir hätten unsere Gefühle gern in ein festlicheres und reicheres 
Gewand gekleidet. Die Zahl derer, die Ihnen Dank wissen und Ver- 
ehrung zollen, ist ja über die Erde gebreitet, und wir sind uns be- 
wußt, daß die Namen, die auf den folgenden Blättern zu Ihnen 
sprechen, nur einen sehr kleinen Teil davon darstellen. Aber der 
Krieg nötigte gebieterisch zur Beschränkung, und wir mußten uns 
damit begnügen, in der von Ihnen begründeten, geleiteten und ge- 
liebten Zeitschrift Ihnen ein Festheft zu widmen. Viele von denen, 
die heute Ihrer gedenken, stehen im Feld oder im Kriegsdienst der 
Heimat .und waren zu ihrem größten Leidwesen nicht in der Lage, 
jetzt eine wissenschaftliche Arbeit zu liefern. So haben wir für sie 
mit einzutreten, obwohl einige unter den Fehlenden Ihnen besonders 
nahe stehen. Zwei Ihrer hoffnungsvollsten Schüler haben im Kampf 
um Deutschlands Existenz und Freiheit ein Heldengrab gefunden: 
Hans Niese und Gerhard Schwartz. Wir nennen mit Stolz ihre 
Namen und wissen, sie bleiben uns verbunden und gehören mit zu 
der Gemeinde, die sich heute, wie ehedem in dem Straßburger Hör- 
saal, zu Ihren Füßen versammelt. Wissenschaftlichkeit und Wahrheits- 
liebe, Freude am Vaterland und an der Menschheit haben wir von 
Ihnen gelernt. Das danken wir Ihnen fürs Leben. Möge unser Meister 
uns noch lange erhalten bleiben! 

Im Namen der Mitarbeiter, der Verlagsbuchhandlung und aller 
nahen und fernen Freunde 


Robert Holtzmann. 


Die Lex Salica und König Chlodowech 


Gerhard Seeliger. 


Georg Waitz hat in seinem Buche ‚Das alte Recht der salischen 
Franken 1846“ die gesamte der Lex Salica gewidmete Forschung auf 
eine feste Grundlage gestellt. Er hat alle die verschiedenen Fragen 
behandelt, die sich auf die handschriftliche Überlieferung und auf die 
kritische Wiedergabe, auf die Entstehung und Fortbildung des Ge- 
setzes und auf die Brauchbarkeit einzelner Rechtsbestimmungen be- 
ziehen. Auf den älteren Arbeiten, besonders auf denen von Pertz 
und Pardessus fußend, hat er ein festes Abhängigkeitsverhältnis der 
Handschriften und Handschriftengruppen aufgestellt und vier bzw. 
— wenn die von Herold 1557 auf Grund einer Fuldaer Handschrift 
und anderer Vorlagen veröffentlichte Ausgabe hinzugerechnet wird — 
fünf Handschriftenfamilien angenommen. Mit besonderem Nachdruck 
wendete sich Waitz gegen diejenigen Gelehrten, die die Lex Salica 
als private Arbeit oder die die vorliegenden verschiedenen Texte als 
Ergebnisse individueller Bearbeitung eines verlorenen Gesetzes an- 
sehen wollten, wie Senckenberg, Wiarda, Guizot, Guerard, Wilda.! 
Ja er erklärte: wenn seine Arbeit einigen Wert habe, so müsse 
sie solche Ansichten für immer beseitigen. Waitz will den Urtext 
wiederherstellen, d.i. seiner Meinung nach den Text jenes Ge- 
setzes, das unter König Chlogio niedergeschrieben wurde, lange 
bevor Chlodowech das fränkische Volk in neue Bahnen gewiesen habe. 
Daß Chlodowech weder als Schöpfer noch als Neuredaktor der Lex 
Salica gelten dürfe, hat Waitz damals und noch später wiederholt 
aufs nachdrücklichste betont. 

Die feste kritische Grundlage schien gewonnen zu sein, eine 
Grundlage, von der Merkel 1850 erklärte, daß sie kaum mehr ver- 





ı Waitz, Das alte Recht, S. 23, 74. 
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ändert werden könne.! Es ward seitdem anerkannt, daß die wechsel- 
voll überlieferten Gesetzesbestimmungen teils als Bestandteile der 
ursprünglich einheitlichen Lex, teils als spätere Zusätze zu gelten 
haben, d.i. entweder als Kapitularien, die als Ergänzungsgesetze in 
mehreren Kapiteln auftreten, oder als Einzelbestimmungen, die in den 
alten Text hineingearbeitet bzw. für sich überliefert sind. 

Auf dieser Grundlage wurde das handschriftliche Material gruppiert 
und beurteilt. Die von Pardessus? veröffentlichten Texte I und II, 
die Waitz als zusammengehörig und als Redaktion I erkannt hatte, 
galten fortan, nach Befreiung von einigen offenkundigen Zusätzen 
und Veränderungen, als Fassung des merowingischen Urtextes: das 
ist die Familie I oder der kürzere 65-Titel-Text. Der von Pardessus 
als Text III gebrachte Wortlaut, von zwei Handschriften überliefert, 
wird als eine spätere, mit reichen neuen Gesetzesvorschriften ge- 
schmückte Redaktion der Merowingerzeit angesehen: Familie II oder 
der ausführliche 65-Titel-Text. Als später entstanden angesehen wird 
der Text Pardessus IV, der durch Umstellungen und Neuordnungen 
des Rechtsstoffes in 99 Titel verändert und durch vielfache Miß- 
verständnisse und Flüchtigkeiten verunstaltet ist: Familie III oder 
der 99-Titel-Text, der mitunter auch 100-Titel-Text genannt wird, 
weil in einer Handschrift ein 100. Titel /ncipiunt chunnas hinzugefügt 
ist. Karolingischen Ursprungs ist — von der Stellung des Herold- 
schen Textes sei hier abgesehen — Pardessus V, die verbreitetste 
Fassung der Lex, auf eine Anordnung Karls des Großen zurück- 
gehend: lex Salica emendata, der 70-Titel-Text.® 

Als gesichertes Ergebnis der Forschung gilt ferner die Auffassung 
über die Beziehungen der verschiedenen Redaktionen zueinander. 
Von I geht die Entwicklung über verlorene Zwischenfassungen ein- 
mal zu Il, dann selbständig zu Ill, während die Emendata vornehmlich 
mit II zusammenhängt und wenig von III beeinflußt ist. Das Schema, 
wie es einst Waitz aufgestellt hat, ist im wesentlichen als zutreffend 
anerkannt, nur das Verhältnis von II blieb vielfach umstritten. 

Über die Entstehungszeit der einzelnen Hauptredaktionen konnte 
allerdings Einmütigkeit der Ansichten nie erreicht werden. II ward 
mitunter auf die Revision Chlodowechs zurückgeführt, III teils mit 
Dagobert, teils mit Pippin in Verbindung gebracht. Oft verzichteten 








ı Vgl. Joh. Merkel, Lex Salica, 1850, S. XCIIIff. 

2 J.M. Pardessus, Loi Salique ou Recueil contentant les anciennes r&dac- 
tions de cette loi et le texte connu sous le nom de Lex emendata. Paris 1843. 

3 Dementsprechend werden die Handschriftenfamilien fortan I, II und III, 
Emend. und Herold zitiert, die einzelnen Handschriften in der üblichen Weise 
angeführt, wie sich das auch bei Hessels, Geffcken und sonst findet. Hier mag 
es genügen, auf die Verzeichnisse der Hss. bei Hessels, Lex Salica, the ten texts 
with the glosses and the Lex emendata, 1880, col. XIVff., oder bei Geffcken, 
Lex Salica, 1898, S. XIIlf. hinzuweisen. 
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die Gelehrten auf jede chronologische Festlegung, wie sie sich auch 
gern bei der Charakterisierung der Kapitularien und Einzelnormen 
Zurückhaltung auferlegt haben. 

Im Vordergrunde stand naturgemäß die Entstehung der Urlex, 
der Fassung I. Die Waitzschen Ausführungen haben hier einen 
nachhaltigen Einfluß ausgeübt. Wenn auch die von Waitz anfangs 
sehr bestimmt geäußerte Ansicht, daß nur die Zeit vor Chlodowech 
in Betracht käme, nicht allgemeinen Anklang fand — in das heidnische 
Zeitalter der fränkischen Geschichte hat man die Entstehung der Lex 
mit besonderer Vorliebe verlegt. Den christlich gewordenen Chlodowech 
hat man nur als Emendator der Lex gelten lassen. Das war in der 
Hauptsache die bis in die 80er Jahre hinein vorherrschende Meinung, 
wie sie auch in den Hand- und Lehrbüchern vertreten wurde. Im 
einzelnen gingen die Ansichten auseinander. Bald ward Chlogio, bald 
einer seiner Nachfolger, vielfach auch Chlodowech als der Begründer 
des salischen Gesetzes angesehen —- fast immer aber galt als Grenz- 
linie, über die man nicht hinunter gehen dürfe, die Taufe Chlodowechs 
im Jahre 496. Eine allmähliche Verschiebung ist allerdings wahr- 
zunehmen. Waitz selbst hat 1882 seine frühere Meinung stark ver- 
ändert. Wohl hielt er an der Ansicht fest, daß es sich in der Lex 
Salica um die Festlegung des Rechts der an der Schelde bis zur 
Canche angesiedelten Franken handle, um ein Gau- und Stammes- 
recht, nicht um ein Recht der Franken des späteren Reiches, aber er 
anerkennt, daß sich „manches für die Abfassung unter Chlodowech 
anführen‘ lasse.! Chlodowech tritt mehr in den Vordergrund, er, den 
schon Eichhorn als den wahren Schöpfer des salischen Rechts er- 
achtet hatte?: die Annahme von der Entstehung der Lex in sagen- 
hafter heidnischer Vorzeit verschwindet im Nebel der Vergangenheit. 
Und dann findet eine weitere Verschiebung statt. Die Entstehung 
wird von den ersten in die letzten Regierungsjahre Chlodowechs ver- 
legt. Die früher apodiktisch vorgetragene Meinung, daß der Inhalt 
der ursprünglichen Lex unter allen Umständen auf die Zeit vor 
Einführung des Christentums hinweise, war vergessen. Gewiß hat 
Heinrich Brunners Autorität dieser Ansicht zum Sieg verholfen. 
Im ersten Band seiner Rechtsgeschichte 1887 verlegt er die Ent- 
stehung des, wie er in der zweiten Auflage seines Werkes bemerkt, 
„aus den überlieferten Handschriften mit annähernder Sicherheit 
erschließbaren Grundtextes der Lex Salica‘“ in die letzten Jahre 
Chlodowechs (508—511); er fügt nur die Vermutung hinzu, daß diesem 
Grundtext bereits ein der früheren Zeit Chlodowechs angehörender 
Kern von Satzungen und Aufzeichnungen des salischen Rechts vor- 


ı Verfassungsgeschichte ? 2, 130, 133. 
® Eichhorn, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte °® 1 (1843), S. 222ff, 
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gelegen haben mag, bei dessen Abfassung wiederum Aufzeichnungen 
älterer Weistümer benutzt und übernommen wurden.! 

So schien ein fester Abschluß erreicht zu sein. Eine Reihe von 
Jahren hindurch ist Widerspruch überhaupt nicht erhoben worden. 
Von den Monumenta Germaniae historica aber erwartete man die 
noch ausstehende grundlegende Ausgabe. Schon vor vielen Jahr- 
zehnten hatte Pertz selbst sich der Aufgabe unterzogen. Aber er 
hatte einen irrigen Ausgangspunkt gewählt: den ausführlichen 65- 
Titel-Text (II) — der allgemeine Widerspruch, den er fand, hat ihm 
die Fortführung der Arbeit verleidet. Erst um die Wende unseres 
Jahrhunderts sind die Arbeiten der Monumenta an der Lex Salica 
wieder kräftig in Angriff genommen worden. Schwierigkeiten schienen 
nicht mehr zu bestehen, das Verhältnis der Hss. war durchaus geklärt. 
Aber in welcher Weise sollte eine grundlegende Ausgabe vorzunehmen 
sein? Pardessus hatte die Hauptrezensionen nacheinander als selb- 
ständige Texte abgedruckt, Waitz dagegen als wichtigste Aufgabe 
des Herausgebers die Wiederherstellung der Urlex hingestellt, und in 
der von Waitz eingeschlagenen Richtung wirkte Merkel und ver- 
öffentlichte als geschlossene Lex nur das, was seiner Meinung nach 
der Urlex zugehörte, fügte alles übrige als Kapitularien und Novellae 
gesondert hinzu. — Auf der einen Seite wurde mit der Einzelveröffent- 
lichung des Materials fortgefahren. Alfred Holder begann die Lex 
Salica nach den einzelnen Handschriften in Sonderheften nacheinander 
zu veröffentlichen, allerdings nur als Vorarbeit der von ihm geplanten 
Wiederherstellung des Grundtextes.” Fast gleichzeitig erschien die 
englische synoptische Ausgabe von Hessels; sie hat die typographischen 
Schwierigkeiten nicht gescheut, vor denen Holder noch zurückgeschreckt 
war.® Auf der anderen Seite aber fuhr man fort, den vermeintlichen 
Urwortlaut der Lex zu suchen und die späteren Zusätze und Ver- 
änderungen, in entsprechender Weise vom Haupttext getrennt, zu- 
gänglich zu machen, wie das in den Ausgaben von Behrend und 
Geffcken der Fall ist.* Noch wußte man nicht, auf welchem Weg der 
Herausgeber der Monumente Germaniae historica vorschreiten werde. 

Von zwei Seiten ist am Anfang des 20. Jahrhunderts die bis- 
herige anerkannte Ansicht angegriffen worden. Die Münzforschungen 
Benno Hilligers haben Zweifel an der üblichen Altersbestimmung 





ı H. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte ® 1 (1906), 440. Inhaltlich das- 
selbe. 1. Aufl., S. 293ff. 

2 In einem ersten Heft 1879 die Hss. 2 und 3 der I. Klasse; dann den Vossianus 
Em. Q. 1879; Em. Z. 1880; Hs. 4 der 1. Klasse 1880; Hs. 8 der III. Kl. 1880. Vgl. 
auch R. Hube, Prawo Salickie podtug textu rekopisu biblioteki glöwn&j Warszawskiej 
(Untergruppe der Kl. III) Warschau 1867. (Das Werk auch in französischer Ausgabe.) 

3 Vgl. oben S. 150 Anm. 3. 

4 j. Fr. Behrend, Lex Salica, 1874, 2. veränderte Aufl. v. Rich. Behrend, 
1897. Zu Geffcken s. Anm. 3 auf S. 150. 
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des Gesetzes erstehen lassen, die Untersuchungen Mario Krammers 
glaubten, die bisher feststehenden handschriftlichen Grundlagen und 
damit ein Fundament aller dem salischen Recht gewidmeten For- 
schungen umstoßen zu dürfen. Hilliger ist zum Ergebnis ge- 
kommen, daß die der Lex Salica eigentümliche Münzrechnung dem 
Zeitalter Chlodowechs völlig unbekannt sei, daß der Denar, der in 
der Lex Salica eine große Rolle spielt, im fränkischen Reich überhaupt 
erst seit 629 vorkomme, ja daß die den Bestimmungen der Lex 
zugrunde liegende Rechnung von 40 Denaren auf einen Schilling 
frühestens im letzten Viertel des 7. Jahrhunderts begegne. Und da 
Hilliger vom Grundsatz ausging, daß nicht aus der Lex Salica auf 
die Zeit der fränkischen Münzordnung, sondern daß aus dem Münz- 
wesen auf die Lex Salica zu schließen sei, so ließ er das Gesetz nicht 
unter Chlodowech, auch nicht im 6. Jahrhundert, sondern weit später 
aufgezeichnet werden. Anfangs suchte er die Entstehung der Lex 
im Zeitalter Chlothars II. oder Dagoberts, später erst im 8. Jahr- 
hundert. In einer Hinsicht entfernte er sich immer mehr von der 
hergebrachten Ansicht, in anderer aber konnte er zu ihr zurück- 
lenken; neuerdings hat er die Meinung ausgesprochen, daß die dem 
Münzwesen zu entnehmende zeitliche Festlegung der Lex Salica sich 
nur auf die gegenwärtig vorliegenden Fassung beziehe, nicht auf 
die ersten Aufzeichnungen, die vorangegangen sind.! Hilliger nähert 
sich damit jenem Standpunkt, den Richard Schröder nach 
Hilligers Veröffentlichungen schon 1907 gewonnen hatte: die vor- 
liegende älteste Fassung der Lex sei eine Revision, die nach der 
Einführung der Münzreform und der auf Gleichsetzung von einem 
Schilling und 40 Denaren beruhenden Doppelwährung der Franken 
unter Chlothar II. oder Dagobert I. stattgefunden habe, die sich aber 
auf die neue Berechnung der Geldbeträge beschränkte und im übrigen 
alles, auch das längst Veraltete, stehen ließ.? Im Grundsatz hat sich 
diese Auffassung mehr und mehr durchgesetzt, sie hat Luschin 
von Ebengreuth und, mit charakteristischen Änderungen, Karl von 
Amira angenommen‘, ihr huldigte schließlich auch Mario Krammer. 


ı Benno Hilligers Arbeiten sind in der Historischen Vierteljahrsschrift 
seit 1903, Bd. VI, erschienen. Sie seien hier nicht einzeln angeführt. An anderer 
Stelle werde ich auf sie und auf die kleinen Verschiebungen, die Hilligers An- 
sicht naturgemäß im einzelnen erfahren hat, einzugehen Gelegenheit haben. 

2 R. Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte, 5. Aufl., 1907, S. 250. 

3Luschin von Ebengreuth, Der Denar der Lex Salica, Sitzungsber. der 
Wiener Akad. Philos.-histor, Kl. 163, 1910, S.56f. — K.v. Amira, Grundriß des 
germanischen Rechts, 3. Aufl., 1913, S.23f.: Die nach 507 aufgezeichnete Lex 
Chlodowechs ist nicht in unveränderter Fassung bewahrt, sie ist nur der Grund- 
text der fünf bekannten erhaltenen Hauptredaktionen; von einer Bearbeitung 
dieses Grundtextes, die vornehmlich eine nicht vor 575 eingetretene Münzreform 
berücksichtigte, sind die fünf Redaktionen ausgegangen. 
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Es ist merkwürdig: Mario Krammer gelangt einerseits zu Er- 
gebnissen, die in dem Widerspruch gegen hergebrachte Ansichten über 
Hilliger hinausgehen: die älteste vorhandene Fassung der Lex, auf 
der alle anderen beruhen, soll aus dem Jahr 763/64 stammen und 
auf einem Redaktionsbefehl des Königs Pippin beruhen. Andererseits 
aber hielt Krammer an den alten Vorurteilen und schwankenden 
Annahmen der bisherigen Meinungen fest, nur daß er überall absolute 
Sicherheit verkündet, wo früher Zweifel und Hypothesen zaghaft ge- 
äußert wurden. Hilliger hat jede Verbindung Chlodowechs mit der 
Lex Salica rundweg geleugnet, war er doch anfangs der Ansicht, 
daß damals und noch viel später überhaupt keine Aufzeichnung des 
salischen Rechts vorgenommen worden sei; für Krammer dagegen 
steht es fest: Chlodowech hat den Hauptanteil bei der Schaffung des 
großen gesetzgeberischen Werkes. Und fest steht für ihn die gesamte 
Geschichte des Textes selbst, jeden Satz und jedes Wort glaubt er 
einer bestimmten Zeit und einer der Redaktionen zuweisen zu können.! 

Pippin habe — das ist das Ergebnis Krammers — drei alte Leges, 
die für die salisch-römische Mischbevölkerung im ehemaligen Reich des 
Syagrius, zwischen Loire und Kohlenwald, bestimmt waren, in ein 
einheitliches Gesetz zusammenfassen lassen. Er habe dabei die alten 
Königsnamen der einzelnen Leges entfernt und an ihre Stelle einen 
Prolog als Publikationspatent gesetzt, dazu einen Epilog hinzugefügt, 
der seinen Inhalt den alten Aufschriften der Vorlagen entnommen 
hatte. Die drei Leges aber, so berichtet Krammer, seien inhaltlich 
unverändert in das Gesetz Pippins aufgenommen worden, obschon 
sie eine lange Geschichte hinter sich haben. Denn zuerst habe 
Chlodowech zwischen 486 und 496 das im Volk ruhende Recht auf- 
zeichnen lassen in zwei Rezensionen, deren erste auf einem Urteils- 
spruch des Volkes, deren zweite auf den König allein zurückzuführen 
sei. Sodann seien von Chlodowech zwischen 496 und 507 die Titel 75 
bis 77 (der Fassung III = Pardessus IV), von seinen Söhnen Childe- 
bert I. und Chlothar I. aber zwischen 524 und 547 die Titel 78—84 
bzw. 85—99 hinzugefügt worden. Da bei dieser Gelegenheit die 
beiden Redaktionen « und ß, durch deren Zusammenwirken die jetzt 
vorliegende Fassung III Titel 1—74 entstanden war, unverändert 
blieben, nimmt Krammer für die Fortsetzungen Chlodowechs, Childe- 
berts und Chlothars keine besonderen Redaktionen in Anspruch. Als 
dritte Redaktion (y) erklärt er vielmehr erst jene Fassung, die Pippin 


ı Über die Genesis der Krammerschen Ansicht vgl. Krusch, Neues Archiv 
40, S.514ff. Es kommen besonders folgende Arbeiten Krammers in Betracht: 
Zur Entstehung der Lex Salica, in der Festschrift Heinrich Brunner zum 
70. Geburtstag dargebracht, 1910, S. 405ff., und Forschungen zur Lex Salica I 
im Neuen Archiv, 39 (1914), 599ff. Dazu die Aushängebogen der drei für die 
Ausgabe der Monumenta gedruckten Texte. 
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im Jahr 763/64 angeordnet habe. Und diese sei die Grundlage der 
gesamten uns bekannten Überlieferung. Denn von einer jüngeren 
und verderbten Gestalt dieser Fassung gehen alle weiteren aus. Auf 
ihrer Grundlage wurde für Austrasien eine neue Bearbeitung vorge- 
nommen — es entstanden die vier Hss. der I. Klasse, die bisher seit 
Pardessus und Waitz für die ältesten und ursprünglichsten galten. 
Hierauf habe ein Schreiber eine Hs. dieser Klasse I mit Hilfe der 
anderen Fassungen zu verbessern gesucht und einen neuen Text her- 
gestellt — es entstand die Klasse Il. Auf spätere karolingische An- 
ordnungen gehe schließlich die Emendata zurück. 

Krammer glaubte zu seinen Ergebnissen lediglich auf Grund 
der Hss.-Kritik gelangt zu sein. Die alte Gruppierung greift er zwar 
nicht an, die vier oder fünf Rezensionen — Krammer läßt Herold 
als Sondergruppe gelten — betrachtet auch er als Grundlage aller 
kritischen Erörterungen und fünf Texte wollte auch er in den Monu- 
menta Germaniae historica nacheinander veröffentlichen. Aber er 
stellt im Gegensatz zur gesamten bisherigen Forschung den Text III 
als den dem Urtext zunächst stehenden an die Spitze. Und dadurch, 
daß er den Epilog mit den Angaben über die Tätigkeit des primus 
rex, des Königs Childebert und des Königs Chlothar auf diesen Text 
allein bezog, nicht auf den 65-Titel-Text mit den beigefügten Ge- 
setzen der Könige Childebert und Chlothar (Pactus pro tenore pacis), 
dadurch ist er zu der neuen Ansicht und zu der, wie er meinte, 
sicheren Aufteilung der drei Leges gelangt. Es ist einleuchtend: 
wird der Text Ill, der bisher als der schlechteste und verderb- 
teste galt, an den Anfang gestellt, dann werden Stellen, die bisher 
für spätere Zusätze galten, für alt, Mißverständnisse für ursprüng- 
liche Wahrheiten, Flüchtigkeitslücken für anfängliche Schlichtheit 
erklärt. 

Es handelt sich bei Krammer um zwei Grundvoraussetzungen. 
Einmal, daß Hss.-Klasse III dem Urtext am nächsten steht, und 
dann, daß die Nachrichten der Epiloge die allein brauchbaren 
seien, daß der primus rex der Epiloge Chlodowech bedeute, und 
daß die Nachrichten über die gesetzgeberischen Maßnahmen Childe- 
berts und Chlothars sich lediglich auf den 99-Titel-Text von JII be- 
ziehen. 

Von der Richtigkeit dieser Voraussetzungen hängt das Weitere 
ab. Fallen sie, dann fällt Krammers neue Ansicht, dann ist die 
ganze Verteilung auf die Rezensionen «, ß, y von vornherein irrig. 

Nur von einer Seite hat Krammer zuerst Widerspruch erfahren. 
Mit durchdringender Schärfe hat Benno Hilliger die neue Ansicht 
kritisiert und seine Ausführungen mit den Worten geschlossen, daß 
eine neue Ausgabe, die auf Krammers Ideen beruhe, den größten 
Rückschritt bedeuten würde, den die Forschung auf diesem Gebiet 
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zu verzeichnen hätte.2 Hilligers Mahnung blieb völlig unbeachtet. 
Im Kreise der Zentraldirektion der Monumenta scheint den Jahres- 
berichten nach ein Widerspruch überhaupt nicht erhoben worden zu 
sein. Sollte auch Heinrich Brunner? nicht widersprochen haben? Vor 
allem aber hatte Krammer einen begeisterten Anhänger in Siegfried 
Rietschel gefunden. Begreiflich. Geht doch das Neue der Krammer- 
schen Lehre zum guten Teil auf Rietschel selbst zurück. 1906 hatte 
dieser die alte Meinung zu erneuern versucht, daß der Pactus pro 
tenore pacis von Childebert II. und Chlothar II., den Urenkeln 
Chlodowechs, nicht von den Söhnen herrühre, er hatte zugleich — ein 
Zugeständnis an die „von Hilliger aus numismatischen Gründen 
erschlossene Entstehungszeit‘ —- „die letzte der Merowingerzeit an- 
gehörige offizielle Redaktion der Lex Salica, die allen uns erhaltenen 
Texten zugrunde liegt‘, den Söhnen Chlodowechs zugewiesen, er hatte 
die Beziehung der in den Prologen erwähnten Tätigkeit Childeberts 
und Chlothars auf den Pactus pro tenore pacis als „unglückselige 
Vorstellung‘‘ verworfen.? Als ihm das Unhaltbare seiner Behauptungen 
entgegengehalten wurde®, hatte er allerdings dem einen Irrtum ent- 
sagt, aber zunächst noch die Meinung festgehalten, daß die Lex Salica 
ihre charakteristische Redaktion unter den Söhnen Chlodowechs emp- 
fangen habe. Dabei wurde die Münzfrage in der Art gelöst, daß die 
eigentümliche Münzrechnung (40 Denare auf einen Schilling) nicht 
als die Folge einer Einführung des leichteren Goldschillings, sondern 
als die Ursache hingestellt wurde.®° Da Rietschel bald darauf den 
Denar der älteren Merowingerzeit glaubte entdeckt zu haben, und da 
die Veröffentlichung Krammers auf ihn einen großen Eindruck 
machte, so bestand er nicht mehr auf seiner Ansicht, sondern wandte 
sich wenigstens auf halbem Wege dahin zu, wo die Gegner standen: 
er ließ die Lex Salica ‚unter Chlodowech oder seinen Söhnen‘ ent- 
stehen. Krammers Arbeiten aber wurden in hohem Tone gepriesen, 
die Ansichten zwar nicht in allen Punkten gebilligt, indessen das 
Wesentliche und das eigentlich Charakteristische als durchaus zu- 


! Hilliger, „Lex Salica, Epilog und Hunderttiteltext‘ in der Historischen 
Vierteljahrschrift, 14 (1911), S. 153ff. 

®2 Krusch, Neues Archiv, 40, S.516f. Note, bemerkt, daß Brunner wohl 
eine Zeitlang Krammers Schlüssen Rechnung getragen, später aber gegen die 
neue Richtung entschieden Front gemacht habe. 


® Rietschel, Der Pactus pro tenore pacis und die Entstehungszeit der Lex 
Salica in der Zeitschr. der Savigny-Stiftung, Germ. Abt., 27, 253ff. 

4 H. Brunner, Über das Alter der Lex Salica in der Zeitschr. der Savigny- 
Stiftung, Germ. Abt., 29 (1908), S. 136ff. 

5 Rietschel, Die Entstehungszeit der Lex Salica in der Zeitschr. der 
Savigny-Stiftung, 30 (1909), 117ff. 
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treffend erkannt.! Und da in diesen Jahren immer wieder an ver- 
schiedenen Stellen verkündet wurde, daß Hilliger überhaupt keinen 
Anhänger mehr besitze, so schien der Sieg Krammers gewiß zu sein. 

Im Sommer des Jahres 1916 wurden die außerhalb des Monu- 
menta-Kreises stehenden Historiker überrascht: das neue Archiv, in 
dem bisher die Fragen der Lex Salica von Krammer allein behandelt 
wurden, brachte Aufsätze von Krusch und vom Freiherrn von 
Schwerin mit schärfsten Zurückweisungen der neuen Lehre.®? Nach 
fünf Jahren erlangte so Hilligers Kritik den vollsten Erfolg. 
Krammer habe, so sagt Krusch ironisch, mit großem Geschick 
in jeder Klasse der Hss. immer die besten an das Ende gestellt, die 
Krammersche Reihenfolge stimme ungefähr, wenn man sie von 
hinten aufrolle. Krammers Arbeiten an der wichtigen Aufgabe habe 
in der langen Zeit nur zerstört und nicht aufgebaut, die maßgebende 
Stelle sollte die Fortsetzung der Arbeit untersagen, und Historiker, 
Juristen und Philologen sollten einmütig und geschlossen zusammen- 
stehen und sich zum Schutze der „früheren Forschung‘ gegen den 
Umsturz erheben. 

Noch ist der Widerstreit der Meinungen nicht abgeschlossen. 
Zwar hat die Generaldirektion gegen Krammer entschieden und die 
zum Teil schon gedruckte Ausgabe eingezogen. Aber Krammer hat 
die Waffen nicht gestreckt, er beginnt Krusch zu entgegnen und 
seinen Standpunkt zu verteidigen.? 

Wie ist es möglich, so fragt man unwillkürlich, daß über das 
gegenseitige Verhältnis von drei so sehr voneinander verschiedenen 
Hss.-Familien mit gleicher Entschiedenheit widerstreitende Ansichten 
vertreten werden? Versagt die wissenschaftliche Methode oder liegen 
Fehler einer der streitenden Parteien vor? Es ist von allgemeiner 
Wichtigkeit, die über das Interesse an der Lex Salica hinausreicht, 
darüber Klarheit zu erlangen. 

Aber nicht das soll hier näher untersucht werden. Für mich 
steht es unerschütterlich fest, wie ich zu bekennen nicht unterlassen 
will, daß der neue quellenkritische Streitfall nicht die enge Begrenzt- 
heit oder gar das Versagen der quellenkritischen Methode lehrt, 


1 Rietschel, Die Münzrechnung der Lex Salica in der Vierteljahrsschrift 
f. Sozial- u. Wirtschaftsgesch., 9 (1911), 30ff., bes. 78ff. Vgl. dazu Krusch im 
Neuen Archiv, 40, 522f. 

® Bruno Krusch, Der Umsturz der kritischen Grundlagen der Lex Salica. 
Eine textkritische Studie aus der alten Schule im Neuen Archiv, 40, 497—579. 
Cl. Frhr. v. Schwerin, Zur Textgeschichte der Lex Salica, Ebd. S. 581—637. 
Überdies Krusch, Der neu entdeckte Urtext der Lex Salica in den Nachrichten 
der K. Gesellsch. der Wissenschaften zu Göttingen, Philolog.-histor. Klasse, 1916, 
S. 683— 714. 

3 Mario Krammer, Zum Textproblem der Lex Salica. Eine Erwiderung. 
Neues Archiv, 41 (1917), 103ff. 
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sondern daß Krammer von einem Irrtum befangen ist und daß 
eine vollständige Umgarnung durch vorgefaßte Meinungen ihn die an 
sich klaren und sicheren Zusammenhänge verkennen läßt. 

Ich möchte einigen Grundfragen berühren, die unabhängig von 
der Beurteilung des gegenseitigen Verhältnisses der Hss.-Klassen |, 
II und III das Problem der Lex Salica betreffen. Auch die Frage 
der wissenschaftlichen Herausgabe bedarf als unerläßiche Grundlage 
die Erkenntnis der Entstehungsart und der Fortbildungsweise der Lex. 
Widersprüche mannigfacher Art begegnen unter den verschiedenen 
bisher geäußerten Ansichten. Sollte es nicht möglich sein, vom Un- 
sicheren und Problematischen das klar zu scheiden, was wirklich zu- 
verlässig erkennbar ist ? 

Fast ausnahmslos ist in neuer Zeit die Lex Salica in ihrer 
charakteristischen Grundfassung auf den großen Frankenkönig Chlodo- 
wech zurückgeführt worden. Ja wiederholt wurde von verschiedenen 
Seiten bei Beurteilung und Bewertung der Lex die Persönlichkeit des 
Gewaltigen ausgespielt und aus ihr eine bestimmte Forderung an das 
Gesetz gestellt. Hilligerr war — wenn wir von der erwähnten 
Episode in der Ansicht Rietschels absehen — meines Wissens in den 
letzten Jahrzehnten der einzige, der Chlodowechs Betätigung am 
Zustandekommen der Lex rundweg leugnete. 

Es soll zunächst gefragt werden, wie wir dazu gekommen sind, 
Chlodowech als Schöpfer des salischen Gesetzes anzusehen. 


I. 


Die Lex Salica sagt uns nicht, welcher König das Gesetz er- 
lassen oder bestätigt habe. Wir wissen es, in welcher Weise fränkische 
Gesetze, von einem Protokoll und Eschatokoll umrahmt, ausgefertigt 
wurden! — eine derartige Umrahmung der Lex Salica ist uns nicht 
überliefert. In einigen Handschriften werden chronologische Hinweise 
mitgeteilt. So ist in einem Kodex der Ill. Familie am Schluß des 
Protokolls bemerkt: explicit; anno ter XIII decimo regnante domno 
nostro Pippino gloriosissimo rege Francorum amen.? Eine andere Hand- 
schrift derselben Familie bemerkt statt dessen: explicit prolicus legis 
Salice. Incipiunt capitula legis Salice diae Mercoris proximo ante Kl. 
Novembris in anno XXVI regni domno nostro gloriosissimo Carolo rege 
(26. Okt. 793).? In einer dritten Handschrift der gleichen Klasse (Gb) 
stehen nach dem Edikt Childeberts von 596 die Worte: anno feliciter 


ı Seeliger, Die Kapitularien der Karolinger, S. 10ff. 

2 Hs. 7, s. Hessels, 422 Note. Vgl. dazu Hessels, p. XVII, und Pardessus, 
S. 115. 

3 Hs. 9, s. Hessels, 422 Note. 
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undecimo regni domini Caroli gloriosissimi regis mense Martio (779).* 
In vier Hss. der Lex Salica emendata aber wird am Schluß des 
kurzen Prologs der fürsorgenden Tätigkeit Karls gedacht: eine dem 
9. Jahrhundert angehörende Pariser Handschrift (B) sagt: anno ab 
incarnatione D. N. J. C. DCCLXVIII indictione sexta dominus rex 
noster Carolus hunc libellum tractati legis Salice scribere iussit, ein 
St. Galler Kodex des 10. Jahrhunderts (V) aber: anno ab incarnatione 
D. N. J. C. DCCXXVIII indictione sexta domnus Karolus rex Franco- 
rum inclitus hunc libelli tractati legis Salice scribere ordinavit; während 
zwei andere Hss. der Emendata, die dem 10. Jahrhundert angehören 
(E.; H.), die gleiche Maßnahme Karls nur in das Jahr der 6. Indiktion 
verlegen. Von mehreren älteren Herausgebern wird das Jahr 798 
genannt, ohne daß festzustellen wäre, ob das auf Nachrichten ver- 
lorener Hss. beruht oder auf Konjektur eines Herausgebers. Da die 
Indiktionenzahl zu 768 und 798, nicht aber zu 778 paßt, so schwankt 
man in der chronologischen Festlegung der Maßnahmen Karls zwischen 
768 und 798. An der Tatsache selbst wird nicht gezweifelt. Die ein- 
schneidenden gesetzgeberischen Maßnahmen, die der große Monarch 
nach der Kaiserkrönung ins Auge gefaßt, aber nicht zur Ausführung 
gebracht hatte, hängen mit der Emendata nicht zusammen.? 

Wenn wir diese Nachrichten überblicken, so ist ohne weiteres 
klar, daß Karl der Große wie allen Volksrechten so auch der Lex 
Salica seine besondere Fürsorge zugewendet hat und daß auf seine 
besondere Anordnung hin die Emendata hergestellt wurde. Ähnliches 
ist nicht in gleicher Weise für Pippin bezeugt. Vielleicht darf man 
aber den oben erwähnten Hinweis einer Handschrift auf das drei- 
zehnte Regierungsjahr dieses Königs mit einer damals getroffenen 
Anordnung in Verbindung bringen. Vielleicht darf man die 99-Titel- 
fassung (Familie III) auf diese Maßnahmen zurückführen. Schon die 
älteren Forscher hatten das vermutet, Hessels hat es bestimmt 
ausgesprochen. Von einem „Publikationspatent‘‘ des Königs allerdings, 
zu dem Krammer mit Hilfe einer Zurechtstutzung des überlieferten 
Textes gelangt ist, darf man keinesfalls sprechen.® Und vollends ver- 
missen wir glaubwürdige Nachrichten über den Anteil, den die 
Merowingerkönige am Entstehen und an der Fortbildung der Lex 
Salica besessen haben. 

Wir müssen allen Vorurteilen entsagen und mit kritischer Klar- 
heit, zugleich mit einem Verzicht auf stets sicheres Wissen, prüfen, 


ı Hessels, p. XVII. Vgl. Pardessus, praef. L. 

2 Hessels, p. XXf. Vgl. Histor. Vierteljahrschrift I, 1898, S. 313f. 

3 Hessels, p. XVII. Der Ansicht Krammers, in Festschrift Brunner dar- 
gebracht, S.406ff., haben Hilliger, Histor. Vierteljahrschrift, 1911, S. 161f., 
und Krusch, Neues Archiv, 40, 526ff., widersprochen. 
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was die sogenannten Prologe und Epiloge über diese Fragen sagen 
und inwieweit sie Glauben verdienen. 

Mehrere Handschriften der verschiedenen Familien bringen Notizen 
über die Entstehung und über die Fortbildung der Lex, meist am 
Anfang oder am Ende des Tenors der Einzelbestimmungen, mitunter 
aber auch in anderem Zusammenhange, Notizen, die als Prologe oder 
Epiloge angesprochen werden können. Es handelt sich dabei indessen 
nie um Äußerungen der gesetzgebenden Gewalt, es handelt sich immer 
nur um private Mitteilungen der juristischen Schreiber. Als rein 
literarische Erzeugnisse sind diese Meldungen zu bewerten. 

Die Epiloge sind in zwei Fassungen überliefert. Die eine 
(Epilogus I) wird nur von einer Wolfenbütteler Handschrift des 
8. Jahrhunderts, die zur ersten Klasse gehört (12), gebracht, und 
zwar nach dem Pactus pro tenore pacis der Könige Childebert und 
Chlothar und nach drei weiteren Kapiteln unbestimmbarer Herkunft.! 
Sie sind eingeleitet mit den Worten: Explicit Lex Saleca qui vero 
conlatio infra hae libros IIII continere viditur, denen der Tenor des 
Epilogs primus rex Francorum usw. folgt. Die zweite Fassung 
(Epilogus II) wird von Codices der Ill. Klasse und von mehreren 
Handschriften der Emendata geboten. Alle neun Handschriften der 
Ill. Klasse enthalten den Pactus pro tenore pacis überhaupt nicht, sie 
bringen vielmehr nach dem letzten (99.) Titel des Haupttextes die Decretio 
Childeberti II., und zwar vielleicht deshalb, weil diese in Kapitel 5 
die Magenhaftung des Chrene-Chruda-Titels, des letzten der Lex 
Salica Familie III (Titel 99 = 58. Titel der I. Klasse) aufhebt?; sie 
lassen sodann dem Text der auch ohne Verbindung mit der Lex Salica 
überlieferten Decretio Childeberts die Worte explicit legis Salicae liber 
III und den Epilog nachfolgen. Auch einige Hss. der Emendata, die 
ja verschiedene ältere Überlieferungen vereinigt, bringen dieses Dekret 
Childeberts II. in Verbindung mit der Lex.? 

Der Epilog I erzählt, daß der erste König der Franken das 
Gesetz von Tit. 1—62 festsetzen ließ, daß er hierauf mit seinen 
Optimaten Tit. 63—78 hinzugefügt, daß nach Ablauf eines langen 


ı Tit. 94 = Tit. 104 von I 1; 93 = 107 von I 1; 922 = 97 von I 1. Vgl. 
Hessels, p. 413, zu Tit. 104 und die Textübersicht sol. XLII. Die Handschrift 
ist vollständig gedruckt von Alfred Holder 1879 und Pardessus 1843, S. 161—192. 
Über die Einteilung in drei oder vier Bücher wird unten zu handeln sein. 

® Es steht die Bemerkung (s Hessels, col. 378): Explicit lege Salica deo 
gracias amen. Incipit decretio Childeberti usw. Auch in den Handschriften B. H. 
folgt das Dekret. In III8 findet sich vorher die Notiz über die chunnas. \Vgl. 
Krusch, Neues Archiv, 40, S. 535. 

® So der Vossianus (Em. Q. oder Nr. 11); vgl. den Druck Holders 1879. 
So Em. H.; Em. 15 (Paris 4628 A); Em. 17 (Paris 10758). Nach dem Verzeichnis 
der Handschriften des Pactus pro tenore pacis, Mon. Germ. hist. Capit. 1, 15, Nr. 9, 
sind die meisten mit dem Text der Lex Salica verbunden überliefert. 
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Zeitraumes (post multum tempus) Childebert über Zusätze verhandelt, 
Bestimmungen von Tit. 78—83 getroffen und sie seinem Bruder 
Chlothar zugesendet habe. Dieser beriet mit seinem Reich darüber, 
was noch hinzugefügt werden könnte, er beschloß das Verbleiben der 
neuen Bestimmungen von Tit.89 zu Tit. 63, schickte das Gesetz 
seinem Bruder zurück und traf mit ihm die Vereinbarung, daß alle 
Zusätze des Gesetzes fortan zu beobachten seien, wie das Gesetz 
selbst.! 

Der Epilogus II sagt mit einigen formellen Abweichungen das 
gleiche. Der für unsere hier zu erörternden Fragen wichtige Unter- 
schied besteht eigentlich nur darin, daß Epilog. I den primus rex 
Francorum, die meisten Handschriften des Epilog. II aber in unbe- 
stimmter Art den rex Francorum als Begründer der Lex anführen. 
Eine Handschrift der Emendata, der Vossianus (Em. Q.), nennt gleich- 
falls den primus rex Francorum. 

Von jeher hat die historisch-philologische Kritik die Fassung | 
als die ältere angesehen. Der neuerdings unternommene Versuch 
Krammers, das Verhältnis umzukehren, ist von Hilliger und 
Krusch schlagend widerlegt worden. Krusch hat klipp und klar 
erwiesen, daß Epilog I der ältere, Epilog II der jüngere, daß der 
eine von merowingischem, der andere von karolingischem Charakter 
sei.? Ebenso hat die schon von Waitz begründete Ansicht über das 
Verhältnis des Epilogs zum Pactus pro tenore pacis als unerschüttert 
richtig zu gelten. Die Bemerkungen des Epilogs über die Wirksam- 
keit Childeberts und Chlothars in der Lex beziehen sich auf den 
Pactus, ja sie sind dem Pactus unmittelbar entnommen und die Worte 
des Epilogs ut sta omnia sicut anteriore constructa starent stimmen mit 
dem Schlußsatz in Cod. I 2 auffallend überein: et sta omnia antedicta 
nostra sicut priora stare iubemus. Es kann wahrlich keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Notiz des Epilogs über Childebert und Chlothar 
nicht auf eine alte selbständige historische Nachricht zurückgeht, 
sondern daß ein juristischer Schreiber in seiner Handschriftenvorlage 
den Pactus pro tenore pacis als einen Bestandteil der Lex Salica 
selbst vorgefunden und deshalb eine Ergänzung der ihm bekannten 





! Die Titelzählung der Epiloge bereitete Schwierigkeiten. Daß die Angaben 
nur in bezug auf die 65-Titeltexte zusammen mit dem Pactus pro tenore pacis 
zu deuten seien, daß dagegen eine Verbindung mit dem 99-Titeltext von III allein 
unmöglich sei, sollte, wie Krusch zutreffend hervorhebt, nicht mehr bezweifelt 
werden. Die auffallende Notiz des Epil. I über Chlothar: quid amplius dibiat 
construhere ab LXXXIX titolus usque ad LXIII statuit permanere hat zuerst 
Hilliger, Hist. Viertelj. 1911 S. 172, in ansprechender Weise als zusammen- 
fassende Rückzählung gedeutet, d. h. es handelt sich um alle der Lex nachträglich 
hinzugefügten Titel: 1. Zusätze des primus rex von 63—78; 2. Childeberts von 
78—83; 3. Chlothars von 83—89. 

2 Neues Archiv, 40, S. 526ff. 
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Notiz über den ersten König der Franken als den Schöpfer des 
salischen Rechts vorgenommen hat. So ist der Epilog entstanden, 
im engsten Anschluß an eine Handschrift der Lex, die auch den 
Pactus bot. Das war in Hs. 2 der I. Klasse der Fall. Erst später 
ward der Epilog in etwas veränderter Fassung anderen Bearbeitungen 
der Lex angefügt, auch solchen, für die er gar nicht paßte, weil hier 
der Pactus pro tenore pacis nicht enthalten — und weil hier die Ein- 
teilung in drei Bücher nicht mehr berücksichtigt war. 

Denn die Betrachtung der Einteilung der Lex in drei Bücher 
bestätigt das, was bisher erkannt wurde. Die Wolfenbütteler Hs. 12 
vermerkt nach Tit. 68 (67), der dem 65. Titel der üblichen Einteilung 
entspricht, explicit lex I incipit II, sie läßt 9 Titel! und sodann den 
Anfang des Pactus pro tenore pacis, nämlich die Satzung Childeberts, 
folgen, sie vermerkt vor der Satzung Chlothars (Tit. 82 [81]) ineipit 
liber III, fügt den Bestimmungen Chlothars noch drei andere Titel 
hinzu? und schließt mit den Worten: Explicit lex Saleca .. infra hae 
libros IIII.® 

Manches in der Wolfenbütteler Handschrift ist irrig und fraglich. 
Irrig ist die Zahl der Bücher — es sollte 3 heißen. Auffallend ist, 
daß das 3. Buch mit dem Gesetz Chlothars beginnt — die Satzungen 
Childeberts und Chlothars müßten, so scheint es uns, als eine Ein- 
heit aufgefaßt werden. Im übrigen stand die Art der Gruppierung 
in 3 Büchern nicht fest. 

Die Emendata-Handschrift des Vossianus (Em. Q.) führt das 1. Buch 
bis einschließlich Tit. 103 — d. i. sie bietet einen Stoff, der dem 65-Titel- 
text und zahlreichen Titeln der sogenannten Kapitularien entspricht®, 
sie bringt als 2. Buch den ersten Teil des Pactus pro tenore pacis, 
betrachtet als neues Buch die Satzung Chlothars, läßt. unmittelbar 
die Decretio Childeberts II. von 596 folgen und schließt mit den 
Worten: explicit legis Salice liber III, quem vero primus rex Francorum 
usw. Die Hss. der III. Klasse aber haben die Drei-Bücher-Gruppierung 
vollends verwischt — im Epilog einiger Hss. (9 u. H) wird sie noch 
erwähnt, bei Verteilung des Stoffes ist sie nicht mehr beachtet. 

Auch die Drei-Bücher-Teilung zeigt, daß in einer Handschrift der 
I. Klasse der Ausgangspunkt des Verständnisses, in den Hss. der 





ı Tit. 69—77 (68—76), die den Tit. 99—103, 107, 75, 74, 76 der Hss. I ent- 
sprechen. 

® Tit. 92 (91), 93 (92), 94 (93) = Hessels Tit. 97, 107, 104. 

3 S. oben S. 160. 

* Pardessus, p. 188, 189, meint zwar, daß es am Anfang des Dekrets 
Childeberts hätte heißen sollen /ex tertia und am Anfang des Dekrets Chlothars 
lex quarta; ich glaube aber, daß die Zahl IIll am Ende irrig und daß die Drei- 
Bücher-Gruppierung anzunehmen sei. Über die Gruppierung vgl. auch Krusch, 
a.a.0., S. 531ff. 

5 Vgl. die Übersicht in der Ausgabe Holders, 1879, S. 63. 
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Ill. Klasse spätere Verwirrung und Abschwächung zu finden sei. In 
der Tat, das Verhältnis der Epiloge zur Lex, wie es Waitz 1846 
erforscht hatte, ist zutreffend. Die Versuche Rietschels und 
Krammers, dies Ergebnis umzustoßen, müssen als Versuche, Ver- 
wirrung in ein durchaus geordnetes System von Ansichten zu bringen, 
zurückgewiesen werden. Hier handelt es sich nicht um verschiedene 
Meinungen, die um die Herrschaft ringen, hier wollte offenkundiger 
Irrtum die festgestellte Wahrheit beunruhigen. Brunner, Hilliger 
und neuerdings besonders Krusch haben die nötige Widerlegung 
vorgenommen. { 

Es steht fest: 1. daß sich die Angaben des Epilogs auf den 65- 
Titeltext und den Pactus pro tenore pacis beziehen; 2. daß sich des- 
halb die im Epilog erwähnte Titelverteilung nur mit diesem Text, 
nicht mit dem 99-Titeltext in vernünftige Verbindung bringen lasse; 
3. daß eine Gruppierung dieses Stoffes, und zwar nur dieses, nicht 
eines des Pactus entbehrenden, in drei Bücher eingeführt war und 
in Hss. der I. Klasse und der Emendata begegnet; 4. daß die Fassung 
des Epilogs I auf das merowingische, die des Epilogs II auf das 
karolingische Zeitalter hinweist. 

Nicht viel ist den Epilogen zu entnehmen. Alt ist vielleicht die 
Tradition, daß der primus rex Francorum der Schöpfer des salischen 
Gesetzbuches sei. Dagegen geht es nur auf spätere Erwägungen von 
Schreibern zurück, wenn Childebert und Chlothar als Fortsetzer der 
salischen Gesetzgebung genannt wurden. 

Man pflegt fünf Prologe zu unterscheiden. Drei begnügen sich 
mit der Anführung der Gesetzgeber und der Orte, wo die Gesetz- 
gebung stattfand: Prologus III, den die Hs. 115 nach den voran- 
stehenden Titelangaben, unmittelbar vor dem Gesetzestext über- 
liefert; Prologus IV im Emendatakodex Vossianus (Em. Q.) am 
Schluß des Epilogs, Prologus V am Anfang des Gesetzes im Herold- 
text (10) angeführt. Ein vierter Prolog (Prol. II) berichtet, daß 
zwischen den Franken und ihren proceres ein Übereinkommen getroffen 
worden sei, um Frieden und Recht durch eine Gesetzgebung zu 
fördern, daß vier proceres ausgewählt wurden, auf drei Versammlungen 
alles durchberieten und über die einzelnen Bestimmungen Beschluß 
fassen ließen. Eine Hs. der II. Klasse und fünf der Emendata bringen 
diese Fassung, und zwar alle in unmittelbarem Anschluß an den 
Prol. I, obschon dieser alle tatsächlichen Angaben von Prol. II bereits 
enthielt.2 Dieser weitverbreitete Prol. I aber, der sich von den 


! Brunner, Zeitschr. d. Savigny-Stiftung, 29, 158ff., 167; Hilliger, Histor. 
Vierteljahrschrift, 14 (1911), S. 155f.; Krusch, Neues Archiv, 40, 526ff. 
® S. auch Hilliger, Histor. Vierteljahrschrift, 1911, S. 163. — Die Ansicht 
Krammers, Festschrift Brunner dargebracht, S. 463f., daß der kürzere Prolog 
11* 
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anderen vier wesentlich unterscheidet, umrahmt die auch in den 
anderen Prologen bekannten Angaben — er erzählt, daß die Franken 
in der Zeit ihres Heidentums durch vier ihrer rectores, die sie aus 
der größeren Zahl dazu ausgewählt haben, das salische Recht auf- 
zeichnen ließen, daß an drei Orten Volksversammlungen abgehalten 
und über die einzelnen Punkte nachfolgende Gesetzesbestimmungen 
gefaßt wurden (hoc modo decreverunt). Er schickt eine poetische Ver- 
herrlichung des Frankenstammes voraus und fügt hinzu zuerst 
den Bericht, daß Chlodowech als erster christlicher und katholischer 
König und ebenso Childebert und Chlothar das Ungeeignete des 
Pactums änderten (lucidius emendatum), sodann einen ausführlichen 
Heilspruch für die Franken, die als Bezwinger der Römer und als 
die wahren Schützer der Kirche gepriesen werden. 


Eine Hs. der I. Familie, eine der II., die neun der IIl., sodann 
der Heroldsche Kodex und zahlreiche Emendatatexte bieten den 
ausführlichen I. Prologus. Nicht immer an der Spitze. Hs. I I bringt 
ihn nach der Lex inmitten von Novellen, zwischen Tit. 98 und 99 
der Hesselschen Zählung! und im Cod. Vossianus (Em. Q.) steht 
er zwar am Anfang, gleich nach den einleitenden Bemerkungen über 
die mannigfache Titeleinteilung der verschiedenen Hss., worauf die 
Übersichten der in drei Bücher eingeteilten Gesetzesbestimmungen 
und die Einzeltitel selber folgen, aber am Schluß nach dem Epilogus II 
und am Ende des Ganzen finden sich nochmals die den Prologen 
zugehörigen Notizen über vier Gesetzgeber (Prol. IV). Der Schreiber 
hat hier, wie wir sehen, alles mögliche, was ihm bekannt wurde, 
zusammengetragen. Wie Unverstand ihn bewogen hat, inmitten des 
Epilogs die unpassenden Worte explicit sic zu setzen, so hat er aus 
gleichem Grunde an das Ende die Worte do mincio pristatito gesetzt, 
d. i. die Überschrift eines Kapitulars zur Lex Salica (De mitio pristito), 
das die Hs. I I als erstes nach dem 65-Titeltext der abgeschlossenen 
Lex übermittelte.*2 Hier erkennt man deutlich: die Vorlage des 
Vossianus hatte diesen Prol. IV zwischen Lex und Kapitularien ge- 
stellt, der Schreiber des Vossianus ihn willkürlich herausgehoben und 


mißverständlich zusammen mit anderem Material an das Ende 
gesetzt. 


von karolingischen Schreibern auf Grund des ausführlichen verfaßt worden sei, 
halte ich für unannehmbar. Ebenso alle Folgerungen, die Krammer daraus 
zieht. Der zweite Prolog ist selbständig neben dem ersten entstanden und von 
eifrigen Schreibern willkürlich neben den ersten gestellt. 

1 5. Hessels, S.412. Vgl. auch Krusch, Neues Archiv, 40, 538. 

® Vgl. die Ausgabe des Vossianus von Holder 1879. 
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II. 


Überblicken wir die durch die sogenannten Prologe und Epiloge 
mitgeteilten Tatsachen, so ist klar zu erkennen, daß ursprünglich 
zwei durchaus gesonderte Nachrichten vorlagen. Einmal die Meldung, 
daß die Franken vier ihrer Proceres als Bearbeiter des Gesetzes be- 
stimmten und auf drei Versammlungen das aufgezeichnete Recht an- 
nahmen.! Sodann der Bericht vom primus rex als dem ersten Gesetz- 
geber. Das sind Meldungen, die einander widersprechen: die eine 
verlegt die Entstehung der Lex in die noch königslose Zeit, da 
Häuptlinge den Volksverbänden vorstanden, die andere in die Zeit 
des ersten Königs. Sie treten daher anfangs durchaus getrennt auf: 
die Meldung vom primus rex weiß nichts von den vier rectores und den 
drei malli, die Nachricht von den Gesetzgebern nichts vom primus rex. 
Erst später wurde ein weiteres hinzugefügt: der Hinweis auf Childeberts 
und Chlothars gesetzgeberische Wirksamkeit.? Noch der Verfasser des 
Liber historiae Francorum im Jahr 727 weiß davon nichts. Die 
Franken faßten den Beschluß, so berichtet er, sich einen König zu 
bestellen, sie befolgten den Rat eines ihrer bisherigen Führer Marchomir 
und erhoben dessen Sohn Faramund zum langgelockten König über 
sich. Damals haben die Franken auch begonnen, so fügt er hinzu, 
Gesetze zu haben, damals wurde durch vier genannte Vornehme an 
drei genannten Orten das Gesetzeswerk durchgeführt. Dem Ver- 
fasser des Liber war demnach die Nachricht von den vier Gesetz- 
gebern bekannt, ihm war auch die andere Meldung bekannt, daß der 
primus rex Francorum erster Gesetzgeber gewesen sei. Diese beiden 
Nachrichten hat er nicht miteinander zu einer Einheit verbunden, 
den ersten König Faramund nicht als Gesetzgeber betrachtet, er hat 
nur eine chronologische Aneinanderreihung vorgenommen — die Nach- 
richt vom primus rex aber muß er gekannt haben. 

Wirklich miteinander verschlungen wurden die Nachrichten und 
dazu die dritte über Childebert und Chlothar vom Verfasser des 
längeren Prologs. Die einzelnen Elemente, aus denen sich dieses 
literarische Werk zusammensetzte, sind deutlich zu erkennen.* Die 





ı Auf das vielfach Strittige der Deutungen soll nicht eingegangen werden. 
Es kommt für die Beantwortung der hier gestellten Fragen nicht weiter in Be- 
tracht. Ich bin allerdings der festen Meinung, daß mit den rectores Häuptlinge, 
nicht Könige gemeint waren — in der Zeit der literarischen Verbreitung dieser 
Notizen war man sich des Unterschieds zwischen Königen und Häuptlingen wohl 
bewußt und hat ihn erörtert. Ich bin sodann der Meinung, daß die Auswahl der 
vier Gesetzgeber aus der größeren Zahl der Häuptlinge vom Volk vorgenommen 
wurde, nicht daß die Gesetzgeber von den rectores bestellt worden seien. 

2 S. oben S. 161. 

3 Lib. hist. Franc. e. 4, SS. rer. Merov., 2, 244. 

» Vgl. die Anmerkung am Schluß dieses Aufsatzes. 
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poetische Einleitung und der poetische Schluß heben sich von dem 
Tatsachenbericht der Mitte scharf ab. Aber auch das die Tatsachen 
bietende Mittelstück zerfällt in zwei besondere Teile. Die Erzählung, 
daß die Franken das Gesetz durch vier proceres aufzeichnen ließen, 
schließt mit den Worten decreverunt hoc modo und läßt dadurch deut- 
lich erkennen, daß unmittelbar der Tenor des Gesetzes folgen sollte. 
Das ist der ursprüngliche Text eines Prologs, wie er noch im Prol. Il 
geboten wird. Diese Übereinstimmung ist zweifellos: bietet doch so- 
gar eine Hs. des Prol. II (Em. 19) die Schlußworte iudicium decreverunt 
hoc modo. Diesem Teil, der ursprünglich etwas für sich selbständig 
Abgeschlossenes bildete, wurde nun im Anschluß an Bemerkungen 
der Epiloge ein Bericht über die Fortführung der Lex hinzugefügt. 
Nur im Anschluß, nicht in einfacher Abhängigkeit. Neben der einen 
Vorlage, daß in grauer Vorzeit vier Häuptlinge als Gesetzgeber ge- 
wählt wurden, benutzte der Verfasser des Prol. I die zweite und dritte 
Nachricht über den ersten König, über Childebert und Chlothar. 
Das Widersprechende glich er in der Art aus, daß er die Tätigkeit 
der vier vom Volk Erwählten in heidnischer Vorzeit bestehen ließ, 
daß aber die Tätigkeit des ‚ersten Königs‘ zu einer Emendation der 
alten Lex, und zwar in christlichem Sinne, herabgesetzt, daß damit 
im Zusammenhang die Nachricht vom ersten König der Franken auf 
den ersten Katholischen König der Franken bezogen wurde (primus 
recepit katholicum baptisimum). So ist Chlodowech mit der Lex Salica 
in Verbindung getreten. 

Während der Liber historiae Francorum die beiden Nachrichten 
wohl kannte, sie auch verwertete, aber nicht zu einer Einheit ver- 
band, hat der Verfasser des großen Epilogs das getan. Nur er. Alle 
anderen Prologe und alle Epiloge bringen die beiden bzw. die drei 
Nachrichten getrennt für sich. Der ausführliche Prolog hat aus ver- 
schiedenen Quellen geschöpft und Verschiedenartiges zusammenge- 
bracht, er hat eine lange vorangegangene literarische Überlieferung 
durch Ausgleichen des Widersprechenden abgeschlossen, er steht am 
Ende der Entwicklung. 

So ist im allgemeinen das gegenseitige Verhältnis der in den 
Prologen, Epilogen und im Liber historiae gegebenen Nachrichten 
klar zu erkennen. 

Aber in welche Beziehungen sind die vorhandenen Prologe und 
Epiloge miteinander zu setzen? Die Beantwortung dieser Frage bildet 
die unerläßliche Voraussetzung für die Altersbestimmung der Über- 
lieferung und für ihre historische Brauchbarkeit. 

Das eine ist von vornherein zu beachten: die Epiloge und Prologe, 
wie sie uns bekannt sind, dürfen nur als Ausläufer einer verbreiteten 
merowingischen literarischen Überlieferung gelten. Ihnen lagen andere 
Fassungen der Einzelnachrichten zugrunde, die nach und nach ver- 
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schieden kombiniert, ausgeschmückt und umgeformt wurden. Daher 
findet sich mitunter eine Übereinstimmung auf der einen Seite und 
eine Verschiedenheit auf der anderen. Daher wird die Frage nicht 
immer zu stellen sein, ob der eine Prolog oder Epilog die Vorlage 
des anderen oder der andere die Vorlage des einen war!, sondern es 
werden unbekannte Zwischennachrichten als verbindende Überliefe- 
rungen vorauszusetzen sein. 

Die in den Prologen und im Liber historiae angeführten Personen- 
und Ortsnamen bieten eine gute Handhabe, um das gegenseitige Ver- 
hältnis zu erkennen. 

Es sollten, darüber bestehen wohl keine Zweifel, vier Gesetzgeber 
genannt und jene drei Orte angegeben werden, in denen das Gesetz 
ausgearbeitet und beschlossen wurde. In der Erwähnung der Orts- 
namen herrscht volle Übereinstimmung, in allen Handschriften werden 
— wir sehen von kleineren sprachlichen Abweichungen ab — die 
Orte Bodoheim, Saleheim und Widoheim genannt. Bei Anführung der 
Personennamen aber sind Schwankungen und Widersprüche zu be- 
obachten: Namen wurden falsch gelesen und von weiteren Abschreibern 
vollends umgeformt; es entstanden neue Namen. Benutzte ein 
Schreiber mehrere Vorlagen und fand er dabei widerspruchsvolle 
Meldungen, so suchte er sie dadurch zu verbinden, daß er alle Namen, 
die er in seinen Quellen fand, anführte und zu einer Liste von fünf, 
ja von sechs Gesetzgebern vereinigte. In den uns bekannten Hand- 
schriften sind die Namen Arogast, Bodogast, Salegast, Widogast, Wisogast, 
Wisowast anzutreffen. 

Daß die Ortsnamen mit den Personennamen in Übereinstimmung 
zu stehen haben, d.h. daß die Personennamen nach den Orten oder 
die Ortsnamen nach den Personen gewählt waren, ist ohne weiteres 
einleuchtend. Damit erhalten wir einen Hinweis auf das gegenseitige 
Verhältnis der Handschriften. Da der Liber historiae die Gesetzgeber 
Wisowast, Wisogast, Arogast, Salegast und die Orte Bodohagm, Salechgm, 


1 Besonders das Verhältnis der Prologe zueinander hat die Forschung viel 
beschäftigt. Eine ältere Ansicht war für die Priorität des kürzeren Prologs (II): 
Eichhorn, Pardessus, Jakob Grimm, Bethmann, Löning; eine andere 
für das höhere Alter des ausführlicheren: so schon Waitz, dann Stobbe, 
W. Sickel, Schröder, Brunner. Vgl. Geffcken in den Erläuterungen zu 
einer Ausgabe der Lex Salica 1898, der S. 289 bemerkt: „Letztere. Ansicht ist 
heute die herrschende und dürfte auch die richtige sein.“ Und da, so ward in 
Übereinstimmung mit der herrschenden Ansicht argumentiert, „der kürzere Prolog 
in den 727 begonnenen Gesta Francorum benutzt ist, muß seine Entstehung vor 
das Jahr fallen, der längere ist demgemäß erheblich früher anzusetzen.“ Hilliger, 
Histor. Vierteljahrschrift, 1911, S. 153ff., hat sich für die Priorität des kürzeren 
Prologs ausgesprochen; Krusch, Neues Archiv, 40, 578, hat ihm zugestimmt; 
auch Krammer, Festschrift Brunner, S. 448ff., läßt den längeren Prolog erst 
Mitte des 8. Jahrhunderts verfaßt werden. 
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Widehagm anführt, so kann er nicht die für die Prologe gemeinsame 
Grundlage gewesen sein. Die Disharmonie zwischen Personen- und 
Ortsnamen, wie sie im Liber begegnet, ist nicht das Ursprüngliche, 
sondern das durch Willkür, Gleichgültigkeit und Unverstand der 
Schreiber Gewonnene. Die Prologe nennen die gleichen Orte wie der 
Liber, aber teilweise andere Personen. Prol. I führt an Wisogast, 
Bodogast, Salegast, Widogast; Prol. II Wisogast, Salegast, Arogast, 
Widogast. Prol. II steht dem Liber historiae näher — einmal in der 
Erwähnung des Arogast, sodann auch darin, daß er gleich dem Liber 
die Orte als ultra Renum gelegen ansieht — aber er kann nicht ein- 
fach aus ihm geschöpft haben: denn Prol. II nennt statt Wisowast 
des Liber den Namen Widogast. 

Eine Harmonie zwischen Orts- und Personennamen findet sich 
nur im Prol. I. Ob er die ursprüngliche Reihe anführt? Natürlich 
ist das festzustellen nicht möglich — an sich auch ganz gleichgültig. 
Nur die den drei Ortsnamen entsprechenden Bodogast, Salegast und 
Widogast sind sicher ursprünglich, ob als vierter Arogast hinzuzukommen 
hat — das scheint am wahrscheinlichsten zu sein — oder Wisogast 
oder Wisowast, ist nicht bestimmbar. Das aber zeigt der Vergleich 
der Überlieferung, daß die beiden Prologe und der Liber nicht im 
Verhältnis gegenseitiger unmittelbarer Abhängigkeit stehen, sondern 
daß sie aus selbständig verbreiteten Nachrichten über die Tätigkeit 
der vier Gesetzgeber schöpften. 

Wie die Königslisten literarisch umliefen, so auch solche Notizen, 
die von vier Gesetzgebern und Beschlüssen auf drei Dingstätten 
erzählten. Es ist bezeichnend: nur dieser Teil der Meldung zeigt 
zwischen Prol. I, Prol. II und Liber historiae eine gewisse Überein- 
stimmung, jede darüber hinausgehende Bemerkung nicht. Und des- 
wegen müssen wir annehmen: die Prologe und der Liber historiae 
haben gleich- oder ähnlichlautende Notizen benutzt und mit anderen 
verbunden. Die Übereinstimmung auf der einen Seite, die Unter- 
scheidung auf der anderen zeigt, daß eine gegenseitige, unmittelbare 
Entlehnung nicht stattgefunden haben kann. 

Der Liber historiae ist nicht die Quelle der Prologe und Epiloge, 
die Prologe und Epiloge sind nicht die Quelle des Liber; Prol. I 
beruht nicht auf Prol. II, Prol. Il nicht auf Prol. I. Die vorliegenden 
Fassungen dieser verschiedenen literarischen Erzeugnisse gehen viel- 
mehr auf individuelle Benutzung und Verbindung von Nachrichten 
zurück, unter denen wir drei Sondergruppen erkennen zu müssen 
glaubten. Da der Liber historiae bereits die Nachricht vom primus 
rex und von den vier Gesetzgebern gekannt hat, so müssen diese 
wohl ins 7. Jahrhundert zurückreichen, während bei der dritten Nach- 
richt über Childebert und Chlothar eine zeitliche Bestimmung un- 
möglich ist. 


Die Lex Salica und König Chlodowech 169 


Weiter vermögen wir mit dem Versuch einer zeitlichen Fest- 
legung der Nachrichten nicht zu gelangen. Die lange Zeit geradezu 
unbestritten herrschende Meinung, daß die Prologe und Epiloge ins 
6. Jahrhundert zurückreichen!, muß als jeder Begründung ent- 
behrend beurteilt werden. Eine irrige Erwägung lag dieser Annahme 
zugrunde. Prologe und Epiloge müssen in der Zeit vor König Chilpe- 
rich aufgezeichnet worden sein, so meinte man, weil sie wohl Childe- 
bert und Chlothar, aber nicht Chilperich als Fortsetzer der Lex 
erwähnen. Chilperich, so wurde stillschweigend vorausgesetzt, sei tat- 
sächlich ein Fortbildner des salischen Gesetzes gewesen. Der Um- 
stand, daß Chilperichs Edikt nur in einer einzigen Emendatahand- 
schrift (Em. Q.) als Teil der Lex Salica überliefert und überdies 
überhaupt nur in den Kapitelangaben einer weiteren Hands£hrift er- 
wähnt ist2, störte diese Voraussetzungen nicht. Es wurde auch dabei 
nicht beachtet, daß zweifellos verschiedene merowingische Könige 
gesetzliche Bestimmungen zur Änderung und Ergänzung der Lex 
Salica getroffen haben und daß es vielfach von den die Lex ab- 
schreibenden und bearbeitenden Juristen und Schreibern abhing, ob 
solche Gesetze als Kapitularien dem Tenor der Lex angefügt oder 
ob dessen Einzelbestimmungen in die Lex hineingearbeitet wurden. 
Wir wissen es überdies: die Erwähnung Childeberts und Chlothars 
als Fortsetzer der Wirksamkeit des primus rex Francorum beruht nur 
auf dem im Grunde genommen zufälligen Umstand, daß in einer 
Handschrift der Pactus pro tenore pacis dem Tenor der Lex als zu- 
gehöriger Bestandteil angefügt war. Das allein hat zu den Angaben 
des Epilogs geführt, das aber konnte ebenso im 6. wie im 7. oder 
8. Jahrhundert stattgefunden haben. Über das Alter der Prologe und 
Epiloge erfahren wir daher aus diesen Tatsachen nichts. 

So bleibt es bei dem dürftigen Ergebnis: mindestens seit dem 
ausgehenden 7. Jahrhundert wurden literarische Nachrichten mit der 
Lex verbunden, die einerseits vier Gesetzgeber in heidnischer Vorzeit, 
andererseits den primus rex Francorum als den Schöpfer der salischen 
Rechtsaufzeichnungen hervorhoben. Im Il. Prol. ist die eine Nach- 
richt vertreten, der Liber historiae von 727 zeigt, daß damals auch 
die zweite Meinung vom primus rex vorhanden war. Die Epiloge 
verbreiteten diese zweite Nachricht und verbanden sie mit der 
literarisch gewonnenen Kenntnis, daß Childebert und Chlothar Fort- 


ı Vgl. z.B. Dippe, Der Prolog der Lex Salica, die Entstehung der Lex 
und die salischen Franken, in Histor. Vierteljahrschrift, 2, 153ff., bes. S. 158ff. 
Die hier entwickelte Beweisführung ist die, welche stillschweigend meist den 
üblichen Annahmen zugrunde lag. Auch das vereinzelt vorkommende nuper bei 
der Erwähnung der Taufe Chlodowechs ist mitunter für die zeitliche Bestimmung 
verwendet worden. Jetzt steht wohl fest, daß das nuper zu streichen sei. 

2 Hs. I1, Hessels, p. XXXVII. 
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führer des Werkes des primus rex seien. Der I. Prol. aber verschmolz 
die drei Nachrichten und schuf dadurch eine völlige Umstellung und 
Umdeutung.! 

Die Frage des primus rex Francorum bedarf noch einer näheren 
Erläuterung. 


IV. 


Daß mit dem primus rex Francorum des Epilogs nicht König 
Chlodowech gemeint war, ist nicht zu bezweifeln. Kein Schriftsteller 
der fränkischen Zeit wäre auf den Gedanken gekommen, Chlodowech 
als ersten König anzusehen. Denn jeder wußte, daß es schon vor 
Chlodowech Könige der Franken gegeben habe. Literarisch hat man 
sich mit der Frage, wer der erste König gewesen sei, vielfach be- 
schäftigt und. eine verschiedene Antwort gefunden. Gregor von Tours 
suchte im Anschluß an die Geschichtschreiber Sulpicius Alexander 
und Renatus Profuturus Frigiretus das Auftreten wirklicher fränkischer 
Könige zu bestimmen; schließlich bemerkte er, daß die Franken zu 
der Zeit, da sie über den Rhein durch Thoringen zogen, für ihre Be- 
zirke und Gaue gelockte Könige aus dem vornehmsten Stamme über 
sich gesetzt hätten; er nennt sodann einen König Theodemer und er- 
zählt von Chlogio, dessen Geschlecht Merowech entsproß, er berichtet 
über Merowechs Sohn Childerich, den Vater Chlodowechs.? Nach 
Fredegar haben die Franken nach einer Periode der Herzogsherr- 
schaft das alte Königtum erneuert und aus dem Geschlecht des 
Priamus, Frigus und Francio den Theudemar, den Sohn des Richemer, 
zum König erhoben. Ihm folgten Chlodeo, Merowech, Childerich, 
Chlodowech.® Der Liber historiae Francorum aber erzählt, daß die 
Franken von dem Fürsten Marchomir, dem Sohn des Priamus, und 
Sunno, dem Sohn des Antenor, geleitet, nach Sunnos Tode den 
Beschluß faßten, sich einen König zu setzen, und daß sie nach dem 
Rat des Marchomir dessen Sohn Faramund zum König erhoben; seit- 
dem regierten die langgelockten Könige, Faramunds Sohn Chlodio, 
der Enkel Merowech und der Urenkel Childerich.* Vielleicht hat der 
Umstand, daß in den ihm bekannten Quellen der Name des ersten 
Königs der Franken verschieden angegeben war: Theodemar oder 
Faramund, den Verfasser des Epilogs veranlaßt, auf Nennung eines 
Namens zu verzichten, vielleicht ist ihm ein Name überhaupt nicht 
bekannt gewesen. 

Jedenfalls ergibt ‘die vergleichende Kritische Betrachtung der über 


1 5. oben S. 165f. 

® Gregor v. Tours II, 9, SS. rer. Merov., 1, 72ff. 
® Fredegar I11,5.9, SS. rer. Merov. 2, 94f. 

4 Lib. hist. c. 4, SS. rer. Merov. 2, 244, 
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die Entstehung und Fortbildung der Lex vorhandenen Nachrichten, 
daß in den ursprünglich selbständig einhergehenden Notizen von 
Chlodowech keine Rede war. Erst der Verfasser des Prol. I, der die 
verschiedenen Nachrichten miteinander verband, der mannigfache 
literarische Vorlagen, poetische und prosaische, benutzte, um die 
hohe Weltmission und zugleich die kirchlichen Aufgaben des Franken- 
stammes zu verherrlichen, erst er hat den König Chlodowech, den 
ersten katholischen Monarchen und den Begründer der universellen 
fränkischen Machttendenzen mit der Lex Salica in Verbindung gebracht. 

Nur der I. Prolog hat das getan. Und er blieb auch in Zukunft 
lange allein. Denn ein anderer, gleich ihm erst spät verfaßter aus- 
führlicher Bericht über die älteste Gesetzgebung im Merowingerreich 
knüpft wohl an die uns bekannten Nachrichten, besonders an die der 
Epiloge, vermutlich auch an die der kleineren Prologe an, meldet 
aber nichts von Chlodowech, sondern setzt an die Stelle des primus 
rex Francorum — den Frankenkönig Theoderich. 

Der sogenannte Bayrische Prolog nämlich, der doch wohl im mero- 
wingischen Zeitalter entstanden sein muß, bringt nach einer Übersicht 
über die Gesetzgebung der alten Welt, von Moses bis Theodosius, und nach 
einigen Isidors Etymologien entnommenen Bemerkungen über Gesetz 
und Gewohnheit die Erzählung, daß der Frankenkönig Theoderich 
zu Chalons weise Männer für die Aufzeichnung der Gesetze seines 
Reiches bestellt habe, daß das Recht der Franken, der Alamannen, 
Bajuwaren und jedes Stammes im Reich aufgezeichnet werden sollte, 
daß er das Nötige hinzufügte und das Heidnische ausmerzte. Was 
aber Theoderich, so heißt es weiter, wegen der festgefügten Gewohn- 
heit der Heiden nicht hat ändern können, das hat nachher Childebert 
fortgesetzt und Chlothar durchgeführt. Und Dagobert hat durch die 
Männer Claudius, Chadoind, Magnus und Agilulf das Gesetz erneuern, 
verbessern und jedem Volk jenes aufgezeichnete Recht zukommen 
lassen, das noch bis heute in Gültigkeit stehe.t 

Dieser Prolog oder — wie auch gesagt wurde — dieser Aufsatz 
de legum inventoribus findet sich in zahlreichen Handschriften des 
bayrischen Volksrechts, teils unter der Überschrift de legibus den 
Einzeltiteln vorangestellt, teils als prologus legis Baiuvariorum be- 
zeichnet, mitunter auch selbständig für sich vermerkt oder einem 
anderen Volksrecht verbunden, so dem westgotischen, dem alaman- 
nischen, in Herolds Text auch einmal dem salischen.” Daß die Hin- 


ı Mon. Germ. hist. LL. 3, 257ff. 

2 Über den Prolog s. Merkel, LL, 3. 25lff. Über die Hss. des Prologs 
s. Merkel im Archiv, 11 (1858), 615—621. Vgl. auch Daniels, Handb. d. dtsch. 
Staatsrechtsgesch., 1, 203ff. E. v. Schwind hat 1908 im Neuen Archiv 33, 
670-677, die ältere und neuere Literatur angeführt und die leitenden Gesichts- 
punkte hervorgehoben. 
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weise auf Childebert und Chlothar den salischen Epilogen entstammen, 
wird allgemein angenommen. Neu ist das Gedenken der Wirksamkeit 
Dagoberts, neu ist die Voranstellung Theoderichs. Welche Tatsachen 
und welche Nachrichten zur Erwähnung Dagoberts geführt haben, 
entzieht sich unserer Kenntnis. Es konnte darauf hingewiesen werden, 
daß einige im Prolog als Gehilfen Dagoberts angeführten Männer 
historisch beglaubigt seien und daß daher ein historisch brauchbarer 
Kern dieser Meldung innezuwohnen scheine.! Später ist Dagobert 
als bayrischer Gesetzgeber gepriesen worden.? 

Welchen Theoderich der Verfasser des Prologs als den Schöpfer 
der Gesetze bezeichnen wollte, vermögen wir nicht zu erkennen.? 
Später hat man die Notiz auf Chlodowechs Sohn Theoderich von 
Austrasien bezogen. Ob das schon der Verfasser des Prologs selbst 
getan, ob er damit gewisse Sagen von Theoderich dem Ostgotenkönig 
verbunden hat, der zu Chalons die Hunnen bekämpft haben soll, all 
das bleibt unsichere Vermutung. Wenn man die uns bekannten 
Vorlagen des bayrischen Prologs berücksichtigt, d. h. wenn man 
beachtet, daß die salischen Epiloge ihr Vorbild waren und Anregung 
boten, so scheint eine andere Erklärung wahrscheinlicher zu sein: 
Der Verfasser, der gewisse Meldungen über Dagobert als den 
Förderer der bayrischen Gesetzgebung kannte, der überdies die 
fränkische Nachricht vom primus rex Francorum und von Childebert 
und Chlothar benutzte, hat vielleicht deshalb den primus rex auf 
einen fränkischen König Theoderich bezogen, weil sich in den ihm 
bekannten Gesetzesschriften merowingische Königslisten vorfanden, 
die mit einem König Theoderich begannen. 

Kataloge fränkischer Könige sind gern in Handschriften der 
Gesetze aufgenommen worden, um den rechtskundigen Benutzern und 
Prozeßführenden das Verständnis der Gesetze und Urkunden durch 
Angaben der Königsjahre zu erleichtern. Krusch unterscheidet zwei 
Redaktionen: eine, die mit Chlothar II., eine andere, die mit Theode- 
rich III. beginnt.* Es ist wohl möglich, daß Unverstand und Flüchtig- 
keit einen Schreiber des späteren 8. Jahrhunderts bewogen haben, die 
Notiz vom primus rex des Epilogs mit der Königsliste zu verbinden. 

! Vgl. Daniels, a.a. O., 205; Merkel, LL. 3, 219; Brunner, RG. ?1, 420ff. 

2 S. Merkel, LL. 3, 215ff. 

» S. Merkel, LL. 3, 220. 

* Krusch in Histor. Aufsätze Karl Zeumer dargebracht, 1910, S. 419ff. 
Die Kataloge bei Hessels, S.426; Mon. Gem. hist., SS. 2, 308. G. Kurth 
handelt in seiner Histoire poetique des M£rovingiens, 1893, S. 517ff., über die 
Genealogien der merowingischen Könige und weist auf eine hin, die auch in Ver- 
bindung mit der Lex Salica auftritt (Em. E’, K.) und den Faramundus an die 
Spitze stellt. Noch in späteren Jahrhunderten ist wohl manchmal Faramundus 
als primus rex Francorum angesehen worden, s. Auctores antiquissimi, 11, 376: 


a Pharamundo primo rege Francorum usque ad Theodericum regem. Vgl. auch 
Kurth, a.a.O., S. 135f. 
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Bedenken wir, auch ein Rechtshistoriker des 20. Jahrhunderts wußte 
mit der Königsliste nichts Rechtes anzufangen und brachte die 
Chlodowech und Theoderich durcheinander.? Theoderich aber als 
Begründer des salischen Volksrechts blieb in der literarischen Über- 
lieferung erhalten. Der sogenannte bayrische Prolog übte seine Wirkung 
aus. Auf ihn geht es vermutlich zurück, daß noch in den Expositionen 
zum Liber Papiensis gegen Ende des 11. Jahrhunderts der Franken- 
könig Theoderich als der Schöpfer der Lex Salica ausdrücklich be- 
zeichnet wurde: qui in lege Salica iussit und lex Salica quam Theo- 
doricus solus instituit.* Ob damit in Verbindung zu bringen ist die 
spätere, seit dem 16. Jahrhundert bekannte Meinung, daß der Franken- 
könig Theoderich die burgundische Rechtsaufzeichnung beeinflußt, ja 
die Lex Romana Burgundionum erlassen habe, bleibe dahingestellt.3 
Jedenfalls ist es für unsere Frage von besonderer Wichtigkeit, daß 
eine in spätmerowingischer Zeit entstandene und im Frankenreich 
verbreitete Nachricht über die Gesetzgebung der merowingischen 
Könige im allgemeinen, eine Nachricht, die vielleicht ursprünglich 
nicht als Einleitung des bayrischen Gesetzbuches, sondern der Ein- 
führung einer allgemeinen Sammlung fränkischer Gesetze dienen sollte,* 
von König Chlodowech als Gesetzgeber nichts zu melden weiß. 

Der Verfasser des Prol. I blieb ganz isoliert. Er zuerst und er 
ganz allein hat Chlodowech mit der Entstehung der Lex Salica in 
Verbindung gebracht. Sonst weiß niemand etwas darüber zu melden, 
kein Geschichtschreiber und kein Gesetzeskundiger. Und doch waren 
in spätmerowingischer und frühkarolingischer Zeit mannigfache Mei- 
nungen über die Entstehung der Volksrechte verbreitet, es lagen 
Nachrichten über die.entscheidende Mitwirkung einzelner merowingischer 
Könige vor, Childebert, Chlothar, Dagobert, Theoderich wurden ge- 
nannt — König Chlodowech nur in dem sehr spät kompilierten 
großen Prolog der Lex Salica. Und auch hier wird er nicht als der 
Schöpfer, sondern lediglich als der christliche Emendator des längst 
aufgezeichneten Gesetzes hingestellt. 

Bedenken wir, das ist die einzige Nachricht über Chlodowech als 
Gesetzgeber aus alter Zeit; bedenken wir, wie die eigentümliche Ent- 
stehung dieser Nachricht deutlich erkannt werden konnte. Erst spätere 
Gelehrte sind einen Schritt weiter gegangen und haben den Emendator 
auch zum Schöpfer gemacht. Tilius hat in seiner Ausgabe des 


ı Zeitschr. d. Savigny-Stiftung, 30 (1909), S. 120. 

®2 Lib. Papiens. Liutp. Expos., 87 (88), $2; Karoli 70 (26), Expos. $2, 
LL. 4, 445, 500. 

3 Vgl. die Notizen in der Quartausgabe der Monumenta Leges Burgundionum 
(1892), S. 126, N. 6. 

4 Brunner, RG. ? 1, 420, N. 13. Dazu Frhr. v. Schwind im Neuen Archiv 
33, 674. 
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salischen Volksrechts Libelli seu decreta a Clodoveo ... prius aedita 
1573 den primus rex des Epilogs Chlodowech genannt.! Das ist seit- 
dem öfter vorgekommen. Die neueren Rechtshistoriker aber nahmen 
sich die Freiheit, die auf solche Weise verbesserte Meldung des Epilogs 
mit der Nachricht des Prologs über Chlodowech als den Emendator 
zu schöner Harmonie zu verbinden: Chlodowech wurde beides nach- 
einander, Schöpfer und Emendator der Lex. 

Unter allen Umständen ist es wertvoll, sich die Entstehung der 
Auffassung über Chlodowech als Schöpfer und Emendator des salischen 
Volksrechts vor Augen zu halten, sich zugleich bewußt zu bleiben, 
wie die einzelnen Elemente der Nachrichten allmählich zusammen- 
kamen. Noch ist damit nicht gesagt, daß Chlodowech mit der Lex 
Salica nichts zu tun hatte. Es ist nur nachgewiesen, daß wirklich 
glaubwürdige unmittelbare Nachrichten darüber nicht vorliegen, daß 
die ganz isolierte und in ihrer Entstehung erklärbare Notiz des aus- 
führlichen Prologs nicht als eine solche gelten dürfe. 

Was aber mittelbar die Lex Salica selbst über die Art und über 
die Zeit ihrer Entstehung und Fortbildung zu sagen weiß, das soll 
an einer anderen Stelle erörtert werden. 


Anhang. 
Fußnote zu S. 165. 

Daß der große Prolog aus verschiedenen Elementen zusammengefügt ist, 
wurde oft behauptet. Wiarda bezeichnete ihn 1808 als Flickwerk, Hermann 
Müller hat 1840 in ihm Überreste eines alten Liedes gesehen. Näher ist diesem 
Gedanken Bethmann-Hollweg in der Allgem. Zeitschrift f. Geschichte von 
A.Schmidt, 1848, Bd.9, S.49ff,, nachgegangen. Er glaubte drei Teile unter- 
scheiden zu sollen: 1. ein Gedicht zur Verherrlichung der Franken, 2. das Bruch- 
stück des kleineren Prologs, 3. einige selbständige geschichtliche Bemerkungen, 
die vom Kompilator hinzugefügt zu sein scheinen. Er läßt 1. das Gedicht aus 
3 Strophen von je 6 Doppelzeilen bestehen und den Prolog mit 2 Strophen dieses 
Gedichtes beginnen; er sieht 2. ein Mittelstück electi de pluribus ... decreverunt hoc 
modo als eine versifizierende Bearbeitung des kürzeren Prologs an, dem ursprüng- 
lich der Text des Gesetzes unmittelbar folgte, und er betrachtet 3. als selbständige 
geschichtliche Notizen des Kompilators die Sätze af ubi deo favente ... lucidius 
emendatum und haec est enim gens ... ornaverunt, zwischen denen die dritte Strophe 
des Gedichts vivat qui Francos ... pietate concedat steht. Er fügt ferner einige 
Bemerkungen des Romanisten Diez hinzu, in denen die Frage, ob in den Stellen 
des Prologs Elemente einer poetischen Form zu finden seien, gestellt und zögernd 
bejahend beantwortet wird. Vgl. dazu die Bemerkung von Theodor Jacobi, 
ebenda, S. 284. Trotz des Widerspruchs, den diese Ansicht gefunden hat 
(Waitz in den Göttinger Gel. Anz., 1850, S.330ff.), hat sie Bethmann-Hollweg fest- 
gehalten im 4. Bd. seines Zivilprozesses des gemeinen Rechts, 1868, S. 446. 
Sie hat weitere Verbreitung gewonnen, s. Stobbe, Gesch. der Rechtsquellen, 
1,33; vgl. auch G. Kurth, Hist. poetique des Merovingiens S. 120ff. Ihr hat auch 


’ Darauf hat Hilliger, Hist. Viertelj. 1911 S.157, zuerst aufmerksam gemacht. 


Die Lex Salica und König Chlodowech 175 


Waitz in der 3. Aufl. seines 2. Bd. der Verfassungsgeschichte, 1882, S. 121ff., 
wichtige Zugeständnisse machen müssen, da er zwei Teile des Prologs unter- 
scheidet. Herr Kollege Eduard Sievers hatte die Güte, mir seine (übrigens 
mit Absicht ausschließlich nach klanglichen Kriterien gewonnene) Ansicht über 
die Zusammensetzung des Prologs zur Verfügung zu stellen. Seine Meinung geht 
dahin, daß wir drei Teile zu sondern haben. Im ersten und dritten wird ein 
fragmentarisch überliefertes Gedicht benutzt und mit Prosastellen verschiedener 
Herkunft verbunden. Im Mittelstück sprechen mehrere Autoren. Ich gebe hier 
den von Sievers beurteilten Text: im ersten und dritten Teil werden die Prosa- 
stellen, die das in seinem Rhythmus kenntlich gemachte Gedicht durchsetzen, 
durch Umrahmung hervorgehoben. Ebenso werden im zweiten Teil die Worte 
und Sätze, die den ursprünglichen Text unterbrechen, umrahmt geboten und da- 
mit die Worte des Hauptautors in sichtbaren Zusammenhang gebracht. Der 
Wechsel der ursprünglichen Verfasser innerhalb des Umrahmten wird durch |, 
einzelne spätere Zusätze zum Ursprünglichen aber werden mit [], die Emendationen 
von Sievers mit () gekennzeichnet. 
I. 

Gens Francörum inclitä, 

auctöre deo cöndita, 

fortis in ärma 2 xX, 

firma in päcis föedere, 

KLEE KELATECK, 

profünda in conciliö: 


<Ut Est?) corpöre nöbilis, 
candöre <&t> incölumis, 
(ut Est?) formä egregiä, 
audäx, velöx et äsperä, 
TERLRK 
KERNEL SER 


ad catholicam fidem conversa 


et immunis ab haeresi 





dum adhüc teneretur bärbarä 


inspirante deo || inquirens scientiae 


clavem || iuxta morum suorum qualitatem 





desideräns iustitiam 


custodiens pietatem 


1. 
Dictaverunt salica lege per proceres ipsius gentis 


| qui tunc tempore eiusdem aderant rectores | 


electi de pluribus viris quattuor his nominibus: 
Vuisogastis, Bodogastis, Saligastis et Vuidogastis 





in loca nominantium Salichaimae, Bodo- 
chaimae, Vuidochaimae. 
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Qui per tres mallos convenientes omnes causarum 
origines sollicite [discutiendo] tractantes de singulis 
iudicibus decreverunt hoc modo: 


At ubi deo favente rex Francorum Chlodoveus 
torrens et pulcher || et primus recepit catho- 


licam baptismi || et quod minus in pactum 
habebatur 





... Idoneos per precelsos regis Chlodovehi 


| et Hildeberti et Chlotharii | 


fuit lucidius emendatum. 


III, 
Vivät qui Fräncos diligit, 
REHKHRLKX 
Christüs [eorum] regnum custödiät 


| rectores eorum lumen suae gratiae | 


xt x. x repleät, 
exercitüim<que) prötegät, 
fidei munimenta tribuät 


pacem gaudia et felicitatem temporum 


dominantium dominus Jesus Christus pietate 
concedat. 





Haec Est enim gens L x X, 
quae <düm> xı xı xX 
fortis [dum] esset et välida, 
SER LEKE KR 

REICH RK 
KETRELKÄUR 


x x 


Romanorum iugum durissimum de suis cer- 
vicibus excusserunt pugnando || atque post 
agnitionem baptismi sanctorum martyrum cor- 


pora, quae Romani igne cremaverant vel ferro 
truncaverant vel bestiis laceranda proiecerant || 
Franci super eos aurum et lapides pretiosos 
ornaverunt. 





Die Urkunde Heinrichs IV. für Prag 
vom Jahre 1086. 


Ein Beitrag zur Geschichte der Gründung des Bistums Prag und 
seines Verhältnisses zum Bistum Mähren 


von 


Robert Holtzmann. 


In der viel erörterten Frage nach der Gründung des Bistums 
Prag spielt eine hervorragende Rolle die Urkunde Kaiser Heinrichs IV. 
für den Bischof Gebhard von Prag vom 29. April 1086 aus Regens- 
burg, Stumpf Reg. 2882, jetzt am besten gedruckt im Codex diplo- 
maticus et epistolaris regni Bohemiae, hersgeg. von Gustav Friedrich, 
Bd. 1 (1904—07), S. 92—95, Nr. 86. Die Urkunde ist erhalten bei 
Cosmas von Prag, der sie in seiner Chronik Il, 37 mitteilt,! sowie 
unabhängig davon in einer Abschrift des 12. Jahrhunderts im Münchener 
Reichsarchiv. Sie gedenkt in der Narratio eines Reichstags von Mainz, 
und es ist sicher, daß damit der auch sonst bekannte Mainzer Reichstag 
von Ostern 1085 gemeint ist, wo Heinrich IV. einige Bischöfe der 
Gregorianischen Partei abgesetzt und dem Herzog Wratislaw II. von 
Böhmen die Königskrone verliehen hat.” Auf diesem Reichstag, so 
erzählt uns die Urkunde, klagte Bischof Gebhard, daß das Bistum 
Prag, welches ursprünglich sich über ganz Böhmen und Mähren erstreckt 
habe und so von Papst Benedikt und Kaiser Otto I. bestätigt worden 
sei, nachher ohne bischöfliche Zustimmung durch bloßen Machtspruch 
der Herrschenden geteilt und geschmälert worden sei, indem innerhalb 


1 Cosmas von Prag, herausgegeben von R. Köpke, Mon. Germ. SS. 9 (1851), 
91—93; herausgegeben von J. Emler und W.W.Tomek, Fontes rerum Bohemi- 
carum 2 (1874), 115—117. 

® Gerold Meyer von Knonau, Jahrbücher des Deutschen Reiches unter 
Heinrich IV. und Heinrich V. 4 (1903), 21ff., 547ff. Die Zugehörigkeit unserer 
Angelegenheit zu diesem Reichstag von 1085 wurde nachgewiesen von H. Spangen- 
berg, Die Königskrönung Wratislavs von Böhmen und die angebliche Mainzer 
Synode des Jahres 1086, Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichts- 
forschung 20 (1899). 
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seiner Grenzen ein neuer Bischof Platz erhielt.! Dieses neue, von der 
Prager Diözese abgetrennte Bistum war das Bistum Mähren, und 
Gebhard bat daher um die Wiedervereinigung Mährens mit seiner 
Diözese. Und er überzeugte die Versammlung wirklich von der Recht- 
mäßigkeit seiner Klage; sie sprach ihm das ganze Bistum Prag inner- 
halb seines alten Umfangs wieder zu. Es dauerte dann freilich noch 
ungefähr ein Jahr, bis Gebhard am 29. April 1086 die feierliche Urkunde 
des Kaisers darüber erhielt. Man darf vermuten, daß dieser Verzug 
durch die Verhandlungen mit Papst Clemens Ill. hervorgerufen wurde. 
Wir hören nämlich (Cosmas II, 38), daß Heinrich IV., der Erzbischof 
von Mainz (zu dessen Kirchenprovinz Böhmen und Mähren gehörten) 
sowie Bischof Gebhard sich in dieser Angelegenheit auch an den Papst 
wandten, und daß Clemens 1086 ebenfalls das Bistum Prag innerhalb 
seiner alten Grenzen bestätigt habe. Diese päpstliche Urkunde ist 
uns nicht erhalten. Aber die kaiserliche enthält in der Tat eine genaue 
Grenzbeschreibung, durch die Mähren ausdrücklich in die Diözese 
Prag mit eingerechnet wird.? 

Zu dem, was die Urkunde selbst über ihre Entstehungsgeschichte 
erzählt, fügt Cosmas, der bei ihrer Ausfertigung in Regensburg am 
29. April 1086 im Gefolge Gebhards zugegen gewesen ist®, noch einiges 
aus eigener Kenntnis hinzu. Wir erfahren zunächst, daß die Gelegen- 
heit für die Forderung Gebhards 1085 besonders günstig war, sofern 
der von ihm gehaßte und schon seit langem verfolgte Bischof Johannes 
von Mähren kurz vorher gestorben*, die Diözese Mähren mithin ver- 
waist war. Johannes hatte im Jahre 1063 das Bistum Mähren erhalten, 


ı „‚Bragensis episcopus Gebehardus.... conquestus est, quod Bragensis epis- 
copatus, qui ab inicio per totum Boemiae ac Marauiae ducatum unus et integer 
constitutus et tam a papa Benedicto quam a primo Ottone imperatore sic confir- 
matus est, postea sine antecessorum suorum suoque consensu, sola dominantium 
potestate, subinthronizato intra terminos eius novo episcopo, divisus esset et 
imminutus.“ 

2 Vgl. unten S. 181. 

3 Cosmas II, 37, am Schluß: ‚Signum domini Heinrici ..., quod ego vidi 
ipsum caesarem suis manibus annotantem in privilegio Pragensis episcopatus.‘‘ 
Vgl. Meyer von Knonau 4, 116 Anm. 18. 

*4 Johannes ist also am 25. Nov. 1084 gestorben. Vgl. Bertold Bretholz, 
Geschichte Böhmens und Mährens bis zum Aussterben der Pfemysliden (1912), 
160 Anm. 2. — A. Bachmann, Studien zu Cosmas (Mitteil. des Inst. f. österr. 
Geschichtsf. 21, 1900) 216, Meyer von Knonau 4, 550 Anm. Il, Anton 
Breitenbach, Die Besetzung der Bistümer Prag und Olmütz bis zur Anerkennung 
des ausschließlichen Wahlrechtes der beiden Domkapitel (Zeitschrift des deutschen 
Vereines für die Geschichte Mährens und Schlesiens 8, 1904) 28f., Albert Hauck, 
Kirchengesch. Deutschlands 3, 3. u. 4. Aufl. (1906), 987 und Arnold Köster, 
Die staatlichen Beziehungen der böhmischen Herzöge und Könige zu den deutschen 
Kaisern von Otto dem Großen bis Ottokar Il. (1912) 209 Anm. 1 übersahen die 
Folgerung, die der oben S. 177 Anm. 2 zitierte Aufsatz Spangenbergs für das 
Todesjahr des Bischofs Johannes hat. 
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während Mähren vorher wenigstens eine Zeitlang sicher zum Bistum 
Prag gehört hatte.! Und außerdem weiß Cosmas, daß Gebhard zur 
Unterstützung seiner Klage 1085 eine ältere Urkunde (,privilegium‘‘) 
vorgelegt hat, und daß dieses ältere Privileg ziemlich wörtlich in den 
Text der Urkunde von 1086 übernommen wurde? Was das für ein 
älteres Privileg war, ist freilich eine sehr strittige Frage. Und das 
kommt daher, daß der Text des Cosmas hier mißverständlich und 
unklar ist. Bischof Gebhard von Prag, so heißt es in seinem Bericht, 
entfaltete vor der Versammlung ein „privilegium olim a sancto Adalberto 
episcopo, suo antecessore, confirmatum tam a papa Benedicto quam a 
primo Ottone imperatore‘. Wer hat danach das Privileg bestätigt, der 
heilige Adalbert oder Papst Benedikt und Kaiser Otto 1.? Für den 
anderen Teil scheint ein zweites, dem ‚confirmatum‘: entsprechendes 
Participium (etwa „datum‘) vermißt zu werden. Spricht Cosmas 
von einem Privileg Adalberts von Prag, das Benedikt und Otto I. be- 
stätigt haben? Oder spricht er von einem Privileg Benedikts und Ottos I., 
das Adalbert erneuert hat? Da Otto I. 973 gestorben ist und der 
heilige Adalbert erst 982 zum Bischof von Prag gewählt, 983 investiert 
und geweiht worden ist?, liegt es gewiß näher, das letztere anzunehmen 
und den Bericht des Cosmas also so zu verstehen, daß Gebhard 1085 
ein von seinem Vorgänger, dem heiligen Adalbert, wiederholtes Privileg 
Kaiser Ottos I. und Papst Benedikts VI. (972—974) vorgelegt habe. 
Und wir dürfen dann wohl annehmen, daß die im Jahre 1085 vorgelegte 
Urkunde die Urkunde Adalberts gewesen ist, und daß in ihr eine Urkunde 
(oder auch je eine Urkunde) Ottos I. und Benedikts VI. bestätigt war, 
daß sie sich also auf die Urkunde (oder die Urkunden) Ottos und 
Benedikts berief. So erklärt es sich auch am einfachsten, daß jenes 
zweite Participium (das zu Benedikt und Otto gehört) vermißt wird. 
Cosmas hat sich etwas unlogisch ausgedrückt. Er erzählt, wenn wir 
ihn philologisch genau nehmen, daß eine von Adalbert bestätigte Ur- 
kunde Benedikts und Ottos vorgelegt wurde, er meint aber, daß eine 
Utkunde Adalberts vorgelegt wurde, durch die eine Urkunde (oder 
Urkunden) Benedikts und Ottos erneuert worden ist. Infolge seiner 


! Cosmas II, 21. Vgl. Johannes Kröger, Gesch. Böhmens vom Friedens- 
schluß Bretislavs mit Heinrich III. bis Wratislavs Königskrönung (Diss. Leipzig 
1880) 30f.; Bertold Bretholz, Geschichte Mährens I 2 (1895), 198f.; Adolf 
Bachmann, Gesch. Böhmens 1 (1899), 249; Bretholz, Gesch. Böhmens und 
Mährens 150. Dazu unten S. 189, 192. 

® Cosmas II, 37: [Gebhard] „replicat coram omnibus privilegium olim a sancto 
Adalberto episcopo, suo antecessore, confirmatum tam a papa Benedicto quam 
a primo Ottone imperatore. Ad cuius iustam querimoniam imperator [Heinrich IV.] 

. novum antiquo fere eiusdem tenoris addit privilegium et signo imperiali 
confirmat«. 

3 H. G. Voigt, Adalbert von Prag (1898) 34. Adalbert wurde am 19. Febr. 
982 gewählt, am 3. Juni 983 investiert, am 29. Juni 983 geweiht. 
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nicht scharfen Ausdrucksweise ist es zum Ausfall des einen Participiums 
gekommen.! Die Richtigkeit dieser Interpretation ergibt sich auch 
auf anderem Wege. Cosmas versichert, daß das vorgelegte Privileg 
ziemlich wörtlich in den Text der Urkunde von 1086 übergegangen 
ist. War es ein Privileg Adalberts, das sich auf die Urkunden Benedikts 
und Ottos berief, so ist zu erwarten, daß diese Berufung in der Urkunde 
von 1086 wiederkehrt. Und so verhält es sich ja in der Tat.” Aus 
der Urkunde Adalberts stammt also in der Urkunde von 1086 jene 
Berufung auf Papst Benedikt und Kaiser Otto I., ja vermutlich die 
ganze Erzählung von dem ‚„Bragensis episcopatus, qui ab inicio per 
totum Boemiae ac Marauiae ducatum unus et integer constitutus et tam 
a papa Benedicto gquam a primo Ottone imperatore sic confirmatus est‘‘.? 


t Vielleicht auch infolge einer Annäherung der Ausdrucksweise des Cosmas 
an die entsprechende Stelle der Urkunde von 1086. Voigt 262 fühlt richtig den 
Ausfall eines Participiums bei Cosmas, glaubt aber zu Unrecht, der Urkunde 
wegen das „confirmatum‘ zu Benedikt und Otto ziehen und deshalb zu Adalbert 
ein Wort wie „‚beglaubigt‘‘ ergänzen zu sollen. Auch in der Urkunde gehen viel- 
mehr die Konfirmierenden dem Verbum (confirmatus) voran; und eine spätere 
Beglaubigung ihrer Handlung durch Adalbert wäre ganz unzeitgemäß (wie sollte 
das ausgefallene Partizipium wohl auch heißen?). Weit wahrscheinlicher ist es, 
an eine ungenaue, sich rein äußerlich an die Wortfolge der Urkunde anschließende 
Ausdrucksweise des Cosmas zu denken. 

2 Oben S. 178 mit Anm. 1. 

® B. Bretholz, Mähren und das Reich Herzog Boleslavs II. von Böhmen 
(Archiv f. österr. Gesch. 82, 1895) 158f. irrt also, wenn er glaubt, daß in der 
Urkunde von 1086 nur die Grenzbeschreibung aus der Vorlage stamme. Ihm 
folgen zu Unrecht H. Spangenberg, Die Gründung des Bistums Prag (Hist. 
Jahrbuch 21, 1900) 767; Hauck 3, 198 Anm.; August Naegle, Die Gründung 
des Bistums Prag (Deutsche Arbeit 9, 1909/10 [Heft 7 vom April 1910]) 405. 
Auch der Ausdruck ‚ab inicio‘ in der Urkunde von 1086 hat nichts Auffallendes, 
wenn er nicht aus der Gründungsurkunde stammt, sondern aus einer späteren, 
sie benutzenden Urkunde Adalberts. Über diese selbst vgl. unten S. 190. Die 
falsche, zu einem Verdikt führende Interpretation, wonach sie von Otto I. und 
Benedikt VI. bestätigt worden sei, brachte zuerst Ernst Ludwig Dümmler, 
Piligrim von Passau und das Erzbistum Lorch (1854) 174, dem J. Loserth, Der 
Umfang des böhmischen Reiches unter Boleslaw II. (Mitteil. des Inst. f. österr. 
Geschichtsf. 2, 1881) 23—26 u. a. sich anschlossen. Ebenso unmöglich ist eine, 
zuerst von Wenzel Wladiwoj Tomek, Apologie der ältesten Gesch. Böhmens 
(1863, in den Abhandlungen der kgl. böhmischen Gesellsch. d. W., 5. Folge, 13, 
1865) 22 Anm. ausgesprochene Ansicht, wonach es sich um ein sog. Vidimus 
des Bischofs Adalbert gehandelt habe, in dem sowohl die Stiftungsurkunde Ottos 1. 
als auch eine Bestätigung derselben durch Benedikt VI. oder VII. enthalten ge- 
wesen sei. Auch Voigt (41 und 263 Anm. 203) neigt dieser Ansicht zu. Aber 
ein Vidimus im 10. Jahrhundert ist ein arger Anachronismus! Vgl. Bretholz, 
Mähren und das Reich Boleslavs 156f.; Wilhelm Schulte, Die Gründung des 
Bistums Prag (Hist. Jahrbuch 22, 1901) 293f. Daß Schulte, der in der Frage 
der Urkunde Adalberts das Richtige gesehen hat, dann doch (S. 296) zwei Vor- 
lagen für die Urkunde von 1086 annehmen möchte, ist überflüssig und wider- 
spricht aufs bestimmteste der Angabe des Cosmas, der nur von Einem Privilegium 
weiß (oben S. 179 Anm. 2). Zu der Arbeit von Tomek vgl. August Naegle, 
Kirchengesch. Böhmens I 1 (1915), 161f. 
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Noch ein anderes Stück des Adalbert-Privilegs ist in die Urkunde 
von 1086 übergegangen: die wichtige Grenzbeschreibung des Bistums 
Prag, durch die Gebhard den Nachweis lieferte, daß auch Mähren 
ursprünglich zü seiner Diözese gehört hat. Sie trägt die Spuren des 
Alters deutlich an der Stirn und lautet folgendermaßen: 

„Termini autem eius [des Bistums Prag] occidentem versus hi sunt: 
Tugust, quae tendit ad medium fluminis Chub, Zediza et Lusanae et Dazana, 
Liutomerici, Lemuzi usque ad mediam silvam, qua Boemia limitatur. 
Deinde ad aquilonem hi sunt termini: Pssouane, Chrouati et altera Chro- 
wati, Zlasane, Trebouane, Pobarane, Dedosize usque ad mediam silvam, 
qua Milcianorum occurrunt termini. Inde ad orientem hos fluvios habet 
terminos: Bug scilicet et Ztir cum Gracouua civitate provintiaque, cui 
Uuag nomen est, cum omnibus regionibus ad predictam urbem pertinen- 
tibus, quae Gracouua est. Inde Ungrorum limitibus additis usque ad 
montes, quibus nomen est Triti, dilatata procedit. Deinde in ea parte, 
quae meridiem respicit, addita regione Morowia usque ad flumen, cui 
nomen est Wag, et ad mediam silvam, cui nomen est Möre, et eiusdem 
montis eadem parrochia tendit, qua Bauuaria limitatur.““ 

Diese Grenzbeschreibung ist schon deshalb alt, weil sie nicht nur im 
Süden Mähren’ umfaßt, sondern auch im Norden Schlesien und im Osten 
Krakovien (das Land um Krakau, später Klein-Polen genannt) und 
weite Gebiete von Rotrußland, auch das Land an der Wag, alles 
Gegenden, die 1086 längst zu anderen Diözesen gehörten (Breslau, 
Krakau, Gran), und die Gebhard selbstverständlich niemals beansprucht 
hat. Es war daher ein sehr unglücklicher Gedanke verschiedener 
Forscher, die Urkunde von 1086 oder wenigstens ihre Vorlage, aus 
der die Grenzbeschreibung genommen wurde, für eine Fälschung Geb- 

‚hards zu erklären.! Hätte Gebhard, um für die Zugehörigkeit Mährens 

ı Dümmler, Piligrim 174 war der erste, der die Vorlage der Urkunde 
Heinrichs IV. für eine Fälschung Gebhards hielt. Ihm folgen u. a. Wilh. v. Giese- 
brecht, Gesch. der deutschen Kaiserzeit 1 (1855), 789 = 5. Aufl. (1881) 847; 
Max Büdinger, Österreichische Geschichte 1 (1858), 314 Anm. 4; Heinrich 
Zeissberg, Miseco I. (Archiv f. österr. Gesch. 38, 1867) 70—81; Kröger 67; 
Loserth, Umfang 25f.; Alfons Huber, Beiträge zur älteren Gesch. Österreichs 
(Mitteil. des Inst. f. österr. Geschichtsf. 2, 1881) 385; Hauck 3, 1. Aufl. (1896), 
199f. Anm. 4 (in der 3. u. 4. Aufl. 198 Anm. läßt Hauck es dahingestellt, ob 
die Urkunde von 1086 echt oder verfälscht sei, womit er auf die inzwischen er- 
schienene, unten erwähnte Untersuchung von Bachmann anspielt, und meint 
mit Bretholz [vgl. oben S. 180 Anm. 3], die Nachrichten über die Gründung des 
Bistums seien jedenfalls nur durch die Autorität Gebhards von Prag gedeckt); 
Voigt 41 u. 263 Anm. 206. Dagegen beruht es auf einem Mißverständnis von 
Dümmler oder einem anderen der genannten Forscher, wenn gelegentlich be- 
hauptet wird, sie hätten die Urkunde von 1086 für gefälscht gehalten. So Wilh. 
Regel, Über die Chronik des Cosmas von Prag (Diss. Dorpat 1892) 64; Bach- 
mann, Studien 213f. Eine wirkliche Verfälschung der Urkunde von 1086 durch 


Gebhard suchte erst 1900 Bachmann a.a. O0. 215—217 wahrscheinlich zu 
machen, ohne aber den Nachweis dafür führen zu’ können. 
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zur Diözese Prag einen Nachweis zu schaffen, eine Fälschung verfertigt, 
so hätte er sie gewiß nicht mit Ländern wie Schlesien und Krakovien 
beschwert.! Neuere reden daher höchstens noch von einer Verfälschung: 
Gebhard habe in die Grenzbeschreibung der Urkunde von 1086 oder 
ihrer Vorlage Mähren eingeschwärzt.”° Dann wäre also gerade das 
Land, das im 11. Jahrhundert vom Bistum Prag in der Tat noch be- 
ansprucht wurde, zu Unrecht genannt, während die anderen, längst 
aufgegebenen Teile nicht angefochten werden können. Man spürt 
sofort das Willkürliche :iner solchen Trennung. Und in der Tat zeigt 
eine genaue Betrachtung der Grenzbeschreibung ihren völlig einheit- 
lichen, mit Bestimmtheit auf das 10. Jahrhundert (zwischen 968 und 
1000) weisenden Charakter. Die Orts-, Fluß- und Bergnamen sind 
durch die intensive böhmische Lokalforschung heute alle sicher ge- 
deutet?, und wir können das Wesen dieser Grenzbeschreibung gut 
erkennen. Sie nennt im Westen und Norden, d.h. da, wo das neue 
Bistum Prag an altchristliche Länder, an die schon bestehenden Diözesen 
Regensburg, Zeitz, Meißen und Posen grenzt, die alten böhmischen 
Grenz-Zupen (Zupa = Gau), die mithin noch mit zum Bistum Prag 
gehören sollten, es nach diesen Seiten hin Klar und scharf abgrenzten. 
Im Westen reicht das Bistum danach bis zu den Zupen Taus, die sich 
bis zum mittleren Chambflusse erstreckt, Sedlitz (bei Elbogen), Saatz, 
Tetschen, Leitmeritz und Bilin, bis zur Mitte des Waldes, wo Böhmens 
Grenze ist. Im Norden werden ebenso als Grenzzupen genannt: Melnik, 
die beiden Chrowatenzupen (an der Iser bei Münchengrätz und Turnau) 
sowie die vier schlesischen Gaue links der Oder, das Schlesierland (amı 
Zobten), Trebovane (wahrscheinlich an der Katzbach), der Bobergau 
und Dedosize, bis zur Mitte des Waldes, wo die Grenzen der Milzener 
(in der Ober-Lausitz) laufen. Ein Blick auf die Karte lehrt, wie hier 
überall feste Grenzen gezogen waren. Die Milzener gehörten zur Diözese 
Meißen, während die Oder das Bistum Prag von dem Bistum Posen 


! vgl. Richard Roepell, Gesch. Polens 1 (1840), 641; J. Kalousek, Über 
den Umfang des böhmischen Reiches unter Boleslav II., in Sitzungsberichte der 
königl. Böhm. Gesellsch. d. W. in Prag, Jahrg. 1883 (Prag 1884), Vorträge der 
Classe f. Philos., Gesch. u. Philol., S. 37. Ebenso töricht ist es, wenn man die 
Urkunde wegen der Nennung Ottos I. als Gründers des Bistums Prag angefochten 
hat. Denn wenn wirklich Otto Il. der Gründer wäre, wie im 11. Jahrhundert 
behauptet worden ist (vgl. unten S. 186), so hätte Gebhard sich gewiß nicht eine 
Blöße durch Nennung Ottos I. gegeben. 

2 Namentlich Bachmann (oben S. 181 Anm. 1) und Schulte 290293. 
Ersterer redet von einer Verfälschung der Urkunde, letzterer von einer Ver- 
fälschung ihrer Vorlage. 

3 Vgl. namentlich Tomek, Apologie 16f., 20f.; Kalousek, Umfang 32f.; 
Julius Lippert, Sozial-Gesch. Böhmens 1 (1896), 31 —39; Voigt 40 u. 263 Anm. 
205; Bachmann, Studien 219f. Dazu die bei Kalousek 27 Anm. und in dem 
Druck der Urkunde bei Friedrich genannte Literatur. 


Die Urkunde Heinrichs IV. für Prag vom Jahre 1086. 183 


schied.2? Die Bistümer Meißen und Posen sind 968 gegründet, einige 
Jahre vor Prag. Einen anderen Charakter hat die Grenzbeschreibung 
für den Osten und den Süden. Hier werden uns keine Zupen genannt, 
sondern hier, wo man an die im 10. Jahrhundert noch heidnischen 
Länder der Russen und Ungarn stieß, sind die Grenzen überhaupt nicht 
so genau umschrieben. Im Osten reicht die Diözese bis zu den Flüssen 
Bug und Styr?, mit der Stadt Krakau und der Provinz namens Wag 
und mit dem ganzen zu Krakau gehörigen Gebiet; dann folgt sie den 
Grenzen der Ungarn bis zu den Tatra genannten Bergen. Es kann 
sein, daß die Beschreibung hier etwas in Unordnung geraten ist; denn 
die Provinz Wag erinnert an den Fluß Wag, und der kommt gleich 
darauf bei der Südgrenze noch einmal und an besser passendem Orte 
vor. Aber gerade auch eine solche Inkongruenz spricht nicht für, 
sondern gegen eine überlegte Fälschung. Wie wenig hier im übrigen 
von einer geschlossenen Grenze die Rede ist, zeigt insbesondere die 
Nennung der Flüsse Bug und Styr, von denen jener zur Weichsel, dieser 
zum Pripet fließt. Schließlich die Südgrenze umfaßte Mähren bis zu 
dem Flusse namens Wag und bis zur Mitte des Waldes namens Mail- 
berg? und zog dann nach dem Gebirge, das die Grenze gegen Bayern 
bildet. Es ist klar, daß diese Grenzbeschreibung älter ist als die Zeit 
ums Jahr 1000, wo die Bistümer Breslau, Krakau und Gran errichtet 
wurden und die Diözese Prag Schlesien, Krakovien und das Flußgebiet 
der Wag aufgeben mußte. Die Grenze der Diözese Prag gegen die 
Diözesen Regensburg, Zeitz, Meißen und Posen fiel offenbar mit der 
politischen Grenze Böhmens zusanımen. Auch Schlesien links der Oder 
gehörte um die Mitte des 10. Jahrhunderts zu Böhmen, worauf ich 
in anderem Zusammenhang noch zurückzukommen hoffe. Dagegen 
hat man zu Unrecht die Frage nach dem Umfang des böhmischen Reichs 
mit der weiten Missionsgrenze der alten Diözese Prag im Osten und 
Süden in Zusammenhang gebracht.* Krakovien gehörte allerdings 


! Auch das Bistum Meißen hat in den ersten Jahren des Bistums Prag keine 
Ansprüche auf die schlesischen Gaue links der Oder erhoben. Das beginnt erst 
990, infolge politischer Änderungen, worauf ich an anderem Ort (Zeitschrift 
des Vereins f. Gesch. Schlesiens 52) zurückkommen werde; frühere urkundliche Be- 
lege sind interpoliert. Vgl. auch Bretholz, Mähren und das Reich Boleslavs 152 
bis 154; Schulte 287f. Über die Gründung des Bistums Posen handelte zuletzt 
Karl Graf v. Zmigröd Stadnicki, Die Schenkung Polens an Papst JohannesXV. 
(1911) 9—12. Mir scheint das wahrscheinlichste Jahr doch 968. 

2 Zweifel an der Identität dieses Flusses mit dem Ztir der Urkunde (vgl, 
Zeissberg 80) sind völlig ungerechtfertigt. 

® An der österreichisch-böhmischen Grenze, beim gleichnamigen Ort; vgl. 
Meyer von Knonau 3 (1900), 465f. mit Arım. 42. 

* Loserth, Umfang, und Kalousek, Umfang, sind hier gleicherweise ge- 
strauchelt, und auch bei Bretholz, Mähren und das Reich Boleslavs, macht sich 
die falsche Fragestellung noch geltend. j 
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nachweisbar schon 965 zu Böhmen.! Aber die Gegenden am Bug und 
Styr so wenig wie das Flußgebiet der Wag. Und bei der Frage, ob 
Mähren ursprünglich zum Bistum Prag gehört habe, hat die Frage, 
ob es im 10. Jahrhundert schon von Böhmen abhängig war oder nicht, 
ganz auszuscheiden.? 

Aber es sind ja auch in der Tat andere Erwägungen, die der Mei- 
nung, daß das Bistum Prag in den ersten Jahren nach seiner Gründung 
auch Mähren umfaßt habe, bisher entgegenstanden, und die den Anlaß 
gaben, in der Grenzbeschreibung der Urkunde von 1086 willkürliche 
Scheidungen vorzunehmen und von Verfälschung zu sprechen. Die 
Angabe der Urkunde, daß das Bistum Prag sich ursprünglich auch über 
Mähren erstreckt habe, soll nämlich, so hören wir?, ganz bestimmt 
unrichtig, mit den Nachrichten über mährische Bischöfe dieser Zeit 
unvereinbar sein. Wir müssen also über die ältesten Beziehungen der 
Bistümer Prag und Mähren Klarheit gewinnen und im Zusammenhang 
damit auch über die vielbehandelte Frage nach der Gründung des 
Bistums Prag zu einem Urteil gelangen. 


Das mährische Bistum ist ein Jahrhundert älter als das böhmische. 
Es geht auf den Erzbischof Methodius zurück, erlebte aber nach dessen 
Tod (885) eine Zeit schwerster Zerrüttung. Hören wir auch von einigen 
Bischöfen, die in der Folge in Mähren gewirkt oder zu wirken versucht 
haben, so war doch von einer geregelten Sukzession keine Rede. Die 
kirchlichen Verhältnisse waren vielmehr aufs stärkste gestört, in der 
Auflösung begriffen. Die dringend nötige Neuordnung erfolgte im 
Anschluß an die Gründung des Bistums Prag. 


Das Jahr der Gründung des Bistums Prag ist umstritten. Die 
Urkunde von 1086 und Cosmas, der die ersten Teile seiner Chronik 
um 1110 geschrieben haben mag, nennen Otto I. als Gründer. Cos- 
mas I, 22 bringt ein Schreiben des Papstes Johannes XIll. (965—72) 
an Herzog Boleslaw I. von Böhmen, in dem der Papst seine Zustimmung 


1 Reisebericht des Ibrahim-ibn- Jakub, zuletzt besprochen von Friedrich 
Westberg, 1898 (Me&moires de l’academie imperiale des sciences de St.-Peters- 
bourg, VIII. serie, Classe historico-philologique, Bd. 3 [1899], Nr. 4). 

2 Nach Bretholz, Gesch. Mährens I 2, 149ff., Mähren und das Reich 
Boleslavs 140ff., Gesch. Böhmens und Mährens 120 gehörte Mähren damals 
noch nicht zu Böhmen, sondern stand während des ganzen 10. Jahrhunderts in 
einer losen Abhängigkeit von Ungarn. 

3 Schon Giesebrecht a. a. 0. gründete hierauf sein Verdikt, und daß 
Mähren neben Prag im 10. Jahrhundert seinen eigenen Bischof gehabt habe, ist 
seitdem ziemlich allgemeine Überzeugung. Vgl. u. a. Loserth, Umfang 26; 
Bretholz, Mähren und das Reich Boleslavs 154f.; Schulte 288, 292; Hauck 
3 (3. u. 4. Aufl.), 198 Anm.; Naegle, Gründung 414f. 

4 Vgl. Bretholz, Gesch. Mährens I 2, 158; ders., Gesch. Böhmens und 
Mährens 65f., 150. 
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zur Errichtung des von Boleslaw gewünschten Bistums gibt.! Wahl und 
Weihe des ersten Bischofs von Prag, des Sachsen Thietmar (Deothmar), 
stellt er I, 23 zu 967. Die Urkunde von 1086 nennt als Gründer neben 
Otto I. den Papst Benedikt, d.h. Benedikt VI. (972—74), so daß wir 
danach auf die Jahre 972 oder 973 kämen; denn am 7. Mai 973 ist 
Kaiser Otto I. gestorben. Die Angaben der Urkunde, die auf das Privi- 
legium Adalberts zurückgehen, verdienen unbedingten Glauben; selbst 
wenn das Privileg verfälscht wäre, würde man geneigt sein, an ihnen 
festzuhalten, da der Fälscher sich schwerlich gegen die Tradition auf 
Otto I. und Benedikt festgelegt hätte. Weniger zuverlässig sind die 
Angaben des Cosmas. Das Datum für Wahl und Weihe Thietmars ist 
falsch?, wie ja überhaupt seine älteren Jahreszahlen alle oder fast alle 
unrichtig sind. Und auch der Brief Johanns XIll. ist verdächtig, wenn 
auch die Ansicht, daß Cosmas selbst ihn verfertigt habe, zurück- 
gewiesen werden muß.®? Der Brief dürfte eine Fälschung (oder Ver- 


! Mon. Germ. SS.9, 49; Font. rer. Boh., 2, 36. Cosmas glaubt, das Schreiben 
sei an Boleslaw II. gerichtet. Da der Papst dessen Schwester Mlada aber als 
„filia nostra, tua relativa‘‘ bezeichnet, muß Boleslaw I. als Adressat gemeint sein. 
Es ergibt sich daraus, daß Cosmas dieses Schreiben unmöglich verfertigt haben kann. 
Das Todesjahr Boleslaws I. ist strittig. An der seit Cosmas üblichen Ansetzung 
zu 967 zweifelte bereits Alfons Huber, Gesch. Österreichs 1 (1885), 161 Anm. 3. 
Regel 67 und Spangenberg, Gründung 770 treten für 972 ein. Vgl. Naegle, 
Gründung 398 mit Anm. 1. 

® Vgl. unten S. 187. Auch das Auctarium Ekkehardi Altahense (Mon. Germ. 
SS. 17, 362) hat seine entsprechende Nachricht natürlich aus Cosmas. Über dessen 
ältere Jahreszahlen vgl. Franz Palacky, Würdigung der alten böhmischen 
Geschichtschreiber (1830, n. A. 1869) 25ff.; W.Wattenbach, Die slawische Liturgie 
in Böhmen und die altrussische Legende vom heiligen Wenzel (Abhandlungen 
der Hist.-philos. Gesellsch. in Breslau 1, 1858) 223 mit Anm. 2; Regel 5öff.; 
Bachmann, Gesch. Böhmens 1, 164 Anm. 2; Naegle, Kirchengesch. Böhmens 
I 1, 120. In einzelnen Fällen suchte ihn Bretholz, Studien zu Cosmas von Prag 
(Neues Archiv 34 u. 35, 1909 u. 1910), zu retten. 

3 Vgl. darüber oben Anm. 1; hätte Cosmas einen Papstbrief gefälscht, so 
hätte er das gewiß auf den Namen Benedikts VI. getan, den er ja später auf 
Grund der Urkunde von 1086 unter den Gründern des Bistums Prag nennt. 
Sehr zu Unrecht hat also, nachdem J. Loserth, Studien zu Cosmas von Prag 
(Archiv f. österr. Gesch. 61, 1880) 20—22 und Hauck 3, 197 Anm. die Ver- 
fasserschaft des Cosmas für wahrscheinlich gehalten haben, Karl Uhlirz, Die 
Errichtung des Prager Bistums (Mitteilungen des Vereins für Gesch. der Deutschen 
in Böhmen 39, 1901 [1. Heft, erschienen 1900]) 4f. mit Anm. 2 sie für sicher 
erklärt. Auch die Ansicht von Regel 77f., daß der Brief nur eine Form der 
Darstellung sei, ist unmöglich. Viele Forscher halten den Brief für echt. So 
Franz Palacky, Gesch. von Böhmen I (1836), 228; Tomek, Apologie 35f.; 
B. Dudik, Mährens allgem. Gesch. 2 (1863), 27—33; Hippolyte Delehaye in 
den Acta sanctorum Nov. II 1 (1894), 542; Josef Schindler, Gesch. der Be- 
gründung des Prager Bistums (Die feierliche Installation des Rektors der Deutschen 
Universität in Prag, 1894) 23, 28f.; ders., Verhältnis des hl. Wolfgang zu Böhmen 
(Der Heilige Wolfgang Bischof von Regensburg, Histor. Festschrift, herausgegeben 
von J. B. Mehler, 1894) 73. Schon Wattenbach 226 brachte viel zur Recht- 
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fälschung) aus den Jahren 1032—1080 sein, beweist aber wenigstens 
so viel, daß eine Tradition damals die Gründung des Bistums Prag 
in die Zeit Ottos I. verlegte und auch den Papst Johannes XIII. damit 
in Verbindung brachte — eine Tradition also, die nicht aus der Ur- 
kunde Adalberts schöpfen konnte und selbständigen Wert hat. Daß 
bereits unter Johannes XIII. die Gründung des Bistums Prag in Aus- 
sicht genommen wurde, ist schon an sich durchaus wahrscheinlich 
angesichts der Tatsache, daß während seines Pontifikats (968) die 
Gründung des Erzbistums Magdeburg und der Bistümer Merseburg, 
Zeitz, Meißen und Posen vollzogen worden ist. Viele Forscher nehmen 
daher an, daß die Verhandlungen unter Johann XIll. begonnen haben 
und unter Benedikt VI., noch bei Lebzeiten Ottos I. und unter dessen 
bestimmender Mitwirkung, zu Ende gebracht wurden, wahrscheinlich 
auf dem Reichstag zu Quedlinburg an Ostern (23. März) 973, wo 
Herzog Boleslaw II. von Böhmen anwesend war.! Diese Ansicht ist 
auch nach meinem Dafürhalten durchaus richtig. 

Aber eine andere Quelle scheint vielen zu anderen Schlüssen führen 
zu müssen. Das ist die Lebensbeschreibung des Bischofs Wolfgang 
von Regensburg, die der Mönch Otloh von St. Emmeram um die Mitte 
des 11. Jahrhunderts geschrieben hat. Nach Otloh? war nicht Otto I., 
sondern Otto II. (‚‚medius Otto caesar‘‘) der Gründer des Bistums Prag. 
Otto II. sei von Herzog Heinrich II. von Bayern aufgefordert worden, 


fertigung des Briefes bei, wenn er die Frage der Echtheit auch nicht entscheiden 
will. Ähnlich Ernst Dümmler, Kaiser Otto der Große (1876) 502f. und Bret- 
holz, Gesch. Böhmens u. Mährens 84 Anm. I, die an Einschübe denken. 
Richtige Beurteilung bei Spangenberg, Gründung 763—766, und bei Naegle, 
Gründung 401—404, Kirchengesch. Böhmens I 1, 189f. Im Codex dipl. et epist. 
regni Bohemiae von G. Friedrich 1, 342f., Nr. 371 wird der Brief unter den 
Acta spuria als Fälschung des 11. Jahrhunderts gedruckt. Er ist nicht kanzlei- 
gemäß und erregt auch wegen der Nichterwähnung des Kaisers Argwohn. Ist er 
aber falsch, so gehört er offenbar in die von Wattenbach 227—230 geschilderten 
Streitigkeiten hinein. 

! Dies ist namentlich die Ansicht von Gelasius Dobner in Wenceslai Hagek 
Annales Bohemorum 4 (1772), 213f.; Palacky 1, 228f.; Wilh. Giesebrecht, 
Jahrbücher des Deutschen Reiches unter der Herrschaft Kaiser Ottos II. (1840) 
123—125 (Verf. hat später seine Ansicht geändert, vgl. unten S. 187 Anm. 3); 
Kalousek 35f.; Schindler a.a. ©. (in den Einzelheiten unzuverlässig); Bret- 
holz, Gesch. Mährens I 2, 141 (vgl. Mähren u. d. Reich Boleslavs 164 und 
unten $S. 187 Anm. 3, woraus zu ersehen ist, daß der Verf. später seine Ansicht 
geändert hat); Bachmann, Gesch. Böhmens 1, 164 (unbestimmt); Spangen- 
berg, Gründung 769—773; Schulte 286f.; Naegle, Gründung 403—410. Otto 
weilte vom 19. März bis 4. April 973 in Quedlinburg; Böhmer-Ottenthal Reg. 
Nr. 562c bis 563a. 

®2 Kap. 29. Othloni Vita s. Wolfkangi episcopi, herausgegeben v. G. Waitz, 
Mon. Germ. SS. 4 (1841), 538; herausgegeben von H. Delehaye, Acta sanctorum 
Nov. II 1 (1894), 578f. Otloh schrieb die Vita nach 1037, ob aber vor 1052, ist 
sehr zweifelhaft, wahrscheinlicher wohl erst 1060—62; vgl. Delehaye ebda. 528 
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die Herrschaft des Christentums in Böhmen zu vollenden!, und habe 
dieser Aufforderung mit Hilfe des Bischofs Wolfgang von Regensburg, 
‚zu dessen Diözese Böhmen bisher gehörte, der aber aus kirchlichem 
Eifer gegen eine Entschädigung gern seine Unterstützung lieh, durch 
Errichtung des Bistums Prag entsprochen. Da Wolfgang an Weih- 
nachten 972 Bischof von Regensburg geworden ist, würde auch diese 
Darstellung gut zu der Gründung des Bistums Prag zu Ostern 973 
passen, wenn nicht die Nennung Ottos II. Schwierigkeiten bereiten 
würde. Ganz unpassend ist es natürlich, diese Schwierigkeiten dadurch 
heben zu wollen, daß man meint, Otto II., der ja schon zu Lebzeiten 
des Vaters König und Kaiser war, habe als Mitregent an der Gründung 
des Bistums teilgenommen.” Zahlreiche Forscher glauben dagegen 
wirklich, daß die Angaben des Cosmas und der Urkunde von 1086 
auf Fälschung oder Verwechslung beruhen, und daß die Gründung des 
Bistums Prag erst unter Otto Il. 973, 974 oder gar erst 975—76 zu- 
stande gekommen sei.? Es scheint dazu nämlich zu stimmen, daß 
Thietmar, der erste Bischof von Prag, nach einem Straßburger Bischofs- 
katalog? durch den Erzbischof Willigis von Mainz in Brumath im 
Elsaß geweiht worden ist. Willigis ist im Januar 975 Erzbischof von 
Mainz geworden; und auf Grund der Itinerare nimmt man mit Recht 
an, daß die Weihe Thietmars erst im Januar 976 (wohl zwischen 3. und 
18. Januar) von ihm vollzogen worden ist.° Diese späte Besetzung 


' „ut, quod apııd ipsam gentem incohatum esset, pro Dei amore regali 
potestate perageret‘. Dies Angefangene, das Otto vollenden soll, ist nach dem 
Vorhergehenden (vgl. den Satz „Haec namque gens — ignoravit‘‘) das Christen- 
tum und darf nicht mit Bretholz, Mähren u. d. Reich Boleslavs 151 und 
Spangenberg, Gründung 769, 773 aus Bedürfnissen der Harmonistik auf das 
Bistum Prag gedeutet werden. Vgl. Uhlirz, Errichtung 8. 

®2 Palacky I, 228 Anm. 40; Giesebrecht, Jahrbücher 124. 

» Franciscus Pubitschka, Chronologische Geschichte Böhmens 3 (1773), 
18—21; Roman Zirngibl, Wann wurde Böhmen von dem Bistume Regens- 
burg getrennt? (Histor. Abhandlungen der kgl. baierischen Akad. d. Wiss. 1807, 
S. 429—436); Dümmler, Piligrim 173f. Anm. 9 (f. 973/74); Giesebrecht, Kaiser- 
zeit I, 5. Aufl., 847; Dudik 2, 37; Zeissberg 79f.;, Dümmler, Otto 503 
(f. 975/76); Loserth, Umfang 27 (ebs.); Regel 66 (f. 974); Delehaye 542 
(f. 973/74); Wilh. Erben in Hist. Ztschr. 77 (1896), 143 Anm. I (ebs.); Voigt 
27, 40f., 262 (nach Schwanken f. 975); Hauck 3, 196—199 mit Anm. 6 (f. 975); 
Uhlirz, Errichtung 6f.; ders., Jahrbücher des Deutschen Reiches unter Otto Il. 
(1902) 28, 70f., 226f. (ebs.); Bretholz, Gesch. Böhmens u. Mährens 85. mit 
Anm. 1; Köster 204 (unentschieden). Erben und Hauck führen gegen eine 
Gründung durch Otto I. die Kürze der Zeit zwischen der Einsetzung Wolfgangs 
und dem Tod Ottos an; aber die Verhandlungen hatten schon lange vor 972 
begonnen. 

* Wimpfeling, Catal. episc. Argent., angeführt von O. Holcer-Egger, 
Mon. Germ. SS. 13 (1881), 323 Note. 

. 5 Vgl. Regel 66; Delehaye 541; Hauck 3, 198 Anm., 988; Uhlirz, 
Errichtung 6 Anm. 1; Naegle, Gründung 411. 
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des Bistums scheint dafür zu sprechen, daß die Gründung nicht schon 
973 durch Otto I., sondern erst ein oder zwei Jahre später durch 
Otto Il. erfolgt ist, und daß somit Otloh gegen die Urkunde von 1086 
und gegen Cosmas im Recht ist. Den Papst Benedikt, den die 
Urkunde mit der Gründung des Bistums in Zusammenhang bringt, 
kann man in diesem Falle auf Benedikt VII. (974—83) deuten. Wie 
freilich der Name Ottos I. in die Urkunde hineingekommen ist, bleibt 
dabei schlechthin rätselhaft.! Dagegen wäre im anderen Falle, wenn 
Otto I. wirklich der Gründer wäre, die Nachricht Otlohs viel weniger 
auffallend. Nicht nur, daß man darauf hinweisen könnte, daß die 
Gründung von Ostern 973 ja doch erst einige Jahre später, unter 
Otto II., durch die Wahl und Weihe Thietmars wirklich zum Abschluß 
gekommen wäre, und daß auch die Frage der Entschädigung des Bis- 
tums Regensburg wohl erst unter Otto Il. ihre endgültige Lösung ge- 
funden hat.? Vor allem ist hervorzuheben, daß Otloh von der Dauer 
der Regierung Ottos I. keine richtige Vorstellung hat; denn er schreibt 
auch die Erhebung seines Helden Wolfgang zum Bischof von Regens- 
burg (Weihnachten 972) der Regierung Kaiser Ottos II. zu?, obgleich 
er damit sicher unrecht hat. Was er von Otto II. erzählt, kann also 
bereits in die Monate vom Dezember 972 ab gesetzt werden. So löst 
sich der Gegensatz, in dem Otloh zu unseren anderen Quellen zu stehen 
schien, auf sehr einfache Weise, und es bleibt nur noch übrig, die späte 
Besetzung des an Ostern 973 errichteten Bistums Prag zu erklären. 
Eben diese Erklärung aber ergibt sich einleuchtend und ungezwungen, 
wenn wir nun wieder einen Blick auf die kirchlichen Verhältnisse in 
Mähren werfen. 

Nach der Urkunde von 1086 und nach ihrer Vorlage, der Urkunde 
Adalberts, war das Bistum Prag ursprünglich (ab inicio) auch für Mähren 
errichtet worden. Das müßte sich auf die Gründung im Jahre 973 
beziehen. Als freilich 976 der erste Bischof von Prag, Thietmar, seine 
Weihe empfing, da umfaßte seine Diözese Mähren nicht mit. Denn 


ı Delehaye 543 bescheidet sich, an einen Irrtum des Verfassers der Ur- 
kunde von 1086 zu denken, und das gleiche dünne Rettungsseil ergreifen Hauck 
3, 199 Anm., Uhlirz, Errichtung 9 und Bretholz, Gesch. Böhmens u. Mährens 
85 Anm. 1. : 

2 Über sie dürfte Otloh hauptsächlich unterrichtet gewesen sein; auch das 
Privilegium, das Wolfgang nach dem Zeugnis Otlohs selbst verfaßte, bezog sich 
auf das „concambium‘“, d. h. auf die Entschädigung. Vgl. über diese Karl Beer, 
Zur Gründung des Prager Bistums (Mitteil. des Vereins f. Gesch. d. Deutschen 
in Böhmen 49, 1911). 

3 Kap. 14 (‚imperator Otto secundus‘“). Vgl. Dümmler, Otto 496 Anm. 5. 
Daß Otloh diese Nachricht bei Arnold fand, mindert ihre Bedeutung für uns nicht; 
er glaubte eben nun Otto II. seit der Einsetzung Wolfgangs an der Regierung. 
Kalousek 36; Bretholz, Mähren u. d. Reich Boleslavs 151; Naegle, Gründung 
4098. 
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neben ihm erscheint zur gleichen Zeit auch ein Bischof von Mähren: 
am 28. April 976 fällt zu Mainz der Erzbischof Willigis ein Urteil 
zusammen mit seinen Suffraganen, den Bischöfen von Speyer, Worms, 
Prag und Mähren.! Cosmas erwähnt ferner gelegentlich einen alten 
Bischof Wracen von Mähren, der schon vor der Zeit des Bischofs Severus 
von Prag (1030—67) gelebt habe?, und der also entweder mit jenem 
Bischof von 976 identisch war oder sein Nachfolger gewesen sein muß. 
Im 11. Jahrhundert waren die Diözesen Prag und Mähren allerdings eine 
Zeitlang vereinigt, bevor sie 1063 aufs neue getrennt wurden (vgl. 
oben S. 178f.), und Bretholz? glaubt, daß diese Vereinigung bald nach 
der Wahl des Bischofs Severus (also. bald nach 1030) erfolgt sei, da 
Severus nach Cosmas ‚fast‘ während seiner ganzen Amtsführung 
Böhmen und Mähren als ein zusammengehöriges Bistum verwaltet 
habe. Das ist aber ein offenbarer Fehlschluß. Denn das ‚‚fast‘‘ bezieht 
sich darauf, daß Severus gegen Ende seiner Regierung, im Jahre 1063, 
Mähren abgeben mußte, und in Wahrheit ist die Vereinigung Mährens 
mit Böhmen schon viel früher, lange vor dem Amtsantritt des Severus, 
erfolgt, nämlich im 3. Jahr der Regierung des heiligen Adalbert, 
d.h. also wohl im Jahre 985.* Das wissen wir aus einem Olmützer 
Bischofskatalog des 15. Jahrhunderts, dem ‚„Granum catalogi prae- 
sulum Moraviae‘“‘, der die Notiz enthält, daß im dritten Jahr des 
Episkopates des heiligen Adalbert das Bistum Mähren mit dem Bistum 
Prag bis auf die Zeit des Bischofs Severus von Prag vereinigt worden 
ist.5 Man hat geglaubt, diese Nachricht als belanglos behandeln zu 


! Codex diplomaticus Mogunt., herausgeg. von Valent. Ferd. de Gudenus, 
1 (1743), 352—357, Nr. 129; Codex dipl. et epistolaris Moraviae 1, herausgegeben 
von Antonius Boczek (1836), 96—99, Nr. 113; Regesta dipl. nec non epist. 
Bohemiae et Moraviae 1, herausgegeben von Carolus Jaromirus Erben (1855), 
31, Nr. 72; andere Drucke bei J. Fr. Böhmer, Regesta archiepiscoporum Magunti- 
nensium, herausgegeben von Cornelius Will, 1 (1877), 119f., Nr. 13. Das Urteil 
ergeht „astipulantibus assessoribus nostris venerabilibus episcopis Spirensi, Wor- 
matiensi, Pragensi, Moraviensi‘“. Sehr zu Unrecht meinte Dudik 2, 50, dieser 
Bischof von Mähren sei ‚so zu sagen Weihbischof, bloß zur Aushilfe dem Prager 
Bischofe beigeordnet‘‘ gewesen. Vgl. Loserth, Umfang 26; Voigt 264 Anm. 
208; Bretholz, Mähren u. d. Reich Boleslavs 155. 

2 Cosmas II, 21. 

3 Gesch. Böhmens u. Mährens 150. 

4 Vgl. oben S. 179 mit Anm. 3. 

5 ‚971 tempore sancti Adalberti Pragensis episcopi secundi anno episcopatus 
sui tercio Moraviensis episcopatus Pragensis episcopio Benedicti pape septimi 
Othonisque imperatoris secundi confirmacione et pii Boleslai ducis Boemie consensu 
accedente usque ad tempora Severi episcopi Pragensis sexti et Vratislai ducis 
Boemie fuit unitus“; J. Loserth, Das Granum catalogi praesulum Moraviae 
(Archiv f. österr. Gesch. 78, 1892) 66 (ohne Jahr schon bei Dudik 2, 63 Anm. 1). 
Loserth will a. a. O. 55f. die Ansicht begründen, daß das Granum die ganze 
Nachricht aus dem Bericht des Cosmas über die Urkunde von 1086 genommen 
habe. Anders richtig Regel 85; Delehaye 543, Nr. 42; Schulte 295f. mit 
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können, da sie aus den Angaben des Cosmas über das Privileg des 
heiligen Adalbert und die ursprüngliche Vereinigung der Bistümer 
Prag und Mähren zusammengestellt sei (Loserth). Demgegenüber 
ist mit aller Bestimmtheit darauf hinzuweisen, daß die Zeitbestimmung 
auf das dritte Jahr von Adalberts Episkopat unmöglich auf irgend- 
welche Weise aus Cosmas herausinterpretiert werden konnte. Es ist 
in der Tat kein Zweifel, daß das Granum in dieser Hinsicht eine selb- 
ständige und alte Nachricht hat, die sich aufs glücklichste unserer 
sonstigen Kenntnis der mährischen Bistumsverhältnisse einfügt. Aber 
noch mehr. Nun wird mit einem Schlage auch klar, was das für ein 
Privilegium Adalberts war, das die Vorlage für die Urkunde von 1086 
abgab. Es bezeugte, wie wir uns erinnern, daß Böhmen und Mähren 
ursprünglich kirchlich vereinigt waren, und berief sich dafür auf die 
Urkunde (oder die Urkunden) des Papstes Benedikt und Ottos I., also 
auf die Gründungsurkunde von 973. Da ist wohl der Schluß erlaubt, 
daß dieses Privilegium Adalberts nichts anderes war als die Urkunde, 
durch die Adalbert 985 die Wiedervereinigung Böhmens und Mährens 
zu Einer Diözese vollzog. Und daraus ergibt sich wiederum, daß die 
Diözese Prag, wie sie bei der Gründung an Ostern 973 gedacht war, 
in der Tat auch Mähren mit umfaßt hat. Die ganze Grenzbeschreibung 
der Urkunde von 1086, die aus der Urkunde Adalberts von 985 ent- 
nommen worden ist, war in diese wohl aus der Gründungsurkunde 
von 973 übergegangen.! Als Adalbert die beiden Diözesen vereinigte, 
berief er sich naturgemäß darauf, daß das dem ursprünglichen Umfang 
des Bistums Prag, wie es von Benedikt und Otto I. begründet worden 
war, entsprach. 


Anm. 3. Zwar das falsche Jahr (971) hat das Granum durch Kombination der 
Angabe vom dritten Jahr des Episcopates Adalberts mit Cosmas I, 25 (wo die 
Wahl Adalberts irrig zu 969 gestellt wird) berechnet. Aber die Angabe vom dritten 
Jahr muß es anderswoher gehabt haben, zweifellos aus einer guten Olmützer 
Tradition. Was Uhlirz, Jahrbücher 227 gegen Schulte sagt, ist ganz unzu- 
treffend. Auch die Nennung von Benedikt VII. und Otto Il. beweist, daß der 
Verfasser des Granum ihren Regierungsantritt zwar um einige Jahre zu früh an- 
setzte, aber doch keineswegs sein Wissen nur aus Cosmas schöpfte. Voigt 42, 
264 Anm. 209, glaubt gleichfalls, daß es unter Adalbert zu einer Vereinigung 
Mährens mit dem Bistum Prag gekommen ist, setzt sie aber ohne zureichenden 
Grund zu etwa 992. 

! Regel 81f. glaubt, daß die Grenzen des Bistums Prag, wie unsere Grenz- 
beschreibung sie gibt, dem Umfang des mährischen Erzbistums des heiligen 
Methodius entsprochen haben, und daß ein für Methodius gegebenes Privilegium 
ecclesiae Moraviensis die letzte Grundlage der Grenzbeschreibung und der Urkunde 
von 1086 bilde; er hat darüber in einer ebda. 57 Anm. 1 zitierten (mir nicht 
zugänglichen) Abhandlung von 1883 gehandelt. Delehaye 544 folgt ihm. Ich 
halte diese Hypothese aber für sehr unwahrscheinlich. In unserer Grenz- 
beschreibung steht Böhmen durchaus im Mittelpunkt, was bei dem Erzbistum 
des Methodius sicher nicht der Fall war. Böhmen stand nur in einer losen 
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Aber auch die lange Zeitdauer zwischen der Gründung des Bis- 
tums Prag (März 973) und der Weihe des ersten Bischofs (Januar 976) 
wird jetzt erklärlich. Zwar konnte man schon bisher auf allerhand 
Umstände hinweisen, die eine Verzögerung herbeiführten, so namentlich 
auf den Abfall Herzog Heinrichs Il. (des Zänkers) von Bayern im 
Sommer 974; die Vermutung, daß das Bistum Prag ursprünglich der 
bayerischen Kirchenprovinz Salzburg unterstellt werden sollte und erst 
jetzt zur Kirchenprovinz Mainz geschlagen wurde, ist wenigstens 
durchaus möglich." Aber offenbar hat sich auch noch eine andere 
Schwierigkeit erhoben, und die lag in der Zuweisung Mährens zur 
Kirchenprovinz Prag. Mähren stand während des ganzen 10. Jahr- 
hunderts in einer losen Abhängigkeit von Ungarn.? Auf dem Reichstag 
zu Quedlinburg Ostern 973 fand sich auch eine ungarische Gesandt- 
schaft beim Kaiser ein®, und wir dürfen wohl sicher annehmen, daß 
ihre Anwesenheit mit der Gründung des Bistums Prag, dem auch 
Mähren und das Land an der Wag zugewiesen wurden, in Zusammen- 
hang stand. Ob der ungarische Grenzfürst Geisa damals seine förm- 
liche Einwilligung zu der neuen Schöpfung gab, muß dahingestellt 
bleiben. Jedenfalls aber erwies sich nun die Ausführung der kirch- 
lichen Verbindung Mährens mit Böhmen als untunlich. Das höhere 
Alter des Christentums in Mähren, die Tatsache, daß Mähren schon 
vordem ein Bistum gewesen ist, die Tradition des heiligen Methodius, 
vielleicht auch die eben damals zielbewußt und erfolgreich einsetzende 
Mission bei den Ungarn ließen es wünschenswert erscheinen, daß 
Mähren seinen eigenen Bischof behielt. So verzögerte sich die Be- 
setzung des Prager Bistums bis nach dem Tod Ottos I., Otto II. ent- 
schloß sich zur Trennung der beiden Diözesen, dann brachte der Auf- 
stand Heinrichs von Bayern? weiteren Verzug, und so kommt es, daß 


Abhängigkeit von dem großmährischen Reich des Swatopluk (870—94); und 
wenn damals auch slawische Priester aus Mähren in Böhmen erschienen sind, so 
ist doch Methodius selbst in Böhmen überhaupt nicht gewesen. Vgl. Naegle, 
Kirchengesch. Böhmens I 1, 61—226. Hervorzuheben ist dagegen die richtige 
Ahnung von Regel 84f., daß die unmittelbare Vorlage der Urkunde von 1086 
ein Adalbertprivileg war, obgleich er auch hier in allen Einzelheiten abzulehnen 
ist. Ähnlich steht es mit den Ausführungen von Delehaye 543 und Bretholz, 
Mähren u. d. Reich Boleslavs 164. 

! Ebenso wie die Vermutung, daß man sich erst dieser Vorgänge wegen zur 
Erhebung eines Sachsen (Thietmar) entschlossen habe. Vgl. Hauck 3, 198 Anm.; 
Uhlirz, Errichtung 7; Naegle, Gründung 411f.; Bretholz, Gesch. Böhmens 
u. Mährens 85. Daß Thietmars Wahl wirklich schon 974 erfolgt sei, wie Spangen- 
berg, Gründung 774 und Naegle, Gründung 410f. auf Grund einiger anna- 
listischen Notizen meinen, bleibt unsicher. 

® Vgl. oben S. 184 Anm. 2. 

» Dümmler, Otto 504; Böhmer-Ottenthal Reg. Nr. 562d. 

4 Ob dieser, wenn wir der Nachricht Otlohs überhaupt Glauben schenken 
wollen, bei Otto I. oder bei Otto II. sich zugunsten der Errichtung des Bistums 
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wir erst seit 976 nun tatsächlich einen Bischof von Prag und einen 
Bischof von Mähren nachweisen können. jener war der Sachse 
Thiemar, gewählt vermutlich 975, geweiht Januar 976; dieser war 
vermutlich der von Cosmas erwähnte Wracen.! Seine Amtsbezeichnung 
(episcopus Moraviensis) läßt darauf schließen, daß er noch keinen 
festen Sitz in Olmütz hatte, sondern daß wir in ihm einen Missions- 
bischof zu sehen haben. Was dann im Jahre 985 zu der ersten wirk- 
lichen Vereinigung Mährens mit dem Bistum Prag geführt hat, ist 
nicht sicher zu sagen. Wir dürfen aber vermuten, daß es mit den 
Wirren zusammenhing, die nach dem Tod Kaiser Ottos II. (983) im Reich 
ausgebrochen sind, und in denen Herzog Boleslaw Il. von Böhmen die 
ehrgeizigen Bestrebungen Heinrichs Il. von Bayern unterstützt hat.? 
Jedenfalls blieben die beiden Länder nun kirchlich vereinigt bis 1063, 
in welchem Jahre Herzog Wratislaw II. von Böhmen den Mönch 
Johannes zum Bischof von Mähren erhob. Das Land gehörte seit etwa 
1020 zu Böhmen?, und diente zumeist zur Versorgung jüngerer Mit- 
glieder des Herzogshauses. Da mochten einer kirchlichen Trennung 
keinerlei staatliche Bedenken im Weg stehen. Der Bischof von Prag 
empfand den Verlust freilich sehr schmerzlich, und nach dem Tod 
des Johannes (1084) gelang es dem Bruder Wratislaws Il., Bischof 
Gebhard von Prag, wirklich, eine nochmalige Wiedervereinigung Mährens 
mit seiner Diözese zu erlangen (1086). Doch war diesem Erfolg keine 
lange Dauer beschieden. Gebhard selbst erlebte es noch, daß sein 
Bruder einen neuen Bischof von Mähren bestellte, seinen Kaplan 
Wezlo, wahrscheinlich im Jahre 1090. 

Wir fassen zusammen. Die Urkunde Heinrichs IV. für Gebhard 
von Prag (1086) ist nicht nur selbst vollkommen echt, sondern sie 


Prag verwandte, ist nicht sicher zu sagen. Ich gestehe aber, in die ganze Er- 
zählung Otlohs erheblichen Zweifel zu setzen; schon Pubitschka 3, 20f. nahm 
an ihr Anstoß. 

! Da auch Wracen in die Jahre von etwa 975—985 gesetzt werden muß, die 
Zeit für zwei Bischöfe also knapp wäre. Vgl. oben S. 189. 

2 Giesebrecht, Kaiserzeit I, 618, 623; Max Hölzer, Der Streit um die 
Nachfolge Kaiser Ottos II. (Progr. Ratibor 1895) 13, 19f.; Bachmann, Gesch. 
Böhmens 1, 171; Bretholz, Gesch. Böhmens u. Mährens 109. Über die ersten 
Jahre des Episcopats Adalberts sind wir sehr schlecht unterrichtet (vgl. Voigt 47), 
es scheint aber, daß Adalbert von vornherein auf der Seite der Reichsregierung 
stand und mit Boleslaw in Konflikt geriet (Bretholz a.a.O. 108). Auch nach 
Boleslaws erzwungener Unterwerfung unter die Reichsregierung der Theophanu 
Ostern 985 (Giesebrecht a.a. 0. 626f.) wurde das Verhältnis nicht besser, 
wie die Kämpfe um Meißen beweisen. So mag die Ausdehnung der Diözese Prag 
über Mähren zugunsten Adalberts eine Belohnung und Kräftigung für ihn durch 
Theophanu gewesen sein. 

® Bretholz, Gesch. Böhmens u. Mährens 123f.; über die Versorgung jüngerer 
Prinzen in Mähren ebenda 142—150, über die Trennung der Diözesen um 1090 
ebenda 162f. (nach Studien, Neues Archiv 35, 679ff.). 
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beruht auch auf einer echten und durchaus zuverlässigen Vorlage, einer 
Urkunde des Bischofs Adalbert von Prag vom Jahre 985, durch die 
Mähren mit dem Bistum Prag vereinigt wurde, und die sich ihrerseits 
auf die Gründungsurkunde des Bistums Prag vom Jahre 973 berief 
und die Grenzbeschreibung des Bistums aus ihr wiederholte. Die 
Verhandlungen, die zur Gründung des Bistums Prag führten, gehen 
auf die Zeit des Papstes Johannes XIII. (965—72) zurück und wurden 
Ostern 973 durch Otto I. und Benedikt VI. abgeschlossen. Die Zu- 
stimmung des Papstes war vielleicht nur erwähnt in der kaiserlichen 
Gründungsurkunde. Doch ist es auch sehr wohl möglich, daß mit 
Rücksicht auf die Sonderstellung Böhmens, das damals noch nicht 
zu den Gliedern des Reichs, sondern zu den benachbarten Vasallen- 
staaten gehörte, der Papst eine besondere Urkunde für das neue Bistum 
gegeben hat. Dasselbe sollte außer Böhmen und Schlesien links der 
Oder ein weites östliches Missionsgebiet umfassen, Krakovien und 
Teile von Rotrußland, Mähren und das Land an der Wag. Die Be- 
setzung des Bistums hat sich dann aus verschiedenen Gründen noch 
etwa zwei Jahre lang verzögert; und sie erfolgte erst, nachdem für 
Mähren, entgegen der ursprünglichen Absicht, eine eigene Diözese aus- 
geschieden war. Diese besondere Diözese Mähren bestand von etwa 
975—985, von 1063—1086 und dann dauernd seit wahrscheinlich 1090. 
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Subjektiv gefaßte Unterschriten in deutschen 
Privaturkunden des 11. bis 13. Jahrhunderts 


von 


Bernhard Schmeidler. 


Subjektiv gefaßte und eventuell eigenhändige Unterschriften in 
Urkunden können aus zwei Arten von Gründen gesetzt, sie können 
demgemäß in zwei Zusammenhängen und Gedankengängen beobachtet 
und untersucht werden. Einmal in formaler Hinsicht; eine subjektiv 
gefaßte und eventuell eigenhändige Unterschrift, von dem Aussteller, 
von einer oder mehreren anderen Personen ist formell betrachtet ein 
Element, das der Urkunde größere Feierlichkeit und Wichtigkeit, 
auch größere Glaubwürdigkeit verleiht oder verleihen soll. Man kann 
daher solche Unterschriften unter rein diplomatischem Gesichtspunkt 
im Zusammenhang mit anderen Merkmalen, die gleichen Zwecken 
dienen sollen, wie Besiegelung, Vollständigkeit oder Lückenhaftigkeit 
der formelhaften Bestandteile des Textes und anderen mehr, beob- 
achten und zusammenstellen. Die Unterschriften haben aber auch 
eine materiell rechtliche Bedeutung je nach der Beziehung der unter- 
schreibenden Person zu dem Inhalt des durch die Urkunde bezeugten 
Rechtsgeschäftes. Die Unterschrift des Ausstellers wiederholt und 
bekräftigt seine im Text abgegebenen Erklärungen, diejenigen anderer 
Personen können in verschiedenen Graden und Abstufungen ihre 
Mitwirkung an der Rechtshandlung ausdrücken, die sich von bloßer 
Anwesenheit und Zeugenschaft zu einer entweder nur tatsächlich ge- 
wünschten und gewährten oder selbst rechtlich erforderten Zustimmung 
und Mitwirkung (Konsens) steigern kann. Ob und wann solche Konsens- 
unterschriften auftreten, kann durch allgemeine Rechtsvorschriften 
bedingt sein; die Feststellung der Rechtsbedeutung der Unterschriften 
hängt von der Ermittelung der Umstände des einzelnen Falles, von 
dem Vergleich mit anderen zu sammelnden Fällen und von dem 
Inhalt jener allgemeinen Rechtsvorschriften ab. Die Gesamtheit solcher 
Ermittelungen gibt eine Übersicht und ein Verständnis für das Auf- 
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treten solcher subjektiv gefaßter Unterschriften von der inhaltlichen 
Seite ihrer Rechtsbedeutung her und führt zu einer Beobachtung der 
Rechtsentwicklung. Hier mögen zunächst ein paar Bemerkungen über 
die formal-diplomatische Seite der Sache, nach dem gegenwärtigen 
Stande des Wissens, folgen, um den Ausgangspunkt der gesamten 
Arbeit klarzustellen. 

Die Form der Zeugenunterschriften wie die der Unterschriften 
überhaupt im früheren Mittelalter, besonders in deutschen Privat- 
urkunden vom 11. Jahrhundert an (bis zum 13. Jahrhundert), mit 
denen es die folgenden Ausführungen allein zu tun haben, konnte 
eine doppelte sein; entweder subjektiv, in einfachster Gestalt: + ego 
ille subscripsi bzw. ego ille subscripsi +, oder aber objektiv: signum 
+ illius. In Deutschland? sind besonders eigenhändige Zeugenunter- 
schriften von vornherein außerordentlich selten gewesen; aber auch 
die Signumunterschriften sind fast niemals form- und sachgerecht 
angewandt worden, sie haben im Laufe des 9. und 10. Jahrhunderts 
allgemein einer einfachen Zeugenaufzählung Platz gemacht und sind 
aus den deutschen Privaturkunden verschwunden. In Italien hat sich 
die Signumformel länger in Gebrauch erhalten und kommt hier bis 
gegen das Ende des 12. Jahrhunderts nicht selten vor. 

In Deutschland brachten das 9. und 10. Jahrhundert eine Reaktion 
gegen die Urkunde als ein voll ausgefertigtes, in sich gültiges, schrift- 
liches Beweisdokument überhaupt.? Nach dem Empfinden der schrift- 
unkundigen Germanen war für die Gültigkeit eines Rechtsgeschäftes 
vor allem das lebendige Zeugnis der beteiligten Anwesenden beweisend, 
die Urkunde hatte für sie keine eigene Beweiskraft. So wurde sie 
auf deutschem Boden mehr und mehr eine einfache Aktaufzeichnung 
mit kurzer Aufzählung der Zeugen, unter Abstreifung aller oder der 


ı Diese einleitenden Bemerkungen nach MH. Breßlau, Handbuch der Ur- 
kundenlehre II, 1 (2. Aufl.), S. 206—211. Ich hatte mit Herrn Professor Breßlau 
über diese Arbeit aus dem sogleich näher darzulegenden Anlaß ihrer Entstehung 
mehrfach zu korrespondieren und erhielt dabei von ihm viele zum Teil ausführ- 
liche schriftliche Darlegungen und Nachweisungen dazu, die ich zum Teil hier, 
zum Teil in der weiter unten zu nennenden Arbeit über die Urkunden Adalberts 
von Bremen wörtlich wiedergebe. Ich spreche Herrn Professor Breßlau für seine 
Unterstützung auch hier den besten Dank aus. 

® In Italien kommen (Breßlau, UL. S. 207) ‚ganz oder wenigstens teil- 
weise autographe Zeugenunterschriften mit Anwendung der subjektiven Formel 
bis ins 12. Jahrhundert hinein gar nicht selten vor‘‘. Daß wenigstens die sub- 
jektive Formel, allerdings nicht Eigenhändigkeit der Unterschrift, auch in Deutsch- 
land sich jedenfalls öfter findet als bisher angenommen, lehren die folgenden 
Ausführungen. 

® Das folgende nach O. Redlich, Die Privaturkunden des Mittelalters 
(Urkundenlehre III im Handbuch der mittelalterlichen und neueren Geschichte, 
München und Berlin 1911), S. 92ff. Vgl. auch H. Breßlau, Urkundenlehre 1?, 
651, 665ff. 
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meisten formelhaften und eine eigene Beweiskraft beanspruchenden 
Bestandteile. 

Mit zunehmender Entwicklung des Rechtslebens und wachsendem 
Verständnis dafür erwachte auch die Urkunde auf deutschem Boden 
zu neuem Leben, insbesondere die Kirche war es, die danach Ver- 
langen hatte und dafür Sorge trug. An einer Reihe von Merkmalen 
kann man im 11. bis 13. Jahrhundert die Anläufe verfolgen, wieder 
zur vollen Urkundenausfertigung überzugehen und eine Beglaubigungs- 
form für sie zu finden. Es werden die Königs- und Papsturkunden 
nachgeahmt, eigenhändige Unterschriften treten auf, zumal der Aus- 
steller, dann auch von Bischöfen mit ihren Kanonikern!; Chiro- 
graphierung, Besiegelung, Bekräftigung durch den geistlichen Bann 
sind weitere Formen, in denen man zur vollen Urkunde vorzudringen 
sucht. 

Subjektiv gefaßte Unterschriften, die nicht Ausstellerunterschriften 
sind, sondern Zeugenschaft oder Konsens bedeuten, finden sich nach 
Redlich S. 95f., anscheinend nicht vor dem 12. Jahrhundert, über 
sie, die Eigenhändigkeit von Ausstellerunterschriften und damit zu- 
sammenhängende Fragen „sind wir sehr wenig unterrichtet“. Die 
Urkunde Hamburgisches UB. I, n. 101 vom Jahre 1069, die nach 
einer der in ihr enthaltenen Unterschriften von Adam von Bremen 
geschrieben und unterschrieben sein soll und eine große Anzahl von 
Unterschriften in subjektiver Form aufweist, gab mir Veranlassung?, 
mich mit diesen Fragen zu beschäftigen und ein größeres Material 
dafür zu sammeln. Eine sichere Beurteilung der zunächst allein in 
Frage stehenden Urkunde konnte ohne einen Überblick über das ge- 
samte Gebiet subjektiv gefaßter Unterschriften nicht gewonnen werden, 
und so mußte aus der Untersuchung des Spezialfalles eine allgemeinere 
über die zeitlichen Grenzen des Auftretens, über den Sinn und die 
rechtliche Bedeutung des Brauches notwendig erwachsen. Den be- 
sonderen Fall der Hamburger Urkunde von 1069 habe ich in meinem 
im Druck befindlichen Buche über Hamburg — Bremen und Nordost- 
europa vom 9. bis 11. Jahrhundert® in dem Kapitel über die Urkunden 
Adalberts von Bremen eingehender behandelt und besonders die Echt- 


ı Von „Unterschriften von Domkapiteln oder Klosterkonventen unter Ur- 
kunden der Bischöfe und Äbte‘“ sagt Breßlau S. 209, Anm. 3 (S. 210), daß sie 
„nicht selten vorkommen. Doch ist hier auch bei subjektiv gefaßten Unterschriften 
die Frage der Eigenhändigkeit immer noch besonders zu untersuchen“. 

2 Herr Professor Breßlau, mit dem ich über die Urkunde korrespondierte, 
sprach Bedenken gegen die Originalität aus und veranlaßte mich dadurch zu 
dieser Untersuchung und der damit zusammenhängenden, im Text genannten, 
über die Urkunden Adalberts. 

3 Leipzig, Dieterichsche Verlagsbuchhandlung, erscheint voraussichtlich in 
einigen Monaten. 
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heit der frühen Fälle subjektiv gefaßter Unterschriften aus dem 
Il. Jahrhundert hervorgehoben und nachgewiesen. Hier seien, unter 
Bezugnahme auf die Ergebnisse der dortigen Einzeluntersuchung, die 
allgemeinen Fragen des Auftauchens und der rechtlichen Bedeutung 
subjektiv gefaßter Unterschriften vor allem im 12. und, 13. Jahr- 
hundert ausführlicher behandelt. hr. 5; 
Zunächst sind einige Vorbemerkungen über die Sammlung und 
Gliederung des Materials geboten. Die Hamburger Urkunde von 1069 
enthält eine Gruppe von zahlreichen Unterschriften, die in Reihen 
(Kolumnen) angeordnet sind, es war dies die hauptsächlich auffällige 
Erscheinung an ihr. Ich habe daher in systematischer Durchsicht 
aller mir zugänglichen deutschen Urkundenbücher! alle Fälle ge- 
sammelt, in denen subjektiv gefaßte Unterschriften in größerer Zahl 
gruppenweise auftreten, und für dieses Material alle Feststellungen tat- 
sächlicher Art zu treffen und alle Schlüsse diplomatischen Charakters 
zu ziehen versucht. Daneben treten in den Urkunden subjektiv ge- 
faßte einzelne Unterschriften, meist von dem Aussteller der Urkunde, 
oder einmal von dem Aussteller und einer oder wenigen anderen 
beteiligten Personen auf, die ich auch in größerer Zahl, wenn auch 
kaum in gleicher Vollständigkeit wie die Gruppenunterschriften?, 
gesammelt habe. Das sind aber bei weitem nicht alle Urkunden mit 
subjektiv gefaßten Unterschriften auf deutschem Boden.? Außer acht 
gelassen sind selbstverständlich Kaiserurkunden mit derartigen Unter- 
schriften®, dann italienische Gerichtsurkunden (darunter auch viele 
des Reichshofgerichts®), die wegen der deutschen Unterzeichner hin 
und wieder in deutschen Urkundenbüchern auftauchen®; ferner sub- 


! Im folgenden sind etwa 30 Werke (nicht Bände) genannt, aus denen ich 
Beispiele entnommen habe, darunter z.B. die Monumenta Boica allein mit 
50 Bänden. Mindestens ebenso groß oder größer ist die Zahl der Werke, die ich 
erfolglos durchgesehen habe. 

®2 Da meine Aufmerksamkeit bei Durchsicht der Urkundenbücher auf Unter- 
schriften vieler Personen in subjektiver Fassung gerichtet war, glaube ich, daß 
ich manche subjektiv gefaßte Aussteller- oder andere Einzelunterschrift zu notieren 
unterlassen habe. 

® Zwei weitere Formen der Beglaubigung in Urkunden, die I. nach Aussage 
der Formeln ganz und gar vom Aussteller geschrieben sein sollen (wenigstens kann 
man die Formeln so auffassen) oder in denen 2. objektiv gefaßte Zeugenunter- 
schriften in Kolumnen und Gruppen geordnet sind, werden unten S. 217f. be- 
handelt. » 

ı Z.B. DH. II. 427. Vgl. Sickel, Das Privileg Ottos I. für die römische 
Kirche, S. 27ff.; H. Breßlau, Urkundenlehre I1?, 279ff. 

> Vgl. z.B. DO. 1. 340 (teils subjektive, teils objektive Unterschriften), 342, 
98, 400 (mit durchgehends eigenhändigen Unterschriften), 415. DO. II. 255, 315. 
DO. Ill. 278. DH. II. 299, 461, 465 usw. 

® Z. B. Osnabrückisches UB. I, n. 176, S. 151: 1077, März 10. Ego Benno 
Osnaburgensis episcopus subscripsi. 
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jektiv gefaßte Notarsunterschriften, Synodalurkunden! und Konzils- 
beschlüsse mit subjektiv gefaßten Zustimmungsunterschriften der be- 
teiligten Geistlichen; endlich subjektive Ankündigung von Besiegelung, 
Mitbesiegelung und Bekräftigung oder Mitbekräftigung durch den 
bischöflichen Bann. 

Die innere Bedeutung der gesammelten Fälle von Gruppenunter- 
schriften erwies sich bei näherer Analyse als eine recht verschiedene; 
bereits oben ist ja bemerkt, daß einfache Zeugenschaft, tatsächlicher 
oder rechtlich notwendiger Konsens in Frage kommen können. Bei 
Urkunden, die von Körperschaften (Domkapiteln usw.) ausgestellt 
sind, muß man die Unterschriften der Mitglieder streng genommen 
als Ausstellerunterschriften bezeichnen, wenn auch natürlich ein Unter- 
schied zwischen den 30 oder 40 Unterschriften der sehr verschieden 
einflußreichen Mitglieder eines Kapitels, die ihre Zustimmung zur 
Handlung der gesamten Körperschaft erklären, und der Einzelunter- 
schrift eines persönlichen Ausstellers innerlich besteht. Diplomatisch 
wird man jedenfalls die Fälle der Ausstellermassenunterschriften zu 
den Gruppenunterschriften (T) rechnen, auch wenn sie innerlich in mancher 
Beziehung den Ausstellerunterschriften (II) näher verwandt sind. Dem- 
gemäß habe ich das gesamte Material der hier in Betracht kommenden 
subjektiv gefaßten Unterschriften in zwei Listen von Unterschriften 
vieler Personen und solchen von einer Person (meist des Ausstellers) 
oder von wenigen solchen gesammelt und an diesem mehr diplo- 
matischen als inhaltlich-sachlichen Gesichtspunkt der Gliederung auch 
festgehalten, nachdem sich mir ergeben hatte, daß, inhaltlich betrachtet, 
dabei Fälle von ziemlich verschiedener Bedeutung in der ersten Liste 
vereinigt und zusammengefaßt sind. 

Es schien mir richtig und notwendig zu sein, das gesammelte 
Material selbst in der Form von Regesten mit vorzulegen. Anderen- 
falls hätten viele Belege in ausführlichen Anmerkungen gebracht 
werden müssen, wo jetzt Anführung der Regestennummer genügt. 
Die Erhaltung eines gewissen Gerippes des Formelzusammenhanges 
der Urkunden in den Regesten ist besonders zur Beurteilung der 
rechtlichen Bedeutung der Unterschriften notwendig; die Mitteilung 
solcher Bestandteile der Urkunden wird dem Leser in vielen Fällen 
ein Nachschlagen ersparen und ihm gelegentlich eigene weitere Fest- 
stellungen ermöglichen, deren ausdrückliche Formulierung in den hier 
gezogenen Resultaten nicht erforderlich schien. Das Material ist also 
folgendes: 





1 Doch ist eine Anzahl Bischofsurkunden, Spezialdiplome für einzelne Emp- 
fänger, die auf gerade versammelten Provinzialsynoden dem Bischof oder sonstigen 
Ausstellern vorgelegt und von den Mitgliedern der Synode unterzeichnet worden 
sind, hier aufgenommen. Man kann solche Stücke nicht als eigentliche Synodal- 
urkunden bezeichnen; vgl. noch unten S. 220f. 
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I. Urkunden mit subjektiv gefaßten Unterschriften vieler 
Personen von 1008 bis 1278. 


1. 1008, Mai 7. Bischof Heinrich von Würzburg tritt an König Heinrich Il. 
zugunsten des Bistums Bamberg einen Teil seiner Diözese ab. DH. Il. 174a. 
Erhalten als Transsumpt im Originalprivileg Leos IX. von 1052, November 6. 
(J-—L. 4283) (B) und als Nachahmung der Originalurkunde (von 1008) aus den 
50er Jahren des 11. Jahrhunderts (C), in C durch einen Zusatz zum Text ver- 
fälscht, aber sonst unanstößig. Die Unterschriften lauten: Signum Heinrici Wirzi- 
burgehsis episcopi +. Hildelinus Wirziburgensis aecclesiae praepositus collaudando 
subscripsit, so noch zwei (weniger ausführliche) Unterschriften mit subscripsit. 
Dann: Azzo presbyter indignus subscripsi corde benignus. Regil presbyter subscrips. 
Dicto presbyter subscripsi. Gerrih presbyter subscrips., so noch 8 Unterschriften 
von Priestern mit subscrips.; dann: Heribaldus presbyter collaudante assensumque 
praebente toto clero sanctae Wirziburgensis ecclesiae subscrips. Albuuinus diaconus 
subscrips. 

2. 1019, Nov. 1. B. Bernward von Hildesheim beurkundet, daß er consilio 
senioris mei imperatoris Heinrici et magistri mei archiepiscopi Eckenbaldi das 
Michaeliskl. in Hildesheim per manus advocati mei mit Grundbesitz dotiert habe. 
Janicke, UB. des Hochstifts Hildesheim I, n. 32, S. 55ff. Abschrift des 
11. Jahrhunderts: Ego Bernwardus huius Hildeshemensis ecclesie episcopus sub- 
scribo +. Ekkihardus episcopus subscribo +. Aethilgerus prepositus subscribo + 
usw. noch 44 Unterschriften von Geistlichen mit einfachem subscribo und Kreuz 
dahinter. Dann: Thongmarus comes subscribo +. Thiatmarus advocatus subscribo + 
usw. noch 9 Unterschriften von Laien mit einfachem subscribo und Kreuz. Die 
Namen der Zeugen stehen auf der Rückseite der Urkunde, und zwar die geist- 
lichen in einer Reihe, in einer zweiten die weltlichen. 

3. (1054 bis 1067.) B. Hecilo von Hildesheim trifft Bestimmungen über die 
Zahl der Domherren und die ihnen zu verabfolgenden Lieferungen. Janicke 
(wie n. 1), n. 93, S. 92ff. Or.: banni nostri auctoritate confirmavimus et nostri 
sigilli inpressione signavimus (von sign. an andere Hand) manu propria, ut infra 
videri potest, corroborantes. Signum Hecilonis episcopi (S.). Ego Benno prepositus 
subscripsi. Ego Eillo decanus subscripsi. Ego Wolferus canonicus subscripsi. Vgl. 
auch unten n. II, 2. 

4. 1060, Juli 22. Das Domkapitel von Eichstätt beurkundet die von 
B. Gundechar geregelte Stiftung der umgehenden Pfründe im Dome zu Eichstätt. 
Mon. Boica, N. F. Bd. Ill, S. 9—14. Or.: + Signum domni nostri Gundechari 
sanctae Aureatensis aecclesiae XVIII. episcopi et peccatoris, quod ipse subscripsit. 
Signa autem sequentia communi voto et conlaudatione fratrum subscripta sunt: 
Aquileiensis patriarcha, dominus Perngerus Osenburgensis episcopus, dominus Eliseus 
Mantuanus episcopus. + Ego Megingaudus prepositus subscripsi et assensum prebui. 
+ Ego Eliseus decanus subscripsi et assensum prebui. + Ego Leodegarius presbiter 
subscripsi et assensum prebui. So noch 19 Unterschriften von Presbytern mit 
subscripsi et assensum prebui. Dann: + Ecemann diaconus subscripsi et laudavi, 
so noch 13 Unterschriften von Diakonen mit subscripsi et laudavi. Dann: Megin- 
hart subdiaconus laudavi, so noch 8 Unterschriften von Subdiakonen mit Laudavi, 
und vor dem Namen mit einem Punkt statt einem Kreuz. Dann: Juniores fratres 
idipsum laudant: Meginhart, Gebeno, Reginolt. Die Anordnung der Unterschriften 
ist, nach freundlicher Mitteilung aus dem kgl. Bayrischen Allgemeinen Reichsarchiv 
in München, folgende: Die Worte „Signum bis subscripsit‘‘ füllen nahezu eine Zeile 
in der ganzen Breite der Urkunde; die nächste reicht von ‚Signa bis Mantu‘‘ so 
breit wie die Urkunde; der Schluß; ‚anus episcopus‘‘ (in Abkürzung) ist an das 
Ende der ersten Zeile gesetzt. Dann folgen auf der linken Seite in zwei Reihen 
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(Kolumnen) je 22 Namen mit Unterschrifts- und Zustimmungsvermerk; daneben 
stehen, eine kleine dritte Reihe bildend, in der Höhe der Kolumnenzeilen 18—20 
die Worte ‚‚Sigehart bis Reginolt‘“. 

5. 1069, Juni 11. Eb. Adalbert von Hamburg überträgt der Kapitularin 
Gisela Zehnten im Austausch für geschenkte Güter. Or. Lappenberg, Ham- 
burg. UB. I, n. 101, S. 96ff.: Ego Adaluuardus Sictonensis episcopus interfui et 
subscripsi, so noch ein Bischof (von Brandenburg), ein Abt (von Goseck), neun 
Pröpste und zwei Dekane mit Ego — interfui et subscripsi. Dann: Ego Adam 
magister scolarum scripsi et subscripsi. Dann: Ego Hemmi presbyter subscripsi, so 
noch sieben Priester und sieben Diakonen mit Ego — subscripsi. Vgl. die Licht- 
drucktafel II zu meinem Buche: Hamburg — Bremen und Nordosteuropa und 
die Ausführungen im II. Teil, Abschnitt I, Kap. IV daselbst. 

6. (1095 bis 1101.) Die Klosterjungfrauen von Lippoldsberg geloben genaue 
Erfüllung der Vorschriften ihres Ordens. Schrader, Die älteren Dynastenstämme 
zwischen Leine, Weser und Diemel, Göttingen 1832, S. 227—230, nach dem Or. 
Dobenecker, Regesta — Thuringiae I, 212, n. 997: In nomine sanctae et individuae 
trinitatis ego Hartwigus archiepiscopus subscripsi. Ego Stephanus episcopus et 
apostolicus legatus recognovi et subscripsi. Ego Rödhardus gratia Dei Mogontinae 
sedis archiepiscopus sigilli mei inpressione laudando assigno. Ego Hezilo episcopus 
subscripsi. Ego Marwardus abbas recognovi et subscripsi. Ego Gisilbertus abbas 
subscripsi, so noch 11 Äbte mit Ego — subscripsi. Dann: Ego Bia et Atelheit 
inclusae subscripsimus. Ego Immida priorissa consensi et subscripsi. Ego Hildesvit 
monacha ss., so noch 20 Unterschriften Ego N. monacha ss., dann der Name 
Osterlint. Dann in einer Kolumne: Anshelmus prepositus usw., 6 Pröpste, Rein- 
hardus capellanus usw., noch 4 capellani und Hildegrimus prepositus. Dann in 
zweiter Kolumne: Embrico ministerialis frater episcopi, Wulverich, Werenhere usw. 
noch 30 einfache Namen. Darauf in dritter und vierter Kolumne: Comes Heinricus 
et filius eius Otto usw. noch 26 vornehme Laienzeugen. Die äußere Anordnung 
und räumliche Verteilung der Unterschriften ist nach freundlicher Mitteilung vom 
kgl. Staatsarchiv Marburg im Druck bei Schrader bis auf unwesentliche Einzel- 
heiten richtig wiedergegeben. Die Unterschriften sind nicht eigenhändig. 

7. 1106. Eb. Friedrich von Bremen beurkundet einen ‚‚nostrorum usi 
consilio fidelium‘‘ mit holländischen Ansiedlern geschlossenen Vertrag. Lappen- 
berg, Hamburg. UB. I, n. 129, S. 121ff. Hannoverscher Kopiar aus dem 
Anfang des 14. Jahrhunderts: Huius pagine confirmationi ego Wernherus prepositus 
interfui et subscripsi. Ego Marquardus prepositus. Ego Hasoko prepositus. Ego 
Huio prepositus. Ego Adelbero. Ego Thuto interfui et subscripsi. Ego Gerungus 
advocatus interfui et recognovi. Ego Hericus interfui. Ego Thiedericus. Ego Willo 
interfui. Ego Erpo interfui et recognovi. Ego Adelbertus. Ego Gerwardus. Ego 
Ermbertus. Ego Reinwardus. Ego Ecelinus. 

8. 1117, Juni 9. Eb. Konrad von Salzburg ernennt für Kl. Nonnberg in 
Salzburg den Vogt und gibt und bestätigt Güter. UB. des Landes ob der Enns 
II, n. 101, S. 150ff.; v. Meiller, Regesten der Erzbischöfe von Salzburg S. 5, 
zu 1116 (ebenso Jaksch, Monumenta historica ducatus Carinthiae I, n. 44, S. 87; 
III, n. 559, S. 225): + Ego Hiltpoldus Gurcensis episcopus ss., so noch 3 Geist- 
liche (1 Abt, 1 Propst, 1 Archidiakon) mit + Ego — ss. Actum Frisaci usw. 
Quod subscriptis testibus confirmamus: Engilberto duce Karinthiae, Pernhardo comite 
usw. noch 10 vornehme Laienzeugen, objektiv. Die Urkunde kann nach der 
Zeugenschaft Herzog Engelberts von Kärnthen erst 1124 bis 1134 ausgefertigt 
worden sein, wie v. Meiller, Regesten S. 422, n. 33 bemerkt (nach Jaksch 
III, 225: 1124 bis 1135). 

9. 1117. Kunigunde von Beichlingen macht dem Kl. Nordheim „heredum 
meorum subscriptione, testium etiam probabilium annotatione“ eine Schenkung. Cod. 
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diplom. Saxon. regiae I, 2, n.5l, S.43f. Kopie des 18. Jahrhunderts: Ego 
Athela materne voluntati in omnibus consensi et firmavi. Ego Cunigundis marchisa 
monitionibus materne voluntati consensi et confirmavi. Ego Mathildis materne 
voluntatis monitionibus et consensi et confirmavi. Testes hi sunt: dominus Wikbertus 
marchio usw., objektiv. 

10. 1129, Okt. 29. Eb. Norbert von Magdeburg überweist das Kloster 
Unser Lieben Frauen zu Magdeburg den Prämonstratensern. UB. des Kl. U. L. Fr. 
zu M., bearbeitet von G. Hertel (Gesch. Qu. d. Provinz Sachsen, X), n. 3, S. 31. 
Die Unterschriften nach einer Kopie des 16. Jahrhunderts: Ego Liuderus sub- 
scribo, so noch 7 Geistliche (nur mit Namen bezeichnet) mit Ego — subscribo. 

ll. Um 1130. B. Konrad von Regensburg schenkt und bestätigt an Kloster 
Mondsee „subscribente clero et assentiente populo‘‘ einige Güter. UB. des Landes 
ob der Enns Il, n. 115, S. 173f. Nach Druck (Chron. Lunaelacense, p. 117): 
Ego Hagano prepositus subscripsi. Ego Engelbertus subscripsi usw. noch 5 Unter- 
schriften von Geistlichen mit Ego — subscripsi. Dann: Testes huius rei sunt 
nobiles: Marchio Diepaldus usw. noch 18 Laienzeugen, objektiv. 

12. Um 1134. B. Heinrich von Regensburg gibt dem Pfarrer von Nittenau 
„cum assensu cleri‘ einen Zehnten zurück. Ried, Cod. diplom. Ratisbonensis 
I, n. 219, S. 196. Or.: Ego Engilbertus prepositus ss.; so noch 5 Geistliche 
(Regensburger Kanoniker) mit Ego — ss. 

13. 1139, Juni 21. (nicht 29.). Eb. Albero von Trier bestätigt ‚in publica 
sinodo communi assensu‘“ die Stiftung des Kl. Schiffenburg. Aus neuerer Ab- 
schrift bei Beyer, Mittelrhein. UB. I, n. 512, $S.568f.: Ego Albero Treverorum 
archiepiscopus subsc. Ego Folmarus decanus et archidiaconus subsc., so noch vier 
Unterschriften von Geistlichen mit Ego — subsc. Dann: Affuerunt etiam hi testes 
cum pluribus aliis: Fridericus comes de Vienna usw. 7 Laienzeugen, objektiv. 

14. 1140, April 26. Eb. Konrad von Salzburg beurkundet fremde Schen- 
kungen an das Kl. Reun und fügt eigene der Salzburger Kirche hinzu. UB. des 
Herzogtums Steiermark bearbeitet von J. Zahn I, n. 181, S. 190ff. Or.: Huius 
rei testes sunt Engilschalch de Friesach usw. 8 Laienzeugen objektiv. Acta sunt 
— presente ipsamque commutationem dante et accipiente venerande memorie Chunrado 
Salzburgensi archiepiscopo, presentibus reverentissimis episcopis Reginberto Brixinensi 
et Romano Gurcensi. Ego Chuonradus dei gratia sancte Salzburgensis ecclesie archi- 
episcopus subscripsi, so noch Reginbert und Roman mit ihren Titeln und Ego — 
subscripsi. Dann: Ego Otakar divina favente clementia marchio recognovi. 

15. 1143. B. Otto von Freising schenkt ‚‚consensu — cleri et populi ecclesie 
nostre‘‘ Güter an Neustift bei Freising. Mon. Boica, IX, S. 555f. Keine Angabe 
über die Überlieferung: Data sunt hec Frisinge presentibus et consentientibus his: 
Ego Sigemarus abbas Sancti Stephani subscripsi, so noch 10 Unterschriften von 
Geistlichen mit Ego — subscripsi. Dann: Aderant etiam laici testes, die objektiv 
aufgezählt werden. 

16. 1144, Okt. 23. Eb. Konrad I. von Salzburg gibt einen Zehnten an Kl. 
Reichersberg. UB. des Landes ob der Enns II, n. 146, S.215f.; v. Meiller, 
Regesten der Erzbischöfe S. 49, n. 259. Aus Kopialbuch des 12. Jahrhunderts: 
Ego Romanus Gurcensis episcopus subscripsi, so noch 10 Geistliche (Äbte und 
Pröpste) mit Ego — subscripsi. Actum — Novembris. Huius rei testes per aurem 
attracti sunt isti: Heinricus dux Karinthie usw. noch 18 Laienzeugen, objektiv. 

17. 1144, Nov. 3. Eb. Konrad I. von Salzburg bestätigt dem Nonnenkl. 
Nonnberg in Salzburg sämtliche Besitzungen. v. Meiller, Regesten der Erz- 
bischöfe S. 49, n. 260. Or.: Romanus Gurcensis episcopus ss., so noch 6 Unter- 
schriften von Geistlichen mit ss. und Ruodbertus notarius ss. Actum — Chunradi 
regis. Quod subscriptis testibus confirmamus Heinrico duce Karinthie und noch 
14 Laienzeugen, objektiv. 
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18. 1146, Sept. 27. Eb. Konrad I. von Salzburg bestätigt auf Synode 
Schenkungen für Stift Seckau. UB. des Herzogtums Steiermark I, n. 249, 
S. 255ff.; v. Meiller, Regesten S. 54, n. 281. Or.: + Ego Heinricus Ratisponensis 
ecclesie episcopus confirmo. + Ego Reginbertus Pataviensis ecclesie episcopus con- 
firmo. + Ego Otto Frisingensis episcopus confirmo. + Ego Romanus Gurcensis 
episcopus confirmo. + Ego Engilramnus archidiaconus subscribo, + Ego Rodbertus 
notarius subscribo, so noch 4 Unterschriften von Geistlichen mit Ego — subscribe. 
Grußmonogranım. v. Meiller S. 446, n. 109 spricht ausführlicher über die ihm 
zweifellos erscheinende Eigenhändigkeit der Unterschriften. 

19. 1146, Nov. 11. und Dez. 20. Eb. Konrad I. von Salzburg überläßt 
dem Kl. Formbach streitig gewesene Zehnten gegen anderweitige Entschädigung, 
„consilio fratrum nostrorum instantiaque abbatis et pia consideratione religiosorum 
fratrum inibi Deo servientium inducti. UB. des Landes ob der Enns II, n. 151, 
Ss. 221ff. Or.: testesque subscribimus: Engilbertus comes Hallensis usw., 20 Laien- 
zeugen objektiv. Actum — Patavie usw. Data Frisaci — per manum Rodberti 
notarii. + Ego Otto Frisingensis episcopus subscripsi. + Ego Romanus Gurcensis 
episcopus ss., so noch 5 Unterschriften von Geistlichen mit Ego — ss. 

20. 1151, Mai 22. B. Konrad von Passau bestätigt die Stiftung des Nonnen- 
klosters Erla. UB. des Landes ob der Enns II, n. 171, S. 256ff. Nach Druck bei 
Pez, Thesaurus VI, I, 362: Ego Kadelous Pataviensis prepositus subscripsi. Ego 
Adelgochus Pataviensis decanus. Ego Udalricus prepositus S. Marie. Ego Ruod- 
bertus archidiaconus laudo, so noch 10 Geistliche mit Ego — laudo. Item ex laicis 
testes sunt renovationis Adelramnus de Offtheringen und noch 5 andere Laienzeugen 
objektiv, ceterique quam plurimi, 

21. 1151, Sept. 24. B. Eberhard von Bamberg beurkundet einen von ihm 
mit dem Kl. Reichersberg abgeschlossenen Gütertausch. UB. des Landes ob der 
Enns II, n. 174, S.261f. Or.: Ut autem firmum sit et irretractabile iam dictum 
concambium, paginam, hanc inde conscriptam et subscriptione proprie manus nostre 
atque conlaudatione clericorum nostrorum et fidelium quoque laicorum nutu corro- 
boratam sigilli nostri fecimus inpressione signari. + Ego Eberhardus Babenbergensis 
episcopus II. ss. + Ego Üdalricus prepositus maioris ecclesie ss., so noch 5 Unter- 
schriften von Geistlichen mit + Ego — ss. Monogramm (bene valete). 

22. 1152 bis 1153, Febr. Eb. Eberhard I, von Salzburg verleiht ‚‚assentiente 
clero et laicis fidelibus ecclesie nostre‘‘ dem Propste von Ranshofen eine Kirche. 
UB. des Landes ob der Enns Il, n. 166, S. 250. v. Meiller, Regesten der Erz- 
bischöfe S. 66, n. 54. Vgl. ebenda S. 455, n.29. Or.: Ego Hugo Dei gratia 
Salzburgensis prepositus subscripsi, so noch 7 Unterschriften von Geistlichen mit 
Ego — ss. 

23. 1152. Patriarch Peregrin von Aquileja für Kl. Sittich. UB. des Herzog- 
tums Steiermark I, n. 350, S. 336ff. Or.: Prime donationis testes sunt Henricus 
Brisi usw., noch 5 Laienzeugen, objektiv. Secunde donationis testes sunt Henricus 
Brisi und noch 3 Laienzeugen, objektiv. Tertie donationis testes sunt Meginhalmus 
de Wisilpurc und noch 4 Laienzeugen, objektiv. (Die Urkunde ist zusammen- 
fassende Bestätigung dreier früherer Handlungen). Dann: Ego Peregrinus sarıcte 
Aquilegensis ecclesie patriarcha subscribo, so noch 6 Unterschriften von Geistlichen 
mit Ego — subscribo. Vgl. UB. a. a. 0. S.338, n. 1,2, über die ‚Anordnung der 
Zeugenzeilen, Unterschriftenreihen und Ringmonogramm. 

24. 1154. B. Heinrich von Regensburg spricht ‚sententia ordine iudiciario 
data“ dem Kl. Prüll die Kapelle Alling zu. Mon. Boica XV, S. 176f. Inseriert 
in Urkunde von 1414: Ego Godefridus subscribo, so noch 11 Urterschriften mit 
Ego — subscribo. 

25. 1155, Nov. 24. B. Konrad von Passau bestätigt „consilio et instantia 
nostrorum fidelium‘‘ einen früher geschehenen Tausch zwischen seiner Kirche und 
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Kl. Osterhofen. Mon., Boica XII, S. 337ff. Keine Angabe über die Überlieferung 
(Chartular des 14. Jahrhunderts? Mon. Boica XII, S. 329, n.*): Testes sunt Ego 
Chunradus sancte Patav. ecclesie episcopus. Ego Rupertus presb. S. Sixti, so noch 
10 Unterschriften von Passauer Kanonikern mit Ego N. N. Dann: Heinricus 
prefectus Ratisbonensis und noch 19 Namen von Laien, objektiv. Acta sunt usw. 

26. 1155. B. Otto von Freising gewährt entsprechend einem allgemeinen 
päpstlichen Privileg für Stift Reichersberg unter Propst Gerhoh demselben Zehent- 
freiheit für seine im Bistum Freising gelegenen Güter. UB. des Landes ob der 
Enns I, S. 308f. Codex traditionum monasterii Reichersbergensis: Ego Guntherus 
abbas S. Stephani subscripsi. Ego Udalricus decanus maioris ecclesiae subscripsi, 
so noch 4 Unterschriften von Freisinger Kapitelmitgliedern mit Ego — subscripsi. 

27. 1156. B. Konrad von Passau schenkt der Propstei Reichersberg Güter 
und Rechte. Mon.  Boica XXVIll, 2, S. 233f. Cod. traditionum Pataviensis 
tertius: Ego Conradus Pataviensis episcopus laudo et subscribe. Ego Udalricus 
S. Ypoliti prepositus ss., so noch 9 Unterschriften von Pröpsten und Passauer 
Kanonikern mit Ego — ss. Or. im Stiftsarchiv Reichersberg nach Lothar Gross, 
MIÖG. Egbd. VIII, 590f. Die Unterschriften sind nach Gross eigenhändig. 

27a. 1157, März 13. B. Günther von Speyer für seine Kirche.! Wirttem- 
berg. UB. II, n. 357, S. 106ff. Or.: Godefridus prepositus de domo et custos 
recognovit. Bertholdus decanus recognovit. Heinricus prepositus de Sancto Germano, 
Ruodolfus de Sancto Guidone prepositus recognovit. Winemarus — recognovit. 
Meingotus cum ceteris fratribus recognovit. Testes etiam sunt huius constitutionis 
liberae quidaern condicionis homines: Oddo Sporelin usw. die Laien. 

28. 1158. Der Propst des Severinstiftes in Köln schenkt dem Stift eine 
Mühle, dieses gibt sie weiter in Erbpacht. Lacomblet, UB. für die Gesch. des 
Niederrheins I, n. 396, S. 274. Nach S. 274, N. 3 anscheinend Original: Rationabili 
igitur sapientum freti consilio omniumque fratrum nostrorum coniventia, consulta 
quoque et consulente familia ecclesie nostre — decrevimus — presentibus testibus — 
quorum nomina subscripta sunt: Herimannus prepositus ss. Godefridus decanus ss. 
usw. noch 12 Geistliche (Mitglieder des Stifts) mit ss. Dann: Ministeriales: 
Vortlievus usw. noch 5 Namen. 

29. 1159, Dez. 16. B. Konrad von Passau gibt an St. Pölten eine Pfarr- 
kirche. Niederösterr. UB. I, n. 8, S. 11. Chartular des 13. Jahrhunderts: AHuius 
rei isti sunt testes conscripti: Ego Chunradus Pataviensis episcopus subscribo. Ego 
Azelinus abbas de Cella Sancte Marie subscribo, so noch 4 Geistliche (3 der Diözese 
und ego Gerhardus domini pape capellanus) mit Ego — subscribo. 

30. 1160, Nov. 15. B. Konrad von Passau hat an St. Georgen „consilio 
et precibus Hartwici eiusdem loci prepositi beate memorie“‘ die Kirche Marquards- 
ufer übertragen. Archiv f. Kunde Österr. Gesch. Quellen IX, 263. Or.: + Ego 
Chonradus Pataviensis episcopus ss. Ego Almpuuinus prepositus S. Castuli ss., 
so noch 5 Geistliche der Diözese, darunter 3 Passauer Kanoniker. Nach Ansicht 
des Herausgebers W. Bielsky sind die Unterschriften eigenhändig. 

31. 1160. B. Konrad von Passau macht ‚‚de consilio et consensu fratrum et 
ministerialium ac fidelium nostrorum‘‘ einen Tausch mit St. Florian. Mon. Boica 
XXVIII, 2, S.238f. Andere Abschrift ebenda XXIX, II, 2, S. 23f. Codex traditio- 
num Pataviensis tertius: Ego Chunradus episcopus laudo et subscribe. Ego Rud- 
bertus decanus laudo et subscribo, so noch 8 Unterschriften von Passauer Kanonikern 
mit Ego — laudo et subscribo. 

32. Um 1160. Propst und Kapitel von Reichersberg überlassen dem Kl. 
Ranshofen ein Gut zu Urbach gegen 8 Pfund Pfennige. UB. des Landes ob der 


! Diese Nummer, deren Unterschriften nicht subjektiv gefaßt sind, ist mit 
Rücksicht auf die Formel mit recognoscere hier aufgenommen. Vgl. unten S. 218f. 
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Enns II, n. 207, S.307f. Or.: Notum sit — quod ego Gerhohus Dei gratia pre- 
positus Richerispergensis ecclesie et fratres mei — dedimus.:— — —. + Ego 
Gerhohus Richersperigensis prepositus.ss. + Ego Arno Richersperigensis decanus ss., 
so noch 9 Chorherren mit + Ego — ss. 

33. 1161, April 9. B. Eberhard I. von Salzburg schenkt auf Verwendung 
und Rat des B. Roman von Gurk, des Dompropstes Hugo und des Abtes Hein- 
rich von St. Peter der Kirche des hl. Maximilian zu Hofen ein Lehen. v. Meiller, 
Regesten der Erzbischöfe S.91f., n. 175. Or.: Zeugen: Herimannus de Walche 
usw. noch 12 Laienzeugen objektiv. Haec autem secunda traditio facta est — 
feliciter amen. + Ego Eberhardus luvaviensis ecclesiae episcopus ss. + Ego Romanus 
Gurcensis ecclesiae episcopus ss., und so noch 6 Unterschriften der Erzdiözese 
(1 Abt, 1 Dekan, 4 Pröpste) mit + Ego — ss. 

34. 1161. Eb. Eberhard von Salzburg beurkundet eine Synodalverhandlung. 
v. Meiller, Regesten S. 93, n. 185; nach Ried, Cod. diplom. Ratispon. I, S. 235, 
n. 256 ex Orig.: Ego Heinricus matricis ecclesieae decanus subscripsi, so noch 
6 Unterschriften von Geistlichen (aus der Diözese) mit Ego — ss. 

35. 1161. Eb. Eberhard von Salzburg bestätigt und erweitert der Propstei 
Reichersberg eine frühere ‚collaudatione fratrum nostrorum clericorum et fidelium 
laicorum ministerialium‘‘ geschehene Schenkung. UB. des Landes ob der Enns 
Il,n. 211, S. 311f. Or.: + Ego Eberhardus Dei gratia Salzburgensis archiepiscopus ss. 
+ Ego Heinricus abbas S. Petri ss. Monogramm: Bene valete. 

36. 1161. B. Hartwich von Regensburg gibt an St. Emmeram Güter aus 
dem Besitz der Regensburger Kirche zurück. Ried, Cod. diplom. episcopatus 
Ratisbonensis I, n. 255, S. 234f. Or.: presentem kartam exinde conscribi iussimus, 
quam nostri sigilli impressione, fratrum nostrorum subscriptione, testium quoque, qui 


presentes aderant, annotatione roborari precepimus. Si qua vero — amen. Ego 
Godefridus Ratisponensis ecclesie prepositus ss., so noch 6 Regensburger Kanoniker 
mit Ego — ss. Dann: Testes sunt Ortlieb Chaezpizze usw., die Laien objektiv. 


37. 1162, Febr. 7. B. Konrad von Regensburg geht einen Tausch mit 
Kl. Asbach ein. Mon. Boica V, S. 155 f. Keine Angabe über die Überlieferung: 
Sic et nos consensu et presentia advocati nostri comitis Gebhardi de Sulzbach — 
dedimus —. Ut autem super hoc concambio omnibus calumpniatoribus omnis iniusta 
tollatur causatio, septem de ministerialibus nostris iurisiurandi religione a nobis 
interrogati dixerunt hanc plenam et legitimam traditionem esse et omni tempore inte- 
meratam posse et debere servari. Ministerialium autem nomina sunt hec: Leutolt — 
Adelramus de Schefange. Interfuerunt autem huic commendationi hii testes, more Pa- 
varico omnes per aurem tracti: Comes Gebhardus de Sulzbach usw., Laienzeugen ob- 
iektiv, et alii quam plures. Ego Chuno Ratisponensis ecclesie episcopus subscribo. 
Ego Heinricus prepositus maioris ecclesie, so noch 17 Regensburger Kanoniker mit 
Ego N. N. 

38. 1162, Okt. 30. Eb. Eberhard I. von Salzburg bestätigt der Propstei 
Ranshofen Besitz und einen Richterspruch. v. Meiller, Regesten der Erzbischöfe 
S. 102, n. 222. Or.: Ego Eberhardus Salzburgensis archiepiscopus subscripsi. Ego 
Hugo Salzburgensis prepositus subscripsi, so noch 7 Unterschriften von Geistlichen 
(der Diözese) mit Ego — ss. 

39. 1162, Dez. I. B. Konrad von Passau macht an St. Florian ‚inito et 
communicato consilio concanonicorum nostrorum de choro sancti Stephani ceterorumque 
jidelium nostrorum‘‘ eine Schenkung. UB. des Landes ob der Enns II, n. 219, 
S. 321f. Or.: Ego Ch. episcopus ss. Ego Albertus custos ss., so noch 10 Passauer 
Kanoniker mit Ego — ss. 

40. 1163, August 23. B. Hermann von Hildesheim trifft ‚„communicato 
fratrum consilio“ Bestimmungen über die Pfründen am Kreuzstift. Janicke, 
UB. des Hochstifts Hildesheim I, n. 334, S. 319f. Or.: presentem inde paginam 
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conscribi et presentis sigilli karaktere sub anathematis interpositione, testium quoque 
legitima annexione iussimus insigniri. Ego Ekkehardus maioris ecclesie decanus ss. 
so noch 22 Geistliche (der Diözese) mit Ego — ss. Die Namen der Zeugen stehen 
in vier Reihen, in der ersten 10 (1 Dekan, 4 Presbyter und 5 Diakonen), in der 
zweiten 3 (2 Äbte, I Propst), in der dritten 4 (I Dekan, I Presbyter, 2 Diakonen), 
in der vierten Reihe 6 Namen (Geistliche von Heiligenkreuz); alle sind von der- 
selben Hand geschrieben. 

41. 1163, Okt. 18. B. Gero von Halberstadt bestätigt dem Kl. St. Wiperti 
in Quedlinburg seine Zehnten. UB. des Hochstifts Halberstadt von G. Schmidt 
1, n. 266, S. 228f. Or.: Ego Gero Dei gratia Halberstadensis sedis episcopus subscripsi. 
Ego Baldewinus decanus b. Stephani subscripsi, so noch 4 Unterschriften von 
Geistlichen der Diözese mit Ego — subscripsi. 

42. 1163, Dez. 17. Eb. Eberhard I. von Salzburg übergibt dem Kl. Form- 
bach eine Pfarrkirche. Zahn, UB. des Herzogtums Steiermark I, n. 477, S. 443f. 
Or.: nomina testium subscribi precipimus: Hugo maior prepositus Salzburgensis 
usw. Geistliche (Pröpste und andere Würdenträger der Diözese) und Laien, 
objektiv. Acta sunt hec — amen. Ego Eberhardus Dei gracia sancte Salzeburgensis 
ecclesie archiepiscopus subscripsi. Ego Hugo sancte Salzburgensis ecclesie maior 
prepositus subscripsi, so noch 4 Geistliche der Diözese mit Ego — subscripsi, 
alle aus den vorher objektiv aufgeführten. 

43. 1163. B. Hartwich von Regensburg beurkundet einen Gütertausch mit 
Kl. Asbach. Mon. Boica V, S.157f. Keine Angabe über die Überlieferung: 
Huius vero commutationis et traditionis testes sunt hii: Rapoto comes de Ortenburch 
usw. die Laienzeugen objektiv. Ego Wernherus prepositus maioris ecclesie subscripsi. 
Ego Heinricus decanus maioris ecclesie, so noch 6 Regensburger Kanoniker mit 
Ego N. N. 

44. 1164, Jan. 26. B. Konrad von Passau gewährt der Stadt Passau einen 
Jahrmarkt. Mon. Boica XXVllI, 2, S. 239f. Codex traditionum Pataviensis tertius: 
Ego Chunradus episcopus Pataviensis. Ego Otto prepositus, so noch 14 Geistliche 
(der Diözese) mit Ego N. N. Acta sunt usw. 

44a. 1166 bis 1174. B. Otto II. von Konstanz bestätigt ein Urteil seines 
Vorgängers. Ladewig und Müller, Regesten der Bischöfe von Konstanz n. 1027. 
Fälschung: Ego Ruodolfus canonicus Constantiensis ecclesie subscripsi. Ego Eber- 
hardus archipresbyter de Pothamo subscripsi. Ego Hugo capellanus episcopi scripsi 
et subscripsi. Ego Marcwardus abbas celle S. Petri de Monte subscripsi. 

45. 1172, Mai 14. B. Heinrich von Passau macht eine Schenkung für seine 
Kanoniker. Mon. Boica XXVIIl, 2, S. 249. Codex traditionum Pataviensis tertius: 
Testes sunt isti: Ego Fridericus decanus ss. Ego Piligrimus ss. Ego Gozwinus, 
so noch 13 Geistliche (Passauer Kanoniker?) mit Ego N. N. Dann: Ex principibus 
testis est Udalricus comes de Berge. Ex nobilibus vero usw. 

46. 1173. Eb. Philipp von Köln beurkundet die Stiftung des Frauen- 
klosters zu Langwaden und die über dieses nachher getroffenen Bestimmungen. 
Lacomblet, UB. für die Geschichte des Niederrheins I, n. 446, S.312f. 
Gelenius, Farragines diplomaticae I, 35: Ego Bruno maioris ecclesie prepositus 
recognovi et subscripsi, so noch 15 Geistliche (Pröpste, Dekane usw. der Erz- 
diözese) mit Ego — recognovi et subscripsi. Presentes aderant abbates et clerus. 
Nobiles et beneficiati. 

47. 1174, März 3. Adelheid, Äbtissin von Quedlinburg, inkorporiert das 
St. Johannishospital dem Kl. auf dem Münzberge. UB. der Stadt Quedlinburg 
von Janicke (Gesch. Qu. der Provinz Sachsen II, 1) I, n. 16, S. 13f. Or.: 
Facta sunt autem hec in presentia Romanorum imperatoris augusti approbante eius 
auctoritate, presentibus principibus regni venerabili archiepiscopo Maideburgensis 
ecclesie — presentibus etiam magnatibus terre — presentibus etiam ministerialibus 
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ecclesie nostre — aliisque plurimis fidelibus votiva concordia consentientibus. Ego 
lordanis prepositus sancte Marie, und noch 4 Unterschriften von Geistlichen aus 
der Diözese mit Ego N. N. 

48. 1174. B. Hermann von Bamberg trifft gemeinsam mit seinen Kanonikern 
Bestimmungen über das Rechtsverhältnis zwischen diesen und dem Nonnenkloster 
St. Theodor zu Bamberg. Ussermann , Episcopatus Bambergensis, Codex pro- 
bationum n. 138, S. 124. Nach Druck: Ego Otto prepositus maioris ecclesiae, 
ego Hermannus decanus subscribe. Sequuntur reliqui canonici (so Ussermann). 

49. 1177, Mai 25. B. Theobald von Passau beurkundet einen Gütertausch 
zwischen seinen Kanonikern und Kl. Osterhofen. Mon. Boica XII, S. 348f. 
Nach Druck bei Hund: cum testibus subter appositis: Ex nobilibus Engelbertus 
de Blanchenberch usw., die Laienzeugen objektiv. Data sunt Patavie usw. Ego 
Fridericus decanus Pat. laudo et subscribo, so noch 15 Passauer Kanoniker mit 
Ego — laudo et subscribo. 

50. Um 1179. B. Theobald von Passau bestätigt St. Pölten die Einverleibung 
einer Kirche und einen Wald. Niederösterr. UB. I, n. 12, S.16f. Chartular des 
13. Jahrhunderts: Ego Dipoldus Pataviensis episcopus subscribo. Ego Fridericus 
decanus subscribo, so noch 12 Passauer Kanoniker mit Ego — subscribo. 

5l. 1183, Juli 21. B. Theobald von Passau bestätigt St. Florian einige 
Besitzungen. UB. des Landes ob der Enns II, n. 261, S. 380ff. Or.: Ego Fridericus 
decanus subscripsi, so noch 16 Unterschriften (der Diözese) mit Ego — ss. 

52. 1187, April 17. Das Domkapitel zu Halberstadt beurkundet eine von 
B. Dietrich für die Kanoniker geschehene Handlung. UB. des Hochstifts Halber- 
stadt von G. Schmidt I, n. 317, S. 286f. Or.: Ego Anselmus sacerdos et maior 
prepositus consentio et subscribo, so noch 15 Mitglieder des Domkapitels mit Ego 
— consentio et subscribo. 

53. 1187. Beurkundung eines Tausches zwischen den Mönchen zu Prüll und 
den Kanonikern der Alten Kapelle zu Regensburg. Ried, Cod. diplom. epis- 
copatus Ratisponensis I, n. 288, S. 271f. Or.: Huic conventioni atque stabilitati 
ego Meingohus Prulensis abbas subscribo. Ego Adalbero ss., so noch 36 Unter- 
schriften von Geistlichen (Kanonikern und Mönchen) mit Ego ss., in 4 Kolumnen. 

54. 1188, August 14. B. Diepold von» Passau überläßt dem Kl. Formbach, 
unter Zustimmung von dessen Vogt Herzog Berthold von Dalmatien, tausch- 
weise die Pfarre Sulzbach. UB. des Landes ob der Enns II, n. 281, S. 4llff. 
Or.: Ego Diepoldus Pataviensis episcopus ss. Ego Purchardus de Chambe archi- 
diaconus ss., so noch 6 Geistliche, zum Teil Passauer Kanoniker, mit Ego — ss. 
Dann: Dux Dalmatie Bertholdus cum suis testis est. Alkerus cum filiis suis usw. 
Dann: Laici vero testes sunt hii: Albrecht et frater eius usw. Die Unterschriften 
rühren nach L. Gross, MIÖG., Egbd. VII, 541, vom Schreiber der Urkunde her, 
nur die des Dekans Tageno ist eigenhändig. 

55. 1188. B. Diepold von Passau empfängt ein Gut von Kl. Osterhofen 
im Austausch gegen Zehnten. Mon. Boica XII, S.354ff. Keine Angabe über die 
Überlieferung: — nos propria inducti benignitate, consilio quoque chori nostri et 
ministerialium Pataviensis ecclesie salubrius invitati —. Huius rei testes sunt 
Adalbertus advocatus de Chamb et frater eius Alramus. Ego Theobaldus Pat. epis- 
copus ss. Ego Fridericus ss., so noch 12 Unterschriften von Geistlichen (Pröpsten, 
Archidiakonen usw. der Diözese) mit Ego — ss. 

56. 1192, Juni 26. B. Konrad von Regensburg gestattet dem Unterkloster 
daselbst die Erhebung von Novalzehnten. Ried, Cod. diplom. episcopatus Ratis- 
ponensis I, n. 292, S. 275f. Or.: Ego Albertus Salzeburgensis archiepiscopus, SO 
noch 10 Geistliche (Pröpste, Dekane usw.) mit Ego N. N. Zuletzt Eg> Heinricus 
et alii. Testes hi sunt ex laicis: Fridericus quondam palatinus usw., objektiv. 

57. 1192. B. Wolfger von Passau tauscht Grundstücke mit St. Pölten. 
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Niederösterr. UB. I, n. 17, S.25f. Chartular des 13. Jahrhunderts: Quam ob 


rem — consensu kathedralium nostrorum atque ministerialium — tradidimus. — 
Huius itaque actionis nostre testes sunt de choro Pataviensi —; de ministerialibus 
ecclesie —; de ministerialibus ducis —; de burgensibus — (alle objektiv); Acta 
sunt —. Ego Heinricus decanus subscribo. Ego Megingotus prepositus subscribo, 


so noch 13 Passauer Kanoniker mit Ego — subscribo, die zuvor meist objektiv 
aufgeführt waren. 

58. 1192. Eb. Adalbert von Salzburg bestätigt der Propstei Reichersberg 
ihre Rechte. UB. des Landes ob der Enns II, n. 301, S. 442ff. Or.: + Ego 
Adelbertus Salzburgensis archiepiscopus ss. + Ego Gundaker prepositus maioris 
ecclesie Salzpurgensis ss., so noch 5 Geistliche (darunter 4 Salzburger Kanoniker) 
mit Ego — ss. 

59. 1194, Sept. 17. B. Konrad von Regensburg schenkt dem Kl. Mondsee, 
„cum ex sententia chori nostri et ministerialium ecclesie nostre ius habeamus et 
potestatem eidem cenobio conferendi‘, eine Kirche. Ried, Cod. diplom. episcop. 
Ratisponensis I, n. 295, S. 277f. Aus Chron. Lunaelacense p. 141: Huius rei 
testes sunt: Heinricus prepositus usw., objektiv, Geistliche und Laien. Dann: 
Ego Heinricus maioris ecclesie prepositus ss., so noch 22 Geistliche (Pröpste, 
Dekane, Kanoniker, viele auch ohne genauere Bezeichnung) mit Ego — ss. 

60. 1195, August 24. B. Wolfger von Passau schenkt an Kl. Osterhofen 
„cum coniventia fratrum nostrorum de choro et ministerialium‘‘ Marktrecht und 
Maut in Passau. Mon. Boica XIl, S. 356ff. Or.: testes etiam subter annotari 
mandavimus. Ego Henricus decanus laudo et subscribb. Ego Meingotus archi- 
diaconus et prepositus ss., so noch 12 Passauer Kanoniker mit Ego — ss. Testes 
Rihkerus de Wessen usw., die Laienzeugen objektiv. 

61. 1195, Nov. 15. Eb. Adalbert von Salzburg bestätigt der Propstei 
Reichenhall eine Schenkung seines Vorgängers. v. Meiller, Regesten der Erz- 
bischöfe S. 160f., n. 99. Or.: Ego Adalbertus Salzburgensis archiepiscopus sub- 
scribo. Ego Gundakerus Salzburgensis prepositus et archidiaconus ss., so noch 
9 Unterschriften von Pröpsten und Äbten mit Ego — ss. Acta sunt — presidente 
dom. Alberto Salzburgensi archiepiscopo in solempni capitulo apud Lauffen habito 
— presentibus et assistentibus prepositis et abbatibus supra in inscriptionibus suis 
annotatis et laicis quam plurimis. 

62. 1196. B. Wolfger von Passau beurkundet die von ihm „in synodo 
nostra sollempni, quam Patauiae celebravimus — intuitu crucis, cuius signaculum 
tunc gerebamus‘‘ getroffene Entscheidung in einem Streit über die Wahl des 
Propstes zu Mattsee. Fontes rer. Austr., II, 49 (Quellen zur Gesch. des Stiftes und 
der Herrschaft Mattsee), S. 104, n. 7. Or.: Ego Heinricus decanus ss. Ego Megen- 
gotus archidiaconus ss., so noch 15 eigenhändige Unterschriften, teils von Passauer 
Kanonikern, teils von Pröpsten (St. Pölten, Reichersberg und anderen), teils von 
nicht näher bezeichneten Personen. Weitere Personen (Geistliche und Laien) 
werden ohne subjektive Formeln der Unterschrift von zwei Schreibern verzeichnet. 

63. 1197, Januar 13. Eb. Adalbert von Salzburg macht „cum consilio et 
assensu meliorum ex clero nostro et ministerialium‘‘ der Propstei Reichenhall eine 
Schenkung. v.Meiller, Regesten der Erzbischöfe S. 163f., n. 112. Or.: Ego 
Perhtoldus maioris ecclesie in Salzburg prepositus subscribe. Ego Rudolfus eiusdem 
ecclesie decanus ss., so noch 2 Geistliche (1 Abt, I Propst) mit Ego — ss. Testes 
sunt: Gotscalcus de Hensperch usw., die Laienzeugen objektiv. 

64. 1197. B. Wolfger von Passau beurkundet einen von ihm ‚communicato 
prudentum virorum consilio‘““ vollzogenen Tausch mit St. Pölten. Niederösterr. UB. 
I, n. 19, S. 28f. Aus Chartular des 13. Jahrhunderts: Facta sunt hec presentibus 
ecclesie nostre ministerialibus — et aliis quam pluribus Hartwici Ratisponensis 
advocati vasallis. — Ego Heinricus decanus subscribo, so noch 14 Passauer Kanoniker 
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mit Ego — subscribe. Gross, MIÖG., Egbd. VIII, 592f., bestimmt nach dem 
Original die Unterschriften als teilweise eigenhändig. 

65. 1198. Eb. Adalbert von Salzburg macht ‚‚de communi capituli nostri 
consensu‘‘ Schenkungen an verschiedene geistliche Anstalten. v. Meiller, Regesten 
S. 165f., n. 123. Or.: Ego Perhtoldus Salzburgensis ecclesie prepositus subscribe. 
Ego Hermannus decanus ss., so noch 16 Salzburger Kanoniker mit Ego — sub- 
scribo. Dann: Ex ministerialibus vero ecclesie huius rei testes sunt: Sigboto de Sur- 
berch usw., die Laienzeugen objektiv. 

66. 1198. Eb. Adalbert von Salzburg schenkt dem Nonnenkl. St. Georgen 
20 Talente Salz jährlich aus einer Saline und empfiehlt die Überwachung der 
richtigen Abfuhr dem jeweiligen Dompropste von Salzburg. v. Meiller, Regesten 
S. 166f., n. 126. Or.: Zeugen: Pertoldus prepositus maioris ecclesie, qui et plenius 
et expressum habet privilegium huius actionis nostre. Hermannus decanus sub- 
scripsi. Albertus Kyemensis prepositus — ss., so noch 9 Unterschriften von Salz- 
burger Kanonikern mit N. N. ss. Dann: Ex ministerialibus vero ecclesie huius rei 
testes sunt: Siboto de Surberch usw., die Laienzeugen objektiv. 

67. 1198. Eb. Adalbert von Salzburg macht der Propstei Reichersberg 
und der Propstei Suben eine Schenkung von jährlich 10 und jährlich 3 Pfund 
Salz, der Salzburger Propst soll sie aushändigen. v. Meiller, Regesten S. 167, 
n. 127. Or.: Ego Pertholdus Salzburgensis prepositus subscribo. Ego Hermannus 
decanus eiusdem ecclesie ss., so noch 14 Unterschriften von Salzburger Kanonikern 
mit Ego — ss. 

68. 1199. Abt und Konvent von Kl. Lockum verkaufen dem Johannis- 
hospital in Hildesheim ein Gut. Janicke, UB. des Hochstifts Hildesheim |, 
n. 549, S. 525. Or.: Ego ego Ekkehardus Luccensis abbas subscribo, ego Gerhardus 
prior, ego Johannes cellerarius, ego Lambertus, ego Hermannus, ego Albertus, Her- 
mannus, Johannes usw. objektiv noch 13 Namen. 

69. Um 1190 bis 1200. Entscheid des Salzburger Domkapitels über einen 
Streit zwischen dem Stift St. Georgen und dem Domherrn Rudeger von Passau. 
Archiv für Kunde österr. Gesch. Qu. IX, S. 271. Or.: Huius rei testes sunt: 
Sigehardus prepositus „S. Ypoliti, so noch 9 Geistliche der Diözese. Ego Perhtoldus 
Salzburgensis prepositus ss.,so noch 16 Unterschriften von Mitgliedern des Domkapitels. 

70. Um 1200. B. Wolfger von Passau eximiert ‚adhibito communi consensu 
fratrum nostrorum de choro et ministerialium, cum voluntate et conivencia dilecti 
capellani nostri Heinrici plebani in Wartperch‘‘ das Spital zu Garsten von der 
Mutterkirche Wartberg und entschädigt letztere. UB. des Landes ob der Enns 
ll, n. 325, S. 472f. Or.: Et huius rei testes: Ego Heinricus decanus Pataviensis 
subscribob. Ego Heinricus canonicus ss., so noch 13 Passauer Kanoniker mit 
‚Ego — ss. Die Unterschriften sind nach Mitis S. 75 sicher eigenhändig. 

71. Um 1200. B. Wolfger von Passau tauscht ‚‚chori et ministerialium 
nostrorum accedente consensu‘“‘ mit St. Florian einige Güter. UB. des Landes 
ob der Enns II, n. 331, S. 476. Or.: Ego Heinricus decanus Pat. Ego Meingodus ss., 
so noch 14 Kanoniker mit Ego — ss. 

72. 1201, April 26. Die edle Frau Petrissa von Gnannendorf überträgt 
Güter an das Stift St. Georg und erhält vom Propst ‚communicato fratrum 
consilio‘ andere zurück. Archiv für Kunde österr. Gesch. Qu. IX, S. 278. Or.: 
Ego Heinricus decanus ss., so noch 9 Brüder des Stifts. 

73. 1202. Eb. Eberhard von Salzburg beurkundet, daß ein Streit zwischen 
ihm und Ulrich von Stubenberg unter Vermittlung des Herzogs von Österreich 
beigelegt worden sei. v. Meiller, Regesten S. 173, n. 17. Or.: Ego Liupoldus 
Austrie Stiriegque dux ss. Ego Bertholdus dux Meranie ss. Ego Bernhardus dux 
Karintie ss. — Die Unterschriften sind nicht eigenhändig nach Mitis, Studien 
zum älteren österreichischen Urkundenwesen S$. 74, 
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74. 1202. Eb. Eberhard von Salzburg bestätigt der Abtei Seon ‚cum 
communi consilio et conniventia fratrum nostrorum canonicorum et ministerialium‘“ 
Güter und Rechte. v. Meiller, Regesten S..176f., n. 33. Or.: Ego Eberhardus 
Salzburgensis ecclesie archiepiscopus ss. Ego Wernhardus eiusdem ecclesie prepositus ss., 
so noch 21 Unterschriften von Geistlichen (2 Pröpste der Diözese, die übrigen 
ohne genauere Bezeichnung) mit Ego — ss. Testes etiam huius rei sunt: Rapoto 
domes de Chreiburch usw., die Laienzeugen objektiv (Grafen und Ministerialen). 

75. 1202. Eb. Eberhard II. von Salzburg bestätigt der Abtei Seon ‚‚com- 
municato consilio fratrum nostrorum et ministerialium‘‘ eine Pfarre. v. Meiller, 
Regesten S. 177, n. 35. Or.: Ego Eberhardus Salzburgensis ecclesie archiepiscopus ss. 
Ego Wernhardus eiusdem ecclesie prepositus ss., so noch 21 Unterschriften von 
Geistlichen (wie in n. 72) mit Ego — ss. Testes etiam huius rei sunt: Sigboto 
de Surberch usw., die Laienzeugen objektiv. 

76. 1202, Juli 28. Propst und Konvent von St. Florian widmen ein Gut 
der Kustodie des Klosters. UB. des Landes ob der Enns II, n. 334, S. 485f. 
Or.: nos quos Deus — communem vitam in domo beati Floriani martiris ducere 
voluit — tradidimus — per presentem paginam sigilli nostri inpressione munitam 
— corroborantes — ad habundantem cautele sufficientiam singuli nomina nostra 
subscribentes. Facta est autem —. Ego Engelbertus prepositus ss. Ego Albero custos 
subscribo, so noch 12 Regularkanoniker mit Ego — subscribo. 

77. 1203, Febr. 8. Eb. Eberhard von Salzburg bestätigt der Propstei 
Reichersberg alle früheren Schenkungen und Rechte. v.Meiller, Regesten 
S. 180, n. 44. Or.: Ego Eberhardus Salzburgensis sedis archiepiscopus, apostolice 
sedis legatus ss. Ego Wernhardus Salzburgensis ecclesie prepositus ss., so noch 
16 Unterschriften von Salzburger Kanonikern mit Ego — ss. Testes: Chunradus 
abbas de St. Victore usw. noch 5 Geistliche (der Diözese) objektiv. 

78. 1203, März 28. Eb. Eberhard II. von Salzburg schenkt und bestätigt 
„cum assensu canonicorum in Salzburch, nec non ministerialium nostrorum‘‘ dem 
Kl. Raitenhaslach Rechte und Güter. v. Meiller, Regesten S. 180, n. 45. Or.: 
Ego Eberhardus Salzburgensis archiepiscopus ss. Ego Wernhardus maioris ecclesie 
prepositus ss., so noch eine Anzahl Geistliche mit Ego — ss. Die Zeugenliste ist 
unvollständig veröffentlicht. 

79. 1203, Mai 22. Eb. Eberhard II. von Salzburg beurkundet einen Richter- 
spruch. v.Meiller, Regesten S. 181, n. 46. Or.: Ego Eberhardus — ss. Ego 
Wernhardus — ss., so noch 20 Geistliche (der Diözese). 

80. 1204. B. Wolfger von Passau macht dem Kl. Niederaltaich ‚‚de com- 
muni chori nostri consensu‘“‘ eine Schenkung. Mon. Boica XI, S. 175ff. Keine 
Angabe über die Überlieferung: Ego Heinricus decanus laudo et subscribo, so noch 
14 Passauer Kanoniker mit Ego — laudo et subscribo. De laicis hii sunt testes: 
Eberhardus comes de Druberch usw., die Laienzeugen objektiv. 

81. 1207. Eb. Eberhard II. von Salzburg macht der Abtei Raitenhaslach 
„de communi consensu capituli ecclesie nostre et conniventia ministerialium‘‘ eine 
legitima donatio. v.Meiller, Regesten S. 189, n. 91. Or.: Ego Albertus Salzburgensis 
prepositus ss., so noch 18 Salzburger Kanoniker mit Ego — ss. in zwei Reihen. 

82. 1208, März 5. Die Kanoniker von Herrieden bekennen, daß den Bischöfen 
von Eichstätt das Recht, ihren Propst zu ernennen, jedoch nur aus dem Eich- 
stätter Kollegium, zusteht. Mon. Boica XLIX, N. F. III, S.59f. Kopialbuch 
des 14. Jahrhunderts: Ut autem hoc factum evidencius liqueret tam presentibus 
quam posteris, quilibet canonicus a notario dicti episcopi suo nomine in hunc modum 
se subscribi rogavit: Ego Siboto prepositus subscribo, usw. noch 16 Kanoniker mit 
Ego — subscribo. Laici autem ministeriales Eystetensis ecclesie et vassaldi, quorum 
nomina hec sunt subnotata, interfuerunt et testimonium huic facto prebuerunt: 
Swiger de Oberbach usw., die Laienzeugen objektiv. 

AU VI . 14 
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83. 1208, Okt. 19. Abt Rudiger und Konvent des Kl. Baumgartenberg 
unterwerfen sıch ‚unanimi congregationis nostre assensu‘“‘ dem Spruch eines 
Schiedsgerichts im Streit mit St. Florian. UB. des Landes ob der Enns II, 
n. 359, S.531ff. Or.: Huius actionis testes sunt (einige Geistliche, assessores 
arbitrorum). Insuper alii testes: Laien. Dann: Ego Rudigerus abbas subscribo. 
Ego Chunradus prior subscribo usw. der ganze Konvent, 21 Unterschriften mit 
Ego — subscribo. 


84. 1209, Juli 14. Eb. Eberhard II. von Salzburg bestätigt dem Kloster 
Admont alle früheren Schenkungen und Rechte und verleiht einige neue. 
v. Meiller, Regesten S. 195f., n. 116. Or.: Ego Albertus Salzburgensis ecclesie 
prepositus ss., so noch 19 Geistliche (meist Salzburger Kanoniker) mit Ego — ss. 
in zwei Reihen. Testium nomina sunt hec: Chunradus prepositus de Hof usw., 
Geistliche und Laien, objektiv. 


85. 1209, Juli 14. Eb. Eberhard II. von Salzburg schenkt dem Kloster 
Viktring einen Zehnten. v. Meiller, Regesten S. 202, n. 139. Or.: Ego Albertus 
Salzburgensis ecclesie prepositus ss., so noch 17 Salzburger Kanoniker mit Ego — ss. 


85a. 1212. Engelhard von Weinsberg für Kl. Schönthal. Wirttemberg. UB. 
Il, n. 354, S. 386f. Nach mehreren jungen abschriftlichen Überlieferungen: Hanc. 
testificationem — coram multis assistentibus —: Conradus usw. objektiv. Ego 
quoque Conradus archidiaconus predicte assertioni patris mei ab ore ipsius percepte 
testis accedo et eam sigilli munimine corroboro. 


86. 1213, Dez. 19. B. Mangold von Passau verleiht ‚‚ad devotam peticionem 
et ad benignam coniventiam kathedralium nostrorum‘‘ dem Propst und Konvent von 
St. Pölten die Pfarre daselbst. Niederösterr. UB. I, n. 24, S. 36f, Chartular des 
13. Jahrhunderts: Ut igitur — nostra collatio stabilis — permaneat —, ipsam 
— presenti privilegio et subscriptione dictorum kathedralium nostrorum et aliis sub- 
scriptis testibus perpetualiter communimus —. Huius rei testes sunt: Ego Heinricus 
Pataviensis decanus subscribo, so noch 24 Passauer Kanoniker mit Ego — sub- 
scribo. Dann: Hii sunt ceteri testes: Abbas Poppo de Altha, so noch 6 Geistliche 
(der Diözese) objektiv. 

87. 1214. Dompropst Engelbert von Köln beurkundet die Schlichtung 
eines Streites zwischen dem Kl. Mechtern und dem Domkanoniker Gerlacus. 
Ennen und Eckertz, Quellen zur Geschichte der Stadt Köln II, n. 40, S. 521. 
Or.: Ego Cunradus maior decanus in Colonia subscripsi, so noch die Dechanten 
von St. Gereon, St. Severin, Kunibert, St. Aposteln, St. Marie de Gradibus und 
St. Georg mit Ego — subscripsi. 

88. 1217, Dez. 30. Eb. Eberhard Il. von Salzburg weist dem neuerwählten 
und investierten B. Rüdiger von Chiemsee die Grenzen seines Bistums mit Be- 
sitzungen und Renten aus. v.Meiller, Regesten S. 215, n. 197. Salzburger 
Kammerbücher: Ego Chuno Salzburgensis ecclesie decanus, so noch 12 Geistliche 
(Salzburger Kanoniker?) mit Ego N. N. Zuletzt: Ego Sighardus diaconus sub- 
scripsimus. 

89. 1218. Eb. Eberhard II. von Salzburg spricht dem Pfarrer von Stiven 
ein bestimmtes Recht zu. v.Meiller, Regesten S. 217, n. 206. Or.: Zeugen: 
Rupertus prepositus usw., eine Anzahl Geistliche der Diözese Salzburg objektiv, 
et alii quam plures nostri clerici et ministeriales. Ego Albertus prepositus Salz- 
burgensis ss., so noch 16 Geistliche (Salzburger Kanoniker) mit Ego — ss. 


90. 1220, Juli 30. B. Ulrich von Passau bestätigt „de consensu fratrum 
nostrorum‘‘ dem Kl. St. Florian die Verleihungen der früheren Bischöfe von Passau. 
UB. des Landes ob der Enns Il, n. 419, S. 618f. Or.: Ego Rudegerus Chyemensis 
episcopus ss. Ego Otto decanus ss., so noch 16 Unterschriften von Geistlichen, 
meist Passauer Kanonikern, mit Ego — ss. 
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91. 1220, August. B. Robert von Olmütz bestätigt mit Zustimmung seines 
Domkapitels dem Kl. Welegrad den Besitz seiner jetzigen und seiner künftigen 
Zehnten. Boczek, Cod. diplom. et epistolaris Moraviae II, n. 107, S. 115f. 
Or.: Ego Walterus decanus Olomocensis — huic donacioni consentiens proprium 
sigillum apposui; so noch der Propst und 3 Archidiakone zustimmend und mit- 
siegelnd. Dann: Ego Utissen canonicus consensi, so noch 8 namentlich genannte 
Kanoniker mit Ego — consensi,; dann: Ego Arcleus et omnes canonici consensimus. 
Acta usw. 

92. Um 1229. Statut der Regensburger Domkirche. Ried, Codex diplom. 
episcopatus Ratispon. I, n. 379, S. 362f. Or.: Et ut hec ordinatio nostra maiori 
subnitatur firmitatis robore, presentem litteram — conscribi fecimus et sigillorum — 
munimine roborari, sepe dicte ordinationi singuli subscribentes: Ego Chunradus 
decanus ss. huic ordinationi. Ego Wernherus prepositus de Spalt ss., so noch 
20 Regensburger Kanoniker mit Ego — ss. 

93. 1233, Dez. 19. B. Eckehard von Merseburg und Kapitel des Stiftes 
Merseburg verkaufen dem Kl. Berge bei Magdeburg Rechte und Güter. UB. des 
Kl. Berge bei Magdeburg, bearbeitet von Ph. Holstein (Gesch. Qu. der Provinz 
Sachsen IX) n. 89, S. 65. Or.: Ego Rodolfus prepositus et archidiaconus consensi, 
so noch 13 Kanoniker von Merseburg mit Ego — consensi. Dann: Canonici 
sancti Laurentii in Merseburg. — Die Unterschriften rühren vom Schreiber der 
Urkunde her. ; 

94. 1233, Dez. 23. Abt und Konvent des Kl. Berge bescheinigen den in 
Nr. 93 beschriebenen Verkauf. UB. (wie n. 93), n. 90, S.66f. Or. Photographie 
bei Posse, Lehre von den Privaturkunden Tafel I: Ego Conradus prior consentiens 
subscripsi, so der gesamte Konvent (noch 29 Unterschriften) mit Ego — consentiens 
subscripsi. Die Unterschriften sind nur zum Teil eigenhändig; vgl. Steinacker, 
Meisters Grundriß I?, 256. 

95. 1242, Juli 7. B. Rüdeger von Passau macht ‚‚de consensu et voluntate 
capituli nostri‘“ Stiftungen für die Passauer Domkirche. Mon. Boica, XXIX, 
2, S. 356ff., n. XXV. Or: Ego Chunradus decanus Pataviensis subscribo, so noch 
13 Unterschriften: Ego N. N. subscribo, meist von Passauer Kanonikern. Die 
Unterschriften sind nach Gross, MIÖG., Egbd. VIII, 594, eigenhändig. 

06. 1244, März 19. B. Rüdiger von Passau inkorporiert ‚‚de voluntate nostri 
capituli et consensu‘‘ dem Chorherrenstift St. Georgen eine Pfarre. Die Urkunden 
des regulierten Chorherrenstiftes Herzogenburg, herausgegeben von Michael Faigl, 
Wien 1886, n. IT, S. If. Or.: presentes literas conscribi fecimus et sigillo nostro et 


capituli nostri roborari iussimus in testimonium et cautelam. Datum — —. Ego 
Chunradus decanus Pataviensis subscribo. Ego Ulricus archidiaconus et can. Patav. 
subscribo, so 13 Passauer Kanoniker in zwei Kolumnen mit Ego — subscribo. 


Die Unterschriften sind nach Gross a.a. 0. eigenhändig. 

97. 1266, März 9. Dechantin Ita und Konvent des Kl. Nonnberg präsentieren 
dem Eb. von Salzburg eine neugewählte Äbtissin. Widmann, Urkunden und 
Regesten des Benediktinerinnenstiftes Nonnberg in Salzburg n. 16, S. 16ff. Or.: 
Ego Ita decana monasterii in Nunberc huic electioni interfui et benivole consensi 
et propria manu subscripsi. Similiter ego Gerdrudis subscripsi. Similiter ego Chuon- 
gundis huic electioni me subscribo. Ego Wilbirgis me subscripsi. Ego Perhta etiam 
me subscribo, so 13 weitere Unterschriften, teils subscribo, teils subscripsi. Mitten 
darunter noch: Ego Maethildis electioni huic etiam interfui. 

98. 1270, Okt. 27. B. Eberhard von Konstanz inkorporiert dem Kloster 
Engelberg mit Zustimmung des Domkapitels die Pfarre Stans. Ladewig und 
Müller, Regesten der Bischöfe von Konstanz I, n. 2266. Or.: Ego C. prepositus 
huic traditioni et donationi interfui et nomine meo et totius capituli in eam consensi 
et presentibus subscribo, so noch 7 Unterschriften (Mitglieder des Domkapitels und 
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Pröpste der Diözese). Nach Ladewig eigenhändig, nach B. Heinemann, Diplo- 
matik der Bischöfe von Konstanz S. 104ff. aber nicht. 

99. 1271, Februar 19. B. Eberhard Ill. und Kapitel von Konstanz teilen 
gewisse Güter mit Abt und Kloster St. Gallen. UB. von St. Gallen bearbeitet 
von H. Wartmann Ill, n. 990, S. 188f. Or.: Ego C. prepositus ecclesie Con- 
stantiensis prescripte donationi interfui et in ipsam consentiens presentibus sub- 
scripsi. Ego Walterus decanus predicte ecclesie usw. die gleiche Formel, dann 
ebenso noch 2 Unterschriften (Domkustos und Domscholastikus). Die Unter- 
schriften sind nach Ladewig und Müller, Konstanzer Regesten I, n. 2279, 
eigenhändig, nach B. Heinemann a.a. O. aber nicht. 

100. 1278, April 11. B. Rudolf von Konstanz inkorporiert dem Kl. Salem 
die Kirche Herzogenweiler. Ladewig und Müller, Regesten n. 2455. Zwei 
Originale: Ego Hainricus prepositus presenti donacioni interfui et subscripsi. 
Ebenso Walko decanus und Hainricus notarius iuratus, letzterer rogatus von 
vielen mit Namen Aufgeführten. Von den Unterschriften ist nach B. Heinemann, 
Konstanzer Urkunden S. 104 höchstens eine eigenhändig, nämlich die des mit 
dem Textschreiber identischen Notars Heinrich. 


ll. Urkunden mit subjektiv gefaßten Einzelunterschriften, 
meist des Ausstellers. 


1. 1037, Sept. 3. B. Bruno von Toul für den Abt des Kl. St. Mansueti. 
Gallia Christiana XIII, 463f. Keine Angabe über die Überlieferung: Ego Bruno 
huic testamento signum crucis subscribo anuloque nostrae ecclesiae consigno. 

2. 1054 bis 1079. Äbtissin Alberat von Wunstorf für Kirche Hildesheim. 
Janicke, UB. des Hochstifts Hildesheim I, n. 92, S. 91f. Kopie: Hecelo epis- 
copus recognovi et subscripsi, Alberat abbatissa subscripsi. i 

3. 1075. B. Imad von Paderborn für das Domstift daselbst. Erhard, Cod. 
diplom. Westfaliae I, n. 157, S. 121. Kopialbuch des Domstiftes zu Paderborn: 
Ego Immadus divina favente clementia episcopus manu propria subscripsi. 

4. 1103, Nov. 29. B. Bruno von Trier für Stift zu Münster Steinfeld. 
Beyer, Mittelrhein. UB. I, n. 408, S. 467. Or.: Ego Bruno manu mea sub- 
scripsi —. Testes huius rei sunt (objektiv). 

5. 1105, Sept. 23. B. Alboin von Merseburg für Kl. Pegau. Cod. diplom. 
Saxoniae regiae I, 2, n.7, S.7f., nach Annales Pegavienses, SS. XVI, 247: 
Ego Albuwinus propria manu subscripsi. 

6. 1108. Abt Burchard von St. Jakob bei Mainz für einen gewissen Anselm. 
Stumpf, Acta Maguntina saeculi XII. n. 2, S.4f. Or.: (Ankündigung des Siegels 
des Mainzer Erzbischofs). Preterea et alii sunt testes adhibiti: ego quidem Burchardus 
abbas, Udo usw., die übrigen Zeugen, Geistliche und Laien, objektiv. 

7. 1120, April 15. B. Reinhard von Halberstadt für Kloster Kaltenborn. 
Cod. diplom. Saxon. regiae I, 2, n. 60, S.5lff. Or.: Hanc vero cartam inde sub- 
scriptam ego R(einhardus) manu propria corroboravi meoque sigillo insigniri iusst. 

8. 1127, Febr. 18. Rudolf von Fluntern mit Angehörigen schenkt den 
Heiligen Felix und Regula Waldland auf dem Zürichberge, die Urkunde wird im 
Grafengericht ausgestellt. J. Escher und P. Schweizer, UB. der Stadt und 
Landschaft Zürich I, n. 276, S. 106f. Or.: Testes huius rei sunt — — (objektiv). 
Precipue autem stabilitum usw. Actum Turegi usw. Ad huius autem rei confir- 
mationem ego Werinherus comes de Baden subscripsi et anulo meo sigillavi. Vgl. 
ähnliche Urkunden, die aber nur die Ankündigung von Besiegelung, nicht eigent- 
lich subjektiv gefaßte Unterschriften enthalten, im gleichen UB. n. 292, 1149, 
März 20., S. 177; n. 302, 1153, Juni 28., S. 185; n. 310, 1155, Dez. 21., S. 1Wff.: 
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n. 314, 1159, Mai 21., S. 196. Die Ankündigung der Besiegelung in letzterer Ur- 
kunde ist nach dem mitgeteilten Faksimile nicht eigenhändig. 

9. 1133, Juni 18. Eb. Adalbert von Mainz befreit auf Bitten der Kanoniker 
von St. Severus zu Erfurt zugunsten der Kantorei gewisse Güter von gewissen 
Abgaben. Beyer, UB. der Stadt Erfurt (Gesch. Qu. der Provinz Sachsen XXIII), 


I, n. 19, S.8f. Kopie: Cuius concessionis testes sunt hii: Prepositi — — Heinricus 
Jekeburgensis — —; Ego quoque Heinricus vidi et subscripsi. Capellani — —; 
Comites — —; Ministeriales — —. Anno usw.; data Erpesfort per manum Henrici 


prepositi Jekeburgensis XIII. kal. Juli. 


10. 1136. B. Albero von Basel für Stift St. Marien zu Prüm. Beyer, Mittel- 
rheinisches UB. I, n. 488, S. 542ff. Aus einer vidimierten neueren Abschrift: 
Ego Adalbero Basiliensis episcopus Dei gratia et eodem tempore abbas Prumiensis 
manu propria subscripsi et sigilli mei impressione sub anathemate firmavi. 


11. 1137 (Sept. 13—24). Abt Heinrich von Hersfeld für Hospital zu Königs- 
breitungen. Cod. diplom. Saxon. regiae I, 2, n. 123, S. 89f. Or.: Huius autem 
concambii nostri et tradicionis nostre testes sunt hii: Ego Heinricus Herisfeldensis 
abbas, Swibbodo Breitingensis abbas usw., die weiteren Zeugen objektiv. 


12. 1139. Eb. Arnold von Köln verleiht dem Severinstift daselbst die 
Dekanie im Mühlgau. Lacomblet, UB. für die Gesch. des Niederrheins I, 
n. 355, S. 225. Aus dem Chartular des Stifts: Actum est usw. — — amen. Ego 
Walterus maioris ecclesie decanus recognovi. Signum Brunonis S. Gereon ecclesie 
prepositi usw., die weiteren Geistlichen objektiv. Confirmatum vero est postea 
coram duce Walramno usw., in dieser Form alle Laien. 

13. 1146, Nov. 24. Schöffenspruch über die Abgabe der Lichteimer in 
Loncquich. Beyer, Mittelrhein. UB. I, n.541, 5.599. Aus einem neueren 
Chartular der Abtei St. Maximin in Trier: /n nomine sanctae et individuae trinitatis. 
Ego Sigerus Dei gratia abbas S. Maximini — — notumfacio, quod — —. Actum 
est hoc usw. Ego Sigerus testis sum, Rodulphus scultetius usw., die übrigen Zeugen 
objektiv. 

14. 1155 (Januar bis Juni). Eb. Arnold I. von Mainz für Kl. Lippoldsberg. 
v. Heinemann, Cod. diplom. Anhaltinus I, n.411, S.300f. Nach Druck 
(ex orig.): Huius rei testes sunt: Ego Arnoldus qui sancte Moguntine sedis gratia 
Dei sum id quod sum; abbates —; prepositi —; capellani —; laici —, alle Zeugen 
objektiv. 

15. 1161, Januar bis Juni. Eb. Wichmann von Magdeburg bestätigt auf 
Synode mit Beirat seines Kapitels die Errichtung des Domkapitels Brandenburg. 
v. Heinemann, Cod. diplom. Anhaltinus I, n. 459, S. 335. Or.: Huius rei testes 
sumus ego Arnoldus abbas de Nienburg, decanus Hazeko maioris ecclesie Magda- 
burgensis et tota ecclesia, quae in eadem sinodo fuit usw., die weiteren Zeugen, 
Geistliche und Laien, objektiv. 

16. 1169, März 10. B. Otto Il. von Konstanz für Kl. Salem. Ladewig 
und Müller, Regesta episcoporum Constantiensum n. 1014, S. 113f. Or.: Testes: 
Cunradus advocatus Constantiensis usw., Laien und Geistliche, objektiv. Ego Ottho 
sancte Constantiensis ecclesiae episcopus recognovi factum. 

17. 1170, Februar 17. B. Otto II. von Konstanz gibt ein Urteil. Escher 
und Schweizer, UB. der Stadt und Landschaft Zürich I, n. 323, S. 202f. 
Or.: Religiosorum virorum nomina — subnotavimus, ut sint testes veritatis —: 
Ego Otto Constantiensis episcopus, Eberhardus abbas de Scafhusin usw., die übrigen 
objektiv. 

18. 1186. Landgraf Ludwig Ill. von Thüringen für Kl. Reinhardsbrunn. 
Stumpf, Acta Maguntina saeculi XII. n. 86, S. 90. Or.: Testes huius sunt: 
Ego Ludowicus lantgravius, Hermannus abbas usw., Geistliche und Laien objektiv. 
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19. 1188. Isfrid, Dechant des St. Georgstifts zu Köln, für dasselbe. 
Lacomblet, UB. für die Gesch. des Niederrheins I, n. 508, S.356f. Keine 
Angabe über die Überlieferung: Acta sunt autem hec — presentibus et annitentibus 
universis ecclesie nostre confratribus, quorum hec sunt nomina: Dominus Bruno 
maioris ecclesie sanctique Georgii prepositus. Adolfus maior decanus et noster con- 
canonicus. Ego Isfridus decanus. Gerardus choriepiscopus usw., alle übrigen objektiv. 

20. 1189. B. Adelog von Hildesheim für Kl. St. Georg zur Klus. Janicke, 
UB. des Hochstifts Hildesheim I, n. 472, S. 448. Or.: Huius rei testes sunt ego 
Adelogus episcopus, Heinricus abbas usw., alle übrigen objektiv. 

21. (1196). B. Berthold von Livland für Kirche zu Heisede. Janicke, 
UB. — I, n.523, S.501f. Or.: Huius actionis et traditionis testis sum ego 
Bertholdus Livorum episcopus, Thidericus abbas usw., alle übrigen objektiv. 

22. (1196 bis 1197). Dietrich, Abt des Michaelisklosters zu Hildesheim, für 
dasselbe. Janicke a.a.O. n.526, S.504f. Or.: Huius rei testis sum ego 
Theodericus abbas decimus, huius autem nominis secundus. Testes sunt eciam 
Heinricus prior usw., die übrigen objektiv. 

23. 1197, Sept. 26. B. Isfried von Ratzeburg weiht die Kirche zu Beelte. 
Janicke a.a. ©. I, n.529, S.506f. Or.: Huius facti testis sum ego Isfridus 
Racesburgensis episcopus. Testantur etiam Theodericus abbas sancti Michaelis usw., 
alle übrigen objektiv. 

24. Dietrich, Abt des Michaelisklosterss zu Hildesheim, für dasselbe. 
Janicke a.a. ©. I, n. 531, S.508f. Or.: Huius donationis et actionis testis sum 
ego Theodericus huius cenobii abbas decimus, nominis autem secundus. Testantur 
etiam Heinricus prior usw., alle übrigen objektiv. 

25. 1197, Mai 28. Markgraf Otto II. von Brandenburg für die Prämon- 
stratenser. Krabbo, Regesten der Markgrafen von Brandenburg I, n. 494, S. 100f. 
Or.: Zeugen: Norbertus episcopus Brandenburgensis et ego marchio de Brandeburch 
Otto et frater meus Albertus comes in Arneburch, prepositus Heinricus usw., objektiv. 

26. Um 1205. Markgraf Heinrich von Istrien für Kl. Viktring. Schumi, 
Urkunden- und Regestenbuch des Herzogtums Krain II, n. 12, S.8f. Or.: 
testes — hic annolari fecimus: Ego Heinricus marchio qui hec contuli testis assisto. 
Albertus comes de Wiselburch usw., die übrigen objektiv. 

27. 1207. Kg. Ottokar von Böhmen für Kl. Ossec. J.C. Erben, Regesta 
diplomatica nec non epistolaria Bohemiae et Moraviae I, n. 504, S. 229f. Nach 
Druck: Huius rei testes sunt: Ego Otocarus rex. Zlawco fundator usw., die übrigen 
objektiv. 

28. 1211. B. Konrad von Konstanz für Kl. Salem. Ladewig und Müller, 
Regesten n. 1244, S. 140f. Or.: Zeugen: Ego Conradus Constantiensis episcopus, 
Walterus prepositus usw., objektiv. 

29. 1217, vor April 15. Markgraf Heinrich von Istrien für Kl. Viktring. 
Schumi a.a.O. n. 32, S.23f. Neue Abschrift aus Or.: Huius rei testes sunl 
ego Heinricus marchio Hystrie, abbas dominus Nycolaus usw., die übrigen objektiv. 


Aus dem vorstehend gesammelten Material lassen sich nach den 
oben einleitungsweise entwickelten Gesichtspunkten Folgerungen und 
Schlüsse diplomatischer und rechtsgeschichtlicher Art ziehen; ich be- 
handle zuerst die diplomatische Seite der Sache in bezug auf die erste 
Liste der Gruppenunterschriften.? Solche finden sich im 11. Jahr- 


! Hier und weiterhin nenne ich subjektiv gefaßte Unterschriften vieler 
Personen kurzweg Gruppen- oder Reihenunterschriften; letzteren Ausdruck ge- 
brauche ich besonders mit Beziehung auf die Tatsache, daß diese Unterschriften 
oft in Reihen (Kolumnen) angeordnet sind. 
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hundert und in den ersten drei Jahrzehnten des 12. Jahrhunderts nur 
wenige, deren Echtheit aber nicht zu beanstanden ist!; von den 
ersten sieben Nummern bis 1106 stammen fünf aus Sachsen, zwei 
aus Bayern. Die große Masse des Materials setzt erst mit dem 
12. Jahrhundert ein. Nach dem Stück von 1106, das aus verschiedenen 
Gründen noch den Fällen des 11. Jahrhunderts zugerechnet werden 
kann, fand ich aus dem zweiten Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts zwei 
Stücke, eins von 1117 und eins datiert von 1117, ausgefertigt erst 
um 1124 bis 1134. Dem dritten Jahrzehnt gehört ein Stück von 
1129 an. Die 30er Jahre bieten drei Stücke, eins um 1130, ein zweites 
von etwa 1134 und ein drittes von 1139; erst mit den 40er Jahren 
nimmt der Umfang des ‚Materials erheblich zu. Die Jahre 1140 bis 
1149 bieten sechs Stücke, 1150 bis 1159 deren zehn (ohne ein nicht 
direkt hierher gehöriges, wegen der Unterschriften mit recognovit? 
aufgenommenes Stück), 1160 bis 1169 deren fünfzehn (ohne eine 
Fälschung). Dann flaut die Menge in den 70er und 80er Jahren ab, 
die ersteren bringen sechs Stücke, die letzteren nur fünf. Eine neue 
Zunahme zeigt sich um 1190 bis 1220. Die Jahre 1191 bis 1200 
(oder um 1200) bieten sechzehn Beispiele, 1201 bis 1210 deren vier- 
zehn, 1211 bis 1220 noch sechs. Einzelne Nachläufer sind die 
Nummern 92 bis 100 von 1229 bis 1278. Dabei ist aber zu beachten, 
daß nach 1200 Beispiele fast nur aus Salzburg?, jedenfalls aus dem 
Südosten, vorliegen, daß überall sonst der Brauch vor 1200 ganz 
oder fast ganz abkommt.? 

Die räumliche Verteilung der Fälle ergibt überhaupt weitaus ein 
Überwiegen des Südostens. Von 100 Fällen® gehören ihm 79 an, und 
davon wieder 3l dem Erzbistum Salzburg; 25 entfallen auf Passau, 
zehn auf Regensburg, vier auf verschiedene Stifter in Österreich, je 
zwei auf Eichstätt, Bamberg und Freising, je einer auf Würzburg, 


ı Die Stücke des 11. Jahrhunderts und die Bremer Urkunde von 1106 habe 
ich im einzelnen in der oben S. 196 genannten Abhandlung in meinem Buche unter- 
sucht. Über die inhaltliche Bedeutung des Auftretens solcher Unterschriften in 
dieser Zeit vgl. ebenda. 

2 Vgl. oben S. 203, N. I und unten S. 218f. 

3 Von 29 nach 1200 fallenden Nummern stammen 12 aus Salzburg, 5 aus 
Passau, 3 aus verschiedenen Orten (Stiftern) von Österreich (Erzdiözese Salzburg), 
1 aus Regensburg, also zusammen 20 aus der Erzdiözese Salzburg. Daneben 
3 aus Konstanz, 2 aus Merseburg, je I aus Köln, Eichstätt und Olmütz. 

4 Nr. 93/94 vom Jahre 1233 sind letzte, vereinzelte Beispiele aus Sachsen. 
Nr. 87 vom Jahre 1214 das letzte ebenso alleinstehende Beispiel vom Niederrhein. 
Nr. 85a vom Jahre 1212 aus Württemberg ist nur der Formel nach halb eine 
Zeugenschaft, dem Wesen der Sache nach mehr eine Mitbesiegelung. Als sub- 
jektiv gefaßte Zeugenunterschrift steht das Stück nicht nur für die Zeit nach 
1200, sondern überhaupt in dieser Gegend ganz singulär da. Das gleiche ist der 
Fall mit den Nummern 98—100 von 1270—78 aus Konstanz. 

5 Hier sind n. 1—6 mitgezählt, dagegen n. 27a, 44a u. dgl. nicht. 
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Olmütz, Aquileja (deutscher Empfänger). Dagegen hat Sachsen vier- 
zehn Fälle, der Niederrhein vier, der Oberrhein drei ganz verspätete 
aus Konstanz (dazu zwei Fälschungen von dort) und einen nicht voll 
hierher gehörigen!; Württemberg ist mit einem Fall (85a) vertreten, 
der mehr eine Mitbesiegelung ist als eine subjektive Zeugenunterschrift. 

Zeitlich ergibt die Verteilung ein etwas anderes Bild. Von den 
ersten zehn Fällen von 1008 bis 1129 rühren sieben aus Sachsen her, 
nur n. I aus Würzburg, n.4 aus Eichstätt (1060) und n.8 aus 
Salzburg gehören dem Südosten an. Dieser setzt mit größeren Be- 
ständen erst in den 30er Jahren des 12. Jahrhunderts ein. Dagegen 
in Sachsen finden sich über das ganze 11. Jahrhundert verstreut wohl- 
beglaubigte und gut überlieferte Beispiele. - 

In einer größeren Zahl der obigen Fälle sind die Zeugenunter- 
schriften in Reihen und Gruppen angeordnet, meist so, daß die 
äußerlich zusammengestellten Unterschriften auch innerlich nach 
Stand und Würden eine Einheit bilden, wobei häufig durch eine mehr 
oder minder ausführliche Formel der Unterschrift und Zustimmung 
die vornehmeren Zeugen gegen die minder bedeutenden abgestuft 
sind. Soweit die vorhandenen Publikationen und Angaben ein Urteil 
gestatten, findet solche Gruppierung und Gliederung oder verwandte 
feierliche Ausstattung bei I (2), 4, 5, 6, 18, 21, 23, 35, 40, 53, 84, 96 
statt. In der bisherigen Literatur ist einstimmig die Meinung ver- 
breitet, daß diese Gliederung der Zeugenunterschriften in der deutschen 
Privaturkunde auf das Vorbild der Papsturkunde mit den Kardinals- 
unterschriften zurückzuführen sei.?2 Für die Fälle des 12. Jahrhunderts 
soll diese Meinung durchaus nicht bestritten, höchstens etwas ein- 
geschränkt werden. Die betreffenden Urkunden des 12. Jahrhunderts 
weisen neben den gegliederten, subjektiv gefaßten Zeugenunterschriften 
andere Elemente auf, die zweifellos der Papsturkunde entstammen, 
wie Grußmonogramm, Bene Valete; also kann in ihnen wohl auch 
für die Anordnung der Zeugenunterschriften dieses Vorbild maßgebend 
gewesen sein.? Aber einschränkend muß doch bemerkt werden, daß 
Fälle der Gliederung der subjektiv gefaßten Zeugenunterschriften be- 
reits im 11. Jahrhundert vorkommen, wo ein Einfluß der Papsturkunde 
in diesem Punkte gar nicht stattgefunden haben kann; denn seit 


! Nr. 27a aus Speyer vom Jahre 1157 bietet keine subjektiv gefaßten 
Zeugenunterschriften, sondern nur objektive Einzelaufzählung der Zeugen mit der 
jedesmal wiederholten Formel: recognovit. 

2 O. Heinemann, Beiträge zur Diplomatik der Bischöfe von Hildesheim, 
$. 78; H. Steinacker, Die Lehre von den nichtköniglichen (Privat-) Urkunden. 
Meisters Grundriß I, S. 259. Lothar Gross, MIÖG. Egbd. VIII, 590. 

3 Übrigens macht sich nach Gross a.a.0O. S.575, ein stärkerer Einfluß 
der Papsturkunde auf die Passauer Urkunden erst gegen das Ende des 12. Jahr- 
hunderts geltend. 
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Victor Il. (1054 bis 1057) kommen zwar vereinzelte subjektiv gefaßte 
Kardinalsunterschriften vor (häufiger seit Paschal Il.), aber die strenge 
Gliederung in Kolumnen und nach Rang und Würde ist erst von 
Innozenz Il. (1130 bis 1143) eingeführt worden. Die früheren Fälle 
können sich also unmöglich an das noch nicht vorhandene Vorbild 
der Papsturkunde angelehnt haben; bei den späteren ist dieser Ein- 
fluß wegen der erwähnten Elemente wie Rota usw. zwar nach wie 
vor gesichert, aber für die Gliederung der Zeugenunterschriften kann 
und muß in Betracht gezogen werden, ob nicht neben dem Einfluß 
der Papsturkunde eine eigene Tradition der deutschen Privaturkunde 
vorliegen Könnte. 

Eine ähnliche Erscheinung wie die subjektiv gefaßten Reihen- 
unterschriften sind, diplomatisch betrachtet, objektive Unterschriften 
nach der Formel: signum + illius, die in Reihen gegliedert sind. Sie 
finden sich im 11. und 12. Jahrhundert (1052 bis 1152) in Trier und 
sind mir nur aus einem deutschen Urkundenbuch? bekannt geworden, 
wobei dahingestellt bleiben :mag, ob diese Gliederung der Signum- 
unterschriften tatsächlich nur in Trier üblich gewesen oder nur in 
dem einen Urkundenbuch mitgeteilt, in anderen übergangen worden ist. 

Sind im diplomatischen Sinne subjektiv gefaßte, eventuell eigen- 
händige Unterschriften und ebenso objektiv gefaßte, in Reihen ge- 
gliederte Signumunterschriften Beglaubigungsmittel von höherer Feier- 
lichkeit (gegenüber einfachen Akten und Notizen) für eine Urkunde, 
so könnte es als noch feierlichere und für den Zweck der Beglaubigung 
wertvollere Form erscheinen, wenn der Aussteller einer Urkunde be- 
kennt, daß er sie ganz und gar eigenhändig geschrieben habe. Es gibt 
einige Fälle aus Sachsen im 11. Jahrhundert, die vielleicht so gedeutet 
werden können. Zwar die Urkunde Bischof Bennos von Meißen? von 
1071, die in einem Zusatz den Vermerk trägt: Hec Benno decimus 
Misinensis ecclesiae episcopus scripsit et sigilli sui impressione signatum 
corroboravit, gilt für falsch, und wenn sie echt sein sollte, so würde 
sich dieser Satz vielleicht nur auf den Zusatz von ‚Hoc predictum 
predium‘ an beziehen und ihn als einen eigenhändigen des Bischofs selbst 
kennzeichnen sollen. Die Urkunde Adalberts von Bremen bei Lappen- 
berg, Hamburgisches UB. I, n. 102, dort datiert auf 1072, in Wahr- 
heit? wohl von etwa 1059, weist zum Schluß den Satz auf: Hanc 
quoque cartam propria manu descriptam sigilli nostri inpressione bullari 
iussimus. Hier könnte describere nur auf eine unterzeichnende Tätig- 


ı Schmitz-Kallenberg, Papsturkunden, 2. Aufl. Meisters Grundriß I, 2, 
S. 93. 

2 Beyer, Mittelrhein. UB. I, n. 337, 52, 56, 410, 571. 

® Cod. dipl. Saxoniae regiae I, 1, S. 336f., n. 142. Vgl. H. Breßlau, Hand- 
buch II, 2. Aufl., S. 191. 

* Vgl. meine Adamausgabe S$. 217, N. 2. 
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keit des Erzbischofs hinweisen, es könnte z. B. die Vollziehung eines 
Monogramms damit gemeint sein, wie es Adalberts Urkunde bei 
Lappenberg n. 80 aufweist.! Freilich ist n. 102 im Diktat sehr 
besonders und von demjenigen der anderen Urkunden Adalberts ab- 
weichend, sie muß von ihm selbst wenigstens diktiert sein. Es ist 
vielleicht doch nicht unmöglich, daß er bei seinem Streben nach besonderer 
Ausstattung seiner Urkunden auch einmal eine eigenhändig mundiert 
und das durch describere ausgedrückt hätte. Diese Möglichkeit wird 
man vielleicht bis auf weiteres doch offen lassen und erwägen können 
angesichts des dritten, sehr auffallenden Falles der undatierten Ur- 
kunde Bischof Egilberts von Minden bei Erhard, Codex diplomaticus 
Westfaliae I, 115, n. 147, die ganz im subjektiven Stil gehalten ist 
und zum Schluß die doppelte Versicherung aufweist: Ego Egilbertus 
Mindensis episcopus haec propria manu scripsi, et ut sciatur eum esse 
inbannitum, quicumque..., sigilli officio assignavi. Ego Egilbertus 
episcopus haec propria manu scripsi et sigillavi. Hier scheint die 
zweimalige Versicherung doch kaum etwas anderes bedeuten zu können, 
als daß der Bischof haec, nämlich die ganze vorangehende Urkunde 
(die übrigens nur kurz ist) eigenhändig geschrieben habe. Man wird 
kaum annehmen können und wollen, daß hochgeborene und adels- 
stolze deutsche Bischöfe das Geschäft, ihre Urkunden zu schreiben, 
häufiger eigenhändig ausgeführt hätten. Aber in Zeiten, in denen 
man aus der Formlosigkeit der Akte und Notizen sich zu erheben 
und unter Anwendung verschiedener Mittel wieder zu wirklichen Ur- 
kunden zu gelangen strebte, wären einzelne Ausnahmen der Art doch 
sehr wohl möglich und denkbar. Charakteristisch ist jedenfalls noch, 
daß die beiden echten Stücke und das als unecht verdächtigte aus 
Sachsen und der Mitte des 11. Jahrhunderts stammen, sie fügen sich 
damit in die Reihe der Urkunden mit subjektiv gefaßten Unter- 
schriften aus Sachsen in dieser Zeit sehr wohl ein. 

Nicht selten ist unter den Unterschriften die Formel recognovi, 
sie findet sich in I, 6, 7, 14, 27a, 46, Il, 2, 12, 16. Die Urkunde I, 7 
ist vom Herausgeber Lappenberg mit wegen der Unterschriften mit 
recognovi beanstandet worden?, diese Zusammenstellung hier ergibt 
die Grundlosigkeit der Beanstandung und den Sinn der Formel. Sie 
bedeutet hier wie überall so gut wie sicher nicht eine kanzleimäßige 
Tätigkeit einer ausgeübten Überwachung des Zustandekommens der 
Urkunde, sondern nur eine verstärkte und hervorgehobene Bezeugung 
im Sinne von: ich habe Kenntnis genommen. 1,6 unterzeichnen 
einige hervorragende Zeugen auf diese Weise im Unterschiede von 


! Vgl. die Photographie zu meinem Buch Tafel I und die Ausführungen 
daselbst in Teil II, Abschnitt I, Kap. IV. 
2 Hamburg. UB. I, S. 123, N. 9. Vgl. mein mehrfach genanntes Buch a. a. O. 
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den anderen: der päpstliche Legat und ein Abt; 1,7 der Vogt der 
Kirche und ein Zeuge. Il, 12 mit der einzigen subjektiven Unterschrift: 
Ego Walterus maioris ecclesiae decanus recognovi, neben den objektiven 
Unterschriften auch der sonst beteiligten Geistlichen, will dem 
Dechanten des Kölner Doms sicher nicht eine kanzleimäßige Tätig- 
keit zuweisen, sondern ein besonders schwerwiegendes Zeugnis. 1, 14 
unterschreibt neben vier Erzbischöfen und Bischöfen der Landesherr 
mit recognovi; ganz sicher wollte man von diesem nicht sagen, daß er 
die Herstellung der Urkunde überwacht habe, sondern daß er das in 
ihr bezeugte Rechtsgeschäft anerkenne und schütze. Wenn 1, 27a 
und 1,46 alle Zeugen mit recognoscere angeführt werden, in 1, 27a 
(Or.) objektiv mit recognovit, in 1, 46 (Abschrift der Brüder Gelenius) 
subjektiv mit ego — recognovi et subscripsi, so ist klar, daß recognoscere 
hier ganz farblos nur bedeutet: ich erkenne an, ich bezeuge. Sicher- 
lich will II, 2 der empfangende Bischof mit recognovi et subscripsi nur 
sagen: ich habe Kenntnis genommen und bezeuge das, und ganz be- 
sonders deutlich sagt II, 16 nach der Reihe der objektiv aufgeführten 
Zeugen der Aussteller: Ego Otto — Constantiensis — episcopus recognovi 
factum. Die Unterschrift mit recognoscere ist also gar nicht so selten 
im Sinne von Kenntnis nehmen, bezeugen. 

Von diplomatischem Interesse ist schließlich die Frage, ob die 
subjektiv gefaßten Unterschriften vorwiegend eigenhändig oder von 
den Schreibern der Urkunden ausgeführt worden sind. Ausdrückliche 
zuverlässige Angaben über die Ausführung der Unterschriften haben 
wir nur in 19 von den 100 obigen Fällen bzw. von den 69 Originalen, 
die allein zur Vergleichung gestellt werden können. Von diesen 
19 Fällen sind in 8 die Unterschriften ganz oder zum Teil eigen- 
händig!, in 11 Fällen? rühren sie bestimmt von den Schreibern der 
Urkunden her. Es ist aber so gut wie sicher, daß durch diese Zahlen 
das Verhältnis zwischen eigenhändigen und schreibermäßigen Unter- 
schriften nur sehr unvollkommen zum Ausdruck gebracht wird, daß 
fast überall, wo eigenhändige Unterschrift nicht ausdrücklich bezeugt 
ist, die Ausführung von Schreibershand anzunehmen ist. Dafür sprechen 
oft schon die einleitenden Formeln; wenn es I, 15 heißt: Data sunt 
hec Frisinge presentibus et consentientibus his: Ego Sigemarus — sub- 
scripsi, Ego N. N. subscripsi (zehn Namen), so ist es nicht gerade 
wahrscheinlich, daß diese presentes und consentientes wirklich selbst 
unterschrieben haben. Ebensowenig in einer Anzahl von Passauer 
Fällen, deren Rechtsbedeutung noch unten S. 225 besprochen wird, 


ı Nr. 18, 27, 30, 64 (teilweise eigenhändig), 70, 94 (teilweise eigenhändig), 
95, 96. Zu vergleichen ist noch n. 21. 

2 Nr. 3, 5, 6, 40, 54 (mit der Ausnahme einer eigenhändigen Unterschrift), 
73, 82, 93, 98, 99, 100. 
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in denen die Geistlichen zwar subjektiv unterschrieben werden, aber 
mit Einleitungsformeln (huius rei testes sunt usw.), die nicht gerade 
auf eine eigenhändige Beteiligung der Genannten schließen lassen. 
Ganz deutlich aber ist die Ausdrucksweise in I, 82, wo die Kanoniker 
von Herrieden in einer Urkunde für das Bistum Eichstätt sagen: 
quilibet canonicus a notario dicti episcopi suo nomine in hunc modum 
se subscribi rogavit: Ego Sigeboto subscribo usw. Dieses deutliche Zeugnis 
ist zwar spät (1208), aber in der größten Zahl der Fälle auch der 
früheren Zeit wird das Verfahren kein anderes gewesen sein. 

Man kann also schließen, daß in der weit überwiegenden Zahl 
der Fälle eine eigenhändige Unterschrift durch die Zeugen oder Zu- 
stimmenden oder einen Teil von ihnen gar nicht in Aussicht ge- 
nommen war. Welchen Sinn die subjektiv gefaßten Unterschriften 
unter rechtlichen Gesichtspunkten dann noch hatten oder haben 
konnten, ist unten S. 228ff. erörtert; diplomatisch ist hier zunächst 
festzustellen, daß eine Ausführung der Unterschriften durch den 
Schreiber in keinem Falle einen Grund zur Beanstandung einer Ur- 
kunde abgeben kann. 

Neben der Bedeutung als Beglaubigungszeichen der Urkunden 
und den diplomatischen Beobachtungen, die darüber zu machen sind, 
haben die Unterschriften aber auch Beziehungen zum Rechtsinhalt 
der Urkunden und können demgemäß als Zeugnisse für die Rechts- 
entwicklung gewertet werden. Es fragt sich vor allem, wann und 
wieweit sie etwa einfache Zeugenschaft oder Konsens bedeuten und 
demgemäß mehr freie oder aber rechtserhebliche und notwendige 
Bestandteile der Urkunden sind, sodann wieweit sich diese ihre ver- 
schiedenen denkbaren Eigenschaften in den Formen und Formeln der 
Unterschriften ausdrücken können. 

Die Gruppenunterschriften einer größeren Anzahl von Personen 
außer dem Aussteller bedeuten in den weitaus meisten Fällen Konsens, 
nicht einfache Zeugenschaft. Eigene Ausstellerschaft, die sich aber 
doch in ihrer Bedeutung dem Konsens zum Teil sehr nähert, drücken 
sie in den Fällen I, 4, 6, (45), 49, 52, (53), 68, 76, 82, 83 aus. Eine 
Anzahl von Urkunden ist bei Gelegenheit von Synoden ausgestellt 
worden, auf denen der Vorsitzende (Bischof oder Erzbischof) Ange- 
legenheiten einer ihm unterstellten Kirche oder eines Klosters regelte 
und die Mitglieder der Synode (Geistliche seiner Diözese oder Erz- 
diözese) die Urkunde unterzeichneten, ohne daß dadurch eine rechts- 
kräftige oder -erforderliche, eine mehr als tatsächliche, einmalige Zu- 


ı Ähnlich sagt Gross a. a. O. S. 593: Es scheint, daß man in solchen Fällen, 
wo ein Konsensrecht des Kapitels in Frage kam, weniger darauf Gewicht legte, 
daß die Unterschriften tatsächlich eigenhändig erfolgten, als daß vielmehr die 
Formulierung derselben eine dementsprechende war. 
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stimmung ausgedrückt werden soll. Doch können je nach den Zu- 
ständen und Verhältnissen der Diözesen die wichtigeren Geistlichen 
in ihr, Pröpste und Äbte, bzw. Bischöfe in einem Erzbistum, auch 
regelmäßig in näheren Beziehungen zum geistlichen Oberhaupt stehen 
und ein gewisses Konsensrecht ausüben. Gruppenunterschriften im 
11. Jahrhundert kommen sehr wenige vor, es ist nicht ausgeschlossen, 
daß einige der Fälle von solchen auf Synoden entstanden und durch 
sie angeregt sind, auch wenn das in den Urkunden selbst nicht aus- 
drücklich gesagt ist.! Unterschriften unter Gerichtsurkunden bieten 
I, 24, 69, 79, mehr die Annahme einer zu empfangenden Schenkung 
als die Zustimmung zu einer Vergabung bedeuten die Unterschriften 
in 1, 45; alleinstehend ist auch die Wahlurkunde I, 97. 

Bei weitem in der größten Zahl der Fälle aus obiger Liste bedeuten 
die Gruppenunterschriften Konsens, über die Art und Beziehung der 
Unterschriften zu dem Rechtsinhalt sind hier ziemlich zahlreiche Be- 
obachtungen zu machen. Eine der auffallendsten Erscheinungen, die 
bereits mehrfach in der Literatur besprochen ist, ist die Tatsache, 
daß in vielen Fällen nur eine Anzahl der als Zeugen oder Zustimmende 
genannten Personen subjektiv unterschreibt, andere nach ihnen 
(manchmal auch vor ihnen) objektiv als Zeugen aufgeführt werden; 
meist ist die Scheidung so vollzogen, daß nur Geistliche subjektiv 
unterschreiben, die Laien objektiv als Zeugen aufgeführt werden?; 
doch kommen auch Fälle vor?, in denen manche Geistliche subjektiv 
unterschreiben, andere objektiv unterzeichnet werden und auch solche®, 
in denen Laien subjektiv unterschreiben. 

Die Ursache der Scheidung der subjektiven oder objektiven 
Unterschriften oder Nennungen könnte ja mit der vorhandenen oder 
mangelnden Schreibkunst zusammenhängen, und gelegentlich hat man 
in Form einer Frage oder Vermutung auf die Möglichkeit eines solchen 
Zusammenhanges hingewiesen.® Eine solche Hypothese, die übrigens 


ı Vgl. darüber die Ausführungen von H. Breßlau in meinem Buche. 

2 ], 8, 11, 13, 15—17, 19, 20, 23, 25, 28 (nur ss., was auch subscripsit heißen 
kann), 33, 36, 37, 43, 45, 49, 54-57, 60, 63, 65, 66, 74, 75, 80, 82. Vgl. auch 
n. 57. Aus der Gesamtheit dieser Fälle ergibt sich, daß nicht nur, wie gesagt 
worden ist, in bayrischen Urkunden diese Erscheinung auftritt, sondern, noch 
abgesehen von den zahlreichen österreichischen Fällen, vereinzelt auch am Mittel- 
rhein mit n. 13 (Trier) und Niederrhein mit n. 28 (Köln), wofür auch n. 46 zu 
vergleichen ist. 

® ], 4, 6, 14, 42, (46), 57, 59, (68), 69, 77, 83, 84, 86, 89. 

4], 7, 9, 14, 62, 73. 

5 v.Mitis, Studien zum älteren österreichischen Urkundenwesen (Wien 1912) 
S. 75, läßt zwei Möglichkeiten offen. daß die Scheidung der Zeugen mit subjektiver 
und objektiver Fassung der Unterschriften ebensogut auf Fähigkeit und Unfähig- 
keit des Unterschreibens zurückgeführt werden könne, als vielleicht darin ein Hin- 
weis auf den rechtlichen Unterschied ihrer Mitwirkung erblickt werden dürfe. 
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niemals ernstlich aufgestellt und untersucht worden ist, ist aber schon 
wenig wahrscheinlich nach den obigen Ausführungen!, wonach auf 
die Eigenhändigkeit subjektiv gefaßter Unterschriften niemals irgend- 
welcher Wert gelegt worden ist; sie kann auch nicht die Fälle er- 
klären, in denen manche Geistliche (darunter auch hohe Kirchen- 
fürsten) objektiv unterzeichnet werden neben anderen subjektiv unter- 
zeichnenden Geistlichen, da man doch bei allen Mitgliedern dieses 
Standes im allgemeinen, zumal im 12. und 13. Jahrhundert, die Kunst 
des Schreibens voraussetzen muß. Endlich würde diese Annahme zu 
der Konsequenz führen, daß in den Fällen, wo Laien subjektiv unter- 
schreiben, dies geschehen wäre, weil sie schreiben konnten. In den 
oben gesammelten Fällen subjektiv gefaßter Laienunterschriften sind 
drei Urkunden im Original überliefert (n. 14, 62 und 73); von diesen 
liegt über n. 62 und 73 die Mitteilung vor, daß die subjektiv gefaßten 
Unterschriften der Laien in ihnen nicht eigenhändig sind. Die Unter- 
schrift des Markgrafen von Steyer unter n. 14 mit der Formel: Ego 
— recognovi bringt anscheinend sogleich zum Ausdruck?, daß seine 
Beteiligung nicht eine solche durch Schreiben, sondern durch Prüfen 
und Gutheißen der Urkunde ist, sicher ist auch diese Unterschrift 
nicht eigenhändig. Man kann daher durchaus nicht sagen, daß die 
wenigen subjektiv gefaßten Unterschriften von Laien, die vorkommen, 
eigenhändig seien und somit bewiesen, daß sie eben wegen der vor- 
handenen und betätigten Fähigkeit dieser Personen zu schreiben sub- 
jektiv gefaßt worden seien. Im allgemeinen drückt also die Fassung 
der Unterschrift oder Nennung eine Beziehung zur Eigenhändigkeit 
und zur vorhandenen oder mangelnden Schreibkunst überhaupt 
nicht aus. 

Mehr erörtert und in höherem Grade erwägenswert ist die Mög- 
lichkeit®, daß die Verschiedenheit der Nennung oder Unterschrift eine 
verschiedene Rechtsstellung der Genannten oder Unterschreibenden 
zur Handlung der Urkunde ausdrückt. Am einfachsten zu erklären 
und bereits auch richtig erklärt sind die Fälle, in denen manche 
Geistliche subjektiv unterschreiben, andere objektiv genannt werden. 
Es kommt sowohl vor, daß dieselben Geistlichen unter einer Urkunde 


2 Vgl. oben S. 218f. über die Formel recognovi. 

3 Vgl. v. Below, Die Entstehung des ausschließlichen Wahlrechts der Dom- 
kapitel (Histor. Studien von Arndt und anderen Heft Il, Leipzig 1883), S. 19 
bis 23, besonders auch S. 18, n.4, und $.20 mit n.4. W. Diekamp, MIÖG. 
VI, 314ff., wendet sich in einer Besprechung der v. Belowschen Arbeit gegen 
eine doch wohl nicht durchaus notwendige Konsequenz von dessen Ansichten. 
Redlich, Urkundenlehre S. 96 sagt vorsichtig nur, daß das Auftreten von 
„Unterschriften von Bischöfen in Begleitung der Unterschriften von Kanonikern 
— mit der im Laufe des 12. Jahrhunderts sich steigernden Selbständigkeit und 
dem Konsensrecht der Domkapitel zusammenhängt‘. 
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erst objektiv genannt werden und sie dann nochmals subjektiv unter- 
zeichnen, als auch daß einige Geistliche objektiv genannt werden, 
andere subjektiv unterzeichnen. Der erste Fall liegt vor in n. 14, 42, 
57, 59, der zweite in n. 4, 6, (46), (68), 69, 77, 83, 84, 86, 89. 
In beiden Arten von Fällen hängt die Fassung der Unterschrift offen- 
bar mit dem Bestehen oder dem Mangel eines Konsensrechtes! zu- 
sammen. Es handelt sich da stets um Bistums- oder Klosterkirchen 
und ihre Angelegenheiten, und jedesmal ist nur der engere Kurial- 
klerus subjektiv unterzeichnet?; entweder sind erst Regular- und 
Kurialklerus zusammen objektiv aufgezählt und der letztere wird 
dann nochmals subjektiv wiederholt oder aber die Scheidung ist von 
vornherein durchgeführt und zunächst nur der Regularklerus objektiv 
verzeichnet, dann der Kurialklerus subjektiv unterschrieben. 

Dieser Zusammenhang zwischen Konsensrecht und subjektiver 
Unterschrift ist aber nur da anzunehmen, wo Geistliche teils sub- 
jektiv, teils objektiv unterschrieben sind. Die Rechtsverhältnisse von 
objektiv aufgezählten Laien neben subjektiv unterschriebenen Geist- 
lichen werden keineswegs gleich äußerlich durch die Form der Unter- 
schrift ausgedrückt. 

Unter den ungefähr 47 oben S. 221 mit N. 2 bis =aufgezählten 
Fällen, in denen subjektive Unterschriften und objektive Nennungen 
nebeneinander vorkommen, haben einige in der Tat einen solchen 
Charakter, daß die subjektive Unterschrift der Geistlichen oder einer 


! Die bestimmte Unterscheidung von Handlungs- und Beurkundungszeugen 
einerseits und Zustimmungszeugen andererseits stellte erstmalig Ficker, Beiträge 
zur Urkundenlehre $ 69, I, 104f. auf, der aber den Unterschied in der Form der 
Zeugenunterschriften nur als ein Moment für diese Unterscheidung anführt, da- 
neben auf die Fassung anderer Formeln und den Rechtsgehalt der Texte Bezug 
nimmt. Vgl. auch Alois Veltze, Handschriftliche Beglaubigungsarten bis zum 
Ausgang des Mittelalters, in: Autogramme zur neueren Geschichte der habs- 
burgischen Länder, herausgegeben von der Direktion des k. u. k. Kriegsarchivs, 
1. Bd., Wien 1906, S. 180. Veltz& macht für fürstliche Unterschriften auf die 
Wichtigkeit des Geschäftsganges für Eigenhändigkeit oder nicht aufmerksam und 
sagt von Privaturkunden nur (S. 70), daß eigenhändige Unterschriften in Deutsch- 
land stets seltener als in Italien gewesen und daß sie im 13. und 14. Jahrhundert 
ganz verschwunden seien. H. Breßlau, HB. der UL., 1?, S. 726, sagt vorläufig 
über Beweiszeugen und Zustimmungszeugen: „Und damit (mit der Verminderung 
der Beweiskraft des Zeugnisses gegenüber dem Siegel) hängt es denn auch zu- 
sammen, was wir noch in anderem Zusammenhang auszuführen haben, daß die 
Zeugennennung in zahlreichen Urkunden seit dem 12. Jahrhundert nicht mehr 
Beweiszwecken in erster Linie dient, daß sie vielmehr Beirat und Zustimmung 
zum Ausdruck bringt“. 

2 v.Mitis an der soeben S. 221, N.5, verzeichneten Stelle fährt fort, daß 
für die letztere Auffassung (wonach der Unterschied der Fassungen eiren Unter- 
schied der rechtlichen Mitwirkung bedeute) insbesondere die Fälle sprechen, wo 
nur der Kurialklerus unterschreibt, der Regularklerus dagegen unter den „ceteri 
testes‘‘ eingereiht wird. 
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Anzahl von ihnen einen Konsens, die objektive Nennung der Laien 
bzw. auch von Laien und anderen Geistlichen eine weniger wichtige 
Zeugenschaft zu bedeuten oder damit zusammenzufallen scheinen. 
Oben I, 4 ist eine vom Domkapitel Eichstätt ausgehende Beurkundung! 
einer das Domkapitel angehenden Angelegenheit, da sind mit deut- 
licher und bewußter Absicht die Unterschriften der Domherren und 
nur von ihnen subjektiv zustimmend gefaßt, die Unterschrift des an 
der Handlung beteiligten Bischofs und einiger ehrenhalber genannter 
fremder Kirchenfürsten, die aber auch ehemalige Mitglieder des Kapitels 
waren, sowie der minderberechtigten iuniores fratres ist objektiv ge- 
halten. Die Vergabung Bischof Hartwichs von Regensburg an Sankt 
Emmeram (Il, 36) aus dem Besitze der Regensburger Kirche, die er 
laut Text „fratrum nostrorum subscriptione, testium quoque, qui presentes 
aderant, annotatione‘, macht, unter die die Regensburger Kanoniker 
subjektiv unterschreiben, die Laien objektiv verzeichnet sind, ist 
sicherlich nach Zustimmung der Domherren und vielleicht nur 
unter Zeugnis der Laien erfolgt. Eine Zustimmung drückt auch die 
subjektive Unterschrift der Kölner Kanoniker I, 46 zu der Vergabung 
Erzbischof Philipps mit Ego — recognovi et subscripsi aus, während 
auf andere abbates et clerus, nobiles et beneficiati nur als presentes 
aderant Bezug genommen wird. 1,49 beurkundet B. Theobald von 
Passau einen Gütertausch seiner Kanoniker, die unterschreiben: Zgo 
— laudo et subscribo, cum testibus (die anscheinend kein Verfügungs- 
recht dabei haben) subter appositis (die Laien objektiv). Sehr deut- 
lich ist 1,65, wo Erzbischof Adalbert von Salzburg ‚de communi 
capituli nostri consensu‘‘ verschiedene Schenkungen macht, die nur die 
Kanoniker mit Ego — subscribo unterschreiben, während es weiter 
heißt: Ex ministerialibus vero ecclesiae huius rei testes sunt: Sigboto usw. 
Als ähnlich sind noch zu vergleichen I, 66, 80, 82. 

Aber diese Fälle, in denen eine Zustimmung mit subjektiver 
Unterschrift und bloße Zeugenschaft mit objektiver Anführung zu- 
sammenfallen und oftmals das Konsensrecht schon eben durch die 
subjektive Fassung der Unterschrift ausgedrückt zu werden scheint, 
geben doch keineswegs den regelmäßigen und gesamten Tatbestand 
dieser Unterschrifts- und Rechtsverhältnisse wieder. Unzweifelhaft 
sind in vielen Fällen vornehme, zufällig anwesende Kirchenfürsten 
ehrenhalber als Zeugen subjektiv unterzeichnet, denen man ein eigent- 
liches Konsensrecht damit doch keineswegs konnte zusprechen wollen. 
Man vergleiche oben I, 6, 8, 14, 16—19, 33, dazu I, 47 mit den vor- 
nehmen, als anwesend erwähnten geistlichen und weltlichen Fürsten 


! Meine Auffassung dieser Urkunde, die von der des Herausgebers in einigen 
wichtigen Punkten abweicht, begründe ich näher in meinem mehrfach genannten 
Buch an der angegebenen Stelle. 
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‘ von Kaiser Friedrich I. an, die allerdings nicht subjektive Unter- 
schrift erhalten. Weiter ein Zeichen dafür, wie wenig die subjektive 
Unterschrift der Geistlichen Ausdruck einer höheren Berechtigung ist 
als die objektive Unterfertigung der Laien, sind die Fälle!, in denen 
die Geistlichen trotz ihrer subjektiv gefaßten Unterschrift im Formular 
ebenso schlechthin als ‚testes‘‘ bezeichnet werden wie die übrigen 
Zeugen.? Allerdings ist bei 1, 28 (1158, Köln) die Originalität der 
Überlieferung nicht sicher (nach Lacomblet I, 274, N.3 möchte 
man allerdings darauf schließen), auch fehlen die „Ego“, ss. könnte 
daher ebensogut mit „subscripsit‘‘ wie mit „subscripsi‘‘ aufgelöst 
werden. Deutlich aber sind die Fälle Nr. 25, 29, 45, 55, 60, 70, 86, 
alle aus Passau, in denen stets die Geistlichen (Passauer Kanoniker) 
subjektiv mit Ego — subscripsi, die Laien objektiv unterzeichnet 
werden, und dennoch auf alle mit Formeln wie: Testes sunt, Testes 
sunt huius rei conscripti usw. Bezug genommen wird. Nr. 60:und 70 
sind im Original erhalten, n. 29, 86 im St. Pöltener Chartular® des 
13. Jahrhunderts, n. 45 im Codex Pataviensis tertius, n. 25 anscheinend 
und vielleicht auch n, 55 in einem Chartular des 14. Jahrhunderts. 
Bei dieser Verschiedenheit der Überlieferungen und Vielheit der Stücke 
(zum Teil Originale) kann man mit Sicherheit behaupten, daß im 
Passauer Formular des 12. und 13. Jahrhunderts? die Anführung von 
Zeugen in subjektiver Form unter der Einleitungsformel: Huius rei 
testes sunt und ähnlichen üblich gewesen ist. 

Endlich ganz schlagend für die Entscheidung der Frage ist der 
Umstand, daß die Unterscheidung der subjektiven Unterschriften und 
objektiven Nennungen oftmals deutlich durchaus nicht nach dem 
Gesichtspunkt der aus dem Text sich ergebenden Rechtsverhältnisse 
vollzogen ist noch damit übereinstimmt. In elf von den oben S. 221 
(mit N. 2. 3) aufgezählten Fällen wird auch die Zustimmung von Laien, 
besonders von Ministerialen, zur Handlung im Text ausdrücklich her- 
vorgehoben?, obwohl sie in der Zeugenliste nur objektiv aufgezählt 
werden. Besonders charakteristisch und ausführlich ist n. 37, wo 
nach Erwähnung der Zustimmung und Anwesenheit des Vogtes weiter- 
hin, ut super hoc concambio omnibus calumpniatoribus omnis iniusta 
tollatur causatio, auf den Eid von sieben Ministerialen verwiesen wird, 
die ‚interrogati dixerunt hanc plenam et legitimam traditionem esse et 


! Nr. 25, 28, 20, 45, 55, 60, 70, 86. Vgl. auch II, 9, 15. 

?2 Nach solchen Fällen fragt v. Below a.a. O. S. 21: ‚Warum werden jene 
Geistlichen, wenn auch mit dem Beisatz ss., nicht unter die Rubrik testes gerückt ?“ 

3 Vgl. über dieses J. Lampel in der Einleitung zum Urkundenbuch von 
St. Pölten I, S. XXIXff.; S. LXXXIVf. 

* Gross, MIÖG. Egbd. VIII, 505—673, besonders S. 605f., ist auf die hier 
berührte Eigentümlichkeit des Passauer Formulars nicht eingegangen. 

> Nr. 11, 15, 28, 37, 55, 57, 59, 60, 63, 74, 75. Nicht ganz deutlich ist n. 64. 
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omni tempore intemeratam posse et debere servari‘‘. Die Ministerialen 
und weitere Laienzeugen werden dann namentlich objektiv aufgeführt, 
Bischof und Kanoniker von Regensburg subjektiv unterschrieben. 
Weiterhin charakteristisch und in derselben Richtung zu verwerten 
sind andere sechs (bzw. neun) Fälle!, in denen im Text die Zustimmung 
(coniventia, consensus usw.) von Laien, besonders der Ministerialen, 
ausdrücklich erwähnt und hervorgehoben wird, diese aber in Unter- 
schriften und in der Zeugenliste überhaupt nicht, weder in subjektiver 
noch in objektiver Form, aufgezählt sind. Diese 26 (bzw. 30) Fälle 
ergeben klar und deutlich, daß der Unterschied der subjektiven Unter- 
schrift von Geistlichen und der objektiven Nennung von Laien allein 
durchaus kein beweiskräftiger Ausdruck für ein verschiedenes Rechts- 
verhältnis der Zeugen zu der Handlung ist, daß auch objektiv unter- 
zeichnete Laien Zustimmungszeugen von maßgebendem Einfluß sein 
können. Dazu stimmt auch eine mehrfach behandelte Rechtsaussage’ 
aus dem 12. Jahrhundert in einem Prozeß zwischen dem Stifte 
Reichersberg und dem Edlen Heinrich von Stein. Dieser protestierte 
gegen eine durch seinen Vater Erchenbert geschehene Schenkung eines 
Familiengutes an das Stift und wurde darin durch die Bamberger 
Kirche unterstützt, die die Schenkung hatte genehmigen und durch 
Tausch dafür entschädigt werden müssen; rdagegen legte Gerhoh von 
Reichersberg eine Urkunde des Bischofs Eberhard von Bamberg vor, 
und um deren Rechtskraft entspann sich eine Erörterung.® Eberhard 
war inzwischen im Zusammenhang mit dem Kirchenstreit, wie Gerhoh 
behauptete, dem Stifte Feind geworden und suchte ihm Schwierig- 
keiten zu bereiten: quoniam privilegium a se datum negare non potuit 
—, manuscriptam suam hoc etiam modo infirmavit, ut diceret insuffi- 
cientem, quia non haberet subscriptionem canonicorum. Als Gerhoh 
diesem Einwand mit dem Hinweis darauf begegnet, die Urkunde sei 
in Italien ausgestellt und kein Kanoniker anwesend gewesen,? auch 


ı Die Fälle sind n. 21, 22, 31, 70, 71, 81, nicht ganz deutlich sind n. 35, 39. 
In n. 78 beruft sich der Text auf den assensus ministerialium, die unvollständig 
veröffentlichte Zeugenliste zeigt nicht, ob und wie sie nachher darin aufgeführt 
waren. 

® Ausführlich dargelegt bei v. Mitis, S. 33—38; Breßlau, Handbuch II”, 
46f.; bereits verwertet bei Ficker, Beiträge I, S. 104f., $ 69. 

3 Vgl. die genaue urkundliche Darstellung im Codex traditionum monasterii 
Reichersbergensis, UB. des Landes ob der Enns I, n. CXXIIl, S. 344f., der die 
folgenden Zitate entstammen; dazu das umstrittene Bamberger Privileg in dem 
gleichen Codex n. LXVII und einen Brief Gerhohs über die Angelegenheit ebenda 
n. LXIX. 

ı A.a.0.: in castro Brixiense datum fuisse privilegium, ubi canonici non 
poterant interfuisse. In der zitierten Urkunde selbst (n. LXVII, S. 309ff.) ist der 
„consensus ecclesie nostre (Bamberg) tam ex clero quam ex ministerialibus fidelium“ 
angeführt, dann aber in Wahrheit kein Kanoniker als zustimmend oder unter- 
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habe sie der Unterschriften der Kanoniker nicht bedurft, weil es sich 
nicht um ecclesiastica, sondern um regalia gehandelt habe, überdies! 
sei ein Konsens zum mindesten der ‚„ministerialium pene omnium de 
Bawaria et multorum de Franconia et Karinthia‘‘ bei einer Vorver- 
sammlung in Regensburg erteilt worden, wendet Eberhard weiterhin 
ein: nec quidem testium ministerialium sufficientem vel aliquem saltem 
continere numerum. Nach allem gibt schließlich das Gericht Gerhoh 
den Rat, seine Sache der Gnade und dem Urteil des Bischofs anheim- 
zustellen, und er muß sich licet invitus fügen. Hier ist der erteilte 
Konsens der Ministerialen sicher, ob der der Kanoniker wirklich ein- 
geholt worden ist, kann recht zweifelhaft sein; beanstandet wird vor 
allem die fehlende Unterschrift der Kanoniker und fehlende Nennung 
der Ministerialen, und beides zusammen in gleicher Weise bringt 
schließlich die Sache des Stiftes zu Fall. 

Alle diese Umstände, die Nichtübereinstimmung zwischen den 
Rechtsaussagen des Textes und den Formeln der Unterschrift ebenso 
wie die Aufzählung subjektiv unterzeichneter Geistlicher als testes, 
ergeben zwingend, daß der Unterschied der subjektiven oder objektiven 
Anführung zwischen Geistlichen und Laien noch keinen Anhaltspunkt 
für den Rechtsgehalt der beiderseitigen Unterschrift bzw. Nennung 
unter den Zeugen gibt. Objektiv verzeichnete Geistliche neben sub- 
jektiv unterschriebenen Geistlichen haben allerdings kein oder ein 
geringeres Recht der Zustimmung als diese, aber die fast ausnahmslos 
objektiv gehaltene Nennung der Laien bedeutet für diese keine 
Minderung ihrer Rechte. Der Gehalt und die Bedeutung einer jeden 
Zeugenschaft oder Zustimmung wird überhaupt je nach den tatsäch- 
lichen Verhältnissen des einzelnen Empfängers und des einzelnen 
Zeugen ein recht verschiedener sein, durch die erfolgte oder nicht 
erfolgte Nennung in der Zeugenliste, die subjektive oder objektive 
Formel der Unterzeichnung werden diese Dinge weder hinreichend 
ausgedrückt noch tatsächlich vereinfacht.*? Die Bedeutung einer 


schreibend genannt, auch kein Bamberger Ministeriale, sondern nur andere Reichs- 
fürsten. Gerhoh in dem Briefe (n. LXIX) sagt selbst, er habe auf Unterschriften 
von Klerikern (und Nennung von Ministerialen) keinen Wert gelegt, weil bei der 
Natur des Rechtsgeschäftes ‚magis eam decuit roborari collaudatione principum 
regni coram ipso principe principum Friderico augusto quam ipsis absentibus coram 
clerieis, Deo soli militantibus ac minime implicandis huiusmodi negotiis“. Daß ein 
Konsens der Berechtigten der Bamberger Kirche (tam ex clero quam ex ministeria- 
libus fidelium) bei einer Vorverhandlung des Rechtsgeschäfts in Regensburg statt- 
gefunden habe, sagt er weiterhin, mit besonderer Betonung der Zustimmung 
precipue ministerialium pene omnium de tota Bawaria et multorum de Franconia 
et Karinthia. 

! Dieses Argument macht Gerhoh in dem Briefe n. LXIX geltend, vgl. die 
vorige Anmerkung. 

® Daß die Rechtsverhältnisse im einzelnen sehr verwickelt sein konnten und 
durch die Fassung der Unterschriften keineswegs einen adäquaten Ausdruck fanden, 


15* 
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Zeugenliste kann jedesmal nur durch historische Einzeluntersuchung 
ermittelt werden. 

Es könnte nach den bisherigen Ergebnissen scheinen, als ob die 
Anführung von Zeugnis leistenden und zustimmenden Personen unter 
Urkunden und ihre Unterscheidung in objektiv genannte und subjektiv 
unterschriebene weder formell noch materiell einen bestimmten Sinn 
habe und an Regeln gebunden sei. Formell bringt die subjektive 
Fassung nicht die vorhandene oder mangelnde Kunst des Schreibens 
und materiell nicht das Bestehen oder Fehlen eines Konsensrechtes 
zum Ausdruck; in beiden Beziehungen scheint die Gliederung und 
Fassung der Nennungen oder Unterschriften ziemlich individuell und 
dem Belieben der Schreiber der Urkunden überlassen gewesen zu sein. 
Aber unter beiden Gesichtspunkten lassen sich noch weitere Möglich- 
keiten aufstellen, die der Gesamtheit der Tatsachen gerecht zu werden 
scheinen. In formeller Hinsicht könnte der Unterschied der objektiven 
Nennungen und subjektiven Unterschriften ausgebildet worden und 
bald traditionell geworden sein, um eine gewisse Ehrenstellung der 
Geistlichen vor den Laien zum Ausdruck zu bringen, vielleicht auch 
um anzudeuten, daß von den Geistlichen stets vorausgesetzt wurde, 
daß sie eigenhändig unterschreiben konnten, selbst wenn sie dies (wie 
in der Regel) nicht taten. Die subjektiv gefaßten, nicht eigenhändigen 
Unterschriften von Laien (eigenhändige kommen darunter überhaupt 
nicht vor) würden danach bedeuten, daß diese Laien wohl eigen- 
händig unterschreiben könnten, auch wenn sie es hier (wie meist 
auch die subjektiv unterschriebenen Geistlichen) nicht tun. Zu dieser 
Annahme der mehr symbolischen als realen Bedeutung des Unter- 
schiedes! paßt, daß gerade im Anfange des Vorkommens solcher 
Unterschriften einige subjektiv gefaßte von Laien (in n. 7, 9, 14) 
ohne jede ersichtliche besondere rechtliche Bedeutung vorkommen, 
wo also diese subjektive Fassung der Laienunterschriften ein offen- 
barer Verstoß gegen die später geltende Regel ist, nach der nur die 
Unterschriften der Geistlichen so gefaßt werden. Dazu paßt besonders 
auch, daß in I, 4, 6 die Unterschriften der Geistlichen in solcher 
Weise abgestuft sind, wie es später nicht vorkommt?, und nicht zu- 
letzt, daß in 1,5 ein Schwanken in der Formulierung der Unter- 


zeigt z. B. auch eine Freisinger Urkunde von 1140 (Mon. Boica VII, 511f.): 
Facta sunt autem hec in universali capitulo Ottonis episcopi Frisinge subscribentibus 
eiusdem ecclesie prioribus nec non etiam clericis ac laicis omnibus consentientibus 
et approbantibus —. Subscripti: Hoholdus maioris ecclesie prepositus usw. Hier 
stehen die clerici ac laici als consentientes et approbantes den priores ecclesiae als 
den subscribentes gegenüber; nur die letzteren sind in der Urkunde mit Namen 
unterzeichnet und zwar in objektiver Form. 

! Vgl. oben S. 220, N. 1. 

® Näheres darüber vgl. künftig in meinem Buche a.a.O. 


Unterschriften in deutschen Privaturkunden 229 


schriften mit Rasuren und Korrekturen bemerkbar ist. Offenbar hat 
das Bestreben, die Geistlichen in ehrender Weise hervorzuheben, von 
vornherein obgewaltet, die Form, sie ausnahmslos und sie allein in 
subjektiver, die Laien (fast immer) in objektiver Fassung zu ver- 
zeichnen, hat sich erst nach einigem Schwanken durchgesetzt. 

Aber neben diesen Gedanken und Gründen mehr formaler Art 
kann und wird schließlich noch eine Rechtsvorschrift dafür wirksam 
und maßgebend gewesen sein, daß die Geistlichen in den ihren Konsens 
bedeutenden Namenslisten subjektiv unterschrieben, die Laien objektiv 
verzeichnet wurden, näntlich eine Vorschrift des kanonischen Rechts. 
Darüber schrieb mir Herr Professor Breßlau folgendes, was ich hier 
wörtlich wiedergebe: „Der Kensens bei Verfügungen von Territorial- 
herren, zumal geistlichen, über Stiftsgut ist doppelt begründet: 1. nach 
einer sich entwickelnden deutschen Rechtsgewohnheit für die Kreise, 
die später Landstände wurden, also Kapitel, Äbte und Pröpste der 
mediaten Stifter, Vasallen und Ministerialen; 2. nach kanonischem 
Recht nur für die erstere Kategorie der Kleriker. Im deutschen Recht 
entwickeln sich erst allmählich bestimmte Formen für die Beurkundung 
des Konsenses (Mitbesiegelung, Willebriefe); im allgemeinen genügt es, 
wenn der Konsens in der Veräußerungsurkunde erwähnt wird und 
die Konsentierenden oder wenigstens die angesehensten von ihnen als 
Zeugen genannt werden. Dagegen gibt es im kanonischen Recht eine 
Bestimmung, die eine bestimmte Form vorschreibt. Decretum Gratiani 
Secunda pars, Xll, 2, 52 und Decretales Gregorii IX. Ill, 10, 1 
(Friedberg, I, 704; II, 501): /rrita erit episcoporum donatio vel 
venditio vel commutatio rei ecclesiasticae absque collaudatione et sub- 
scriptione clericorum.! Die Bestimmung ist natürlich viel älter 
als Gratian; sie stammt aus den Statuta ecclesiae antiqua cap. 80 
(vgl. Maaßen, Quellen und Geschichte I, 382ff.) und ist in zahl- 
reiche Kanonessammlungen, u. a. in die Burchards von Worms, Ivos 
von Chartres und in die Compilationes antiquae, übergegangen; daß 
sie in den Dekretalen Gregors IX. auf ein Konzil von Valence zurück- 
geführt wird, ist, wie Maaßen dargelegt hat, irrig. Diese Bestimmung 
ist offenbar in der Zeit, in der seit dem letzten Viertel des 11. Jahr- 
hunderts das kanonische Recht immer schärfer betont wurde, immer 
mehr sich durchsetzte, genauer beobachtet worden, zumal in den 
deutschen Gegenden, in denen diese neue Belebung des kanonischen 
Rechts vorzugsweise sich geltend machte, d. h. also insbesondere auch 
in der Erzdiözese Salzburg, aus der die meisten Ihrer Beispiele 
stammen (einen besonderen Einfluß hat da vielleicht Gerhoh von 


ı So bei Gregor IX.; bei Gratian ist der Wortlaut: I/rrita enim episcoporum 
venditio et commutatio rei ecclesiasticae erit absque conniventia et subscriptione 
clericorum. 


230 Bernhard Schmeidler 


Reichersberg gehabt). Daher erklärt es sich, wie ich glaube, daß die 
konsentierenden Geistlichen so oft in subjektiver Fassung unter- 
schreiben, die konsentierenden Laien dagegen zumeist nur als Zeugen 
genannt werden (gelegentlich hat man auch von ihnen subjektiv 
gefaßte Unterschriften hinzugefügt, was ja nicht verboten war). Daß 
daneben auch das Vorbild der Kardinalsunterschriften unter den Papst- 
urkunden einwirkte, nehme ich mit Ihnen an; maßgebend und eigent- 
lich entscheidend (vielleicht auch auf die Anbringung der Kardinals- 
unterschriften selbst einwirkend) war aber, wie ich glaube, jene 
kanonische Bestimmung. Denn wie wörtlich man sie nahm, das zeigt 
nun gerade der auch von Ihnen (oben S. 226f.) angeführte Fall, über 
den auch ich UL. II2, 46f. gehandelt -habe: obwohl in der ange- 
fochtenen Urkunde der consensus ecclesiae ausdrücklich er- 
wähnt war, ist sie angefochten, weil sie nicht die subscriptio cano- 
nicorum hatte. Ich mache hierzu besonders auf den von mir S. 47, 
N. 1 angeführten Brief Gerhohs aufmerksam, UB. des Landes ob der 
Enns I, 312, n. 69. Der amicus, dem Gerhoh antwortet, hatte das 
Privileg für ungültig erklärt, quia collaudationem et subscriptionem 
clericorum non habet. Darauf antwortet Gerhoh: quod in commuta- 
tionibus rerum ecclesiasticarum secundum canones (hier ist die Bezug- 
nahme auf den oben angeführten Kanon sehr deutlich) requirenda est 
collaudatio et subscriptio clericorum, non pertinuisse dinoscitur ad 
nostram actionem, cum de regalibus potius quam ecclesiasticis rebus 
agebatur. Die Regel also erkennt Gerhoh durchaus an, und er 
bestreitet mit einem Scheinargument nur ihre Anwendbarkeit auf 
seinen Fall. Die Erwähnung des Konsenses also genügt nicht, 
sondern die Subscriptio ist nötig. Der Fall ist wohl für die ganze 
Gegend eine Lehre und Warnung gewesen und hat vielleicht wesent- 
lich zu dem Erfolge beigetragen, die Kanonvorschrift strenger zu be- 
obachten‘“., 

Danach ist als Ergebnis der gesamten bisherigen Untersuchung 
festzustellen, daß der Unterschied der subjektiven oder objektiven 
Fassung der Unterschrift oder Nennung von Zeugen und Konsentierenden 
weder positiv mit der Fähigkeit der betreffenden Personen, zu schreiben, 
etwas zu tun hat noch direkt einem höheren oder geringeren (bzw. 
nicht vorhandenen) Konsensrecht derselben entspricht. Er drückt 
formell wohl eine ehrenhalber üblich gewordene Unterscheidung von 
Geistlichen und Laien aus und entspricht materiell einer Forderung 
des kanonischen Rechts. Die wahren konkreten Rechtsverhältnisse 
des durch die einzelne Urkunde geregelten Rechtsfalles werden durch 
diese Formalien sehr wenig berührt und ausgedrückt und sind, wie 
erwähnt, jedesmal erforderlichenfalls durch historische Einzelunter- 
suchung festzustellen. 

Häufig ist der Aussteller bei Gruppenunterschriften unter den 
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Zeugen, meist als erster, nochmals subjektiv unterschrieben!; im Unter- 
schied von den sogleich unter II zu besprechenden Fällen, wo er allein 
subjektiv unterschreibt, hat dies weiter gar keine besondere Bedeutung 
und bezeugt nur das nochmalige Eintreten des Ausstellers für seine 
Urkunde. 

Dagegen eine gewisse eigene Bedeutung und eigenen Charakter 
haben noch die in Liste II gesammelten subjektiv gefaßten Einzel- 
unterschriften, die meist vom Aussteller der Urkunde herrühren, über 
die hier noch einige Bemerkungen angefügt seien. Sie Können ent- 
weder als einzige Unterschrift überhaupt vorkommen? oder doch als 
einzige subjektiv gefaßte Unterschrift neben anderen objektiv gefaßten 
Zeugenunterschriften. Dieser Fall ist der in den obigen Regesten am 
häufigsten vorkommende?, in wenig voneinander verschiedenen Formen 
wird dabei stets die Tatsache zum Ausdruck gebracht und betont, 
daß der Aussteller die vorher beschriebene, von ihm hervorgerufene 
Handlung nochmals ausdrücklich bezeugt. Eine gewisse Gleichheit 
des Formulars weisen dabei die Nummern Il, 13, 15, 18, 20—24, 27, 29 
auf. Öfter ist subjektive Ausstellerunterschrift mit Ankündigung der 
Besiegelung verbunden?, besonders zu nennen ist n. 8, worin nicht der 
Aussteller, sondern der Graf, in dessen Gericht die Urkunde erwirkt 
worden ist, subjektiv unterschreibt und sein Siegel ankündigt. Ein 
eigener Fall ist auch II, 2, wo nicht nur die Ausstellerin, sondern 
auch der Empfänger der Urkunde subjektiv unterschrieben ist; n. 9 
ist vielleicht eine Notarsunterschrift.5 Zeitlich finden sich subjektive 
Einzelunterschriften, meist des Ausstellers, soweit sich nach den obigen, 
wohl nicht unbedingt vollständigen Zusammenstellungen urteilen läßt, 
etwa in den gleichen Grenzen wie die subjektiven Reihenunterschriften, 
1037 bis 1217, also bis zu der Zeit, da jene in größerer Zahl vor- 
kommen, aber nicht mehr parallel mit den einzelnen Nachläufern des 
späteren 13. Jahrhunderts. Räumlich dagegen ergibt die Verteilung 
der Einzelunterschriften (vom Aussteller) ein recht anderes Bild als 
die der subjektiv gefaßten Reihenunterschriften. Der Südosten ist 


Y1. (1), 2, (3), 13, 14, 23, 25, 27—33, 35, 377—39, 41, 42, 44, 50, 54, 55, 58, 
61, (68), 74, 75, (76), 77—79, (97). 

® Oben II. 1, 3, 5, 7, 10. Subjektive Ausstellerunterschriften neben anderen 
subjektiven Unterschriften sind soeben in der vorigen Note gesammelt. 

® Oben II. 4, 6, 11, 13, 14, 16 bis 29. 

* 1. 1, 7, 8 (Unterschrift und Siegelankündigung, aber nicht des Aus- 
stellers), 10. 

5 Der Propst Heinrich von Jechaburg wird in der Urkunde erst als Zeuge 
unter den Pröpsten, dann als ausfolgender Notar zum Schluß genannt. Wenn nun 
mitten unter den übrigen, objektiv nach dem Stande aufgezählten Zeugen auf- 
taucht: Ego quoque Heinricus vidi et subscripsi, so liegt zum mindesten die Mög- 
lichkeit nahe, an eine besonders hervorgehobene Unterschrift des Notars unter den 
Zeugen zu denken; ganz sicher ist das allerdings nicht. 
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fast gar nicht vertreten, nur Istrien (II, 26, 29) und Böhmen (Il, 27) 
in später Zeit mit zusammen drei Beispielen. Sachsen liefert neun 
Fälle (ll, 2, 3, 5, 7, 15, 20—22, 24), auch hier einige frühe, dann 
einige Hildesheimer Vorkommen mit gleichem, festem Formular; der 
Niederrhein hat zwei Beispiele (II, 12, 19). Abweichend von dem Auf- 
treten der Reihenunterschriften ist der Oberrhein mit fünf Fällen 
(II, 8, 10, 16, 17, 28) und weitere Westen mit einem Fall (II, 1) ver- 
treten, Mitteldeutschland mit fünf Fällen (II, 6, 9, 11, 14, 18), der 
Mittelrhein mit zwei Fällen (II, 4, 13), das Kolonialland des Ostens; 
das der subjektiven Gruppenunterschriften ganz entbehrt, mit zwei 
Fällen (Il, 23, 25) aus Ratzeburg und Brandenburg, 

Auch wenn man die vielleicht unvollständigen Zusammenstellungen 
mit Vorsicht verwertet, wird man doch sagen können, daß die Be- 
glaubigungsform der Urkunden durch subjektive Unterschrift eines 
einzelnen, meist des Ausstellers, als verschieden empfunden wurde und 
in anderen Gegenden in Gebrauch war als die Form mit vielen sub- 
jektiven Unterschriften. Die letztere Form kommt vorwiegend im 
Südosten vor, dort findet sich die andere fast gar nicht; diese da- 
gegen kommt auch am Oberrhein, in West- und Mitteldeutschland 
vor, wo die andere Form fast unvertreten ist. Beide Formen neben- 
einander und durch den ganzen hier behandelten Zeitraum kommen 
in Sachsen vor. 

Im ganzen kann man sagen, daß die Beglaubigung von Urkunden 
durch subjektiv gefaßte Unterschriften sich in verschiedenen Formen 
sporadisch im ganzen I11., häufig im ganzen 12. und bis tief ins 
13. Jahrhundert hinein findet; im ersteren Zeitraum vor allem in 
Sachsen, weiterhin hauptsächlich in Bayern und Österreich. Sub- 
jektiv gefaßt sein können die Unterschriften nur des Ausstellers oder 
eines Teiles der Zeugen und Zustimmenden oder aller in solcher Eigen- 
schaft genannten Personen. Von den als Zeugen oder Zustimmende 
verzeichneten Personen werden fast nur Geistliche subjektiv unter- 
schrieben, aber nicht immer alle Geistlichen. Werden nur einige von 
diesen subjektiv unterschrieben, die anderen objektiv unterzeichnet, 
so haben die letzteren ein geringeres Zustimmungsrecht als die ersteren. 
Für Laien bedeutet die objektive Unterzeichnung neben der sub- 
jektiven Unterschrift der Geistlichen nicht ein geringeres Recht der 
Teilnahme an und Zustimmung zu der Handlung; sie weist vermutlich 
nur auf die Tatsache hin, daß die Laien meist nicht schreiben konnten 
und dies von ihnen nicht vorausgesetzt wird, wohl aber von den 
Geistlichen, denen darum die subjektive Unterschrift gegeben wird, 
auch wo sie faktisch nicht selbst unterschreiben. Auch soll den 
Geistlichen durch die subjektive Unterschrift wohl eine Art ehrende 
Bevorzugung zuteil werden, endlich ist sicher in vielen Fällen yon 
maßgebender Bedeutung eine Vorschrift des kanonischen Rechts ge- 
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wesen, die die subscriptio clericorum unter die Veräußerung von 
Kirchengut forderte. Ein Unterschied der Rechte zwischen Geist- 
lichen und Laien in bezug auf die Handlung selbst wird durch den 
Unterschied der Unterschriften nicht ausgedrückt. Subjektiv gefaßte 
Reihenunterschriften kommen nach 1200 fast nur noch im Südosten 
und zwar besonders in Salzburg vor, dort in größerer Häufigkeit bis 
1218; die Beispiele aus dem weiteren 13. Jahrhundert von ver- 
schiedenen Orten bis 1278 sind späte vereinzelte Nachläufer. Sub- 
jektiv gefaßte Einzelunterschriften (des Ausstellers) kommen in den 
Gegenden der subjektiven Gruppenunterschriften wenig oder fast gar 
nicht vor, wohl aber am Oberrhein und in Mitteldeutschland, wo jene 
fast unvertreten sind. Subjektiv gefaßte Unterschriften sind ziemlich 
selten eigenhändig, in einem Falle (I, 82) wird geradezu gesagt, daß 
der Notar alle subjektiv gefaßten Unterschriften allein im Auftrag 
geschrieben habe. Mit dem vollständigen Durchdringen der Siegel- 
urkunde erlischt der Brauch subjektiv gefaßter Unterschriften zunächst 
einmal ganz, um erst später (vom 14. Jahrhundert ab) in anderer 
Weise wieder aufzuleben. 


Die ältesten deutschen Stadtprivilegien, 


insbesondere das Diplom Heinrichs V. für Speyer 


von 


Hans Wibel.' 


Überraschend treten uns auf deutschem Boden einzelne Städte 
im letzten Drittel des 11. Jahrhunderts zum ersten Male als selb- 
ständig handelnde politische Gebilde entgegen. Aus bescheidenen 
Anfängen, wenn auch auf alten Traditionen wurzelnd, hervorgegangen 
erscheinen sie plötzlich auf dem Plan und werden zu Faktoren von 
nicht geringer Bedeutung: Die Orte als wohlbefestigte starke Plätze, 
ein sicherer Schutz für den, dem sich ihre Tore öffnen, ihre Einwohner 
an Zahl jedenfalls nicht ganz unbedeutend, in den Waffen geübt, 
wertvoll aber vor allem durch ihre finanzielle Leistungsfähigkeit. 

In dem fast unaufhörlichen Kampfe, den seit Beginn der 70er 
Jahre des 11. Jahrhunderts Heinrich IV. mit rebellischen Fürsten, 
mit Gegenkönigen, schließlich auch mit seinen Söhnen zu führen ge- 
zwungen war, waren es im besonderen die längs des Rheines gelegenen 
Bischofstädte, die sich teils mit, teils im Gegensatz zu ihren Bischöfen, 
als treueste Anhänger des Herrschers erwiesen und ihm die wirksanıste 
Hilfe boten. Zumal in seinen letzten Jahren hat Heinrich sich fast 


! Die folgenden Ausführungen beruhen auf der Niederschrift eines im 
Dezember 1913 in engerem Kreise gehaltenen Vortrages und waren in dieser 
kursorischen Form nicht für den Druck bestimmt. Der Wunsch, mich an der 
Huldigung, der dieses Heft gewidmet ist, zu beteiligen, gab die Veranlassung, 
darauf zurückzugreifen, denn seit der Mobilmachung im Felde stehend, fehlte mir 
seither jede Möglichkeit zu wissenschaftlicher Arbeit. Auch jetzt stand mir nur 
ein kurzer Urlaub zur Verfügung, um das Manuskript wenigstens durch die 
nötigsten Änderungen und Notenbeigaben, wie ich hoffe, einigermaßen druckwürdig 
zu machen. Die inzwischen erschienene Literatur konnte nicht berücksichtigt 
werden, und manches hier nur Angedeutete oder Übergangene muß späterer Aus- 
arbeitung vorbehalten bleiben. Für die notwendigen Vorarbeiten habe ich seiner- 
zeit eine ganze Reihe von Archivverwaltungen in Anspruch nehmen müssen, ins- 
besondere bin ich Herrn Dr. A. Pfeiffer vom Kgl. Kreisarchiv zu Speyer zu 
Dank verpflichtet. 
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nur noch in ihnen aufgehalten und ist zuweilen monatelang in einer 
dieser Städte geblieben. 

Für solche Treue hat sich der Kaiser nicht undankbar erwiesen; 
für Speyer, Lüttich und Utrecht, wo die Bischöfe zu ihm hielten, hat 
er diesen und ihren Kirchen eine Fülle von Urkunden ausgestellt; 
auch Straßburg ist bedacht worden. In Worms dagegen, wo der 
Bischof sein Gegner war, belohnte der König die tatkräftige Hilfe der 
Bürger durch ein ihnen direkt verliehenes Privileg und eröffnet damit 
die Reihe der eigentlichen Stadtprivilegien, die in der Folge die Grund- 
lagen der Entwicklung des deutschen Städtewesens zu den Stadt- 
republiken der späteren Reichsstädte bilden sollten. 

Die ersten dieser Stadtprivilegien, wie sie von Heinrich IV. und 
seinem Sohne Heinrich V. verliehen worden sind, sollen uns heute 
beschäftigen. Zum Verständnis ihres Inhalts wird es indessen nicht 
unwesentlich sein, auch die frühere Zeit in aller Kürze in den Kreis 
der Betrachtung einzubeziehen, wennschon Neues darüber zu sagen 
hier nicht beabsichtigt wird. 

Die deutsche Stadt, soweit sie nicht auf Reichsgut entstanden 
oder gelegen und somit dem Herrscher ‚direkt untertan war, befand 
sich im Besitz ihres Grundherrn, also eines geistlichen oder welt- 
lichen Würdenträgers. Meist im Anschluß an dessen zeitweilige oder 
dauernde Residenz erwachsen, war sie ursprünglich in erster Linie 
wohl dazu bestimmt, zu den Lebensbedürfnissen der Hofhaltung 
ergänzend das beizutragen, was in deren eigenem Betriebe nicht 
beschafft wurde, darin vergleichbar den sich an die alten Römer- 
lager anschließenden Zivilniederlassungen. 

Im Zusammenhang mit dem vom Herrscher verliehenen Markt- 
recht, womit oft die Erhebung von Marktzoll, die Gewährung der 
Bannbußen und des Münzrechts verbunden war, wurde die sich ent- 
wickelnde Stadt für den Stadtherrn eine wertvolle finanzielle Ein- 
nahmequelle und es lag danach vor allem auch in seinem Interesse, 
ihr Gedeihen zu fördern. Die Bedeutung der Stadt mußte sich um 
so mehr steigern, je mehr sich der Übergang von der Naturalwirtschaft 
zur Geldwirtschaft vollzog, je höher die Lebensansprüche wurden und 
je stärker infolgedessen der Bedarf an gewerbsmäßig hergestellten 
oder im Handel zu beziehenden Gegenständen aller Art wuchs. 

Dieser wirtschaftlichen Aufgabe entsprechend bestand die Ein- 
wohnerschaft, abgesehen von den zum niederen oder höheren Hof- 
staat gehörenden Personen und dem Klerus, aus der Masse der Ge- 
werbe- und Handeltreibenden. Sie werden schon in einem Privileg 
Ludwigs des Frommen und Lothars I. als negotiatores vel artifices 
seu et Frisiones spezifiziert.! 


! Böhmer-Mühlbacher, Reg. 842. 
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Ihrer Herkunft nach wird diese Bevölkerung ursprünglich vor- 
wiegend aus den eigenen Hörigen des Stadtherrn bestanden haben. 
Durch Zuzug von außen, sei es von Hörigen fremder Herren der Um- 
gebung, sei es von Abkömmlingen freier Bauern oder schließlich von 
landfremden Personen, denen der Stadtherr Unterhaltsmöglichkeit bot, 
um neue Gewerbe einzuführen oder die vorhandenen auf eine höhere 
Stufe zu bringen und den Handel größeren Maßstabs zu befördern — 
durch alle diese Umstände wird sich bald eine starke und immer 
wachsende Mischung sehr verschiedener Elemente innerhalb der Stadt- 
grenzen befunden haben. Dieser Zuzug aber bildete für die Stadt 
überhaupt eine Lebensbedingung; sie bedurfte fortwährender Auf- 
frischung, um nicht auszusterben. 


Die Aufrechterhaltung der Ordnung, besonders im Marktverkehr, 
erforderte natürlich eine gut funktionierende Verwaltung; sie war 
und blieb für lange Zeit ausschließlich Sache des Stadtherrn, der sie 
durch seine Beamten besorgen ließ. Sein Interesse aber an dem Auf- 
blühen der Stadt bekundete er durch die ihr gewährten Begünstigungen, 
durch Befreiung von bestimmten Abgaben, durch Schenkung von 
Grund und Boden zum Hausbau usw. Wertvoller aber noch waren 
die von ihm selbst oder mit Hilfe mächtiger Fürbitter vom König 
oder Kaiser erwirkten Privilegien, die der Herrscher, angewiesen auf 
den guten Willen seiner Fürsten, auszustellen genötigt war, um sich 
ihrer Treue zu versichern oder die gehaltene Treue zu belohnen. Dieses 
System, so unheilvoll es bei den immer wachsenden Ansprüchen für 
die Zentralgewalt wurde, ist jedenfalls den Städten, soweit es sie 
betraf, zugute gekommen. 

So besitzen wir, abgesehen von den königlichen Marktrechts- 
verleihungen, die ja die Grundlage für alle weitere städtische Ent- 
wicklung bilden, seit der Zeit Ottos des Großen eine, wenn auch geringe 
Anzahl von Privilegien, die, von den Stadtherren erbeten, wertvolle 
Vergünstigungen für ihre Stadtbewohner enthalten. Die wenigen 
erhaltenen, ausschließlich für geistliche Dignitäre ausgestellten Ur- 
kunden zeigen aber schon dadurch, daß sie sich z. T. auf ältere Ver- 
leihungen berufen, daß diese verloren sind. Noch viel mehr aber wird 
ganz verloren sein, ohne eine Spur zu hinterlassen, und wir sind ge- 
zwungen, unsere Kenntnis den geringen uns überkommenen Resten 
zu entnehmen. So beruft sich das älteste erhaltene, zugunsten der 
mercatores von Magdeburg von Otto Il. im Jahre 975 gegebene Pri- 
vileg! ausdrücklich auf eine Verleihung schon Ottos des Großen. In 
der Urkunde Heinrichs III. für Quedlinburg? wird auf Rechte der 


DO. 11. 112. 
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mercatores von Goslar und Magdeburg Bezug genommen. Nur hieraus 
erfahren wir, daß auch Goslar ein derartiges Diplom gehabt haben 
muß, das, da dieser Ort zuerst unter Heinrich Il. in die Erscheinung 
tritt, frühestens von ihm, wahrscheinlicher aber von Konrad Il. er- 
teilt worden ist. Bestätigt wird dieser Zusammenhang erst durch 
ein Privileg Kaiser Friedrichs II. für Goslar von 1219!, da hier die 
gleichen Beschränkungen der Zollfreiheit ausgesprochen werden, wie 
sie früher für Magdeburg und Quedlinburg bestimmt gewesen waren. 
Heinrich IV. schließlich, in seiner Bestätigung für die Halberstädter, 
beruft sich auf Verleihungen seiner Vorfahren, ohne daß sich erkennen 
ließe, welche gemeint sind und wie weit. zurück also die Privilegierung 
selbst geführt werden darf. 

Allen diesen sich etwa über ein Jahrhundert erstreckenden Pri- 
vilegien gemeinsam ist nun, daß sie anscheinend nur einer Klasse der 
Stadtbevölkerung, den mercatores oder negotiatores, zugedacht sind. 
Nur an diese wenden sie sich und zunächst nur ihnen, den eigent- 
lichen Kaufleuten, kommen die gewährten Vergünstigungen zugute, 
denn sie betreffen ausschließlich den auswärtigen Handel, indem sie 
Zollbefreiungen für Land- und Wasserwege und fremde Plätze in oft 
weit abgelegenen Gegenden gewähren. Indessen wird man unter den 
mercatores und negotiatores doch wohl nicht nur die fremde Märkte 
besuchenden Kaufleute, sondern die Gesamtheit der in Handel und 
Gewerbe tätigen Bevölkerung zu verstehen haben. Das geht aus 
gleichartigen von den Geschichtschreibern gebrauchten Wendungen 
hervor, so wenn z. B. Lampert von Hersfeld berichtet®, daß 
nach einer Revolte in Köln im Jahre 1074 vor der Rache des Erz- 
Erzbischofs Anno 600 mercatores aus der Stadt geflohen seien. In 
solchen Fällen wird es sich um städtische Bevölkerung als solche ge- 
handelt haben, und diese Auffassung wird auch durch urkundliche 
Zeugnisse bestätigt. So bestätigt Heinrich II. bei der Wiederher- 
stellung des Bistums Merseburg? dem neuen Bischof die alten Gerecht- 
same, darunter omnia curtilia infra et extra urbem, que negotiatores 
possident, und Kadaloh von Naumburg schenkt den freiwillig von 
Kleinjena in seine Bischofsstadt übersiedelnden mercatores Haus und 
Hof zu freiem Eigentum unter Befreiung von allen Abgaben davon.’ 
Man wird also diese Bezeichnung mit den später für Stadtbewohner, 
soweit sie Handwerk oder Handel trieben, üblich gewordenen, wie 
cives, urbani, burgenses gleichsetzen dürfen. 


' Böhmer-Ficker, Reg. 1025. 

? Stumpf, Reg. 2714. 

# Lamperti opera ed. OÖ. Holder-Egger, S. 192. 
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Wenn aber die Herrscher in ihren Privilegien ausschließlich den 
auswärtigen Handel berücksichtigen, so kommt das wohl daher, daß 
ihnen innerhalb der in Betracht kommenden Bischofsstädte nichts 
mehr zu gewähren übrig blieb, da alle Leistungen dort bereits den 
Stadtherren zufielen. 

In späterer Zeit wird das allerdings anders, und in die Kaiser- 
urkunden kommen Verfügungen hinein, die zur Kompetenz des Stadt- 
herrn gehören. Schon Kadaloh von Naumburg verleiht seiner er- 
wähnten Urkunde höhere Bedeutung, indem er darin die Bitte an 
Konrad Il. um Gewährung des ius gentium für seine negotiatores und 
deren Erfüllung erwähnte, die der Kaiser durch Besiegelung mit seinem 
Siegel beglaubigte. Dann die Urkunde Heinrichs III. für Quedlinburg; 
in ihr wird unter Berufung auf eine Verleihung seines Vaters den 
mercatoribus gewährt, daß sie über alles, was Lebensmittel betrifft, 
unter sich Gericht halten dürfen, wobei ihnen von den entfallenden 
Bußen drei Viertel, das letzte Viertel aber dem Richter, worunter ein 
bischöflicher Beamter zu verstehen ist, zufließen soll. Diese nur ab- 
schriftlich überlieferte Urkunde vom Jahre 1042 gilt als echt; sie 
ist großenteils gleichlautend mit der im Original erhaltenen späteren 
Bestätigung durch Lothar IIl.! und hat andererseits zur Herstellung 
einer Fälschung auf den Namen Konrads Il.?, dessen Privileg man 
im 12. Jahrhundert nicht mehr besaß, gedient. 

Wäre dies Diplom Heinrichs wirklich ganz authentisch, so hätte 
man in ihm die ersten Spuren eigener Gerichtsbarkeit und, mit Rück- 
sicht auf die Verteilung oder Verwaltung der Bußen, einer besonderen 
Organisation der Stadtbevölkerung zu sehen. 

Mir scheinen aber gerade deshalb Bedenken vorzuliegen, die Echt- 
heit der erwähnten Bestimmung für diese Zeit, also für die Mitte des 
11. Jahrhunderts, anzunehmen. Etwas Ähnliches findet sich erst in 
der über 60 Jahre später gegebenen Urkunde des Bischofs Friedrich 
von Halberstadt für seine cives forenses.® Sie beruft sich zwar auch 
auf ältere Verleihungen, aber damit ist nicht gesagt, daß diese in 
allem gleiches enthalten haben müssen. Beide Urkunden berühren 
sich aber auch in dem Wort cives. Es ist im 12. Jahrhundert schon 
allgemein üblich, bis zur Wormser Urkunde Heinrichs IV. von 1074 
aber in deutschen Diplomen in der Bedeutung Stadtbewohner nicht 
nachweisbar, und wirkt im Diplom Heinrichs IIl. für Quedlinburg 
ganz unverständlich. Denn in den vorausgehenden Sätzen ist nur 
von mercatores und negotiatores die Rede, auf sie bezieht sich die Be- 
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stimmung, indem sie anknüpft: et ut de omnibus que ad cibaria perti- 
nent inter se iudicent, dann aber heißt es bezüglich der Bußen: fres 
partes civibus, quarta autem cedat iudici. Der Fälscher des Diploms 
Konrads hat denn auch Anstoß daran genommen und statt civibus 
eingesetzt mercatoribus.“ Ganz anders aber fügt sich der Passus in 
das Diplom Lothars ein, das zunächst die Vorurkunde nachschreibt, 
dann den in ihr fehlenden Satz von der bis auf einige Ausnahmen 
unbeschränkten Zollfreiheit bringt, wodurch die Quedlinburger ja erst 
die den Goslarern und Magdeburgern, auf die Bezug genommen wird, 
gewährten Vergünstigungen erhalten. Dann folgen lauter neue Be- 
stimmungen und erst nach einem mit: Concedente quoque abbatissa 
decernimus beginnenden Satz, durch ein etiam anknüpfend, die in 
Frage stehende Verfügung. 

Das veranlaßt mich, doch zu glauben, daß diese Verfügung viel- 
leicht erst aus einer Urkunde der Äbtissin von Quedlinburg, ent- 
sprechend jener des Bischofs Friedrich von Halberstadt, in das Diplom 
Lothars vom Jahre 1134 hineingekommen ist und erst aus diesem 
zurück in das Diplom Heinrichs III. Eingang gefunden hat. Man 
hätte sie dann also an Stelle des getilgten Passus über die Zoll- 
befreiung eingesetzt, um jener Gerechtsame ein höheres Alter zu- 
schreiben zu können. Ob das schon in dem verlorenen Original selbst 
vorgenommen wurde, oder ob ein späterer Abschreiber sich etwa nach 
Verlust des Originals diese Änderung erlaubt hat, kann man natür- 
lich nicht sicher entscheiden. 

Noch ganz der älteren Art entspricht das Diplom Heinrichs IV. 
für Halberstadt vom Jahre 10682; auf Bitte des Bischofs den dortigen 
negotiatores verliehen, beruft es sich auf ältere Privilegien, ist aber 
in seinem Wortlaut großenteils vorausgehenden Urkunden Heinrichs IV. 
für das Bistum nachgebildet; nur die den Text beschließende Be- 
glaubigungsformel geht auf ältere Vorlagen gleicher Herkunft zurück. 
Es wird fast wörtlich gleichlautend auch noch von Heinrich V. be- 
stätigt.? 

Etwas grundsätzlich Neues in authentischer Form bringt dann 
aber das wie die Halberstädter Diplome im Original erhaltene Pri- 
vileg Heinrichs IV. für die Einwohner von Worms. Es ist das erste 
uns bekannte eigentliche Stadtprivileg, insofern es den, wie wir schon 
hörten, dem König feindlichen Stadtherrn, den Bischof, ganz aus- 
schaltet und sich an die Einwohner selbst wendet. Sie werden hier 
zum erstenmal als cives bezeichnet und dadurch diesem Wort in Deutsch- 


ı Man müßte denn die Einsetzung der cives dem Kopisten des D. Hein- 
richs Ill. zur Last legen. 

®2 Stumpf, Reg. 2714. 
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land die Bedeutung Stadtbewohner zuerteilt, die es in Italien natür- 
lich von alters her besaß.! 

Den Wormser cives bezeigt nun Heinrich seine Dankbarkeit, sie 
hatten ihn tatsächlich aus großer Bedrängnis befreit.” Widerwillig hatte 
er die Gerstunger Beschlüsse ihm feindlich gesinnter Fürsten anerkennen 
müssen, jetzt drohte ihm noch die Anklage, er habe den Herzog 
Rudolf von Schwaben ermorden lassen wollen. In Bayern konnte er 
sich nicht mehr halten und eilte daher im Winter 1073 an den Rhein, 
wo er in seinen fränkischen Stammlanden Unterstützung zu finden 
hoffte. Er fand sie, nachdem andere Städte sich ihm verschlossen 
hatten, bei den Wormser Bürgern, sie hatten die bischöflichen Krieger 
verjagt, den Bischof selbst zur Flucht genötigt und zogen dem König 
mit wohl geordneter und gewaffneter Mannschaft entgegen, versprachen 
ihm Hilfe und Treue und nahmen ihn in ihre Stadt auf. Schon durch 
den Eindruck, den diese Tat im Reiche machte, hatten sie dem König 
einen Dienst geleistet und die ganze Situation zu semen Gunsten 
geändert. i 


In feierlichen, ja geradezu überschwänglichen Worten, die den 
größten Teil des Raumes auf dem Pergamentblatt einnehmen, werden 
die Verdienste der Wormser gerühmt und ihnen eine dementsprechende 
Belohnung zugesichert. Sie erfolgt dann durch Befreiung vom Zoll, — 
die Urkunde bedient sich des deutschen Wortes: teloneum quod teu- 
tonica lingua interpretatum est zol — an allen der königlichen Gewalt 
unterworfenen Orten, wobei Frankfurt, Boppard, Dortmund, Hammer- 
stein, Goslar und Enger namentlich aufgeführt werden. Wir sehen, 
sachlich bietet das Diplom nichts Neues, Zollbefreiungen mit einzelnen 
Einschränkungen waren bereits den Magdeburgern, Goslarern, Qued- 
linburgern und anderen gewährt worden, ohne alle Einschränkungen 
hatten es die Halberstädter noch wenige Jahre vorher neu verliehen 
oder bestätigt erhalten. Vielleicht liegt die besondere Bedeutung dieser 
Verleihung für die Wormser darin, daß nicht nur allgemein Befreiung 
ausgesprochen wurde, sondern daß die Orte, für die das in Betracht 


! In Deutschland hatte es dagegen bisher nur die farblose Bedeutung als 
Bewohner überhaupt gehabt, so in einer Forstverleihung Ottos I. für Kloster 
Fulda (DO. I. 131, vgl. auch DK. Il. 137), worin die bisher Jagdberechtigten als 
cives bezeichnet werden; und noch in einer erst vor kurzem gefundenen Urkunde 
Heinrichs IV. von 1068 für seinen Dienstmann Mazelin, in der diesem eine villa 
im Pleißegau geschenkt wird, werden deren Bewohner cives genannt, die künftig 
von der Beteiligung am Burgenbau befreit sein sollten; eine Leistung, die für die 
Burg zu Magdeburg bereits Otto I. den umwohnenden incolae auferlegt hatte. 
Das Wort civis tritt jetzt also an die Stelle der älteren mercatores und negotiatores 
und verdrängt sie allmählich, zunächst in demselben Sinne, später in der Be- 
deutung des mit Bürgerrecht Angesessenen. 
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kam, genannt werden, während das bisher nur umgekehrt für die von 
der Befreiung ausgenommenen Orte geschehen war. Während aber 
vorher die Verdienste der civitatis habitatores, der urbis cives ge- 
rühmt worden sind, erfolgt nun diese Verleihung überraschenderweise 
nicht an sie, sondern an die iudei et coeteri Wormatienses;. die bisher 
gar nicht genannten Juden stehen also plötzlich im Vordergrund. 
Zweifellos haben sie schon damals im Handel eine hervorragende 
Stellung eingenommen, und ehe ihre Tätigkeit auf besondere Gebiete 
eingeengt wurde, haben wohl gerade auch sie den Handel von und nach 
fremden Märkten besorgt. Ihre Bedeutung geht schon aus der Wendung 
hervor, in denen von ihnen im Zollrodel von Raffelstetten! aus dem 
Anfang des 10. Jahrhunderts die Rede ist: legitimi mercatores, id est 
iudei et ceteri mercatores, und ähnlich heißt es in dem Magde- 
burger Privileg Ottos I. von 965 vel iudei vel ceteri ibi manentes nego- 
tiatores?, was von Otto II. für das inzwischen dort begründete Erzbistum 
in anderer Reihenfolge wiederholt wird.® In unserem Falle hat man 
an ihre ausdrückliche Nennung besondere Folgerungen geknüpft, 
einmal sah man darin ein besonderes Wohlwollen des Königs für sie, 
wie es auch späterhin durch die von ihm den Juden von Speyer, in 
Bestätigung einer Urkunde des Bischofs, der sie dort erst angesiedelt 
hatte, und danach auch denen von Worms verliehenen Gerechtsame® 
und in seinem Verhalten bei den dem ersten Kreuzzug vorangehenden 
furchtbaren Judenverfolgungen zum Ausdruck kam. Dann aber ver- 
mutete man, daß gerade in Worms die Juden ihm durch finanzielle 
Hilfe besonders gedient haben möchten. Das Aussehen des Originals 
rechtfertigt indessen eine solche Meinung nicht, wir bemerken vielmehr, 
daß zwischen der zuletzt genannten königlichen Zollstätte Angere und 
dem folgenden Wormatienses zunächst eine Lücke gelassen worden ist, 
jedenfalls um noch einen weiteren Ortsnamen hinzuzufügen, wie das 
auch in späteren Bestätigungen unseres Diploms tatsächlich geschehen 
ist. Erst nachträglich wurde diese Lücke dadurch geschlossen, daß man 
iudei et coeteri hineinfügte. Da das aber durch die Hand desselben 
Kanzleischreibers geschehen ist, der die ganze Urkunde geschrieben 
hat, so ist eine Fälschung im gewöhnlichen Sinne nicht denkbar, man 
müßte geradezu annehmen, der Schreiber selbst habe es unbefugt getan 
oder sei mit unredlichen Mitteln dazu bestimmt worden. 

Das ist aber garnicht erforderlich, es kann im Interesse der Wormser 


ı vgl. jetzt K. Schiffmann in Mitteil. des Instit. für österr. Gesch., 37, 
479ff. a 
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gelegen haben, daß die Befreiungen auch ausdrücklich auf die unter 
ihnen wohnenden Juden ausgedehnt wurden; es kann aber auch eine 
Folge des später diesen speziell ausgestellten Privilegs gewesen sein, das 
wir zwar erst in mehrfacher Übertragung, nämlich aus einem späten Trans- 
sumpt einer Urkunde Friedrichs II. von 1236 kennen, die ihrerseits eine 
Bestätigung Friedrichs I. von 1157 der Verleihung Heinrichs IV. kon- 
firmiert!, das aber durch den fast völligen Gleichlaut mit der Urkunde 
Heinrichs für die Speyrer Juden von 1090? seine Echtheit erweist. Als 
eine Folge jenes Privilegs mag nach einer Reihe von Jahren von dem- 
selben Mann, der über 30 Jahre lang in der Kanzlei Heinrichs Dienst tat, 
die Nachtragung vorgenommen worden sein, wofür auch die etwas 
andersartigen Schriftzüge sprechen können. In der Bestätigung, die 
Heinrich V. den Wormsern bewilligt?, hat man allerdings augenscheinlich 
Anstoß genommen an dieser Form, denn, indem dort die Befreiung 
den Wormsern: et iudeis ibidem demorantibus gewährt wird, sind sie an 
die zweite Stelle gerückt und werden, wie es scheint, auch schon schärfer 
von den cives getrennt, und in einer späteren Bestätigung durch Fried- 
rich 1.* werden sie überhaupt nicht mehr genannt. 

Noch etwas anderes aber dürfen wir dem Privileg Heinrichs IV. 
entnehmen. Wenn hier den Bürgern Vorteile gewährt werden, so sollten 
sie gewiß in erster Linie, wenn nicht ausschließlich, ihnen und nicht 
dem Stadtherrn, dem geflohenen Bischof, zugute kommen, wie denn 
Heinrich dem Bistum nach den Ereignissen des Jahres 1073 überhaupt 
keine Urkunde mehr ausgestellt zu haben scheint. In der Erteilung 
des Diploms liegt aber schon die Anerkennung einer gewissen Selb- 
ständigkeit, und in der Tat kann man das Verhalten der Wormser 
nicht unter dem Begriff einer einfachen Revolte gegen ihren Herrm 
auffassen, wie dergleichen von anderen Städten früher und später be- 
richtet wird. Der Ausmarsch wohl bewaffneter, geordneter Scharen, 
die Bereitwilligkeit zu finanziellen Lasten, läßt das Bestehen städtischer 
Organisationen vermuten, die jetzt, wenn auch nur vorübergehend, 
die Leitung der Stadtverwaltung in die Hand nahmen, und die bestanden 
haben werden, auch ohne daß wir positive Nachrichten darüber besitzen. 
Dafür spricht auch noch ein, wenn ich nicht irre, bisher nicht beachtetes 
Moment. Noch heute gehören die den Wormsern wie früher schon 
die den Quedlinburgern und Halberstädtern verliehenen Urkunden, 
soweit sie im Original erhalten sind, den städtischen Archiven an, und 
nicht einmal für das Privileg Ottos Il. für Magdeburg läßt sich nach- 


' J. Boos, Urkundenb. der Stadt Worms, 2, 740, 
2 S. oben S. 241 Note 4. 
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weisen, daß es sich je im erzbischöflichen Archiv befunden hat. Von 
den den Wormsern im Gegensatz zum Bischof ausgestellten Ur- 
kunden wird man das geradezu bestreiten können. Dann aber muß 
eine städtische Behörde irgend einer Art als Vertretung der Gesamtheit 
vorhanden gewesen sein, die diese Urkunden vom Aussteller entgegen- 
nahm, sie irgendwo sicher zu deponieren und ihre Herausgabe zu 
verlangen befugt war. Dazu braucht natürlich noch kein städtisches 
Archiv im eigentlichen Sinne vorhanden gewesen zu sein, eine Kirche 
oder ein Kloster wird diesen Dienst geleistet haben, 

Von Heinrich IV. sind sonst keine Stadtprivilegien erhalten, ob 
weiter keine ausgestellt worden sind, könnte man bezweifeln angesichts 
der Tatsache, daß auch Speyer, Mainz und Köln, von anderen Städten 
abgesehen, treu zu ihm gehalten haben ; höchstens für Speyer wird man 
das verneinen können, da sonst jedenfalls Heinrich V. darauf Bezug 
genommen haben würde. Für Köln und Mainz haben sich aber keine 
Spuren älterer Privilegien erhalten, sie mögen in den Wechselfällen 
jener Zeit bald wieder verloren gegangen sein. 


Heinrich V. setzt die den Städten günstige Politik seines Vaters 
fort. Für Halberstadt und Worms bestätigt er dessen Verleihungen! 
in letzterer Urkunde unter Einfügung der Überweisung des bisher für 
die Stadtbewachung jährlich gezahlten Zinses an die Stadt, wofür die 
Bürger die Wache selbst übernehmen. Wem die Steuer entrichtet wurde, 
wird nicht angegeben, in die Bestätigung durch Friedrich Barbarossa ? 
ist dieser Passus nicht wieder aufgenommen. Neue Privilegien werden 
an Speyer, Worms® und in den letzten Jahren seiner Regierung auch 
an Straßburg und Utrecht-Muyden® verliehen. Den Straßburgern wird 
die schon von ihrem Bischof gemilderte Last des Bannweins weiter 
erleichtert, den Utrechtern und Muydenern schließlich wird das ihnen 
gewährte Privileg ihres Bischofs bestätigt, wofür sie einen Treueschwur 
ablegen sollen. 

Von besonderem Interesse sind nun aber die neuen Privilegien 
des Kaisers für Speyer und Worms. In ihnen wendet sich die Sorge 
des Herrschers der großen Masse der aus hörigem Stande hervorge- 


! Stumpf, Reg. 3028, 3091. 

®2 Stumpf, Reg. 4370, das direkt auf die Verleihung Heinrichs IV. (Stumpf, 
Reg. 2770) zurückgeht. Das genannte D. Heinrichs V. ist übrigens am Schluß 
durch einen von anderer, die Textschrift nachahmender Hand hinzugefügten, teil- 
weise der Vorurkunde entnommenen Satz hinter der Corroboratio, wie es scheint, 
verfälscht worden. Merkwürdigerweise hat auch der Kanzleischreiber die Urkunde 
zunächst mit dem Königsmonogramm versehen und es erst nachträglich korrigiert. 

® Stumpf, Reg. 3071, 3119. 

4 Stumpf, Reg. 3159, 3178 (3179 ist Fälschung, vgl. Oppermann in West- 
deutsche Zeitschr., Bd. 27). 
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gangenen oder in ihm aufgegangenen Stadtbevölkerung zu. Während 
der ländliche Grundherr darauf sah, daß die Leute seiner Herrschaft 
möglichst unter sich heirateten, wodurch Abwanderung von Menschen 
und wertvoller Habe vermieden wurde, und während er auf dem Lande 
bei trotzdem vorkommenden Ehen mit Auswärtigen sich durch besondere 
Auflagen und Verfügungen schadlos hielt, hatte das gleiche Verfahren 
unter der immer wachsenden Mischung der städtischen Bevölkerung 
zu schweren Mißständen geführt. Starb einer der in Mischehe lebenden 
Ehegatten, so reklamierte der Grundherr, der sich des in die Stadt 
gezogenen Hörigen erinnerte, die fahrende Habe, und die Überlebenden 
waren unter Umständen gänzlicher Verarmung ausgesetzt. Heinrich 
greift nun hier ein, er verbietet die Antastung des Nachlasses und ge- 
währt ihn ungeschmälert den Erben oder den nach dem Willen des 
Erblassers dazu Berechtigten. Soweit es sich um diese Dinge handelt, 
stimmen beide Diplome überein, wenn auch der Wortlaut durchaus 
verschieden ist. > 

Das Wormser Diplom Heinrichs gilt bisher als Original, indessen 
hat die eingehendere Betrachtung zu Bedenken Anlaß gegeben. Die 
Schrift ist der eines Kanzleischreibers nachgeahmt, desselben, der die 
Bestätigung der Urkunde Heinrichs IV. für Worms! geschrieben hat, 
doch ist diese selbst nicht Vorlage gewesen. Ausgedehnte Rasuren und 
andere Unregelmäßigkeiten machen es mir wahrscheinlich, daß hier 
eine nach echter Vorlage gebildete Fälschung vorliegt, die den Zweck 
hatte, die Sätze über Einsetzung und Entschädigung des Zolleinnehmers 
der von den Schiffen fälligen Zölle einzuschwärzen.? Sie fallen stilistisch 
aus dem Rahmen des übrigen heraus und stammen vermutlich aus 
einer Bischofsurkunde oder sind sonst lokaler Natur. Denn wenn hier 
dieser Zoll dem Kaiser zugewiesen wird, so zeigt schon die Bestätigung 
durch Friedrich 1.3, daß man damals nichts mehr davon zu wissen 
scheint. Während die übrigen Worte zum Teil gleichlautend, zum 
Teil dem Sinn entsprechend wiederholt werden, tritt an die Stelle des 
servitium inde nobis constitutum die Änderung nobis aut episcopo 
Wormatiensi debitum. Die Kanzlei scheint anzunehmen, daß der 
Zoll inzwischen auf den Bischof übergegangen sei, wenn nicht geradezu 
das nobis der vermuteten Bischofsurkunde entstammt und sich also 
garnicht auf den Kaiser bezogen hat. 


ı Stumpf, Reg. 3091. 

2 Auf Rasur steht in Stumpf, Reg. 3119, die ganze erste Zeile in ver- 
längerter Schrift, von der nur das Chrismon, wie ich glaube, vom Kanzleischreiber 
herrührend, übrig ist, ferner die Anfänge der Rekognitions- und der Datierungs- 
zeile. Ich vermute die Benutzung eines unausgefüllten Blanketts durch einen 
Fälscher. Der Text steht im übrigen formell irgendwie in Zusammenhang mit 
einem Diktat aus der Kanzlei Heinrichs III. 

3 Stumpf, Reg. 4370. 
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Ganz anderer Art aber ist das Speyrer Privileg Heinrichs V., 
das uns nunmehr im besonderen beschäftigen soll. Wir kennen seinen 
Text nur aus der Bestätigung durch Friedrich Barbarossa! und späterer 
abschriftlicher Überlieferung, und dieser bietet des Auffälligen genug, 
ja, gibt dem Diplom eine Ausnahmestellung gegenüber allen anderen 
Kaiser- und Königsurkunden, die wir besitzen oder von denen wir 
wissen. 

Dürfen wir dem Wortlaut jenes Textes trauen, so hat Heinrich V., 
als er, am Tage der feierlichen Bestattung seines vom Banne gelösten 
Vaters im Speyrer Dom, den Speyrer Bürgern ihre „Freiheit“, wie die Ur- 
kunde später bezeichnet wird, gewährte, zugleich verfügt, daß dies 
Diplom an der Vorderwand des Domes aus dauerhaftem Mate- 
rial anzubringen und mit seinem Bilde als Beglaubigung zu 
versehen sei. Nicht als Kopie zur öffentlichen Ausstellung neben 
dem üblichen Original auf Pergament mit Beglaubigungsmerkmalen 
und Siegel sollte die Inschrift gelten, sie sollte vielmehr an Stelle 
eines gar nicht ausgestellten, wenigstens nicht erwähnten Pergament- 
originals treten und selbst das Original der Verleihung dar- 
stellen. 

Darin besteht das ganz Singuläre des Vorgangs, und wenn auch 
gewiß der Mangel an sonst erhaltenen Parallelen nicht zur Verwerfung 
der Echtheit schon von vornherein führen darf, so wird es gerecht- 
fertigt sein, wenigstens zu versuchen, durch eingehendere Prüfung zu 
einem Ergebnis positiver oder negativer Art zu gelangen. 

Ernstlich angegriffen ist die Urkunde bisher nicht, sie gilt als echt, 
und nur Erben in seiner Urkundenlehre? meint, da die Ausführung der 
Inschrift jedenfalls einige Zeit in Anspruch genommen habe, so werde 
sich die Stadt zunächst ein besiegeltes Pergamentoriginal von der 
Kanzlei verschafft haben und in diesem möge die Schlußformel anders 
gelautet haben als dann in der Inschrift. Mit Erwägung dieser Mög- 
lichkeit ist natürlich wenig gewonnen. Selbstverständlich ist, daß 
die Handwerker, die die Inschrift herstellten, nach schriftlicher Vor- 
lage gearbeitet haben, aber ob diese ein bloßes Konzept oder ein 
kanzleimäßiges Original war, ist ja gerade die Frage, die zu beant- 
worten wäre. 

Die Anregung, mich mit dem Stoff zu befassen, gab mir ein Aufsatz 
von Franz Bendel im 32. Bande der Mitteilungen des historischen 
Vereins der Pfalz, der indessen auch unter Beschränkung auf die Über- 
lieferungsgeschichte keineswegs das Material erschöpft und keine wirk- 
liche Förderung der Sache bringt. Dazu ist dann im folgenden Bande 


! Stumpf, Reg. 4341. 
2 Urkundenlehre von W. Erben, L. Schmitz-Kallenberg und O. Red- 
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derselben Mitteilungen noch eine kleine vorläufige Publikation von Benno 
Hafen gekommen, die tiefer greifend als Bendel diesen in einer Reihe 
von Einzelheiten korrigiert und ergänzt, sich aber im übrigen auch nur 
mit der Überlieferungsgeschichte befaßt. Er verspricht in ihr noch 
eine größere, vorzüglich auf archivalischem Material beruhende Abhand- 
lung über dies Thema. 

Indem ich in folgendem von einer Polemik gegen diese Autoren 
ganz absehe, möchte ich versuchen, den Dingen soweit als möglich 
auf den Grund zu gehen. Es ließ sich dabei ein Hereinziehen von Details 
auch im Rahmen des Vortrags nicht ganz vermeiden. Doch schien 
mir auch für Andere von Interesse, an diesem Beispiel festzustellen, 
inwieweit eine durch die Jahrhunderte ausgedehnte, bis in die Neuzeit 
reichende Berichterstattung glaubwürdig ist. 

Auch abgesehen von der Frage, ob die inschriftlich angebrachte 
Urkunde selbst Original sei oder nicht, ist das in diesem Falle ange- 
wandte Verfahren schon auffällig genug, soweit Deutschland in Be- 
tracht kommt. Aus romanischen Ländern, speziell Italien sind mehrere 
Beispiele bekannt, so die in der Kirche San Paolo vor Rom bis zum 
Brande vorhandenen Marmorinschriften päpstlicher Urkunden, die noch 
vorhandenen im Dom von Palermo in Stein gehauenen Urkunden 
Friedrichs Il. für die Kommune von Palermo, die im erzbischöflichen 
Palast zu Spoleto befindliche Inschrift, enthaltend einen Auszug aus 
einem Diplom Kaiser Heinrichs Il. Aus Frankreich sind eine Reihe 
von Privaturkunden auf Stein seit dem 11. Jahrhundert bekannt ge- 
worden, aus der Schweiz hat man Beispiele aus späterer Zeit. Auch 
in Deutschland gab es und gibt es solche Urkunden, in Tirol ist eine 
Steinplatte mit dem Monogramm Heinrichs IV. gefunden worden, von 
der man vermutet, ob mit Grund ist mir allerdings sehr zweifelhaft, 
sie möchte einst zu einem entsprechenden Diplom gehört haben. Privat- 
urkunden dieser Art befinden sich in Mainz, gerade in Mainz aber 
ist noch vorhanden, und als einzige ihrer Art berühmt geworden, die in 
die jetzt im Nordportal des Domes befindlichen Erztüren eingegrabene 
Urkunde Erzbischof Adalberts I. von Mainz für die dortigen Bürger vom 
Jahre 1135.? 

Allen diesen Urkunden, soweit sie zum Vergleich in Betracht 
kommen, aber ist gemeinsam, daß sie nicht als Original gelten wollen, 
in ihremText ist auf diese Art der Ausfertigung gar nicht Bezug genommen. 
Sie sind ihres hohen Wertes für die Empfänger wegen oder um das 
Andenken des Ausstellers zu ehren, in solcher Weise als Schaustücke 
aus einem dem Einfluß der Zeit gegenüber widerstandsfähigeren Mate- 


ı DH. 11. 361. 
2 Böhmer-Will, Reg. 1, Nr. 76, 278. 
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rial hergestellt worden. Und erst nachdem die eigentlichen Originale 
zugrunde gegangen waren, sind sie als nach Alter und Form ver- 
trauenswürdige Überlieferungen angesehen worden. 

Dies aber gilt ganz zweifellos auch für jene Adalberturkunde. 
Wir besitzen von ihr außer der Inschrift auch noch das Pergament- 
original, das, nachdem es seit dem 13. Jahrhundert verschollen war, 
von C.Hegel im Reichsarchiv zu München wieder aufgefunden worden 
ist. Er meint zwar, die Schriftzüge der kalligraphisch ausgeführten Ur- 
kunde gehörten erst einer etwa 10 Jahre späteren Zeit an. Das aber 
ist unzutreffend, das Siegel ist echt und unverdächtig befestigt, die 
Schrift zeitgemäß, und aus noch zu erörternden Gründen geht mit 
Sicherheit hervor, daß dies Pergament die direkte oder wahrschein- 
licher die durch eine Abschrift danach vermittelte indirekte Vorlage der 
Erzinschrift gewesen ist. Das Original zeigt nämlich Nachträge und 
Korrekturen, die in die Inschrift, die auf einen Zug gemacht erscheint, 
übergegangen sind. Erzbischof Adalbert war von Heinrich V. im 
Jahre 1112 gefangen gesetzt, auf Bitten der Mainzer Bürger aber, die 
für ihn Geiseln stellten, nach dreijähriger Gefangenschaft 1115 wieder 
frei geworden. Da er die Feindseligkeiten gegen den Herrscher fort- 
setzte, rächte sich dieser in grausamer Weise an den Geiseln und ließ 
überdies 1117 die Stadt belagern. 

Das wurde den schon schwer geschädigten Bürgern zu viel, und 
um sie zu beruhigen, soll Adalbert ihnen damals das Privileg gegeben 
haben, das sie von allen alten Abhängigkeitsverhältnissen außerhalb 
der Stadt befreite. Der von 1135 datierte Text selbst erwähnt eine erste 
traditio, sie muß den Zeugen nach um 1118, jedenfalls aber vor 1125 
stattgefunden haben. Nun läßt aber das Original mit Sicherheit er- 
kennen, daß die auf eine zweite unmittelbar an sie angefügte confirmatio 
bezüglichen Worte und Zeugen erst später nachgetragen worden sind, 
und zugleich bemerkt man, daß auch an den Daten korrigiert worden 
ist, und daß diese ursprünglich auf 1125 lauteten. Das läßt vermuten, 
daß Adalbert, auch wenn er die Vergünstigung schon früher aus- 
gesprochen hatte, deren Beurkundung bis nach dem Tode Heinrichs 
verschoben hat, um sie dann 1135 noch einmal zu bestätigen. Diese 
letztere Form aber ist in die Inschrift übergegangen, die ganz ent- 
sprechend auch die Besiegelung erwähnt, die natürlich auf den Erz- 
türen niemals stattgefunden hat. 

Somit bleibt das Diplom Heinrichs V. für Speyer das einzige, bei 
dem Inschrift und Original identisch gewesen wären. 

Beginnen wir die Untersuchung mit der Überlieferungsgeschichte 
des Diploms, so ist zunächst in Betracht zu ziehen, wo sich denn 


ı Vgl. Forschungen zur Deutschen Gesch., 20, 435ff. 
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die Inschrift nach den darüber vorhandenen Zeugnissen befunden hat 
und wie sie beschaffen war. Die Prüfung wird ergeben, daß aus ver- 
schiedenen Zeiten sehr verschiedene Berichte vorliegen, daß aber auch 
anscheinend gleichzeitige sich durchaus widersprechen. 

Da die Bestätigungsurkunde Friedrich I., die den Text unseres 
Diploms, wie wir ihn kennen, großenteils wortgetreu wiedergibt, im 
Original erhalten ist, so dürfen wir von den darin enthaltenen An- 
gaben ausgehen. Denn diese können den Umständen nach als 
authentisch gelten, wenn auch, was wohl zu beachten ist, das 
Diplom selbst in Mainz ausgestellt worden ist, diese Angaben also 
nicht auf unmittelbarem Augenschein beruhen. Indessen ist der 
Kaiser mehrfach vorher in Speyer gewesen, und er und seine Be- 
gleiter werden oder können sich eine Erinnerung an die Inschrift 
bewahrt haben. Danach hat sich aber, entsprechend den Worten 
"Heinrichs, diese nebst seinem Bilde in fronte maioris templi befunden, 
und darunter kann nach der Bauart und Lage des Domes im Hin- 
blick auf die Stadt und die topographischen Verhältnisse nur die 
Westseite der Kathedrale verstanden werden. Es ist also die Frage, 
wie der Dom in seinen westlichen Teilen während des 12. Jahrhunderts 
ausgesehen haben mag. 

An Stelle einer älteren Kirche — ich folge hier den neueren 
großen Arbeiten von Meyer-Schwartau und Schwartzenberger 
in der Annahme, daß ihre Anschauungen im wesentlichen als zutreffend 
gelten können — ließ Konrad II. einen Neubau errichten, der, als 
der Kaiser starb, wenigstens so weit gediehen war, daß seine Leiche 
dort bestattet werden konnte. Auch beim Tode Heinrichs Ill. war der 
Bau noch unvollendet, zur Zeit der Mündigkeitserklärung Heinrichs IV. 
soll er dagegen im wesentlichen fertig gewesen sein. Heinrich IV. 
selbst rechnet sich noch 1105! neben Großvater und Vater zu den 
Erbauern der Kirche. Sein Leichnam hat dann fünf Jahre lang nach 
seinem Tode in der dem Dom angebauten, noch ungeweihten Afra- 
kapelle geruht, bis sein Sohn, der als Vollender des Werkes bezeichnet 
wird, ihm am 7. August 1111 eine feierliche Bestattung neben seinen 
Ahnen zuteil werden ließ. 


Wie sah nun um jene Zeit der Dom im westlichen Teile aus? 
Betrachten wir den heutigen Zustand, wie er sich nach dem Wieder- 
aufbau aus den Trümmern von 1689 und mehrfachen Renovationen 
darbietet, so zeigt das Langhaus gegen Westen einen Abschluß durch 
zwei Türme, die vor den Seitenschiffen stehen, zwischen ihnen die 
Giebelwand mit dem einen großen Eingangstor in die Kirche. Nach 
Art eines Querschiffes vorgelagert ist dem Ganzen eine Vorhalle, 


! Stumpf, Reg. 2074, 
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das sogenannte Paradies, das in zwei Geschossen die Höhe des Mittel- 
schiffes erreicht, von einem achteckigen Turm gekrönt wird und sich 
nach Westen mit drei offenen Bögen öffnet. Dieser Anblick ent- 
spricht indessen nur annähernd dem Zustande der früheren Zeit; von 
dem alten Mauerwerk ist nur noch die Innenseite der Giebelwand 
nach dem Langhause zu sichtbar. In der Vorhalle und außen sind 
die alten Mauerreste durch neues Mauerwerk umkleidet, wodurch aus- 
geschlossen wird, heute noch Spuren oder Reste der Inschrift zu ent- 
decken. Die Vorhalle selbst läßt sich bis in die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts, wo sie einmal als Markthalle verwendet erscheint, zurück- 
verfolgen; nach Ansicht der Sachverständigen gehörte sie bereits dem 
Bau Heinrichs IV., wenn auch in einer vom Zustande im späteren 
Mittelalter etwas abweichenden Gestalt, an. Meyer-Schwartau und 
Schwartzenberger schließen das aus den Münzbildern auf Denaren 
des Bischofs Konrad I. aus der Mitte des 11. Jahrhunderts, in denen 
sie die Westfassade erkennen wollen. 

Nehmen wir also an, der Dom habe im Beginn des 12. Jahr- 
hunderts die Vorhalle besessen, und verbinden wir damit die älteste 
Angabe über die Inschrift, sie befinde sich in fronte maioris templi, 
so möchte man folgern, sie habe sich an der äußeren Mauer jenes 
Porticus etwa über dem mittleren Bogen befunden, wo sie, nicht zu 
hoch, um noch gelesen zu werden, mit goldenen Buchstaben gemalt, 
weithin sichtbar, den Speyrern täglich ihre Freiheiten ins Gedächtnis 
zurückgerufen hätte. 

Ganz davon abweichend, erfahren wir nun aber aus den späteren 
Berichten seit dem Anfang des 15. Jahrhunderts mit größerer oder 
geringerer Deutlichkeit, daß sich die Inschrift unter dem Gewölbe 
des Paradieses über dem Eingangstor zum Kircheninnern befunden 
habe. Und dort sind denn auch die letzten Reste um die Mitte des 
18. Jahrhunderts, kurz vor dem gänzlichen Verschwinden, noch von 
dem Speyrer Ratskonsulenten Erhard Baur gesehen, in seinem 1756 
gedruckten Buche über den Speyrer Chronisten Lehmann beschrieben 
und nach einer Zeichnung des Ratsschreibers Blum im Kupferstich ab- 
gebildet worden.! 

Was aber Baur und Blum dort gelesen haben, hatte nur noch 
eine gewisse Ähnlichkeit mit dem ihnen aus anderer Quelle bekannten 
Text des Privilegs, und da Baur das bemerkt und mit nachlässigen 
Erneuerungen erklärt, so kann man annehmen, daß seine Lesung 
wirklich dem entspricht, was noch vorhanden war. Damit aber steht 
zugleich fest, daß die schwarzen Buchstabenreste, unter denen Baur 





! Eine Nachbildung der noch im städtischen Archiv erhaltenen Zeichnung 
gibt Hilgard in seinem Urkundenbuch zur Gesch. der Stadt Speyer zu S. 19. 
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selbst noch ältere Spuren in roter Schrift erkannte, nicht mit der 
ursprünglichen Inschrift mehr in Beziehung gestanden haben können. 
Baur beschreibt noch weiter, was er beobachtet hat; danach waren 
über der Inschrift, die ursprünglich 17 halbkreisförmige Linien aus- 
gefüllt habe, von denen indessen nur noch Reste von 7 Zeilen 
lesbar waren, noch gemalte Heilige zu sehen, zwischen ihnen ein jetzt 
leerer Platz, dessen zahlreiche Nägelspuren ihm erweisen, daß dort 
ein Bild angeheftet gewesen sei. Aber noch andere, erst kürzlich 
entfernte Nägel mitten zwischen der Inschrift waren erkennbar; er 
deutet sie auf eine oblonge Tafel, die das Privileg Kaiser Friedrichs 
enthalten habe. Schon bei Baur wie bei dem Zeichner Blum läßt 
sich erkennen, daß sie Bestehendes und Verschwundenes nicht scharf 
trennen. Blum zeichnet zwischen die Inschrift einen thronenden 
Herrscher, Baurs Kupferstich nach dieser Zeichnung gibt die Vor- 
halle gar in dem Zustande, als sie noch nicht zerstört war, ohne daß 
irgendwie erkennbar wird, daß weder Bild noch Gewölbe damals noch 
vorhanden waren. 

Mit dem Befund Baurs steht aber schon in Widerspruch, was 
Litzel, ebenfalls Speyrischer Ratskonsulent, in seinem 1751 er- 
schienenen Buch über die Kaisergräber, deren teilweise erster Er- 
öffnung 1739 er beigewohnt hatte, über den früheren Zustand mit- 
teilt. 

Nach ihm ‚stunden‘ Kaiser Heinrich IV. und Heinrich V. über 
dem Eingang zum Dom in Brustbildern neben der Mutter Gottes, 
„davon auf der rechten Seite derselben Heinrich IV., aber gar jung 
und ohne seinen großen Bart heute noch vorhanden ist, Heinrich V. 
aber nicht mehr zugegen“. Es ist ganz ausgeschlossen, jenes heute 
noch auf die Mitte des 18. Jahrhunderts beziehen zu können; 
höchstens der Zustand um 1739, wahrscheinlich aber der kurz vor 
1689 kann in Frage kommen; ganz abgesehen von der phantasie- 
vollen Bemerkung über das Aussehen Heinrichs IV., der nie einen 
großen Bart getragen hat, wie seine Siegel, aber auch Schnurrbart- 
reste ann seinem Schädel haben erkennen lassen. 

Noch wieder anderes berichtet der Speyrische Archivar Kuhn 
in seinen nach 1739 geschriebenen Notizen!; er gibt an, daß über 
dem ins Innere der Kirche führenden Portal ein thronendes Bild 
Heinrichs V. mit den Insignien seiner Würde „angeschraubt‘‘ gewesen 
sei; zu beiden Seiten waren je 8 Kurfürsten und Fürsten in Lebens- 
größe stehend abgemalt, unter ihnen ‚nach der Runde des Bogens‘ 
die Privilegien Heinrichs herumgeschrieben. 

Genaueres über die Inschrift selbst bringt erst die 1608 aus 
dem Nachlaß des Philipp Simonis gedruckte Speyrische Bischofs- 


ı Vgl. J. Praun, in Mitteilungen des hist. Vereins der Pfalz, 23, 76ff. 


Die ältesten deutschen Stadtprivilegien 251 


chronik!, die bis 1583 geführt ist. Er sagt, sie sei mit großen goldenen 
Buchstaben auf Kupfertafeln geschrieben, „die noch auf diesen Tag 
under dem Vorzeichen des Thums ob dem Thor auffgeschlagen sind“, 
was er an anderen Stellen durch die Worte ausdrückt: „über die Thür 
der Kirchen geschrieben‘ und „under dem Paradies über dem Ein- 
gang des Thumstiffts“. Dasselbe berichtet er aber auch von dem 
Diplom Friedrichs, mit der ausdrücklichen Angabe, es sei so noch 
zu sehen und zu lesen; die Bilder erwähnt er nicht. Ähnliches und 
wieder ganz Abweichendes berichtet die 1564 erschienene Chronik 
Eysengreins, wenn es da heißt vom Privileg Heinrichs: ut in 
exarato metallo in fronte templi maioris cum interpositione imperatoris 
imagine cernitur, und über den Textabdruck selbst: Privilegium 
in frontispicio porticus summi templi existens, und ebenso vom 
Privileg Friedrichs I.: sicuti in eminentiori tabula patet in fronte 
maioris templi und an anderer Stelle: in superiori tabulatu conscripta 
imperatoriae imaginis interpositione quae fusorio metallo exarata cernitur 
codicem manu gestans. 

Eysengrein wie Simonis berichten also das Vorhandensein 
beider Privilegien; beide berichten, sie seien noch so zu sehen; beide 
aber geben den Ort der Inschrift ganz verschieden an: der jüngere 
Simonis unter dem Paradiesgewölbe, der ältere Eysengrein verlegt 
sie augenscheinlich an die Außenfassade des Paradieses, wobei das 
Privileg Friedrichs noch über dem Heinrichs gestanden haben soll. 
Es ist indessen unmöglich, daß das für seine Zeit noch der Fall ge- 
wesen sein könnte. Die weiteren, bis in den Anfang des 15. Jahr- 
hunderts zurückreichenden Nachrichten sprechen durchaus dagegen, 
und daß beides nebeneinander bestanden haben sollte, ist ganz un- 
wahrscheinlich. 

Fraglich ist sogar, ob das Privileg Friedrichs überhaupt jemals 
inschriftliich am Dom angebracht gewesen ist. Simonis könnte 
Eysengrein ausgeschrieben haben, wie die spätere Chronik Leh- 
manns auf diesen beiden beruht und ihre Angaben vergröbert, aber 
freilich die Beziehung auf die Gegenwart wegläßt. Kaum glaublich 
ist ja allerdings für unser Empfinden, daß Leute, die nicht etwa von 
entfernten Gegenden, sondern von ihrer Heimat berichten, Dinge 
auftischen sollten, von denen ihre Mitbürger täglich den abweichenden 
wahren Sachverhalt feststellen konnten. 

Bendel und Hafen lehnen die Angaben von Eysengrein und 
Simonis bezüglich des Diploms Friedrichs ab, immerhin kann man 
auch Zeugnisse dafür angeben. So zitiert Baur eine im Original 
heute verlorene Relation des späteren Straßburger Ammeisters Nico- 


ı Histor. Beschreibung aller Bischoffen zu Speyer, ed. Pistorius, S. 63ff. 
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laus v. Knibis, der, wie seine im Straßburger Stadtarchiv erhaltenen 
Briefe erweisen, tatsächlich im Frühjahr 1528 als Assessor am Speyrer 
Reichskammergericht tätig gewesen- ist.! Knibis berichtet?, es sei 
damals der Porticus repariert worden, währenddessen viele Leute 
hinaufgestiegen seien: videntes imaginem cuiusdam imperatoris incisam 
et quam plura per modum semicirculi scripta in lapidibus Schieferstein 
dictis aureis literis. Aus der Inschrift selbst teilt er dem Rat einen 
Straßburg betreffenden, von ihm allerdings im umgekehrten Sinne 
mißverstandenen Satz mit, der sich freilich nicht im Text Hein- 
richs V., wohl aber in der Bestätigung Friedrichs befindet. Baur 
begründet darauf seine Meinung von der oblongen Tafel mit diesem 
Privileg. Sicher ist das indessen keineswegs, denn da von den 
17 Zeilen der Inschrift nur noch 7 lesbar waren, so kann dieser Satz 
sich unter den damals unleserlichen befunden haben; das aber würde 
ergeben, daß schon zu Anfang des 16. Jahrhunderts die Inschrift jene 
korrumpierte Form hatte, die die Aufzeichnungen von Blum und Baur 
zeigen. 

Als ein zweites, leider nicht mehr nachprüfbares Zeugnis mag 
ein Auszug aus den städtischen Rechnungsbüchern gelten, die der 
Herausgeber der dritten, 1698 erschienenen Auflage von Lehmanns 
Chronik dem älteren Werk einfügt. Danach wird zum Jahre 1408 
eine Zahlung verzeichnet für „Kayser Friedrichs Freyheitsbrief zu 
schreiben, zu verrahmen und zu verglasen und über der Münsterthür 
anzuschlagen‘. Ob dieser Bericht authentisch ist, zumal was die Zeit- 
angabe betrifft, erscheint indessen sehr zweifelhaft; und so bleibt 
als Drittes nur noch übrig der Hinweis auf eine Parallele in Worms. 
Hier erfährt man aus der 1549 erschienenen Epitome von Brusch 
und einer Wormser Chronik von Zorn aus dem Ende des 16. Jahr- 
hunderts®, die vielleicht auf gemeinsame Quelle zurückgehen, daß 
von den Wormsern ihr großes Privileg Friedrich Barbarossas von 
11844, wie Brusch sagt: cupreae tabulae inscriptum meridionalibus 
summae ecclesiae portis appensum est. Doch auch hier ist die Richtig- 
keit der Angabe bezweifelt worden, obgleich sie nichts Unwahrschein- 
liches enthält. Und wenn die Wormser ihr Privileg so anbrachten, 
konnten es die Speyrer schließlich auch getan haben. 

Doch kehren wir zum Privileg Heinrichs V. zurück. Die ältesten 
Nachrichten über die mit der Inschrift verbundenen Bilder gibt 


ı Vgl. Politische Korrespondenz der Stadt Straßburg, I, Nr. 517, 526, 520. 
® Nach der Abschrift seiner Relation in den handschriftlichen Miscellanea 
des Straßburger Registrators Clussrath aus dem Ende des 16. oder Anfang des 
17. Jahrhunderts im Straßburger Stadtarchiv, Fol. 175. 
® Bibliothek des literar. Vereins Stuttgart, 43, 58. 
" *+ Stumpf, Reg. 4370. 
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Nicolaus Burgmann in seiner für Kaiser Siegmund im Jahre 1420 
verfaßten Schrift über die Kaisergräber! mit den Worten: in porticu 
super ianuam sunt in suis maiestatibus sculpti, nämlich Heinrich IV. 
und Heinrich V., ut decet depingere regiam maiestatem. Dieser Passus 
ist übergegangen in eine Tafel, die gegen Ende des 15. Jahrhunderts 
der Bischof Matthias Ramnung bei den Kaisergräbern aufstellen ließ 
und deren Text uns überliefert ist.” Und ebenso findet er sich in der 
im letzten Drittel des 15. Jahrhunderts entstandenen Speyrer Chronik 
des Joh. Seffried von Mutterstadt?, nur mit der Abweichung, daß zu 
den beiden Kaisern auch noch die Kaiserin Agnes hinzukommt, und 
daß von den Bildern selbst bemerkt wird, sie seien opere aereo 
desuper deaurato. 

Über die Inschrift des Privilegs äußern sich jener angeführte 
Rechnungsauszug angeblich von 1408 und ein ebensolcher von 1429, 
den Baur zitiert; sie betreffen Erneuerung der Gemälde und der 
Inschrift, die als über der Münstertür befindlich bezeichnet wird. 
Dem entspricht die Wendung einer von Hafen publizierten Urkunde 
von 1419: „Kayser Heinrichs friheit uns gegeben mit guldin buh- 
staben an ingang fornen an der monster thor‘“, ferner spätere An- 
gaben Joh. Seffrieds und des Abtes Trithemius aus dem Ende 
des 15. Jahrhunderts‘, sowie Theodor Reysmanns® in seinem 1531 
gedruckten Lobgedicht. Ja auch die ältesten Nachrichten nächst den 
Privilegien selbst lassen vermuten, daß schon seit dem Anfang des 
14. Jahrhunderts die Inschrift sich sicher unter dem Gewölbe des 
Porticus befunden hat. So gibt die Überschrift über dem Text in 
dem um 1280 geschriebenen Bischöflichen Kopialbuch, dem Liber 
privileg. minor, an: supra valvas ecclesie Spirensis scripta, das Speyrer 
städtische Kopialbuch® sagt: „vber der Münster tür“, und schließlich 
heißt es in dem Transsumpt des Urkundentextes von 1340 mit einer 
charakteristischen Ergänzung des älteren Ausdrucks: in fronte seu 
super hostio ecclesie Spirensis litteris aureis descriptas. 

Fassen wir die bisher besprochenen Nachrichten zusammen, so 
scheint sich zu ergeben, daß sich, wie gesagt, die Inschrift zum 
mindesten seit Beginn des 14. Jahrhunderts im Porticus selbst über 
der eigentlichen Münstertür in halbkreisförmiger Anordnung befand. 
Über ihr war ein Gemälde, das einmal als Gott und Heilige, das 
andere Mal als Kaiser und Kurfürsten bezeichnet wird. Außerdem 


ı ed. Oefele in Rerum Boicarum SS. 1, 603. 

2 Vgl. Lehmann, Chronik ed. I., S. 648. 

3 ed. Böhmer in Fontes rer. Germ., 4, 338. 

4 In dem Autograph seiner Annales Hirsaugienses im Reichsarchiv zu München, 
Cod. lat. 703. 

5 Vgl. Bossert in Mitteil. des histor. Vereins der Pfalz, 29/30, 156ff. 

® Cod. 1008b saec. XIV im Speyrer Stadtarchiv. 
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oder in sie einbegriffen befand sich dort noch eine Gruppe von drei 
Figuren, die verschieden als Heinrich IV. und Heinrich V. oder letzterer 
und Friedrich Barbarossa und zwischen ihnen als Mutter Gottes oder 
Kaiserin Agnes gedeutet werden und in vergoldetem Metall ausgeführt 
gewesen sein sollen. 

Man wird annehmen dürfen, daß zu verschiedenen Zeiten Ände- 
rungen stattgefunden haben, denn es ist nicht außer acht zu lassen, 
daß der Dom bis zu seiner endgültigen Zerstörung im Jahre 1689 
die Jahrhunderte keineswegs unverändert überdauert hat. Schon 1137 
berichtet der Annalista Saxo, 1159 Rahewin von Bränden, ein 
dritter Brand hat 1289 stattgefunden; noch vorher aber müssen 
größere Erneuerungen stattgefunden haben, denn im Jahre 1281 wird 
der Dom neu geweiht. 1309 ist durch eine herabstürzende Glocke 
das Gewölbe der Vorhalle durchschlagen; weitere Brände folgen in 
den Jahren 1400 und 1450, von denen der letzte in der Orgel über 
der Vorhalle ausbrach und gerade hier sehr verheerend gewirkt hat. 
Alles das schließt schon eigentlich aus, daß die ursprüngliche Inschrift, 
die wir uns nach den ältesten Angaben als gemalt, nicht in den 
Stein gehauen oder in Erz gegossen, vorstellen müssen!, nach diesen 
Ereignissen auch nur in Resten in späterer Zeit noch erhalten ge- 
blieben sein könnte; ja man wird sogar in Betracht ziehen müssen, 
ob etwa eine im J. 1111 wirklich angebrachte Inschrift sich schon nach 
den Bränden von 1137 und 1159 noch in ursprünglichem Zustand 
befunden haben kann, als sie von Friedrich I. bestätigt wurde. 

Damit wird denn auch die Frage, wie die Inschrift wohl ursprüng- 
lich ausgesehen haben mag, hinfällig. Dürften wir der Angabe des 
Philipp Simonis Glauben schenken und danach auf Kupfertafeln 
gemalte große goldene Buchstaben annehmen, so haben wir für das 
Vorkommen von solchen Inschriften in jener Zeit wenigstens einen 
Beleg in der Grabkrone, die Konrad II. mit ins Grab gegeben worden 
und bei den letzten Ausgrabungen zutage gekommen ist.? Sie besteht 
aus Kupferblech, auf das auf schwarzem Grunde große goldene 
Kapitalbuchstaben aufgemalt sind; den Schriftresten nach scheint es 
sich um eine Inschrifttafel zu handeln, die man zu diesem Zweck 
zerschnitten hat. Aber die uns überkommenen Nachrichten seit dem 
späteren Mittelalter haben sich nicht einmal als zuverlässig für die 
Art und den Zustand der Inschrift zu ihrer Zeit erwiesen; sie ver- 
mischten Phantasie und Wirklichkeit und man kann ihnen daher 
nichts mit Sicherheit entnehmen. 

Wenden wir uns nunmehr der Betrachtung des Textes- jener In- 


ı Wenngleich dazu die Worte des Diploms stabili ex materia ut maneat 
compositum nur bedingt passen. 
® Vgl. Grauert in den Sitzungsberichten der Bayr. Akademie, 1900, S. 585. 
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schrift zu. Die Überlieferung zerfällt hier in zwei Stämme. Auf der 
einen Seite das Bestätigungsprivileg Friedrichs das die Urkunde 
Heinrichs zu wiederholen angibt; auf ihm beruhen alle späteren 
Bestätigungen durch deutsche Herrscher. Auf der anderen Seite der 
Text selbst in zwei Gruppen deren eine (B) durch den Codex minor 
von 1280 und seine Ableitungen gebildet wird. Die andere Gruppe (C) 
wird durch ein, wie die Notare angeben, an Ort und Stelle im Jahre 
1340 aufgenommenes Transsumpt und Ableitungen daraus dargestellt. 
Beide Gruppen weichen nur in kleinen Differenzen voneinander ab.! 

Mit Ausnahme des Transsumptes, worauf wir noch zurück- 
kommen, hat sich also keine direkte Überlieferung erhalten. Da sich 
ein Aufenthalt Kaiser Friedrichs in Speyer unmittelbar vor Aus- 
stellung seiner Bestätigung im Herbst 1181 und im Frühjahr 1182 
nicht nachweisen läßt während man weiß, daß Bischof Ulrich II. von 
Speyer an dem berühmten Hoftag zu Mainz zu Pfingsten 1182 teil- 
genommen hat, so wird man annehmen müssen, daß der Streit 
zwischen Bischof und Bürgerschaft über die Auslegung des Diploms 
Heinrichs, der die Veranlassung zur Ausstellung der Bestätigung gab, 
eben in Mainz zur Sprache gebracht und dort zu Gunsten der Bürger 
entschieden worden ist, daß es sich also um keine schon vor längerer 
Zeit erledigte Sache handelt. 

Daraus ergibt sich, daß diese Urkunde auf Grund einer von 
den Parteien mitgebrachten und für glaubwürdig erachteten Kopie 
des Privilegs Heinrichs V. gegeben worden ist. Die Kanzlei also hat 
die mit dem Bilde Heinrichs versehene Inschrift am Dom anschei- 
nend als Original oder jedenfalls als hinreichend beglaubigt angesehen; 
auch der Bischof hat ja die Echtheit nicht bezweifelt, sondern nur 
im Wortlaut anders interpretiert. 

Zeigt die Nachurkunde also soweit erkennbar den Text der Vor- 
lage in dem Zustande von 1182, so stammt die den eigentlichen 
Wortlaut der Urkunde gebende Überlieferung in B und C aus er- 
heblich späterer Zeit. Diese stimmen nun ja freilich bis auf un- 
erhebliche Differenzen unter sich überein, und wenn die Angaben des 
Transsumpts der Wahrheit entsprechen, so wird man annehmen 
müssen, daß die Inschrift tatsächlich zu jener Zeit so gelautet hat. 
Das trifft aber allerdings nur dann zu, wenn es wirklich das Original- 
transsumpt ist, wofür es gehalten wird. Die Schrift widerspricht dem 
nicht, wenn auch dieselbe Hand in gleichzeitigen Speyrer Urkunden 
sich sonst nicht wieder findet; die als Zeugen genannten Personen 
sind teilweise auch sonst nachweisbar. Soweit wäre alles in Ordnung, 


1 Alle sonst vorhandenen handschriftlichen und gedruckten Überlieferungen 
des Urkundentextes gehen meines Erachtens auf jene beiden Quellen zurück; sie 
bieten im übrigen nur willkürliche Abweichungen. 
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aber auffallenderweise ist das Pergament unterhalb der Zeugenreihe 
beschnitten. Noch der Rest eines Schnörkels und eine durch den 
Schnitt zertrennte Dorsualnote zeigen, daß etwas fehlt. Tatsächlich 
vermißt man denn auch eine angekündigte eigenhändige Beglaubigung 
durch die Notare, die man schwerlich beseitigt haben würde, und es 
besteht danach die Möglichkeit, daß eben kein Originaltranssumpt 
vorliegt und daß man eine die Abschriftnahme daraus kennzeichnende 
Angabe später weggeschnitten hat. 

Während nun das Diplom Friedrichs nur ein Privileg Heinrichs er- 
wähnt, teilen die übrigen Überlieferungen den Text in zwei Teile 
und sprechen geradezu von zwei „Briefen“. Auch in der Bestätigung 
Friedrichs wird allerdings die Wiederholung der Vorlage durch Ein- 
gehen auf den Streitfall unterbrochen, und die Stelle, wo sie wieder 
aufgenommen wird, entspricht dem Beginn des zweiten Teils. Während 
aber die Unterbrechung in der Bestätigung wohl motiviert erscheint, 
ist hier der Zusammenhang einfach zerrissen. Danach erhebt sich 
die Frage, ob im Jahre 1182 der Text noch in anderer Gestalt vor- 
gelegen hat, als er uns aus späterer Zeit überliefert ist. Dafür könnte 
sprechen, daß die Bestätigung Friedrichs eine Verfügung mehr 
bringt — eben die, die dem Straßburger Knibis auffiel —, ohne 
daß sie als Zutat erkennbar wäre!; dagegen läßt sich anführen, daß 
der Wortlaut des Textes wenigstens an einigen Stellen als der ältere 
erscheint, so daß jedenfalls ausgeschlossen wird, daß das inzwischen 
zerstörte Privileg etwa auf Grund der Bestätigung erst wieder her- 
gestellt worden ist. So würde ein etwaiger Fälscher aus dem in 
seiner Vorlage vorgefundenen finaliter interdixit und firmissime con- 
cessit keinesfalls ein bloßes interdiximus und concessimus gemacht 
haben, und auch andere Wendungen lassen den Text der Nach- 
urkunde an den betreffenden Stellen jünger erscheinen. 

Nun aber der Text selbst. Er bietet des Auffallenden genug, schon 
rein äußerlich betrachtet. Stünde der Name des Ausstellers nicht in 
der Datierung, so erführen wir ihn überhaupt nicht und könnten ihn 
nur erschließen, denn es fehlt zu Anfang nicht nur die Invokation, sondern 
auch die /ntitulatio d.h. der Titel und Name des Kaisers; der Text 
beginnt sofort mit der Kundmachung der Verleihung. Es fehlt nicht 
nur eine Arenga, d.h. eine allgemein gehaltene Betrachtung, die an 
sich nicht notwendig ist, sondern auch eine Narratio, die die besondere 
Veranlassung angibt. Nach Abschluß des Textes des ersten Teils folgt 
die Datierung, der sonst stets die Signumzeile, d. h. der Hinweis auf 
das Monogramm des Kaisers und die Rekognition durch den Kanzler 


ı Es ist der Satz: Argentine theloneum de navi non plus quam tredecim denarios 
dare cogantur, während Knibis gelesen haben will: Strasburgenses theolonium de 
qualibet navi non plus quam decem et septem denariis dare cogantur. 


Die ältesten deutschen Stadtprivilegien 257 


vorausgehen. Und während sonst die Datierung den Schluß des Ganzen 
bildet, folgt ihr hier ohne jede Verbindung noch ein zweiter Teil. Dieser 
beginnt nun allerdings mit einer der Narratio entsprechenden Ein- 
leitung, an sie aber schließen sich eine Reihe von Einzelverfügungen an, 
deren letzte den Text endigt, ohne daß ein Abschluß kenntlich ge- 
macht ist. 

Selbst wenn man nun auch annehmen wollte, unsere Überlieferung 
beruhe bereits auf einem zu Anfang und Ende verstümmelten Text, 
während Signum- und Rekognitionszeile durch das Bild des Kaisers 
ersetzt worden seien, so wäre damit noch nicht die Zweiteilung, unter- 
brochen durch die Datierung, erklärt, denn etwa den Handwerkern, die 
die Inschrift herstellten, die Schuld an der Verwirrung zuzuschieben, 
ist doch wohl nicht angängig. Ebensowenig läßt sich aber auch die 
Annahme einer künstlichen Gruppierung des Wortlauts um das in 
der Mitte befindliche Kaiserbild herum irgendwie stützen, etwa so, 
daß die eigentliche Verfügung in zwei Kolumnen rechts und links 
davon sich befunden hätten, während die Schlußformeln und die 
Datierung unter dem Bilde in durchlaufenden Zeilen geschrieben ge- 
wesen wären. 

Mir scheint vielmehr, daß schon dieser Befund den Schluß er- 
fordert, daß der uns überlieferte Text nicht mehr das Privileg Hein- 
richs V. in seiner ursprünglichen Gestalt enthält, daß dieser, sei es 
schon vor der Bestätigung durch Friedrich I., sei es nachher verdorben 
worden ist bei ungeschickter Erneuerung oder aus anderen Ursachen, — 
wenn nicht gar bereits Friedrich I. eine Fälschung nicht nur formeller, 
sondern auch sachlicher Art vorgelegt worden ist. 

Man hat zwar eingewandt, daß zwischen Ausstellung und Be- 
stätigung nur etwa 70 Jahre verflossen seien. Die Speyerer hätten 
daher eine Fälschung, zumal an so ostensibler Stelle nicht wagen können, 
ohne Gefahr. zu laufen schmählich entlarvt zu werden. Aber das ist 
kein durchschlagendes Argument. Fälschungen sind schon innerhalb 
viel kürzerer Zeiträume angefertigt worden und wurden anstandslos 
bestätigt, so fertigten die Wormser ein falsches Privileg Friedrichs 1I., 
das von Friedrich Il. bestätigt wurde!, und in viel krasserer Form ist 
in Lübeck dasselbe geschehen. Aber indem man in unserem Falle vor- 
aussetzt, das Privileg sei von Anfang an als Inschrift vorhanden ge- 
wesen, vergißt man, daß bereits zwei Brände von 1137 und 1159, von 
denen wir wissen, dazwischen liegen. Nimmt man aber auch nur an, 
die Inschrift sei dabei teilweise beschädigt, aber nicht sofort erneuert 
worden, so war gewiß eine fahrlässige oder betrügerische Änderung 
des Wortlauts möglich, ohne daß sie auffiel. Hält man aber den Text 


ı Stumpf, Reg.. 3759. 
AU VI 17 
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der überlieferten Form nach für nicht authentisch, so schwindet damit 
auch die Notwendigkeit, die inschriftliche Anbringung als von Heinrich V. 
selbst ausgehend und im Wortlaut des Diploms ausdrücklich erwähnt 
anzunehmen. Man hat bisher immer betont, die Mainzer Erzinschrift 
der Urkunde Adalberts sei nach Speyrer Muster gemacht; ebensogut 
denkbar ist das Umgekehrte, nur daß man hier in Speyer die Wirkung 
noch steigerte, indem man die Inschrift auf den Willen des Kaisers 
selbst zurückführte.! 

An eine völlige Fälschung ist indessen nicht zu denken. Die Kund- 
machung zu Anfang, die Erwähnung der Petenten, deren Namen ein- 
wandfrei sind, sonst Worte des Textes und der Anfang der Beglau- 
bigungsformel am Ende des ersten Teils weisen, wie die Formulierung 
der Datierung, auf ein echtes Diplom des in der Kanzlei Heinrichs V. 
in dem ersten Jahrzehnt seiner Regierung fast allein die Geschäfte 
führenden Kanzleinotars hin. Es ist zweifellos, daß hier eine Urkunde 
seines Diktats vorliegt oder wenigstens zu Grunde liegt, denn ganz stimmt 
das nicht. Wir besitzen noch eine von Heinrich V. für die Kirche zu Speyer 
ausgestellte Tauschbestätigung von 1113.2 Sie gibt sich als Original, 
auch ihr fehlt die Invokation, die Signumzeile und die Rekognition, was 
sonst außer bei Mandaten nicht vorkommt. Die Schrift hat Ähnlichkeit 
mit einer Originalurkunde des bis 1104 regierenden Bischofs Johann 
vom Jahre 11033, dessen sämtliche Urkunden die Eigentümlichkeit 
haben, daß ihnen ebenfalls Invokation und die vorangestellte /ntitulatio 
fehlen, sie beginnen vielmehr mit Notum sit oder Notum esse volumus. 
Das Diplom von 1113 teilt aber noch eine weitere Eigentümlichkeit 
mit dem Speyrer Stadtprivileg, es führt in der Datierung neben dem 
Namen des Kaisers den des Bischofs anno VII venerabilis Brunonis 
episcopi. Das ist ein Brauch, der aus der Privaturkunde stammt, 
wo der Aussteller neben seinem eignen den Namen des von ihm an- 
erkannten Oberhauptes, des Kaisers oder des Papstes oder sonst 
jemandes, in der Datierung anbringt. Nur einmal früher ist etwas Ähn- 
liches nachzuweisen, nämlich in der schon besprochenen Urkunde 


ı Auffallend erscheint freilich, daß sich eine Wendung aus jenen auf die 
Anbringung der Schrift bezüglichen Worten: annitente nostrorum opera civium in 
ähnlicher Form in einem wenig später ausgestellten Originaldiplom des Kaisers 
vom 11. Januar 1112 für Hersfeld (Stumpf, Reg. 3083) wiederfindet: summa ope 
pariter annitebantur. Aber dieser Ausdruck, der auf eine Reminiszenz aus Livius 
zurückgehen könnte, ist in dem Diplom aus der darin benutzten Vita Lulli von 
Lampert (ed. Holder-Egger, Opera Lamperti, $. 329) übernommen (vgl. 
Stengel, Immunität, S. 680), und ein wirklicher Zusammenhang zwischen beiden 
Stellen ist daher nicht anzunehmen. 

2 Stumpf, Reg. 3097. Das der Urkunde noch anhaftende Siegelfragment 
entspricht auffallenderweise nicht dem ersten, sondern dem zweiten Kaisersiegel 
Heinrichs V., das sonst erst mehrere Jahre später im Gebrauch nachweisbar ist. 

® Stumpf, Reg. 2962. 
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Heinrichs IV. für Halberstadt!, dort stehen am Schluß der Datierung 
von der Hand des Kanzleischreibers die Namen zweier bischöflicher 
Beamten mit ihren Titeln advocatus und tribunus plebis; ich möchte an- 
nehmen, daß sie etwa die Bitte des Bischofs um Ausstellung der Urkunde 
dem in Dortmund weilenden König überbracht und diese dort in Em- 
pfang genommen haben. 

Der zweite Teil des inschriftlichen Privilegs unterscheidet sich in- 
haltlich und stilistisch durchaus von dem ersten. Wurde in diesem die 
Befreiung vom Buteile behandelt und dafür als Gegenleistung Almosen 
geben und Beteiligung an der kirchlichen Feier des Todestages Hein- 
richs IV. verlangt, so folgen hier eine Reihe von Einzelverfügungen, 
die ohne logischen Zusammenhang, gerade wie sie dem Schreiber ein- 
fielen, hingeschrieben erscheinen. Auffällig ist besonders die wiederholte 
Bezeichnung der Bürger als cives nostri, die im ersten Teil nur im 
Schlußsatz, betreffend die Hilfe der Bürger bei Herstellung der 
Inschrift, vorkommt. Eine Parallele hierzu findet sich nur in dem von 
mir beanstandeten Satz des Wormser Privilegs von 11142, wo sie als 
urbani nostri bezeichnet werden. Sonst kommt sie in Königsurkunden 
nicht vor und ist auch in den Bestätigungen Friedrichs I. für Worms 
und Speyer — mit einer Ausnahme — vermieden. Diese Ausnahme 
aber betrifft einen im Speyrer Diplom nachträglich hinzugefügten, 
jedenfalls in Speyer selbst eingeschmuggelten Satz. Dagegen findet sich 
die Wendung civitas nostra, cives nostri wiederholt in Bischofsurkunden 
für, wie sie mit Recht sagen können, ihre Stadt, ihre Bürger. Fügen 
wir hinzu, daß im Privileg Heinrichs der Bischof merkwürdigerweise 
als in pulpito astante et concedente, d.h. auf der Kanzel stehend be- 
zeichnet wird, wodurch der Akt der Verleihung in den Dom verlegt 
wird, so scheint mir, daß auch damit lokaler Einfluß sich bemerkbar 
macht. Und hierzu wäre vielleicht hinzuweisen auf die Beschreibung, 
die Eysengrein® von einer der im Zusammenhang mit der Inschrift 
dargestellten Persönlichkeiten, die er für Friedrich I. hält, - gibt: 
codicem manu gestans. Ein solches Attribut ist für einen weltlichen 
Herrscher sehr auffallend, dagegen ist es typisch für Darstellungen 
von Geistlichen, insbesondere Bischöfen. Kann man also der Angabe 
überhaupt Glauben schenken, so wäre in dem Bild nicht ein Kaiser, 
sondern vermutlich ein Bischof dargestellt, und es liegt nahe, daraus 
die Möglichkeit zu entnehmen, daß Bischof Bruno den Bürgern eben- 
falls ein Privileg gegeben hatte, das ursprünglich von dem des Kaisers 
getrennt, bei den Erneuerungen der Inschriften nicht mehr als 
solches erkannt und mit diesen vermengt worden ist. 





ı Stumpf, Reg. 2714. 
2 Stumpf, Reg. 3119. 
3 S. oben S. 251. 
17.” 
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Auf den Rechtsinhalt dieser Verfügungen des zweiten Teils im 
einzelnen einzugehen, muß ich mir versagen. Ein Teil von ihnen hat 
Parallelen: der Schutz vor den Ansprüchen auswärtiger Grundherrn 
ist im Mainzer Privileg Adalberts ausgesprochen; Zollbefreiungen 
kommen öfter vor. Die Bestimmung, daß kein Beamter für seinen 
Herrn gegen den Willen des Besitzers ein Schiff requirieren darf, knüpft 
augenscheinlich an einen entsprechenden Vorfall in Köln vom Jahre 
1074 an, wo aus solcher Ursache eine Empörung gegen den Erzbischof 
Anno entstand, die er dann blutig rächte.t Andere Verfügungen sind 
ohne Beispiel; doch sind grobe Anachronismen nicht zu erwarten, 
da sie selbst, wenn falsch, doch nur innerhalb verhältnismäßig enger 
Zeitgrenzen gefälscht sein können, während die Entwicklung noch 
nicht so schnell fortschreitet wie in späterer Zeit. 

Nach alledem aber halte ich den Inhalt des zweiten Teils, wie die 
Schlußsätze des ersten, für nicht genügend beglaubigt, um als echte 
Bestandteile des Privilegs Heinrichs V. angesehen werden zu können. 
Damit schwindet aber auch die Notwendigkeit, die Anbringung der 
Inschrift auf den Befehl des Kaisers zurückzuführen, diese selbst als 
Original und ven vornherein vorhanden anzusehen. Sicherlich haben 
die Bürger ein Privileg vom Kaiser erhalten, das die Befreiung vom 
Buteil aussprach, was ihnen so wertvoll erschien, daß sie es in prunk- 
hafter Form an ihrem Dom — vielleicht gleichzeitig mit einer ihnen 
ebenso wertvollen Urkunde ihres Bischofs zu verewigen suchten, 
möglicherweise nach dem ihnen aus Mainz bekannten Vorbild. Daß 
noch andere Verfügungen daran geknüpft waren, halte ich für nicht 
unmöglich, jedenfalls aber kann es nicht in der uns vorliegenden Form 
geschehen sein. 

Es kann wenigstens dann nicht geschehen sein, wenn wir in diesem 
Falle wie sonst annehmen dürfen, daß die Regeln für die Ausfertigung 
königlicher Diplome hier nicht ausnahmsweise ganz außer acht ge- 
lasserr worden sind. Eine solche Ausnahme in Betracht zu ziehen, wird 
aber dadurch erschwert, daß wir ja im ersten Teil die Beteiligung der 
Kanzlei feststellen konnten. Wie so oft in mittelalterlichen Dingen 
müssen wir uns auch hier begnügen, die größere Wahrscheinlichkeit 
festzustellen, diese aber spricht gegen die Echtheit eines Speyrer Diploms 
in der überlieferten Form und einem Teil seines Inhaltes. Kann man 
dem beistimmen, so ist ein für die städtische Verfassungsgeschichte wie 
für die Diplomatik nicht ganz unerhebliches Ergebnis gewonnen. 

Die vorgetragenen Ausführungen haben sich im wesentlichen 
der chronologischen Folge der einzelnen Urkunden angeschlossen, es 
sind zu wenige, um ihnen größere Gesichtspunkte und Zusammenhänge 
entnehmen zu können, ohne Gefahr zu laufen, aus den einzelnen 


ı Vgl. Meyer von Knonau, Jahrb. Heinrichs IV., 2, 393. 
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Stücken mit Unrecht zu verallgemeinern. Immerhin läßt sich erkennen, 
soweit die erhaltenen Urkunden dazu berechtigen, daß mit der Re- 
gierung Heinrichs V. die große Wendung zu einer eigentlichen Städte- 
politik eintritt. 

Bis zum Tode Heinrichs IV. sind den Städten ausnahmslos, abge- 
sehen von der m. E. nicht genügend beglaubigten Urkunde Heinrichs Ill. 
für Quedlinburg, nur Verkehrs- und Zollprivilegien verliehen. Ihr 
inneres Leben bleibt der Sorge des Stadtherrn überlassen. Heinrich V. 
greift als erster hier hinein, indem er die Städter gegen ihre Herren in 
Schutz nimmt, sie mit oder ohne deren Zustimmung von unerträglich 
gewordenen Lasten, aus altem Herkommen erwachsen, befreit und 
sie dadurch zuerst aus der Masse des untertänigen Volkes heraus 
zu einem nach besonderem Recht lebenden Stand macht. Aus- 
wärtige Einflüsse, besonders das Kennenlernen der italienischen 
städtischen Verhältnisse, werden mitgewirkt haben, aber es lag über- 
haupt in der Zeit, hergebrachte Ordnungen zu mißbrauchen oder als 
Mißstände zu empfinden. Das beginnende 12. Jahrhundert bringt von 
allen Seiten Klagen, vor allem auch von kirchlicher Seite über An- 
maßungen und Ausschreitungen der weltlichen Vogteigewalt, und diese 
Zeit wird dadurch im besonderen die Blütezeit der Urkundenfälschungen, 
durch die man sich mit wechselnder Geschicklichkeit, zuweilen mit 
großem Raffinement und in erheblichem Umfange gegen wirkliche 
oder vermeintliche Mißstände schützen wollte. 


Beilage. 


Diplom K. Heinrichs V. vom 14. August 1111 für die Bürger von Speyer 

(Stumpf Reg. 3071—72). 

Das Diplom ist mehrfach handschriftlich und in zahlreichen Drucken über- 
liefert, doch gehen sämtliche Texte, soweit ich sehe, auf nur zwei voneinander 
unabhängige Überlieferungen zurück, deren Varianten daher allein von Interesse 
sind. Es sind das die Kopie im Liber privilegiorum minor der Speyrer Kirche 
aus dem Ende des 13. Jahrhunderts im Großh. Generallandesarchiv zu Karlsruhe 
f. 35 v (B) und das angebliche Originaltranssumpt zweier Speyrischer Notare vom 
Jahre 1340 im Stadtarchiv zu Speyer, Sign. Nr. 166 (C). 

Omnibus Christi nostrigue fidelibus tam futuris quam presentibus notum fieri 
volumus, qualiter nos pro remedio anime cari patris nostri felicis memorie Heinrici 
imperatoris consilio ac peticione principum nostrorum, Friderict videlicet Coloniensis 
archiepiscopi, Brunonis Treuerensis archiepiscopi, Brunonis Spirensis episcopi, 
Cünonis! Strazburgensis? episcopi, Vdalrici Constanciensis episcopi, Ottonis Baben- 
bergensis episcopi, Burchardi® Monasteriensis episcopi, Hermanni Augustensis 
episcopi, Friderici ducis, comitum quoque Godefridi* de Kalwa®, Friderici de Zolra, 
Hartmanni® de Dilinga”, Berngarii de Sulcbach, Gerhardi de Gelra, Heinrici, Dödonis®, 
Stephani, Gerungi, Waltheri in ipsa die sepulture eius omnes, qui in civitate Spirensi 


ı Cunonis C. * Strasburgensis B. ® Burkardi C. * Gotfridi C. ® Kalwen C. 
% Hermanni B. ? Theilingin B. ® Dutonis B. 
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modo habitant vel deinceps habitare voluerint undecumque venerint vel cuiuscumque! 
condicionis fuerint, a lege nequissima et nephanda, videlicet a? parte illa que vulgo 
budeil® vocabatur, per quam tota civitas ob nimiam paupertatem adnichilabatur, 
ipsos suosque heredes excussimus. Ne vero aliqua persona maior vel minor, non 
advocatus, non eorum naturalis dominus illis morientibus de eorum suppellectile 
quicguam auferre* presumat interdiximus. Et ut omnes liberam potestatem habeant 
suis heredibus relinguendi vel pro anima sua® dandi vel cuicumque persone dare 
voluerint, ipso Spirensi epsicopo Brunone in pulpito astante et concedente, con- 
cessimus et confirmavimus®, ea tamen interposita condicione ut in anniversario 
patris nostri sollempniter ad vigilias et ad missam omnes conveniant et" candelas 
in manibus teneant et de singulis domibus panem unum pro elemosina dare et pau- 
peribus erogare studeant. Ut autem hec nostra concessio et confirmacio rata et 
inconvulsa omni evo permaneat, et ne aliquis imperator aut rex vel episcopus aut 
comes vel aliqua potestas maior vel minor infringere audeat, in perpetuam specialis 
privilegii nostri® memoriam hoc insigne stabili ex materia ut maneat compositum, 
litteris aureis ut deceat expolitum, nostre imaginis® interposicione ut vigeat corro- 
boratum, in ipsius templi fronte ut pateat, annitente nostrorum opera civium, constat 
expositum singularem erga ipsos continens nostre dilectionis affectum. 

Data!° XVIIII kal.!t septembris, indictione IIII:?:, anno dominice incarna- 
cionis millesimo CXI“, regnante Heinrico!* quinto rege Romanorum anno VI, 
imperante primo; actum est Spire; in Christo felicter;, sub Brunone venerabili 
presule!5 Spirensi!® ecclesie presidente; amen!?. 

Quoniarm superne pietatis amminiculante‘® gracia locum istum ob insignem 
patrum nostrorum memoriam et fidern civium ipsius erga nos semper constantissimam 
pre ceteris sublimare proponimus, iura ipsius imperiali auctoritate pro nostrorum 
principum consilio corroborare decrevimus. Liberos ab omni theloneo!?, quod in civitate 
hactenus dari solebat, cives nostros statuimus; nummos quos vulgo banfennich?® cum 
illis quos appellaverunt scozfennich®*, piper quoque quod de navibus exactum est eis 
remittimus. Volumus eciam, ut nullus civium nostrorum extra urbis ambitum advocati 
sui placitum cogatur requirere. Nullus prefectus aut alicuius®? domini nuncius suo 
serviturus domino a panificis?® vel a macellariis seu ab aliquo genere hominum in 
civitate suppellectilem aliguam presumat illis invitis accipere. Nullus prefectus vinum 
quod appellatur?* banwin presumat vendere aut alicuius civis navim ad, opus sul 
domini illo invito accipere. Volumus eciam, ut nichil exigatur ab hiis, qui res 
proprias propriis seu25 conductis navibus transvehunt.?° Monetam quoque nulla potestas 
in levius aüt in deterius inminuat?? aut?® aliqua racione nisi communi civium consilio 
permutet. Nullus ab eis theloneum in toto episcopatu aut in locis fiscalibus, id est 
ad utilitatem imperatoris singulariter pertinentibus, extorqueat. Si quis curtem aut 
domum per annum et diem sine contradictione possederit, nulli hoc interim scienti 
ultra inde respondeat, Causam in civitate iam inceptam non episcopus aut alia 
potestas extra civitatemn determinari compellat. 


" cuius cuiuscumque B. ?afehltin B. ®budel B. *aufferre B. ° sua fehlt 
in B, wo statt dessen animabus steht. ° confirmamus B. ’ et fehlt inC. 
® nostri fehlt in C. ® ymaginis B. !° datum B. !! kaleü C. !? ind. III fehlt 
in B. !®M centesimo undecimo C. !% H. B. !5 preside B. !* Spiren BC. !” amen 
fehlt in C. !3 aminiculante B. '? theoloneo C. *° banphening B. *! schirz- 
phening B. ®? alicus B. °® panificiis B; die hier gleichlautende Nachurkunde 
K. Friedrichs I, Stumpf Reg. 4341, hat panificibus. ?* appellant B. *° seu 
corr. aus sive C. *° transfehunt C. 2” imminuat B. ** aut fehlt in C. 


Friedrichs I. Diplome für die Capitanei 
von Locarno 


von 


Gerold Meyer von Knonau. 


Zwei Kaiserurkunden sind neuestens photographisch reproduziert, 
gegenüber früherer Drucklegung berichtigt publiziert und zum Gegen- 
stand eingehender wissenschaftlicher Erörterung gemacht worden, und 
da das betreffende Werk nur in engsten Umkreis verbreitet und vom 
Buchhandel gänzlich ausgeschlossen ist, erscheint es am Platz, an dieser 
Stelle die Aufmerksamkeit auf die Edition zu lenken. 

Die seit der Mitte des 16. Jahrhunderts in Zürich und Bern 
wohnenden Familien von Muralt und von Orelli haben ihre ältere Ge- 
schichte herausgegeben und zu der Bearbeitung den Verfasser der, 
1911 veröffentlichten historischen Abhandlung: „Blenio und Leventina 
von Barbarossa bis Heinrich VII.“, über die der Artikel in den Göttinger 
Gelehrten Anzeigen von 1912, Nr.5, zu vergleichen ist, Dr. Karl 
Meyer in Luzern, gewonnen. Aus den mit seinem früheren Thema 
sich vielfach berührenden Studien des für diese Aufgabe in aus- 
gezeichneter Weise berufenen  Forschers ist dergestalt das auch schon 
äußerlich monumental sich darstellende Werk: ‚Die Capitanei von - 
Locarno im Mittelalter‘ (Zürich 1916) erwachsen. In zwei Exkursen 
sind die beiden Diplome behandelt. 

Friedrich 1. erteilt den ‚‚fideles nostri domini et capitanei de Locarno‘ 
das Recht: ‚„novum mercatum in loco Lucarni habere‘‘: „quod in omni 
mense tercia videlicet die post Kalendas cuiuslibet mensis ipsum mer- 
catum ab omnibus habeatur, teneatur et queratur et celebretur‘‘, und zwar 
so: „ut quilibet mercator de suwa statione Ilos denarios imperiales solvat 
et quelibet navis similiter duos et quilibet currus similiter duos“ und: 
„Si qui etiam debitores aliorum ibidem deprehensi fuerint, ipsi rectores 
terre ad justitiam eos distringant‘‘; beigefügt steht: ‚Salva manente 
Justicia dominorum de Castelliot‘. 

Das Datum ist unvollständig: „V///Ina die mensis Octobris‘‘, ohne 
Jahresangabe. Doch paßt die Urkunde völlig in Friedrichs I. Itinerar 
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von 1164: „in abbatia Dysertinensi‘‘, und so ist durch Stumpf, Reichs- 
kanzler, nach Nr. 4030 und 4031 (4., 5. Oktober: Burg Belfort, nord- 
östlich von Varese) die Urkunde als Nr. 4032 eingereiht. Meyer 
betont mit Recht, daß gerade der zuungunsten der Capitanei lautende 
Vorbehalt für die ‚„domini de Castelliot‘‘ für die Echtheit der Urkunde 
spricht; gemeint ist die Burg Castelleto bei Ascona, unweit südwestlich 
von Locarno, und darunter ist wohl der mit Locarno in Konkurrenz 
stehende Markt von Ascona zu verstehen. Gut stimmt auch die Er- 
richtung dieses neuen Marktes zu Locarno dazu, daß kurz vorher der 
Gotthardpaß erschlossen worden war. 

In der zweiten, gleich der ersten, im Familienarchiv von Muralt 
und von Orelli (in Zürich) liegenden Urkunde von 1186 kündigt 
Friedrich I. an: ‚nos attendentes fidem atque sinceritatem fidelium ho- 
minum nostrorum de plebe Lucarna ipsos et eorum commune consortesque 
ipsorum sub protectione defensionis nostre suscepimus, statuentes et im- 
periali auctoritate sancientes, ut ab omni angaria fodri et maltoleti et hostis 
faciendi penitus habeantur inmunes nec sub aliqua persona neque loco 
neque civitate seu aliquo communi distringantur neque subiaceant nisi 
coram nobis ac predilecto filio nostro Heinrico illustri Romanorum rege 
augusto ac successoribus nostris sive certis nunciis nostris...... Salvis 
famen per omnia concessionibus, quas communi Mediolani fecimus‘ 
(Stumpf, Nr. 4461). Die Aussage über den Ort der Ausstellung lautet: 
„Datum apud Abiascum in territorio Cumano‘‘, so daß bisher Biasca 
dafür angenommen wurde. Allein, abweichend hiervon, wird durch 
diese neueste Edition vorgeschlagen, einen Irrtum der Kanzlei an- 
zunehmen und „Cibiascum‘‘ zu lesen; denn niemals lag Biasca im 
comaskischen Gebiete, sondern in der ambrosianisch-mailändischen 
Exklave Blenio-Leventina. Dagegen liegt Giubiasco, zunächst bei 
Bellinzona, am Nordfuß des Monte Ceneri, wirklich ‚in territorio 
Cumano‘“‘, gleich am Wege des von Varese (Stumpf, Nr. 4460) kommenden 
Kaisers. 

Dieses zweite Privileg befreite die Locarner Adelsgemeinde, die 
„rectores terre‘‘, wie sie 1164 genannt wurden, von Steuern und Kriegs- 
dienst, bekräftigte ihre volle Reichsunmittelbarkeit. Der auf Mailand 
bezügliche Vorbehalt betraf höchstens Besitzungen, die im Mailändischen 
lagen, während ja die Capitanei in der Diözese Como zu Hause waren. 
Dagegen schützte der Wortlaut ausdrücklich vor Anforderungen, wie 
sie aus Como kommen konnten. 

Das Marktregal von 1164 dagegen — „curaria mercati‘‘, wie es 
in einer Investitur (für zwei Muralti) des Bischofs von Como, Anselm 
de Raimondis, von 1190, im Regest in Ballarinis Compendio delle cro- 
niche della citta di Como, p. 238, wieder aufgeführt ist: ‚‚correria del 
mercato di Locarno‘ — zählte zu den zahlreichen Lehen der Kor- 
poration der Capitanei von Locarno. Wenn auch im Laufe der Jahr- 
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hunderte, zumal seit dem Übergang der südalpinischen Gebiete in 
Abhängigkeit von der schweizerischen Eidgenossenschaft, die Stellung 
dieser Adelsgemeinschaft wesentliche Einschränkung erfuhr und vollends 
mit der gänzlichen Änderung durch die Revolution von 1798 ihr Ende 
erreichte, so dauert doch noch bis heute, gleich einem ‚‚erratischen 
Block‘, wie der Historiograph der Capitanei in einem „Ausblick“ am 
Schlusse sich äußert, diese Corporazione dei Nobili, der Orelli, Muralto, 
Magoria, fort, und von all den längst verschwundenen Regalien gelten 
noch zur Stunde die seit der Mitte des 13. Jahrhunderts genannten 
Fischereirechte, die Traversia an der Mündung des Tessin in den 
Langensee und die Regia in der Landschaft von Gambarogno, am 
Ufer des Sees gegenüber Locarno. 


Die Beziehungen der Straßburger Bischöfe 
zum Kaisertum und zur Stadtgemeinde in der 
ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts 


von 


Alfred Hessel.' 


Dem Kampf der lokalen Kräfte mit der Zentralgewalt, der die 
ganze deutsche Geschichte durchzieht, gab das 13. Jahrhundert eine 
entscheidende Wendung. Die alte Kaisermacht, wie das frühere Mittel- 
alter sie ausgestaltet hatte, sank zu Boden und auf ihren Trümmern 
erhoben sich im Wettstreit zwei Neubildungen, der fürstliche Terri- 
torialstaat und die Stadtrepublik. Die Richtigkeit dieser oft formulierten 
Sätze im allgemeinen zugestanden, gilt es doch, sie geographisch ge- 
nauer zu begrenzen. Nur wo die Grundlagen des Kaisertums breit 
und tief gelegt waren, bewirkte sein Zusammenbruch eine starke 
Erschütterung der Verhältnisse. Nur wo die wirtschaftlichen und 
sozialen Voraussetzungen gegeben waren, konnte es schon zur Aus- 
einandersetzung zwischen Fürst und Stadt kommen. Das trifft für 
den Osten und Norden Deutschlands weniger zu, als für den Westen 
und Süden. Im Elsaß spielte sich der Konflikt zwischen den Staufern, 
dem Straßburger Bischof und der gleichnamigen Bürgergemeinde ab 
und hier waren die angedeuteten Bedingungen besser erfüllt als irgendwo 
sonst im Reich. Darum kann die elsässische Entwicklung besondere 
Aufmerksamkeit beanspruchen. Ich beabsichtige, sie vom ersten 
Hervortreten der Gegensätze bis zu dem Kriege zu verfolgen, den der 
Sieg der Straßburger über Bischof Walter von Geroldseck bei Haus- 
bergen allgemein bekannt gemacht hat. 

Neben sachlichen bestimmten mich zur Wahl des Themas noch 
persönliche Gründe, wie ein Hinweis auf die Hilfsmittel, die mir zur 
Verfügung stehen, ergeben wird. 





! Der folgende Aufsatz gibt einen im Jahre 1913 gehaltenen Habilitations- 
vortrag unverändert wieder. Der Verf. steht im Felde und mußte von einer Über- 
arbeitung, Beigabe von Anmerkungen u. dgl. absehen. (R. H.) 
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Noch heute müssen wir zu den Urkundensammlungen Schöpflins 
und Grandidiers greifen, jener beiden elsässischen Vertreter der Ge- 
lehrtenschule, die Mabillon und die Mauriner begründet hatten. 
Was das nachrevolutionäre Frankreich an einschlägiger Literatur 
hervorgebracht hat, verdient nicht einzeln angeführt zu werden. Einen 
wirklichen Fortschritt bedeuteten erst die Werke der deutschen 
kritischen Geschichtsforschung, die große Edition der elsässischen 
Chroniken im 17. Band der Monumenta Germaniae, die heute aber 
durch Blochs Neuausgabe der Annales Marbacenses teilweise antiquiert 
ist, ferner Wiegands erster Band des Straßburger Urkundenbuchs, 
der als Musterleistung begrüßt wurde. Gleichzeitig hellte Wiegand 
in seiner Bellum Waltherianum betitelten Habilitationsschrift den tat- 
sächlichen Verlauf dieses Krieges in allen Einzelheiten auf. Seitdem 
ist, entsprechend der Erweiterung und Vertiefung unserer Wissen- 
schaft, die Literatur gewaltig angeschwollen. Ich erinnere nur an die 
Regesta Imperii und die Jahrbücher des Deutschen Reiches, an die 
Werke, die sich mit Fragen der Verfassungsgeschichte befassen, endlich 
an die Quellenpublikationen, um die sich die Lokalforschung besondere 
Verdienste erworben hat. Mir selbst bot der Auftrag der elsässischen 
historischen Kommission, den zweiten Band der Straßburger Bischofs- 
regesten herauszugeben, willkommene Gelegenheit, das ganze in Be- 
tracht kommende, gedruckte und ungedruckte Material durchzusehen ; 
doch ist meine Arbeit noch weit davon entfernt, als abgeschlossen 
zu gelten. ‚Darum bitte ich, die folgenden Ausführungen nur als einen 
ersten Entwurf anzusehen. 

Wir beginnen mit den Beziehungen der Straßburger Bischöfe zu 
den deutschen Herrschern. Um den Gegensatz, der sich zwischen 
ihnen herausbildete, recht verständlich zu machen, sei zunächst der 
Besitzstand beider um die Wende des 12. zum 13. Jahrhundert fest- 
gestellt. 

Was den damaligen Verhältnissen zwischen Rhein und Vogesen 
ihr besonderes Gepräge verlieh, war der umfangreiche Territorialbesitz 
des Kaiserhauses. Mit Recht hat daher Meister das Elsaß die im 
eigentlichen Sinne des Wortes Staufische Provinz genannt. Den wich- 
tigsten Teil des Familiengutes bildete Hagenau mit dem Heiligen 
Wald und den dort gegründeten Abteien. Daran schlossen sich Be- 
sitzungen um. Straßburg, wie Kronenburg und Wickersheim, dann der 
Odilienberg mit seinen Klöstern, sowie den Ortschaften Oberehnheim 
und Rosheim. Noch weiter südwärts Schlettstadt mit den umliegenden 
Dörfern, ferner Kolmar mit dem Münsterthal und Kaysersberg. Dazu 
kamen die Reste des alten Reichsguts nordwestlich von Hagenau und 
um Marlenheim, endlich die Erträge aus den Reichsabteien. Haus- 
und Königsgut war damals schon zu einer Einheit verschmolzen. 
Über ein erheblich kleineres, immerhin schon ganz stattliches Terri- 
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torium verfügte der Straßburger Bischof. Ihm gehörten Zabern mit 
Hohbarr, ferner das Waldgebirge nördlich der Breusch, außerdem 
Ortschaften wie Molsheim, Mutzig und Wasselnheim, unterhalb Schlett- 
stadt das Gebiet um Benfeld mit Rheinau, im Oberelsaß die Rufacher 
Mundat, schließlich Mülhausen; auf dem rechten Rheinufer die Ullen- 
burg mit Pertinenzen im Renchtal und im Breisgau Besitzungen um 
Ettenheim. 

Schon bei der bisherigen Aufzählung mußte die Gemengelage der 
bischöflichen und königlichen Güter, wie sie sich besonders am Aus- 
gange des Breuschtales häufte, auffallen. Anderes, wie die 28 zwischen 
Zabern und Straßburg gelegenen sogenannten Komitatsdörfer, befand 
sich sogar in gemeinsamem Besitz von Bischof und Kaiser, ohne daß 
bisher deren Kompetenzen gegeneinander abgegrenzt worden wären. 
Jeder Machterweiterungsversuch bedeutete da eine Störung des freund- 
nachbarlichen Verhältnisses. 

Bis gegen Ausgang des 12. Jahrhunderts konnte Reichstreue als 
Ehrentitel der Straßburger Bischöfe gelten; ja, während der großen 
Konflikte der deutschen Kaiser mit den Päpsten hatten sie für ihre 
weltlichen Herren bereitwilligst die schwersten Opfer getragen. Eine 
Wandlung trat ein, seit Friedrich I. sich der kaiserlichen Autorität 
bediente, um in ganz Süddeutschland seine Hausmacht auszudehnen, 
und wie andere Bischöfe, so auch den Straßburger zwang, ihm eine 
Reihe von Besitzungen, besonders Molsheim und Mutzig, als Lehen 
zu überlassen. Die Territorialpolitik des Herrschers fand bei den Fürsten 
bald Nachahmung. In Straßburg war es Konrad von Hüneburg, der, 
in Barbarossas Todesjahr an die Spitze des Bistums gestellt, was dieser 
im großen für sein Haus unternommen hatte, nun im kleinen für seine 
Kirche durchzuführen versuchte. Und nichts konnte seinen Plänen 
förderlicher sein, als die furchtbare Katastrophe, die mit Heinrichs VI. 
Tode über das Staufische Herrschergeschlecht hereinbrach. Sofort 
wirkte er als Haupt eines oberrheinischen Fürstenbundes für die Thron- 
kandidatur des Welfen Otto, gewann gleichzeitig mit Waffengewalt 
die an Friedrich hingegebenen Kirchenlehen zurück und riß dazu Teile 
des Reichsgutes an sich. Zwar stellte Philipp von Schwaben, zu- 
sammen mit dem berühmten Reichsmarschall Heinrich von Kalden, 
seine Herrschaft im Elsaß wieder her und zwang den rebellischen 
Bischof zum Gehorsam. Um ihn aber dauernd bei seiner Partei fest- 
zuhalten, mußte er auf Wiederherausgabe der Kirchenlehen Verzicht 
leisten. Auch dem weniger energischen Bischof Heinrich von Veringen, 
der 1202 auf den Hüneburger folgte, gelang es anfangs, alles, was sein 
Vorgänger zurückgewonnen, zu behaupten. Selbst Friedrich Il. erkaufte, 
solange der deutsche Thronstreit währte, die Treue Heinrichs mit 
Unterstützung seiner Territorialpolitik. 

Doch sobald der König durch Ottos IV. Tod von jeder Sorge um 
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den Besitz der Krone befreit war, änderte er seine Haltung vollständig. 
Schon vorher hatte er mit Erhebung seines Sohnes Heinrich zum Herzog 
von Schwaben den Entschluß angekündigt, in des Großvaters Spuren 
zu wandeln und die Stellung seines Hauses und die Machtmittel des 
Reiches im Elsaß zu stärken. Während aber unter Friedrich I. die 
Ministerialen die Organe der Staufischen Politik gewesen waren, be- 
diente er sich eines Beamten, des tüchtigen Schultheißen Wolfhelm 
von Hagenau, und stattete ihn mit so weitgehenden Befugnissen aus, 
daß wir in ihm einen Vorläufer der späteren Landvögte sehen. Noch 
in anderer Hinsicht machte sich der Wandel der Zeiten bemerkbar. 
Im 12. Jahrhundert wurde das Familien- und Königsgut durch eine 
fortlaufende Kette von Burgen geschützt. Jetzt befestigte man die 
wichtigeren Ortschaften, wie Kolmar und Schlettstadt, förderte dort 
auch das städtische Leben; und, dank des Verkehrsaufschwunges, der 
seit Eröffnung der Gotthardstraße längs des Rheinstromes zu be- 
merken ist, blühten die jungen Bürgergemeinden rasch empor und 
entwickelten sich zu den stärksten und treuesten Stützen der Kaiser- 
gewalt. Diese städtefreundlichen Maßregeln verletzten die Interessen 
des Straßburger Bischofs. So zogen seine Eigenleute in die königlichen 
Ansiedelungen, und zum Schaden seiner Münze entstanden daselbst 
neue Münzstätten. Auch sonst nahmen Friedrich und Wolfhelm auf 
des Bischofs Wünsche nicht die geringste Rücksicht. Im Gegenteil! 
Sie verlangten möglichst vorteilhafte Abgrenzung ihrer Machtsphäre 
in den gemeinsam verwalteten Gebieten und vor allem Belehnung mit 
noch zahlreicheren Besitzungen und Rechten, als sie einst Barbarossa 
erhalten hatte. All das verstieß gegen die Bestimmungen des be- 
kannten Privilegs Friedrichs II. für die deutschen Kirchenfürsten. 
Aber auch sonst ließ sie der Herrscher, wenn seine Pläne es erforderten, 
in der Praxis unbeachtet. 

Bischof Heinrich von Veringen suchte sich der Staufischen Über- 
griffe mit friedlichen Mitteln zu erwehren. Friedrich war 1220 in sein 
sizilisches Erbreich gezogen und hatte in Deutschland für den un- 
mündigen König Heinrich eine Regentschaft zurücklassen müssen, die 
in erster Linie die Interessen der Fürsten vertrat. Infolgedessen konnte 
der Bischof ein Schiedsgericht zwischen seinen und des Reiches An- 
sprüchen erwirken. Nur blieben seine Bemühungen ergebnislos, weil 
der Kaiser dem Urteilsspruch hartnäckig die Zustimmung versagte. 

So befand sich die Angelegenheit in der Schwebe. Da war es ein 
Glück für die Straßburger Kirche, daß nach des Veringers Tod (1223) 
Berthold von Teck zum Bischof erwählt wurde. Die sonst so wort- 
kargen Quellen können sich nicht genug tun, um ihm Anerkennung 
zu zollen; und in der Tat besaß er alle diplomatischen und militärischen 
Eigenschaften, die der Schutz seines bedrohten Bistums erheischte. 
Zwanzig Jahre hindurch lag er mit der Kaisergewalt in Streit und ließ 
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keine für ihn günstige Wendung der allgemeinen Politik ungenutzt. 
Von der Verteidigung ging er sofort zum Angriff über. Gelegenheit 
dazu bot die Dagsburger Erbschaftsfrage, die, mit dem Tod der letzten 
Gräfin des Geschlechtes akut geworden, sich um eine Reihe verstreuter 
Besitzungen von der Maas bis zum südlichen Elsaß drehte. Geschickt 
wußte Berthold, bei den sich kreuzenden Ansprüchen der erbberechtigten 
Großen, mit Hilfe beträchtlicher Geldsummen das Waldgebirge südlich 
der Breusch mit Schloß Girbaden, ferner die Dagsburg und die beiden 
Festen, Bernstein nördlich von Schlettstadt und Egisheim nahe der 
Rufacher Mundat, zu erwerben. 

Damals waltete in Deutschland noch die vormundschaftliche 
Regierung und trug kein Bedenken, den Neuerwerbungen zuzustimmen. 
König Heinrich hingegen, der sich kurz darauf selbständig machte, 
organisierte sofort den Widerstand. Zwar fand er an mehreren 
elsässischen Großen, darunter dem Grafen von Pfirt, der auf Egisheim 
Anspruch erhob, und besonders an den Städten, wie Hagenau, Schlett- 
stadt und Kolmar, eifrige Bundesgenossen. Aber das Glück war ihm 
nicht günstig. 1228 errang Bischof Berthold zwischen Hardtwald und 
Rhein einen entscheidenden Sieg über den Pfirter und die Städte; 
und der Angriff, den Heinrich selbst im folgenden Jahr gegen Straß- 
burg unternahm, endete unter dem Druck der Fürsten mit einem 
Friedensschluß. Diesem lokalen Streit verlieh der fast gleichzeitige 
Ausbruch des ersten Konfliktes zwischen Friedrich II. und der römischen 
Kurie weit über des Landes Grenzen hinaus Bedeutung. Nur die 
elsässischen Verhältnisse machen es verständlich, daß Berthold, beinahe 
als einziger unter den deutschen Kirchenfürsten, sich gegen die Staufer 
erklärte und den päpstlichen Legaten bei sich aufnahm. Dafür unter- 
stützte Gregor IX. seine Territorialpolitik und bestimmte auch den 
Kaiser, bei der Aussöhnung zu Ceperano, den Bischof wieder zu 
Gnaden anzunehmen. Doch blieb die eigentliche Streitfrage, die 
Regelung der Besitzverhältnisse, noch unerledigt. 

Das geschah erst durch den Vertrag, den Friedrich II. und Berthold 
1236 schlossen. In ihm erkannte der Bischof den Bestand des Reichs- 
gutes im alten Umfange an und gab dem Kaiser eine Reihe von Be- 
sitzungen seiner Kirche zu Lehen. Dafür verzichtete dieser auf Unter- 
stützung der königlichen Städte durch Mittel, die die bischöflichen 
Interessen schädigten, und entsagte jedem Anspruche auf die Dags- 
burger Erbschaft. Die Bedingungen des Abkommens erklären sich 
aus den unmittelbar vorausgegangenen Ereignissen. Zwar hatte 
Berthold mit König Heinrich, der seit 1231 in steigende Opposition 
zu seinem kaiserlichen Vater geraten war, ein Schutz- und Trutz- 
bündnis abgeschlossen, dann aber dessen Schwäche erkannt und sich 
noch rechtzeitig von ihm getrennt. Infolgedessen konnte Friedrich, 
als er die Rebellion Heinrichs unterdrückt hatte, seine augenblickliche 
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Übermacht nicht rücksichtslos gegen den Bischof ausnutzen. Aber 
auch die allgemeine Lage wirkte ein. Den Kaiser riefen dringende 
Geschäfte über die Alpen und raubten ihm die Muße, den deutschen 
Angelegenheiten seine nachhaltige Kraft zu widmen. So begnügte er 
sich im Elsaß mit der Wiedererlangung der Erwerbungen seines Vaters 
und Großvaters und gab die Ausdehnungspolitik auf, die er einst mit 
dem Schultheißen Wolfhelm begonnen, die dann sein Sohn Heinrich 
zu erneuern versucht, und die ihren stärksten Rückhalt an den könig- 
lichen Städten gefunden hatte. 

Der Ausgleich von 1236 war kein Friede, vielmehr ein Waffen- 
stillstand. Man könnte meinen, Berthold habe ihn nur benutzt, um die 
Kräfte zur letzten Entscheidung zu sammeln. In dem Augenblick, 
da das Papsttum den Vernichtungskampf gegen Friedrich II. begann, 
war er als einer der ersten auf dem Plan. Nachdem er sich schon 1238 
mit dem Geschäftsträger Gregors IX., dem bekannten Albert Beham, 
in Verbindung gesetzt hatte, trat er früher als die rheinischen Erz- 
bischöfe zur päpstlichen Partei über und eröffnete im Elsaß den 
Angriff auf die kaiserliche Machtstellung. 1244 rief ihn der Tod ab. 
Sein Nachfolger war Heinrich von Stahleck. Aber dieser Regierungs- 
wechsel bedeutete keine Änderung der bischöflichen Politik, brachte 
höchstens noch größere Energie in ihre Durchführung. Heinrich von 
Stahleck diente dem damals im nahen Lyon residierenden Papst 
Innozenz IV. als eifriger Agent bei der Organisation der geistigen und 
materiellen Machtmittel der Kirche gegen die Staufer und beteiligte 
sich auch auf das Lebhafteste an der Wahl der Gegenkönige Heinrich 
Raspe und Wilhelm von Holland. Dafür durfte er im Elsaß mit 
päpstlicher und königlicher Sanktion die von Berthold begonnene 
militärische Unternehmung fortsetzen, wobei er sich weder durch 
gelegentliche Angriffe König Konrads IV., noch durch die Briefe, die 
Friedrich II. aus Italien sandte, stören ließ. Alles, was 1236 dem Reiche 
vorbehalten worden war, erlangte er zurück und eroberte dazu auf 
dem rechten Rheinufer das Kinzigtal von Offenburg bis Hausach. 
In des Kaisers Todesjahr (1250) beschränkte sich der Widerstand auf 
einige königliche Städte. Aber auch sie ereilte bald ihr Schicksal. 
Vielleicht schon Wilhelm von Holland, sicherlich König Richard, ver- 
pfändete dem Bischof Heinrich Hagenau und übertrug ihm nichts 
Geringeres als die Verwaltung des gesamten Reichsgutes im Elsaß. 

So erbte, als der Stahlecker 1260 gestorben war, der neue Bischof 
Walter von Geroldseck ein stattliches Herrschaftsgebiet. Es erstreckte 
sich — um die Hauptstücke nochmals zu nennen — von Hagenau 
mit dem Heiligen Wald über Zabern mit Hochbarr, dem Dagsburger 
Gebiet und den 28 Komitatsdörfern zum Breuschtal mit Girbaden, 
Mutzig und Molsheim. Weiter südlich gehörten zu ihm der Odilien- 
berg mit Rosheim und Oberehnheim, das Gebiet von Rheinau bis 
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Schlettstadt, Kolmar mit dem Münstertal und Kaysersberg, die Rufacher 
Mundat mit Egisheim, endlich Mülhausen. Dazu kamen auf dem rechten 
Rheinufer die wichtigsten Punkte des Rench- und Kinzigtales. Damit 
waren die Elemente zu einem großen das ganze Elsaß umfassenden 
Territorialstaat gegeben. Das Nächste wäre gewesen, die zum Teil 
noch recht losen Abhängigkeitsverhältnisse weiter auszugestalten und 
alle die verstreuten Besitzungen mit ihrem natürlichen Mittelpunkt, 
der Residenz Straßburg, organisch zu verbinden. Die Ausführbarkeit 
eines solchen Planes hing wesentlich davon ab, welche Haltung die 
Straßburger Bürger der Politik ihres Bischofs gegenüber beobachteten. 
Das führt uns zum zweiten Teil unserer Untersuchung, den Beziehungen 
zwischen Stadt und Stadtherrn. 

Verhältnismäßig spät begannen innerhalb der Straßburger Bürger- 
schaft Bewegungen, die auf politische Selbständigkeit abzielten. 
Während sie sich in Worms und Köln schon in den 70er Jahren des 
11. Jahrhunderts geltend machten, finden wir in Straßburg ihre ersten 
Spuren erst zu Anfang des folgenden. Den Anstoß dazu gab ein Streit 
zwischen Bischof und Domkapitel, der sich mit den allgemeinen Gegen- 
sätzen von Papsttum und Kaisertum, Welfen und Staufern verquickte. 
Auch bei Einsetzung des Rates folgten die Straßburger nur dem von 
anderen, wie Basel und Speyer, gegebenen Beispiel. Er läßt sich erst 
um 1200, zur Zeit der deutschen Thronwirren, nachweisen. Damals 
mußte der von König Philipp gedemütigte Bischof Konrad von Hüne- 
burg den Bürgern einen gewissen Anteil an den Verwaltungsgeschäften 
einräumen und mit ansehen, wie sie durch ihre ‚„consiliarii et rectores“ 
selbstherrlich über die Almende verfügten. Natürlich suchten die 
Bürger auch weiterhin die aus dem Thronstreit sich ergebenden Gegen- 
sätze für ihre Interessen auszunutzen, erwirkten 1205 bei König Philipp, 
der dem neuen Bischof Heinrich von Veringen wegen seiner Partei- 
stellung grollte, ein besonderes Schutzprivileg mit Beschränkung der 
Abgaben an den Stadtherrn und ließen sich sechs Jahre später, nach- 
dem ihr Bischof dem gebannten Kaiser Otto IV. den Rücken gekehrt 
hatte, gerade von diesem ihre Rechte und Gewohnheiten bestätigen. 

Der Umschlag erfolgte, als bei Erhebung Friedrichs II. Reichs- 
und Bischofsgewalt sich wieder zusammenfanden. Heinrich von Veringen 
hatte sich dem neuen König als einer der ersten angeschlossen und 
forderte und erhielt als Lohn die Beseitigung der Befugnisse, die sich 
die Bürger während der Thronwirren angemaßt hatten. 1214 entschied 
unter Friedrichs Vorsitz ein Fürstengericht, daß Einsetzung und Tätig- 
keit des Straßburger Rates nicht ohne Konsens des Bischofs erfolgen 
dürfe, und daß diesem die alleinige Verfügung über die Almende 
zustehe. 

Bis zu diesem Zeitpunkt unterscheidet sich die Entwicklung der 
Straßburger Kommunalverfassung in ihrem Auf und Ab nicht wesentlich 
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von der anderer rheinischen Bischofsstädte. Nun schlug sie, unter dem 
Einfluß der eigentümlichen Verhältnisse des Elsaß, eine besondere 
Richtung ein. Um 1218 begann die früher erwähnte Spannung zwischen 
Friedrich II., dem Schultheißen Wolfhelm und dem Bischof, und schon 
gingen die Bürger den deutschen Herrscher wieder um Vergünstigungen 
an. In dieser gefährlichen Lage, da von außen die Reichsgewalt sein 
Territorium, im Innern die Bürgerschaft seine stadtherrlichen Rechte 
bedrohte, vollzog Bischof Heinrich von Veringen eine entscheidende 
Schwenkung. Er bot den Bürgern Erfüllung ihrer Forderungen und 
‚verlangte als Preis Unterstützung gegen die Staufische Ausdehnungs- 
politik. Sie gingen um so bereitwilliger darauf ein, als der 
König gerade in diesem Augenblick Ansprüche auf die Straßburger 
Vogtei erhob und damit ihre eigene Interessensphäre störte. Dem so 
geschlossenen Vertrage ähnelt seinem Charakter nach das sogenannte 
zweite Stadtrecht, denn es gibt sich deutlich als Kompromiß zwischen 
Bischof und Stadtgemeinde zu erkennen, indem es den Bürgern Selbst- 
verwaltung und Gericht durch ihren Meister und Rat zugesteht, diese 
jedoch in Abhängigkeit von dem Stadtherrn läßt. Bisher hat man 
keinen rechten Anhaltspunkt für die zeitliche Einordnung dieses Statuts 
gefunden. Ich möchte es möglichst nahe an das Datum des Vertrages, 
Januar 1220, heranrücken. 

Der Bund mit der Bürgerschaft wurde in der Folge die Grundlage 
der bischöflichen Politik. Unter dem klugen Berthold von Teck ge- 
stalteten sich die Beziehungen nur noch herzlicher und blieben es auch 
während der Regierung Heinrichs von Stahleck, solange die Feind- 
schaft gegen das Staufische Herrscherhaus dauerte. Bereitwilligst 
leisteten die Bürger ihrem Bischof Heeresfolge, so 1228 und 29 gegen 
den Grafen von Pfirt und König Heinrich, so besonders in den 40er 
Jahren bei dem Angriff auf die Machtstellung des Reiches im Elsaß — 
was um so bemerkenswerter ist, weil damals die Bewohner der meisten 
anderen rheinischen Bischofsstädte sich gut kaiserlich gesinnt zeigten. 
Dafür machte Berthold von der städtefeinllichen Konstitution, die 
Friedrich II. den deutschen Fürsten 1232 bewilligt hatte, seinen Straß- 
burgern gegenüber keinen Gebrauch, sondern ließ ihnen die denkbar 
größte Freiheit. Der jährlich wechselnde Rat mit dem regierenden 
Meister wird jetzt eine ständige Einrichtung, und für das Steigen seines 
Ansehens spricht die zunehmende Sitte, private Rechtsgeschäfte von 
ihm beurkunden zu lassen. Selbständig darf die Bürgergemeinde die 
Verwaltung besorgen, nach Gutdünken über Almende und Stadt- 
befestigung verfügen und Abgaben auflegen, ja auch an der Erledigung 
wichtiger auswärtiger Angelegenheiten nimmt sie teil. Heinrich von 
Stahleck dann, wie er nach seinem Regierungsantritt das Abkommen 
von 1220 erneuerte, beließ die Bürger im Genuß der von Berthold 
erworbenen Rechte. Diese Zeit inneren politischen Aufschwunges muß 
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zugleich eine Periode erheblichen wirtschaftlichen Kräftezuwachses 
gewesen sein. Besonders scheint der Handelsverkehr zugenommen zu 
haben. So erwirkten die regierenden Geschlechter, die sich selbst am 
Waren- und Bankgeschäft beteiligten, für den Straßburger Kaufmann 
und sein Gut 1236 vom Kaiser Schutz im ganzen Reich und Befreiung 
von der Grundruhr und schlossen mit Nachbarstädten Handelsver- 
träge ab. 

Über dreißig Jahre währte das gute Einvernehmen zwischen Bischof 
und Bürgern. Die alten Gegensätze schienen vergessen. Da führte 
der Eintritt beider in den großen Rheinischen Bund einen Umschwung 
herbei. Bekanntlich schlossen diesen im Jahre 1254 Fürsten und Städte 
längs des Rheinstroms, um die fehlende Zentralgewalt durch Selbst- 
hilfe zu ersetzen. Wie aber die Initiative von den Bürgerschaften aus- 
ging, so waren sie auch nach Zahl und Organisation den Fürsten 
innerhalb des Bundes weit überlegen. Ferner vereinigte er zu neuen 
gemeinsamen Interessen Städte, die während Friedrichs II. Kampf mit 
der Kurie sich feindlich gegenübergestanden hatten. Kurz, der Bund 
zeitigte einen Umschwung der allgemeinen Verhältnisse, was nirgends 
deutlicher zutage trat als in Straßburg. Die Fesseln des bischöflichen 
Regiments schienen plötzlich abgestreift. In der auswärtigen Politik 
begannen die Bürger ihren eigenen Weg zu gehen. Und wie sich im 
Innern ihre Begehrlichkeit und Macht steigerte, zeigt folgendes Beispiel. 
Zur Herstellung von Ruhe und Ordnung nach den langen, Kriegen 
zwischen Papst und Kaiser hatte Heinrich von Stahleck in Gemein- 
schaft mit Rat und Stadtgemeinde Bestimmungen erlassen, die den 
ältesten Bestandteil des sogenannten dritten Stadtrechts ausmachen 
und von Grandidier wohl mit gutem Grunde zu 1249 gesetzt werden. 
Zwei Jahre später ergänzte sie eine Straßburger Diözesansynode durch 
verschärfte Strafmaßregeln gegen Laien, die sich an Geistlichen ver- 
griffen. Damals hatte die Bürgerschaft sich den Verordnungen nicht 
widersetzt. Jetzt, da sie Mitglied des Rheinischen Bundes geworden, 
empfand sie dieselben plötzlich als Übergriff und scheute sich, um ihre 
Aufhebung zu erzwingen, nicht, Kirchengut zu okkupieren, Kleriker 
gefangen zu setzen und deren Wein- und Getreidehandel durch Aus- 
fuhrverbote und Abgaben zu erschweren. Trotz päpstlichen Ein- 
schreitens blieb sie Siegerin: die Synodalstatuten von 1251 wurden 
wieder beseitigt. 

Bischof Heinrich war nicht der Mann, das Geschehene ruhig hin- 
zunehmen; und die Befugnisse, die er gerade damals von König Richard 
im Elsaß erhielt, mußten sein Selbstbewußtsein nur noch steigern. 
Sobald daher beim Zerfall des Rheinischen Bundes ein allgemeiner 
Rückschlag auf den städtischen Aufschwung folgte, ging er mit schroffen 
Maßregeln vor. Nicht bloß Rechte, die sich die Bürger angemaßt 
sondern auch Vergünstigungen, die sie Berthold, ja ihm selbst verdankten’ 
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wurden für ungültig erklärt. Besonders verletzend wirkte die Bestim- 
mung, daß die wichtigen, mit reichen Lehen ausgestatteten Stellen des 
Burggrafen und des Schultheißen, die bisher Mitgliedern des Patriziats 
auf Lebenszeit überlassen worden waren, nur noch an ergebene An- 
hänger der Kirche als kurzfristiges Amt verliehen werden sollten, ferner 
die Erneuerung des Verbots von 1214, daß niemand als der Bischof 
irgendeine Verfügung über die Almende träfe. 

Vielleicht hätte schon das reaktionäre Vorgehen ihres Stadtherrn 
im Innern genügt, um die Bürger zum Widerstand anzustacheln. Dazu 
kam noch die schwere Gefahr, die ihnen von den Erfolgen der bischöf- 
lichen Territorialpolitik drohte. Heinrich von Stahleck befand sich 
damals im Besitz aller wichtigen Straßen und Plätze rings um Straß- 
burg, konnte also jeden Augenblick den Handelsverkehr unterbinden 
und damit die wichtigste Quelle des städtischen Reichtums verschütten. 
Aus dieser doppelt, politisch und wirtschaftlich, bedrohten Lage, gab 
es für eine Stadtgemeinde, die sich in langen Kriegen ihrer militärischen 
Kraft bewußt geworden, und eben erst einem großen Bunde als selb- 
ständiges Mitglied angehört hatte, nur einen Ausweg, die Gewalt. 
Zwar während der kurzen Spanne Zeit, die der Stahlecker noch lebte, 
blieb alles ruhig. Als aber 1260 der junge und stolze Domprobst 
Walther von Geroldseck seine Wahl zum Bischof durchsetzte und 
sich entschlossen zeigte, den letzten Kurs seines Vorgängers bei- 
zubehalten, da antworteten die Bürger sofort mit dem Bruch des Ab- 
kommens von 1220, mit der Einsetzung eines revolutionären Rats, 
und bei Walthers erstem militärischen Unternehmen verweigerten sie 
die Heeresfolge und machten sich des Einverständnisses mit dem 
Feinde verdächtig. 

Der Geroldsecker wich nicht zurück, sondern rief die Entscheidung 
der Waffen an. Das für ihn unglückliche Ergebnis des Kampfes bei 
Hausbergen 1262 sicherte den Bürgern die politische und wirtschaft- 
liche Selbständigkeit und raubte dem Bischof die Möglichkeit, den 
das ganze Elsaß umfassenden Territorialstaat zu gründen. 
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Der Vertrag 
zwischen dem Paläologen Michael VIII. und 
Peter von Aragon im Jahre 1281 


von 


Richard Sternfeld. 


Der Vertrag, den die Herrscher von Ostrom und Aragon vor der 
Sizilischen Vesper gegen Karl von Anjou abgeschlossen haben, ist 
stets als ein sehr wichtiges Abkommen angesehen worden. Es war 
ein Zusammenschluß der Balkan- und Pyrenäenmächte gegen die 
bedrohliche Weltpolitik des Herrschers in Süditalien, von dem damals 
ein griechischer Geschichtsschreiber mit Recht sagte, daß er nach 
der Herrschaft des Cäsar und des Augustus trachte, wenn er Kon- 
stantinopel erobern wollte. Im Begriffe, dieses Ziel zu erreichen, sollte 
er daran gehindert werden durch ein Bündnis, das der bedrohte 
Herrscher von Byzanz mit dem König von Aragon schloß. In der 
Offensive Peters vereinigte sich dynastischer Ehrgeiz mit dem Haß 
aller ghibellinischen Mächte und Parteien gegen den Anjou; als dritte, 
entscheidende Kraft erhob sich dann, unvorhergesehen, der nationale 
Zorn der Sizilier gegen die Franzosen. 

Sind die Gegensätze und Kämpfe zwischen Karl und dem Paläologen 
zuletzt von W. Norden ausführlich dargelegt worden, so hat O. Car- 
tellieri den Plan und die Heerfahrt Peters in Verbindung mit der Sizi- 
lischen Vesper klar und richtig auseinandergesetzt. Im folgenden soll nur 
versucht werden, ob man in der näheren Bestimmung jenes Vertrags 
zwischen Michael und Peter noch etwas weiter kommen kann. 

Wir haben die einzige genauere Nachricht über ihn in der Kirchen- 
geschichte des Tolomeo von Lucca.! Er sagt, daß er den Vertrag 


! Muratori, Rer. Ital. scriptores XI, 1186: Hic pontifex in primo anno sui 
pontificatus ad instantiam regis Caroli Palaeologum principem Constantinopolitanum 
— qui ad obedientiam ecclesiae Romanae cum suis fidelibus redire. promiserat in 
concilio Lugdunensi per nuntios suos solennes, ut supra patet — denuntiari fecit 
excommunicatum, allegans, quod non servavit promissum. Quod quidem jactum fuit 
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selbst gesehen habe, und wir haben keinen Grund, .daran zu zweifeln, 
da er den Willen und die Gelegenheit hatte, gute Quellen für sein 
Geschichtswerk zu benutzen. Wann und wo er den Vertrag gesehen 
hat, ist nicht zu bestimmen; doch wohl an der Kurie, zu der er immer 


Beziehungen hatte.! 

Daß man an der Kurie mindestens seit dem Herbst 1282 von dem 
Vertrag Nachricht hatte, läßt sich nachweisen. 

Der folgenschwere Bann gegen Michael ist am 17. April 1281 von 
Martin IV. in Orvieto unter dem Drucke des mit seinen Franzosen 
herbeigeeilten Karls von Anjou ausgesprochen worden. Doch haben 
wir den Wortlaut nicht.”? Vermutlich war er gleichlautend mit der 
uns vorliegenden Exkommunikationsbulle vom 18. November 1281.3 
Dort ist von einem Vertrag keine Rede, doch wird jedermann gewarnt, 
sich mit dem Gebannten zu verbünden. 

Ein Jahr später, am 18. November 1282, hat Martin die Bannbulle 
gegen Peter von Aragon erlassen. Da ist von Verträgen die Rede, die 
Peter mit dem Kaiser Michael geschlossen habe; doch geht aus dem 
Wortlaut nicht ganz genau hervor, ob der Vertrag selbst der Kurie 
vorgelegen oder ob sie nur „wahrscheinliche Beweise‘ hat. Hätte 
man eine Abschrift gehabt, so würde man sich anders ausgedrückt 
haben.. Gewiß ist doch das Schriftstück sehr geheim gehalten worden. 


dicto regi Carolo causa scandali et ruinae, ut jam patebit, necnon et ipsi ecclesiae 
plurimum fuit damnosum, ut in sequentibus apparebit. 

Primo namque assumuntur mediatores inter Palaeologum et regem Aragonum, 
qui vocabatur Petrus, qui uxorem habebat filiam Manfredi, quae vocabatur domina 
Constantia. Hi autem fuerunt mediatores: unus fuit dominus Benedictus Zacharias 
de Janua cum quibusdam aliis Januensibus, qui domini erant in terra Palaeologi; 
alius autem fuit dominus Joannes de Procida. Et hi, praecipue autem dominus Joannes, 
mediatores fuerunt inter unum de majoribus principibus mundi et regem Aragonum 
supradictum de auferendo regnum regi Carolo: quem tractatum ego vidi. Sed illi regi 
succurrit Palaeologus propter novitates eidem factas, et cum suo adjutorio facit armatam 
in mari. 

ı Tolomeo ließ sich 1309 in Avignon nieder und vollendete dort seine 
Kirchengeschichte. Diese reichte zuerst nur bis 1294. Es ist auch möglich, daß 
er den Vertrag schon vorher (in Rom?) gesehen hat, da er, seit 1288 Prior in 
Lucca und mit wichtigen Geschäften der Dominikaner betraut, dazu wohl Gelegen- 
heit hatte. Vgl. Dietrich König, Tolomeo von Lucca, Jahresbericht der Real- 
schule in Harburg 1878, S.5. 

®2 Nur der Annalist von Genua, M.G. SS. XVIII, 293, berichtet von dem 
Bann; an der Tatsache ist nicht zu zweifeln. 

® Potthast Reg. Pont. 21815. 

* „‚Singulariter autem Michaelem Palaeologum, qui se Imperatorem nominat, 
quemque super hiis et precipue super impenso in predictis memorato regi Aragonum 
rrepoti contra nos, eosdem ecclesiam et regem Carolum consilio, auxilio et favore necnon 
pactis, conventionibus et confederationibus initis cum eodem argumenta verisimilia 
dejerunt, vox preterea publica et communis continue quasi accusationis incessat.‘“ 
Les registres de Martin IV. par les membres de l’&cole frangaise de Rome. 1. Heft, 
1901, S. 162. 
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Man kann also nur sagen, daß die Kunde von dem Vertrag in den 
achtziger Jahren allgemein war!, daß Tolomeo ihn aber damals oder 
später eingesehen hat. 


l. 


‘Ist es möglich, aus dem Wortlaut des Tolomeo den Inhalt des 
Vertrags zu erkennen? Es wird schwer sein, zu unterscheiden, was 
er in diesem gelesen und was er aus anderer Kenntnis hinzugesetzt 
hat. Die Bemerkungen über Manfred und Constanze standen sicher 
nicht im Vertrag. Über den Zweck sagt er: de auferendo regnum Carolo. 
Sind das Worte des Textes, so gehen sie ja nur auf Peter, der die 
Aufgabe übernahm, dem Anjou sein Reich zu entreißen. Wir ver- 
missen aber eine Angabe darüber, daß Michael das Geld dazu her- 
geben sollte, was überall sonst bezeugt ist und sicher im Vertrag 
stand; doch können die Worte cum suo adjutorio facit armatam in 
mari darauf bezogen werden. 

Weiter kommen wir mit der Stelle über die Vermittler. Die 
Worte „hi autem fuerunt mediatores‘“ bis „de Procida‘‘ haben offenbar 
in dem Text gestanden. Denn wenn Tolomeo nachher den Johannes 
aus eigener Kenntnis des berühmten Neapolitaners als den praecipuus 
mediator bezeichnet, so hätte er ihn auch vorher an erster Stelle 
genannt; er nennt aber zuerst den Zaccaria, denn im Texte war zuerst 
dieser, als zweiter Johannes aufgeführt, gemäß dem Rang ihrer Voll- 
machtgeber, bei denen der Kaiser Michael vor dem König Peter den 
Vorrang hatte. Auch sonst könnte der Wortlaut sehr wohl auf einen 
wirklichen Text hinweisen: wie sollte Tolomeo auf den Zusatz „cum 
quibusdam aliis Januensibus‘‘ kommen? Immerhin ist das Wort 
mediator ungewöhnlich. In ähnlichen Verträgen findet sich für Unter- 
händler und Bevollmächtigte meist: procuratores et syndici; mediare 
wird dagegen für solche ambaxatores gebraucht, die zwischen zwei 
feindlichen, jetzt zur Übereinkunft bereiten Mächten im Auftrage 
eines Dritten vermitteln sollen.?2 Bei Tolomeo muß mediator, das er im 
Text fand, etwas anderes heißen: es ist im Sinne von procurator ge- 
braucht. Die beiden Herrscher haben ihren Vertrauensmännern Voll- 
macht gegeben, ein Schutz- und Trutzbündnis zu verabreden; diese 
sind also „Mittler‘‘ zwischen den Herrschern, was ja auch Tolomeo 
im nächsten Satze erklärend der Textstelle hinzufügt (Et hi mediatores 
fuerunt inter unum ... et regem). 


ı Auch Salimbene (M.G. SS. XXXIlI, 509) weiß von der Sache. 

2 Vgl. den Waffenstillstand zwischen Venedig und Pisa einerseits und Genua 
andererseits, der 1270 in Cremona verhandelt wurde, Sternfeld, Der Kreuzzug 
nach Tunis, S. 339ff. Hier heißen die Unterhändler der Städte syndici et procura- 
tores, dagegen die Vermittler (‚‚mediantibus‘‘) Ludwigs IX. ambaxatores. 
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Vielleicht können wir hier bereits die Frage beantworten, wie das 
Bündnis zustande gekommen ist? Cartellieri hält es „für wahr- 
scheinlich, daß Peter den ersten Schritt tat‘‘. Der König von Aragon 
habe sich entschlossen, mit dem bedrohten Herrscher Ostroms einen 
Bund einzugehen und zu diesem Zwecke im August 1281 den „Ein- 
geweihten seiner geheimsten Pläne‘, Johannes von Procida, nach 
Byzanz entsandt. „Den Bund zwischen Peter und Michael ab- 
geschlossen zu haben, ist ohne Frage die wichtigste geschichtlich 
bezeugte Tat des Johannes.‘ ! 

Aber dürfen wir das so sicher behaupten? Wenn Procida nach 
Byzanz gegangen wäre, wofür wir keinen sicheren Beleg haben, so hätte 
er doch mit Michael selbst und seinen Ministern verhandeln können; 
was bedurfte es da des Zaccaria und der anderen Genuesen? Nun 
haben wir aber eine Quelle, die ausdrücklich sagt, daß Michael den 
Zaccaria an Peter gesandt habe?, und es liegt kein Grund vor, dieser 
Nachricht zu widersprechen; auch im Sommer 1282 wird Zaccaria 
von Michael nach Spanien geschickt.? Wenn er am Hofe zu Aragon 
den Vertrag für Michael abschloß, so konnte sehr wohl Johann als 
intimster Ratgeber Peters der zweite mediator sein. 

An sich ist doch anzunehmen, daß Michael, dem das Messer an 
der Kehle saß, den ersten Schritt getan und den Zaccaria an Peter 
abgeschickt hat. 

Wer war Benedikt Zaccaria, den Cartellieri einen ‚abenteuer- 
lichen Condottieri‘“ nennt ? 


Caro hat diesem Zaccaria als einem der bedeutendsten Genuesen 
seiner Zeit einen Abschnitt gewidmet.? 

Die Zaccaria sind ein vornehmes Geschlecht Genuas. Ein Benedikt 
Zaccaria wurde 1264 als Gesandter der Stadt an den -Paläologen ge- 
schickt, der mit Hilfe Genuas das Lateinerreich beseitigt hatte; ob 
das unser Benedikt oder sein Vater war, wissen wir nicht. Manuel 
Zaccaria hat etwa 1275 von Michael Phokäa zu Lehen erhalten; die 
Alaun-Ausbeute dort bot ihm reichen Gewinn, den der Kaiser noch durch 
ein Ausfuhrverbot steigerte. Mit Manuel schließt Genua 1276 einen 


ı Cartellieri, Peter von Aragon und die sizilische Vesper, S.88. Aus dem 
Verschwinden Procida’s in den aragonischen Urkunden, die Carini gesammelt hat, 
von Juni 1281 bis Januar 1282, schließt Cartellieri, daß seine Reise zweifellos 
in dieser Zeit stattfand. Doch erscheint er vorher auch nicht so regelmäßig, daß 
m. E. eine so sichere Folgerung zulässig ist. 

2 Gestes des Chiprois, Nr. III, Publications de la Societ& de l’Orient Latin, 
Ser. hist. V, $ 415. 

® Amari, Vespro Siciliano, II, 299. 

4 Caro, Genua und die Mächte am Mittelmeer, Il, 122ff. 
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Vertrag, wonach dieser sich verpflichtet, auf zwei Schiffen Getreide 
für die in Hungersnot schmachtende Vaterstadt zu besorgen.! 

Benedikt verschwindet zwanzig Jahre lang vollständig aus den 
Annalen Genuas. Dann aber erscheint er dort 1284 sofort als Admiral, 
dem man 30 Galeeren anvertraut; in der glorreichen Seeschlacht von 
Meloria hat er das Beste getan. Dann tritt er immer mächtiger hervor; 
nach allen Küsten richten sich seine Fahrten, bis er endlich 1288 im 
Heiligen Lande eine neue Phase der genuesischen Orientpolitik ein- 
leitet. Wie konnte ein solcher Mann plötzlich an die erste Stelle 
kommen, ohne vorher jemals seit 1264 erwähnt zu sein ? 

Da liegt es nahe, anzunehmen, daß er inzwischen im Gebiete des 
Paläologen lebte. jener Manuel ist vermutlich sein Bruder gewesen, 
denn 1293 nennen die Annalen einen Manuel als Bruder des Benedikt; 
auch hören wir daselbst, daß noch 1286 seine Schiffe mit Phokäa in 
regem Verkehr stehen, um von dort Alaun zu holen. In den Jahren 
von 1275 bis 1280 ist er wohl wie sein Bruder dem Paläologen nahe- 
getreten, und die beiden, einig im Hasse gegen den Anjou?, haben den 
Plan gefaßt, mit Peter sich zu verbinden. Zaccaria ist nach Spanien 
zu Besprechungen abgegangen, wie er denn in der Zeit der sizilischen 
Vesper der Gesandte Michaels an Peter gewesen ist?; und es ist 
möglich, daß er gerade infolge des Gelingens dieser so wichtigen Auf- 
gabe 1283 von seiner Vaterstadt zur Heimkehr bewogen und an die 
erste Stelle im Seekrieg gegen Pisa berufen worden ist. 

Daß bei diesen Vorgängen das Verhältnis der beiden großen See- 
städte Genua und Venedig zu Byzanz und zum Königreich Sizilien 
eine sehr wichtige Rolle spielt, braucht nicht erst bemerkt zu werden. 
Wie lag es in der Zeit vor der sizilischen Vesper ? 


II, 


Das Schutzbündnis zwischen Ostrom und Aragon ist nicht nur 
durch den Bann des Papstes gegen Michael, sondern auch durch den 
Vertrag Karls mit Venedig notwendig geworden, der am 3. Juli 1281 
in Orvieto unter Vermittlung Martins IV. geschlossen wurde.* Karl 
und die Seestadt vereinigten sich zum Angriffe auf Byzanz, der am 
1. Mai 1282 gegen die Westküste des Balkans einsetzen, im April 1283 
auf Konstantinopel selbst sich richten sollte. Mehr noch als durch 
die Bannbulle sah Michael sich durch diese Allianz bedroht. 


ı Caro, ebenda, I, 409f. 

2 Wie groß der gegenseitige Haß zwischen Karl und Genua zwischen 1270 
und 1274 war, geht auch aus der Urk. von 1274 (Sternfeld, I. c., S. 351) hervor. 

3 Im Sommer 1282 war er mit dem Erzbischof von Sardinien nach Aragon, 
aber auch nach Castilien gesandt worden; er hatte den Auftrag, mit Peter über 
eine Heirat des Sohnes Michaels mit der Tochter Peters zu verhandeln. Amari I. c. 

* Fontes rerum Austriacarum, XIV., S. 287. 
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Das Verhältnis Karls zu Venedig hat Norden! klar beleuchtet 
Es hatte nie ganz fest werden können, da der Anjou durch seine Ver- 
bindungen an der gegenüberliegenden Adria den Einfluß Venedigs 
dort schwächte. j 

Andererseits mußte die Lagunenstadt den König gegen den Paläo- 
logen zu unterstützen geneigt sein, wenn dieser sich wieder Genua 
näherte. Dies trat etwa 1279 ein. 

Sanudo sagt sogar, daß schon vier Jahre vor dem Bündnis von 
Orvieto zwischen Karl und Venedig in Apulien verhandelt worden sei. 
Dies ist sehr möglich: solche Verhandlungen waren ebenso schwierig 
wie langwierig. Einen Beweis dafür können wir darin finden, daß die 
Vollmacht, welche die beiden Venetianer Dandolo und Tiepolo zum 
Bündnis mit Karl erhalten hatten, schon am 28. April 1280 in Venedig 
ausgestellt war?, also fast fünfviertel Jahr vor dem Abschluß in Orvieto. 
Dies ist aber auch für unseren Vertrag wichtig: auch seine Vorverhand- 
lungen werden dadurch in frühere Zeit verschoben. Wenn Karl und 
Venedig sich schon 1279 näherten, so wird man überall gewußt haben, 
daß sie sich gegen Ostrom verbanden, und Michael mußte sich vorsehen. 
Da empfahl sich ein Bund mit Genua. Norden meint, daß schon 
im August 1280 Michael durch eine genuesische Hilfsflotte die sizi- 
lischen Küsten brandschatzen ließ.®? Jedenfalls gab es in Genua immer 
eine starke ghibellinische Partei, die im Hasse gegen den Anjou mit 
seinen Feinden zusammenarbeitete. Die Kommune selbst war viel 
vorsichtiger: sie lehnte die Aufforderung Karls, sich an der Eroberung 
Ostroms zu beteiligen, ab, schloß aber auch mit Michael kein Bündnis. 
Wir hören jedoch, daß Genua dem Kaiser die Pläne des Anjou an- 
zeigte, wie auch 1282 ein Genuese ihm die Nachricht vom Entsatz 
Messinas durch Peter überbrachte. Die Verbindungen zwischen den 
anjoufeindlichen Kreisen in Genua und dem Paläologen sind damals 
sehr rege gewesen. 


IV. 


Stellt sich immer mehr die Frage heraus, wie weit wir die Vor- 
geschichte dieses Vertrags zurückverfolgen müssen, so fällt sie dann 


ı Das Papsttum und Byzanz, S. 623. 

2 Fontes rer. Austr., XIV., S. 286. Die Vorverhandlungen gingen demnach 
bis 1279 zurück. In der Tat veranlaßte Karl schon im März 1279, da der Stillstand 
zwischen Michael und Venedig abgelaufen war, daß die Stadt Kriegsschiffe von 
Euböa gegen Michael ausschickte. 

3 Wenn Norden 625 sagt: Es handelte sich offenbar um einen Sukkurs 
aus Genua, das also auch aktiv den Paläologen zu unterstützen fortfuhr, so kann 
ich das aus dem angezogenen Erlaß Karls nicht folgern. Die Kommune Genua 
war doch neutral; es hätten also genuesische Privatschiffe sein müssen, die Michael 
geworben hatte. 
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mit einer anderen, viel erörterten zusammen: ob Papst Nikolaus IIl., 
der 22. August 1280 starb, daran schon beteiligt war? 

Es findet sich an vielen Stellen! gleichzeitiger und späterer Quellen 
die Behauptung, daß Peter Sizilien angegriffen habe, weil ihm Nikolaus 
aus Haß gegen Karl die Insel übertragen hatte.*? Wir werden die Angabe 
in dieser Form zurückweisen ‚müssen: von einer Übertragung kann 
keine Rede sein. Etwas anderes ist es schon, wenn ein guter Ge- 
währsmann, der Römer Saba Malaspina, die ausführliche Erzählung 
über die ersten Rüstungen Peters vor den Tod des Papstes, also schon 
ins Jahr 1280 setzt. 

Jedenfalls hatte sich der Gegensatz zwischen dem großen Papst 
der Orsini und dem Anjou sehr verschärft. Nikolaus hatte ihn aus 
Tuscien und aus Rom verdrängt; er hat vor allem den Paläologen 
gegen den Angriff Karls schützen wollen, weil er nicht geneigt war, 
den Anjou auf dem Balkan zu mächtig werden zu lassen. Er hielt an 
der Union der Giiechen von 1274 fest, mochte sie noch so wenig 
wirksam sein. 

Karl aber hat seinen Hauptplan mit Zähigkeit verfolgt; er mußte 
in Nikolaus, der nie den Angriff auf Byzanz geduldet hätte, seinen 
Hauptfeind sehen. Diese sehr starken Gegensätze leugnen zu wollen, 
ist verfehlt?; man hat sie damals überall erkannt. Wenn nun Karl 
trotz des Verbotes des Papstes schon seit 1279 aufs heftigste Albanien 
bedrängte und dann im Frühjahr 1280 die Belagerung von Berat 
begann, wenn:er unaufhörlich Truppen hinüberwarf und diesen Angriff 
in leidenschaftlichem Streben zum Ziele seiner ganzen Politik machte, 
so mußte Nikolaus doch an Mittel denken, den Paläologen wirksam zu 
schützen; wenn er nun aber gar von der nahegerückten Allianz Karls 
mit Venedig erfuhr, so war es an der Zeit, gegen den ungehorsamen 
und gefährlichen Vasallen der Kirche einen Widerstand in die Wege 
zu leiten. Der Orsini war der Mann dazu, die eingreifendsten Ent- 
schlüsse zu fassen, wenn es galt, seine Machtstellung zu behaupten. 
Hatte die Kirche den Anjou als Vasallen berufen, so Konnte sie auch 
den Übermächtigen wieder entfernen. 


ı Cartellieri hat sie $.56f. zusammengestellt. Ich verweise auf meine 
Bemerkungen über das Konklave von 1280, MIÖG., XXXlI., S. 19. 

2 Salimbene, MG. SS. XXXII., S. 418: si quidem papa Nicolaus dederat 
eam [Siciliam] sibi [ Petro] in odium regis Karoli cum consensu aliquorum cardinaliurn 
qui tunc erant in curia. Cartellieri weist mit Recht auf die Bedeutung dieser 
Schlußworte hin; auch ich glaube, daß bei dem oft gut unterrichteten Salimbene 
hier mehr zu suchen ist, als nur ein Gerücht. 

s F. Savio hat (Arch. stor. Sic., XXVIl., S. 358ff.) sich bemüht, alle Gründe 
einer Feindschaft zwischen Nikolaus III. und Karl zu leugnen. Ich habe in dem 
vorhergenannten Aufsatze gezeigt, daß Savio die tiefen und äußerst starken 
politischen Gegensätze zwischen Karl und diesem Papst nebst seiner Parentel 
im Kardinalkolleg zu sehen nicht willens oder imstande ist. 
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Unter den Kardinälen gab es eine Partei, die dem Aragonier 
geneigt war; es waren besonders die Orsini innerhalb und außerhalb 
der Kurie, die Peter für sich gewonnen hatte!, und wir wissen, was 
diese Familieninteressen gerade bei Nikolaus Ill. bedeuten. 

Norden? meint, „daß Nikolaus kaum die Absicht gehabt haben 
dürfte, die Macht Karls noch weiter zu zerstückeln, als er es getan 
hat‘‘; fügt aber doch hinzu, daß, wenn der Papst auf die Dauer sich 
nicht Mannes genug gefühlt hätte, den Anjou von Byzanz fernzuhalten, 
ein von Karl unabhängiges Sizilien Notwendigkeit für das. Imperium 
Nikolaus’ III. geworden sein würde. Nun aber erlebte ja der Papst schon, 
daß Kaıl bei Berat siegreich war und Venedig sich mit ihm verband: 
er mußte also vorbeugen und, wie das seine Art war, ruhig und ge- 
bietend die europäischen Machtverhältnisse zugunsten Roms abwägen, 
um das Gleichgewicht aufrecht zu erhalten. Ich neige mich der Ansicht 
zu, daß insgeheim an der Kurie seit 1280 von den Orsini mit Peter 
verhandelt worden ist, um ihn zu einer Unternehmung zu ermutigen, 
die den Paläologen von der angiovinischen Gefahr befreien sollte. 
Darum ist der Wahlkampf nach dem Tode Nikolaus’ III. so lang und 
erbittert gewesen, weil die europäischen Geschicke auf der Wag&chale 
lagen. Karl wußte, was ihm bevorstand, wenn ein Orsini gewählt 
wurde, und er hat alle Mittel angewandt, um einen Papst durchzusetzen, 
der die ganze Politik seines Vorgängers zugunsten des Anjou umwarf. 


% 


Wir haben die Entstehung des Vertrags zurückverfolgt. Mag 
er erst 1281 nach dem Bann des Paläologen und dem Bund des Anjou 
mit Venedig seinen Abschluß gefunden haben, seine Anfänge reichen 
weiter zurück. An ihm haben die großen Mächte der Zeit ihren Anteil: 
alle schließen sich gegen die drohende Weltherrschaft des sizilischen 
Königs zusammen®, der sich mit der mächstigsten Seestadt ver- 
bunden hat. Die Stauferfreunde in Italien setzen ihre Hoffnung auf 
den Schwiegersohn Manfreds: ihr Vorkämpfer bei ihm ist Johann 
von Procida, der von der italienischen Legende als der Held, der 
Anbahner und Vollender des aragonisch-griechischen Bundes gepriesen 


ı Cartellieri, S.43. 1283 haben sich römische Orsini sogar mit dem ge- 
bannten Peter verbunden. 

2 5.643f. Er unterscheidet aber nicht zwischen dem griechisch-aragonischen 
Bunde und der sizilischen Vesper. Cartellieri hat gezeigt, daß das ganz ver- 
schiedene Bewegungen sind. Nikolaus war natürlich kein ‚Hauptanstifter des 
sizilischen Aufstandes‘, wohl aber kann er die Bedrohung Karls durch Peter an- 
gebahnt haben, um den Anjou von der Vernichtung des griechischen, mit Rom 
unierten Kaisertums abzuhalten. 

3 Fournier, Le royaume d’Arles (Paris 1891) hat gezeigt, wie damals Europa 
in Freunde und Feinde des Anjou gespalten war (S. 237 ff.). 
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wird. Auf der griechischen Seite wirkt Benedikt Zaccaria mit anderen 
Genuesen, die auf dem Gebiete des Kaisers ansässig sind; in ihnen 
kommt der Gegensatz Genuas zu Venedig und dem Anjou zum Aus- 
druck. Reisen beider Männer sind dem Vertrage vorangegangen; die 
beiden Herrscher haben ihnen die Vermittlung anvertraut, schon 
deshalb, weil vor dem wachsamen Anjou der Vertrag ganz geheim 
bleiben sollte, was am Hofe und in der Kanzlei der Fürsten kaum 
möglich war. 

Wo der Abschluß erfolgte, ist nicht zu ersehen; vermutlich in 
‚Byzanz oder auf griechischem Gebiete, weil mit Benedikt ja jene 
Genuesen genannt sind, die dort ihren Besitz haben; doch können 
sie auch auf dem Schiffe Benedikts gewesen sein, auf dem er nach 
‚Spanien kam, um dort mit Procida abzuschließen. 

Vielleicht hat Zaccaria auch schon die erste Rate des Hilfsgeldes 
mitgebracht; er selbst wird mit seinen Reichtümern Vorschüsse ge- 
leistet haben. 

- Der Vertrag ist bald ruchbar geworden; Tolomeo von Lucca hat 
ihn eingesehen; nach seinen Worten ist er infolge der Exkommunikation 
Michaels durch Papst Martin IV. zum Abschluß gelangt. Er hatte 
ja auch früher keinen Sinn, denn Nikolaus III. oder ein gleichgesinnter 
Nachfolger hätte niemals den Angriff Karls auf Konstantinopel ge- 
duldet. Der Orsini mußte sich aber doch auch weltliche Machtmittel 
schaffen, den Anjou an dem Angriff zu hindern, wenn er ihn gegen 
seinen Willen durchsetzen wollte. Der einzige Fürst, der die Macht 
und den Mut hatte, gegen Karl vorzugehen, war Peter von Aragon; 
ihn konnte die Kirche gewinnen gegen Karl, wie sie diesen einst gegen 
den Staufer gewonnen hatte. Die Geldmittel, deren er bedurfte, sollte 
ihm der Kaiser geben, dessen Reich so schwer bedroht war. Das sind 
die Wurzeln des Vertrags von 1281 zwischen Byzanz und Aragon. 


ı Die novitates eidem (dem Paläologen) factae bedeuten den Bann. Tolomeo 
hat, wie andere, die Überzeugung gehabt, daß Martin mit diesem Bannspruch 
gegen den Kaiser das größte Unheil für die Welt heraufbeschworen habe. 


Die Bischofsstadt 
als Residenz der geistlichen Fürsten 


Hans Kaiser, 


Die bekannte Tatsache, daß die Bischofsstädte im Mittelalter 
früher oder später ihren Charakter als Residenzen der geistlichen 
Fürsten verloren haben, da das aufstrebende Bürgertum allenthalben 
eine zeitweilige oder dauernde Verlegung des Hoflagers erzwungen 
hat, ist vor kurzem von Bruno Dauch in einer besonderen, in fünf 
größeren Abschnitten das gesamte alte Reichsgebiet umfassenden 
Untersuchung veranschaulicht worden.! Bei aller Anerkennung der auf 
die Zusammenstellungen verwandten Mühe kann freilich nicht gesagt 
werden, daß er mit dem Gegenstand in befriedigender Weise sich 
abgefunden habe. Denn weder ist für den innerhalb der fünf Ab- 
schnitte in Einzeldarstellungen der inneren Geschichte der Städte 
gegliederten Stoff neues Quellenmaterial herangezogen worden noch ist 
das durch den Druck bereits bekanntgegebene vollständig ausgenutzt. 
Bei einer Erstlingsarbeit und den immerhin großen Anforderungen, 
die eine so weit ausgedehnte Untersuchung an die Quellenkenntnis 
des Verfassers stellt, ist das begreiflich und verzeihlich; es muß andrer- 
seits aber um so eher zu schiefen Ergebnissen führen, als schon Zahl 
und Wert der die Vergangenheit der Bischofsstädte aufhellenden Ver- 
öffentlichungen recht verschieden sind. Man scheidet von der Arbeit 
mit dem Eindruck, daß einzelne enger begrenzte Untersuchungen, 
die dann aber das gesamte gedruckte und archivalische Material 
gründlich hätten durcharbeiten müssen, zu sehr viel gesicherteren Ergeb- 
nissen geführt hätten. Denn schon das Beispiel eines einzigen Bistums 
— des Straßburger — dürfte zeigen, daß sich für das spätere Mittel- 


ı Die Bischofsstadt als Residenz der geistlichen Fürsten (Historische Studien, 
Heft 109. Berlin, Ebering 1913. 6 + 272 S.). Die Arbeit behandelt unter Ausschluß 
der später im östlichen Kolonialgebiet gegründeten Bistümer die Bischofsstädte des 
bairischen Sprachgebiets, des schwäbisch-alemannischen und des fränkischen Ge- 
biets, des französischen Sprachgebiets, endlich in Sachsen und in Friesland. 
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alter allerlei Fragen auftun, auf die Dauch, der die in den Datierungs- 
zeilen der Urkunden sich findenden Ortsangaben sämtlich ohne Be- 
denken für das Itinerar der Bischöfe in Anspruch nimmt, gar nicht 
aufmerksam geworden ist. Indem ich hier einige Beobachtungen über 
die Ausstellung bischöflicher Urkunden im 14. und 15. Jahrhundert 
mitteile, bemerke ich im voraus, daß ich im Rahmen dieses kleinen 
Aufsatzes nichts Abschließendes zu geben gedenke, sondern meine 
Ausführungen nur als Anregung zu weiteren Forschungen betrachtet 
wissen will. 

Ich gehe aus von der über vier Jahrzehnte dauernden, die Jahre 
1393—1439 umfassenden Regierungszeit des Bischofs Wilhelm von Diest, 
da ich an dessen Urkunden zuerst auf die im folgenden zu besprechenden 
Tatsachen aufmerksam geworden bin. Unter ihm ist das an der Peri- 
pherie des bischöflichen Gebiets liegende Städtchen Zabern ständige 
Residenz geworden: auf dem Konstanzer Konzil, auf dem er 1416 
und 1417 wegen seiner Mißwirtschaft sich zu verantworten hatte, wird 
ihm von seinem Domkapitel entgegengehalten, daß er Straßburg, die 
alte Bischofsstadt, kaum gesehen habe. Wiewohl die Tatsache, daß die 
bischöfliche Partei gerade diesen Vorwurf niemals ernsthaft zu be- 
streiten versucht hat, zur Vorsicht hätte mahnen können, bin ich doch 
vor einem Jahrzehnt geneigt gewesen, diese Behauptung der Gegner 
als Übertreibung anzusehen, da der Bischof aus den Datierungszeilen 
seiner Urkunden bis zum Ende des Jahres 1415 zu etwa fünfzig Malen 
in Straßburg nachweisbar sei. Diese Ansicht kann ich heute bei voll- 
ständigerem Überblick über das urkundliche Material nicht aufrecht 
erhalten: bei eingehender Prüfung der zahlreichen für die Zeit von 
1393—1415 in Betracht kommenden Urkunden drängt sich der Schluß 
vielmehr auf, daß der Bischof in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
trotz der bestimmten Angabe in der Datierungszeile sich nicht in 
Straßburg aufgehalten haben dürfte, daß die meisten dieser „datum 
Argentine‘“ ausgestellten und mit dem bischöflichen Siegel versehenen 
Urkunden von einer dort befindlichen Behörde auf den Namen des 
Bischofs ausgefertigt sind. 

Um den Beweis zu erleichtern, sei zunächst darauf aufmerksam 
gemacht, daß nach dem Überfall von Molsheim am 3. Dezember 1415, 
der den Bischof in die Hand der Stadt Straßburg und des Domkapitels 
gab, die bei dem bischöflichen Geheimsekretär Johannes Magistri in 
Straßburg befindliche Registratur und die beiden Siegel Wilhelms 
erwiesenermaßen beschlagnahmt wurden. In unmittelbarem Zu- 





ı Dies und das Folgende kurz erwähnt bei H. Finke (Der Straßburger 
Elektenprozeß vor dem Konstanzer Konzil) in den Straßburger Studien II., S. 108 
u. 110, nach den mehrfachen Angaben in dem die Konstanzer Anklageschriften 
enthaltenen Folianten AA 1446 des Straßburger Stadtarchivs. Hier heißt es 
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sammenhang mit diesem Vorgehen steht die Gefangennahme und Ab- 
setzung des bischöflichen Offizials und der freilich mißglückte Versuch, 
durch Fälschung einer auf den Namen Wilhelms ausgestellten Urkunde 
die Residenzstadt Zabern in die Gewalt der Verbündeten zu bringen. 
Ob weitere Versuche, das bischöfliche Siegel zu mißbrauchen, noch 
gefolgt sind, ist nicht mit völliger Sicherheit zu entscheiden; Wilhelm 
und Johannes Magistri haben es im Jahr darauf in Konstanz behauptet.! 
Jedenfalls ist das eine festzuhalten, daß zu Anfang des 15. Jahrhunderts 
unabhängig von der ja in Straßburg befindlichen, als Urkundbehdrde 
eine wichtige Rolle spielenden Kanzlei des Geistlichen Gerichts eine 
bischöfliche Registratur und ein Geheimsekretär, der das Siegel be- 
wahrte, in der alten Bischofsstadt zurückgeblieben waren. Es fragt 
sich, ob über ihre Beteiligung an der Abfassung und Beglaubigung 
bischöflicher Urkunden bestimmtere Anhaltspunkte zu gewinnen sind. 

Von den sehr zahlreichen Zeugnissen, die für die Zeit bis 1415 
Straßburg als Aufenthaltsort Bischof Wilhelms nennen?, sind zweck- 





fol. 101” bei der Aufzählung des in der Wohnung des Johannes Magistri beschlag- 
nahmten bischöflichen Eigentums: Primo duo sigilla sua, unum secretum, aliud 
vere magnum, in civitate Argentinensi in domo Johannis Magistri secretarii eiusdem 
reverendi patris... Item fuerunt recepte diverse littere apostolice et alie in domo 
Johannis Magistri spectantess ad dominum Argentinensem secrete et alie, que non 
sunt restitute. Ergänzende Angaben noch fol. 136’. 

ı Näheres in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins N. F. 22, 
S. 419ff. Vgl. auch Straßb. St.A, AA 1416, fol. 518’, 519. 

®2 Es sind die folgenden: 1394, Februar 25 (Urkundenbuch der Stadt Straß- 
burg VI, Nr. 892, mit falscher Auflösung der Datierung); Juli 12 (Straßburger 
Bezirks-Archiv, G 3470 [42]); Juli 25 (ebenda, G 3475 [7]); 1395, Januar 27 (ebenda, 
G 1526); April 17 (Straßburger Stadtarchiv, AA 1418 [8], irreführendes Regest im 
Urkundenbuch VI, Nr. 925); Mai 14 (Straßb. B.A., G 3470 [7]); Juli 31 (ebenda, 
G 3464, Nr. 200); September 29 (A. Hanauer, Cartulaire de l’eglise S. George 
de Haguenau, Nr. 370); Dezember 4 (Urkundenbuch VI, Nr. 1012); 1396, März 15 
(Th. Gerold, Geschichte der Kirche St. Niklaus in Straßburg, S. 160ff.); März 21 
(Straßb. B.A., G 3465, Nr. 266); 1397, April 11 (Straßb. St.A., AA 1421, Regest 
im Urkundenbuch VI, Nr. 1244); Mai 29 (Hanauer, Nr. 377); Juni 8(Ch. Schmidt, 
Histoire du chapitre de Saint-Thomas de Strasbourg, S. 405ff.); Juni 27 (Straßb. 
B.A., G 3475 [8]); 1398, Januar 13 (ebenda, G 3465, 161f.); August 13 (Straßb. 
St.A., AA 1422 [28]); September 3 (ebenda, G 3463, Nr. 141); Oktober 19 (ebenda, 
G 4214 [12]); 1399, Januar 7 (ebenda, G 3480 [2]); März 12 (ebenda, H 2104 [2], 
Regest im Urkundenbuch VII, Nr. 2917); August 7 (ebenda, G 3466, 33f.); 1400, 
November 2 (ebenda, G 3068 [10]); 1401, Mai 28 (ebenda, H 1279 [18]); August 27 
(ebenda, G 3471 [4]); November 28 (ebenda, G 3471 [4®]); 1402, Februar 7 (ebenda, 
G 4210 [2]); Mai 26 (Straßb. St.A., AA 1446, fol. 650); 1403, März 15 (Straßb. 
B.A., D 77 (10) u. G 3475 [9]); September 21 (ebenda, H 2615 [22]); September 23 
(ebenda, H 2629 [2]); 1404, April 15 (Zeitschrift für die Geschichte des Ober- 
rheins N. F. 17, S. 21); Juli 24 (ebenda, N. F.7, m 64); 1407, März 7 (Straßb. 
B.A., H 2319 [1]); März 26 (Straßb. St.A., AA 1429 [10]); Juli 1 (Straßb. B.A,., 
G 134 [5]); September 28 (Straßb. St.A., AA 1434 [11]); Dezember 17 (Straßb. B.A., 
G 3562 [4]); 1409, Februar 2 (ebenda, G 5699 [4bis]); April 1 (ebenda, G 5453 [3]); 
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mäßig von vornherein alle Urkunden auszuscheiden, bei deren Zustande- 
kommen außer dem Bischof noch eine Straßburger Persönlichkeit oder 
Körperschaft, also in erster Linie Stadt und Domkapitel, beteiligt ist. 
Denn bei solcher Gelegenheit dürfte die persönliche Anwesenheit — 
auch bei der Annahme einer ständigen anderen Residenz — da und 
dort durch den besonderen Fall notwendig geworden sein, wenn wir 
auch infolge der Beschaffenheit des Quellenstoffs nur selten mit 
untrüglicher Sicherheit bestimmen können, ob der Bischof wirklich 
anwesend gewesen ist oder ob nicht etwa beauftragte Vertreter seine 
Sache geführt haben: wer landesfürstliche Regestensammlungen für 
das 15. Jahrhundert durchgearbeitet hat, kennt die zahlreichen 
Schreiben, in denen die andere Partei aufgefordert wird, ihre Boten 
zu diesem oder jenem Verhandlungstag zu senden, dessen Ergebnis 
dann später in einer mit dem Siegel des betreffenden Fürsten ver- 
sehenen Urkunde zutage tritt. Auch nach Abzug dieser von Wilhelm 
in Gemeinschaft mit anderen Straßburger Persönlichkeiten oder Körper- 
schaften ausgestellten Urkunden bleiben noch zahlreiche Urkunden 
übrig, deren Datierungszeile als Aufenthaltsort Straßburg bezeichnet!: 
sie sind mit ganz geringen Ausnahmen kirchlichen Charakters oder 
an geistliche Personen oder Körperschaften gerichtet und infolgedessen 
wiederum fast ausschließlich in lateinischer Sprache abgefaßt.2 Soweit 
die Art der Überlieferung ein Urteil zuläßt, ist zu sagen, daß fast 
sämtliche Urkunden das kleine Bischofssiegel in rotem Wachs auf- 
weisen, nur in drei Fällen ist (wie die Art der Siegeleinschnitte bzw. 
die noch hängende Schnur deutlich erkennen läßt) das große, bei 
feierlicheren Gelegenheiten gebrauchte, zur Anwendung gelangt.? 

Nun erhebt sich vor allem die Frage, ob sich aus den „datum 
Argentine‘‘ gekennzeichneten Angaben irgendwelche Widersprüche zu 
den übrigen uns bekannten Datierungsangaben ergeben, sodaß wir 


Juli 24 (Straßb. St.A., AA 1429 [15]); September 17 (Straßb. B.A., G 2716 [18]); 
1411, März 15 (ebenda, G 1415 [2]); 1412, März 25 (ebenda, H 1361 [5]); April 29 
(ebenda, G 3475 [12]); Juni 5 (ebenda, G 5340 [13]); Juni 21 (ebenda, G 4703 [1]): 
August 17 (ebenda, G 5699 [5]); Dezember I (Hanauer, Nr. 459); Dezember 23 
(Gerold, S. 162f.); 1413, März 4 (Hanauer, Nr. 462); 1414, Oktober 15 (Straßb. 
B.A., G 3471 [13]); 1415, August 20 (Straßb. St.A., AA 1446, fol. 663! u. 664); 
August 30 (Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins N. F. 22, S. 443f.). 

ı Der Zeitverhältnisse wegen habe ich mich auf das Straßburger Material 
beschränken müssen und auch da kann ich angesichts der riesenhaften aus der 
Regierungszeit gerade dieses Bischofs erhaltenen Bestände unbedingte Vollständig- 
keit nicht verbürgen. 

?2 Die in deutscher Sprache redenden Urkunden fallen ja leider, je mehr das 
Mittelalter sich der Neuzeit nähert, für die Bestimmung des Itinerars so gut wie ganz 
fort, da sie der gewöhnlichen Formel ‚der geben wart‘ fast immer nur die Zeit- 
angabe ohne Bezeichnung des Orts anreihen. 

3 Straßb. B.A., G 3475 (7) = 1394, Juli 25; G 3471 (4) = 1401, August 27; 
G 3471 (4%) = 1401, November 28. 
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mit Sicherheit annehmen dürfen, daß der Bischof an diesem oder 
jenem Tage nicht in Straßburg gewesen sein kann. So wie die Dinge 
liegen, kann ein einigermaßen lückenloses Itinerar Wilhelms aus den 
Urkunden nur für ein einziges Jahr — 1414 — zusammengestellt 
werden, das schon erwähnte Schweigen der Urkunden deutscher 
Sprache macht hier recht störend sich geltend. Ein unmittelbarer 
Widerspruch zwischen den Datierungsangaben läßt sich nun aber 
gerade für dieses günstige Aussichten eröffnende Jahr nicht nach- 
weisen, das ist nur ein anderes Mal, im Jahre 1409, der Fall.! Da hat, 
wie der Straßburger Ammanmeister Rülin Barpfennig am 19. Sep- 
tember an den Bürgermeister von Basel berichtet, der Bischof am 
16. und 17. September an einem Fürstentag zu Nanzig persönlich 
teilgenommen?; in unmittelbarer Nachbarschaft dieses Datums stehen 
zwei Urkunden mit der Ortsangabe Straßburg und Zabern vom 17. bzw. 
19. September.” Wenn nun auch die Entfernung zwischen Nanzig 
und Zabern eine Anwesenheit und Ausfertigung einer Urkunde am 
letztgenannten Ort am 19. September durchaus möglich erscheinen 
läßt, so ist es andererseits ausgeschlossen, daß der Bischof am 17. des 
gleichen Monats, dem zweiten Tag der Verhandlungen von Nanzig, 
bei der Ausstellung der Urkunde für das Domkapitel in Straßburg 
gegenwärtig gewesen ist. Wenn auch andere Erklärungsversuche nicht 
ausgeschlossen sind, so ist unter diesen Umständen doch zum mindesten 
wahrscheinlich, daß ein zu Straßburg weilender Beamter oder Be- 
auftragter des Bischofs die Urkunde ausgestellt hat. 

Man wird vielleicht noch weiter gehen und sagen wollen: eine 
organisierte Behörde hat nach der Verlegung der Residenz aus der 
alten Bischofsstadt dort — zeitweise jedenfalls — weiterbestanden, 
um die in Urkunden ihren Niederschlag findende Erledigung der rein 
kirchlichen Angelegenheiten in erster Linie wahrzunehmen. In erster 
Linie, denn auch Urkunden kirchlichen Charakters oder geistlichen 
Empfängern zugedacht mit anderem Ausstellungsort fehlen keines- 
wegs. Das ist ja auch begreiflich, denn einmal werden Bittsteller aus 
einem etwa der bischöflichen Residenzstadt benachbarten Stift oder 
Kloster nicht den Umweg über Straßburg gewählt, sondern ihre Bitte 
in Zabern vorgetragen haben, und andrerseits werden sicherlich Aus- 
hilfen von einer Kanzlei zur anderen anzunehmen sein: schon die 
zahlreichen Hände, die in den Originalen der auf Straßburg datierten 


! Außer diesem einen Fall rücken die entscheidenden Daten leider niemals 
für die in Betracht kommende Periode so eng aneinander, daß man ohne weiteres 
feststellen könnte, der Bischof habe unmöglich an beiden Orten weilen können. 

®2 Deutsche Reichstagsakten ‘VI, S. 488 Anm. 1 und Regesten der Mark- 
grafen von Baden und Hachberg I, Nr. 2608. 

3 Straßb. B.A., G 2716 bzw. G 5222 (1). 
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Urkunden sich finden, sprechen für diese letztere Annahme.! Überhaupt 
wird man gut daran tun, die Dinge nicht auf eine allzu glatte Formel 
bringen zu wollen, sondern sich mit der Feststellung bescheiden, 
daß ein bischöflicher Sekretär, der als Zeichen des unbedingten, von 
seinem Herrn ihm geschenkten Vertrauens dessen Siegel bewahrte, 
bei der Abfassung oder wenigstens bei der Beglaubigung dieser Ur- 
kunden mitgewirkt haben wird; es handelt sich nur darum, ob er 
seine Weisungen unmittelbar vom Bischof empfangen hat oder ob 
noch eine Zwischenstelle anzunehmen ist. 

Wie schon erwähnt, ist der Name des bischöflichen Geheim- 
sekretärs aus dem Jahre 1415 uns bekannt: Johannes Magistri, ein 
Kleriker im Besitz der niederen Weihen und öffentlicher Notar?, ist 
schon früh im Dienste Wilhelms nachzuweisen, dem er bei der Über- 
nahme des Bistums aus der gemeinsamen belgischen Heimat gefolgt 
zu sein scheint. Am 14. Mai 1395 hat er einer ganz von seiner Hand 
geschriebenen bischöflichen Urkunde den Kanzleivermerk beigefügt: 
„Per dominum ex relacione magistri curie Johannes Magistri.‘“ Die so 
gewonnene Kenntnis seiner Schriftzüge ermöglicht die Feststellung, 
daß er bereits im Sommer des Jahres 1394 in der Kanzlei tätig gewesen 
ist, da auch die Urkunde vom 12. Juli 1394 von ihm herrührt. Außer 
der unten in Anm. 2 erwähnten Urkunde vom 2. Februar 1400 finden 
wir dann seine Hand noch am 2. November desselben Jahres, am 
21. September 1403 und am 19. Januar 1407.3 Während in dem erst- 
genannten Stück vom 2. November 1400 nur die notarielle Beglaubigung 
von ihm herrührt, hat er die drei übrigen von Anfang bis zu Ende mit 
.eigener Hand geschrieben. Daß er lange vor 1415 schon in Straßburg 
dauernd ansässig gewesen ist, geht aus seiner Bekundung vom 2. Februar 
1400 hervor; und daß er dort in der Tat mit der Beglaubigung bischöf- 


ı Daß solche Aushilfen auch sonst vorgekommen sind, beweist ein Ver- 
gleich der keine Ortsangabe enthaltenden Urkunde Bischof Wilhelms vom 10. Juli 
1412 (Straßb. B.A., G 5422 [11]) mit der Unterschrift des Notars Konrad Ralle 
in einer Urkunde des Straßburger Stadtarchivs (AA 1434 [2]. Dieser Konrad 
Ralle ist, wie die Zusammenstellungen von H. Witte in der Einleitung zum 
7. Bande des Urkundenbuchs ($. XII) zeigen, jahrzehntelang als notarius curie 
Argentinensis tätig gewesen, wie denn auch z. B. die vom Bischof besiegelte 
Urkunde des geistlichen Gerichts vom 24. Februar 1409 (Straßb. B.A., G5730 [1]) 
von seiner Hand herrührt. Am 10. Juli 1412 hat er also die Tätigkeit eines bischöf- 
lichen Schreibers ausgeübt. 

2 In der Urkunde von 1400, Februar 2 (Straßb. B.A., G 5699 [4bis]), die er 
als Notar unterschreibt, nennt er sich ‚‚clericus coniugatus Morinensis diocesis 
Argentine commorans‘. 

3 Die angeführten Urkunden, deren Fundort aus der Zusammenstellung auf 
S. 287 Anm. 2 zu ersehen ist, sind denn auch außer der letzten von 1407, Januar 19 
(Straßb. B.A., D2[1]) sämtlich auf Straßburg als Ausstellungsort ausgefertigt; 
in dem Ausnahmefall (‚‚daturn in opido nostro Zabernie‘‘) handelt es sich um einen 
Gnadenerweis für einen zum Hofgesinde des Bischofs gehörigen Geistlichen. 
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licher Urkunden zu tun gehabt hat, beweist ein ohne Jahresangabe 
überliefertes Schreiben Wilhelms an den Dekan des Domkapitels, 
Hugelmann von Finstingen, in dem von Zabern aus als Antwort auf 
die Einsendung eines Entwurfs zwei bischöfliche Briefe in Reinschrift 
mit dem Ersuchen übersandt werden, dieselben im Fall des Ein- 
verständnisses durch Johannes Magistri, an den deswegen besondere 
Anweisung ergehe, besiegeln zu lassen.! 

Hier handelt es sich um einen Befehl, den der Bischof aus seiner 
Residenz Zabern überschickt; wie ist aber hinsichtlich der mit der 
Datierungsangabe „Straßburg‘“ versehenen Urkunden verfahren worden, 
bei denen Verhandlungen auf dem Wege Straßburg—Zabern viel zu 
zeitraubend und lästig gewesen wären, deren Diktat, wenn auch in 
Einklang mit der bischöflichen Willensmeinung, so doch auf Weisung 
eines in Straßburg befindlichen Beamten oder Bevollmächtigten erfolgt 
sein dürfte? Kann das der bischöfliche Geheimsekretär gewesen sein ? 
Die Annahme fällt schwer, daß ein solcher Beamter, wenn auch das 
Gefühl landsmannschaftlicher Gemeinschaft in diesem Fall die Bande 
des Vertrauens zwischen Herrn und Diener erheblich verstärkt haben 
mag, die Verantwortung für eine entsprechende Ausfertigung und 
Verlautbarung bischöflicher Erlasse und Gnadenerweise getragen habe; 
man möchte eine ranglich höher stehende Persönlichkeit annehmen. 
Eben wegen des Charakters der Urkunden könnte man an den vicarius 
in pontificalibus, den Weihbischof, denken — ein Amt, das unter 
Wilhelm ständig besetzt gewesen zu sein scheint. Seine Inhaber 
haben, wie wir wissen, sämtliche Weiheakte im Bistum vorgenommen 
und die hierfür angesetzten Gebühren vereinnahmt, was dem Bischof 
auf dem Konstanzer Konzil den Vorwurf der Simonie zugezogen hat.? 
Als Träger des Amts sind bis 1415 zwei Persönlichkeiten häufiger 
erwähnt: im Jahre 1407 zweimal ein frater Georgius episcopus Dymi- 
triensis ordinis predicatorum® und 1414, ebenfalls zweimal, ein. frater 
Johannes episcopus Lindinensis ordinis minorum.* Die von ihnen aus- 
gestellten Urkunden® heben sich aber in der Art und Weise ihrer 
Abfassung sehr deutlich von den bischöflichen ab, auch von ihnen 
wird daher abzusehen sein. So blieben allein noch übrig der vicarius 


! Vgl. Jac. Wencker, Continuation deß Berichts von den Auß-Burgern (in: 
Collectanea iuris publici ... Argentorati 1702) S. 32; Abdruck der übersandten 
Reinschriften ebenda, S. 24ff., als Jahr ergibt sich 1411. 

® Vgl. Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins N. F. 22, S. 407. 

® Straßb. B.A., G 1860 (2): Januar 8 und H 549 (1): September 13, 

* Ebenda H 2295 (6): März 12 und Hanauer, Nr. 470: März 25. Über die 
im Konstanzer Anklagelibell enthaltenen Angaben über die Weihbischöfe, die teils 
irrig, teils infolge mangelnder Überlieferung nicht auf ihre Richtigkeit nachzuprüfen 
sind, vgl. Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins N. F. 22, S. 407 Anm. 2. 

5 Vgl. die beiden vorhergehenden Anmerkungen. 
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in spiritualibus und dann vor allem der Offizial, der hervorragendste 
Beamte des Bistums, der auch, wie wir wissen, in der alten Bischofs- 
stadt seinen ständigen Wohnsitz behalten hatte. In der Tat läßt sich 
nachweisen, daß der Offizial in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
im Namen des Bischofs Urkunden ausstellt und in solchen Ausnahme- 
fällen das bischöfliche Siegel führt. Dies ist z. B. der Fall, als Bischof 
Johann II., der treue Diener Kaiser Karls IV., im Herbst des Jahres 
1355 am Hof zu Prag weilt: das Siegel ist damals dem Offizial an- 
vertraut gewesen, der am 17. und 18. September zu Offenburg und 
Oppenau auf den Namen des abwesenden Bischofs lautende Urkunden 
ausstellt. Der letzteren, vom 18. September, ist auch das bischöfliche 
— große — Siegel angehängt, das offenbar am Tag vorher nicht zur 
Stelle gewesen ist, so daß man in der ersten Urkunde den Bischof „in 
absencia sigilli nostri personalis sigillum curie nostre, quo in hac parte 
utimur‘‘, also das Offizialatssiegel, verwenden läßt. Wüßten wir also 
nicht aus den Kaiserregesten!, daß der Bischof an den angegebenen 
Tagen infolge seiner Beteiligung an der Reichspolitik gar nicht in 
oberrheinischen Orten geurkundet haben kann, so würde das beide 
Zeugnisse überliefernde, völlig kKanzleigemäß gestaltete Original? nicht 
den mindesten Anlaß zur Beanstandung jener Angaben bieten. 

Eine solche Vertretung des Bischofs durch den Offizial könnte 
denn auch, gerade weil die auf Straßburg ausgestellten Erlasse und 
Gnadenerweise zum überwiegenden Teil kirchliche Angelegenheiten 
behandeln oder für geistliche Personen bestimmt sind, für die Regierungs- 
zeit Wilhelms von Diest als das Natürlichste erscheinen. Und doch 
liegen die Dinge hier anders: zum mindesten für die Zeit von etwa 
1406 bis 1415 kommt der Träger eines anderen Amts in Frage, der 
vicarius in spiritualibus, da dies seit jenem Zeitpunkt, wie sich aus 
dem Konstanzer Anklagelibell mit schlagender Deutlichkeit ergibt, 
kein anderer als — Johannes Magistri gewesen ist.? Aus einer ver- 
dienstlichen neueren Untersuchung über die geistlichen Gerichte zu 
Straßburg im 15. Jahrhundert wissen wir, daß gerade Bischof Wilhelm 
— und zwar aller Wahrscheinlichkeit nach aus finanziellen Rück- 


ı Böhmer-Huber Nr. 2242, 2243. 

2 Straßb. B.A., H 2602 (3). 

3 Straßb. St.A., AA 1446, fol. 411: ‚‚Itern quod idem Johannes Magistri iam 
per decem annos vel circa continuo et usque in presens tempus predictum officium 
vicariatus in spiritualibus pro ipso domino Wilhelmo et eo sciente et volente ac eciam 
publice in eisdem civitate et diocesi Argentin. exercuit et easdem permutaciones 
beneficiorum ecclesiasticorum et translaciones beneficiorum celebravit, singulares per- 
sonas exartavit et ab exartacionibus absolvit, ecclesias et universitates ecclesiastico 
interdicto supposuit, capitula et conventus ecclesiarum et monasteriorrum a divinis 
suspendit illaque eciam pecunia mediante vel alias pro suo beneplacito falcem suam 
mittendo in messem alienam, cum non liceat laicis sacris prohibentibus canonibus talia 
exercere, relaxavit. F 
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sichten, die seinem Regierungssystem ja überhaupt den bezeichnenden 
Zug geben — die richterliche Tätigkeit des Vikars lebhaft begünstigt 
und diesem ermöglicht hat, allmählich sämtliche innerkirchliche Dinge 
an sich zu ziehen und die ursprünglich ziemlich eng begrenzten Be- 
fugnisse auf Kosten der geistlichen Gerichte erheblich zu erweitern.! 
Wenn so aber das Amt fiskalischen Zwecken dienen sollte, dann 
mußte es natürlich auch mit einer Persönlichkeit besetzt sein, auf die 
sich der Bischof in jeder Hinsicht verlassen konnte, und das ist sein 
Geheimsekretär gewesen, der gerade dieser Ergebenheit wegen dem 
mächtigen Domkapitel stets ein Dorn im Auge war. So wird die Ver- 
sehung des Vikariats zum mindesten erheblich dazu beigetragen, die 
Legitimation nach außen dargestellt haben, daß Magistri an seinem 
Wohnsitz zahlreiche auf den Namen seines Herrn lautende Urkunden 
mit der Ortsangabe Straßburg ausfertigen und besiegeln konnte.? 
Nach der Gewalttat von Molsheim scheint Wilhelm Straßburg 
kaum noch betreten zu haben: in den zahllosen Urkunden, die von 
seiner Regierungstätigkeit in den letzten 24 Jahren seines Lebens 


ı vgl. K. Stenzel in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 
N. F. 29, S. 373 u. 415; iiber die Befugnisse der Offizialatsgerichte besonders S. 378f. 

?2 Die Gegenpartei hat dem Bischof auf dem Konstanzer Konzil gerade die 
Ernennung des Johannes Magistri zum vicarius in spiritualibus zum Vorwurf 
gemacht, da er ein laycus uxoratus (wie sie verschleiernd statt clericus coniugatus 
sagt) dies Amt nicht hätte bekleiden dürfen. Wilhelm hat darauf antworten lassen: 
„Item fuit et est preter et absque eo, quod dominus electus officiales seu vicarios in 
spiritualibus uxoratos et coniugatos habuerit, qui causas spirituales audiverunt et 
suspensionis, interdicti et sentencias excommunicaciones promulgaverunt; ymmo fuit 
et est publice vox et fama, quod dominus electus tempore constitucionis officialium 
seu vicariorum illi constituti clerici nondum coniugati fuerunt [sic!] nec umquam 
aliquos coniugatos constituit. Et hoc apparet, quia Johannes Magistri, dum alias 
vicarius fuit et beneficiatus, postea uxorem duxit et tunc dominus Argentinensis 
Hugelmannum decanum vicarium instituit, qui vicariatus officium per diversos annos 
exercuit, propter demerita sua eundern revocavit... Item fuit et est preter et absque 
eo, quod Johannes Magistri sit aut fuerit laycus uxoratus, sed clericus coniugatus nec 
se gessit post uxoracionem suam aut gerit pro vicario in spiritualibus domini electi 
nec est verum, quod dominus electus super.hoc sit publice diffamatus, sed publica vox 
et fama est, quod Johannes Magistri ille fuit et est secretarius prefati domini electi et 
litteras ibidem scribendas per dominum electum commissa fideliter scripsit et scribit, 
prout notarius et secretarius facere debet‘‘ (Straßb. St.A., AA 1446, fol. 719 u. 720; 
ähnlich fol. 75% u. 760). Diese Einrede darf aber wie fast alle übrigen mit be- 
rechtigtem Mißtrauen aufgenommen werden, da sich Magistri, wie wir wissen, schon 
im Jahre 1409 als clericus coniugatus bekennt, während er das Amt eines Vikars 
nach der bestimmten Behauptung der Gegner seit einem Jahrzehnt erst inne- 
haben soll und von einer Übertragung an den Rivalen des Bischofs, den Domdekan, 
sonst nichts bekannt ist. Es bliebe die Möglichkeit, daß Magistri den Titel eines 
Vikars nicht geführt, sondern nur dessen Befugnisse wahrgenommen hätte, doch 
ist eine solche Rücksichtnahme auf die Gefühle des Klerus gerade bei einem 
Wilhelm von Diest recht unwahrscheinlich; ich darf für seine Charakteristik wohl 
nochmals auf meine oben S. 287 Anm. 1 erwähnte Abhandlung hinweisen. 
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handeln, ist nur zweimal, am 9. Dezember 1429! und am 26. August 
14372 Straßburg als Ausstellungsort genannt. Ob in beiden Fällen 
der Bischof aber persönlich anwesend gewesen ist oder ob er sich nur 
durch bevollmächtigte Personen hat vertreten lassen, muß zweifelhaft 
bleiben: bei einem Schiedsspruch, dem er als Partei nur sein Siegel 
anhängt, und bei einer gemeinsam mit dem Domkapitel ausgefertigten 
Urkunde ist das letztere sehr wohl möglich. Auch die beiden Nach- 
folger, deren Regierungszeit dem Mittelalter noch angehört, die Wittels- 
bacher Ruprecht und Albrecht, haben Straßburg nur dann aufgesucht, 
wenn es durch die Umstände unbedingt geboten war: Zabern war 
und blieb die ständige Residenz des Bistums und von einem in Straß- 
burg zurückgelassenen, zur Ausstellung bischöflicher Urkunden befugten 
Beamten ist hinfort nichts mehr bekannt. 


Wenn wir uns rückwärts dem 14. Jahrhundert zu, so ist zunächst 
die Angabe von Dauch zu berichtigen, daß für diese ganze Zeit der 
Aufenthalt der geistlichen Fürsten in Straßburg nur etwa zwanzigmal 
zu belegen sei®: lediglich bei Heranziehung der in den Straßburger 
Archiven befindlichen Urkunden und Akten ließe die Zahl sich auf 
mehr denn 70 steigern.2 Von 13065—1393 haben sechs Bischöfe in 
der Diözese den Krummstab geführt: Johann I., Berthold II., Johann Il. 
und IIl., Lamprecht und Friedrich II. Über ihren Aufenthalt innerhalb 
der Bistumsgrenzen bietet die Regierung Bertholds die besten Anhalts- 
punkte, einmal wie sie am längsten gewährt hat, dann aber auch, 
weil ihn seine Beteiligung an der Reichspolitik nicht so viel und nicht 
so lange wie Johann I. und vollends Johann II. und Lamprecht in 
die Ferne geführt hat. So können für Bertholds Zeit etwa 50 Urkunden 
festgestellt werden, die Straßburg als Ausstellungsort nennen; bei 
ihnen handelt es sich in erster Linie um Zeugnisse, die einem Zu- 
sammenwirken von Bischof und Domkapitel ihr Dasein verdanken: 
nicht weniger als 30 Stück gehören in diese Reihe. Da sie teilweise 
außer der Ortsangabe „Straßburg‘‘ noch durch die nähere Bestimmung 
„in capitulo nostro‘‘ oder ähnlich gekennzeichnet sind, braucht kaum 
bezweifelt zu werden, daß der Bischof in den meisten dieser Fälle sich 
wirklich in Straßburg aufgehalten hat; daran dürfte auch die Tat- 


1 Regesten der Markgrafen von Baden und Hachberg I, Nr. 4263. 
2 Straßb. B.A., G 3465, Nr. 212. 

3» A.a. 0: S. 83. 

4 Unbekanntes Material ist namentlich in den Abteilungen G und H des 
Straßburger Bezirksarchivs enthalten, 

5 Bis zu diesem Zeitpunkt wird der nach dem Krieg erscheinende, von 
A. Hessel bearbeitete zweite Band der Regesten der Bischöfe von Straßburg 
den "Quellenstoff geordnet vorlegen. 


Die Bischofsstadt als Residenz der geistlichen Fürsten 295 


sache nichts ändern, daß die Datierungsangabe in zwei Urkunden, 
darunter einmal einschließlich der Ortsangabe, nachgetragen ist.! Der 
Rest der noch auf Straßburg als Ausstellungsort datierten Urkunden 
umfaßt fast ausschließlich Erlasse und Verfügungen kirchlichen 
Charakters; da für Stücke dieser Gattung in gleicher Häufigkeit aber 
auch andere Ausstellungsorte genannt werden, dürften ähnliche Ver- 
hältnisse wie unter Wilhelm von Diest um so weniger anzunehmen 
sein, als für das Itinerar irgendwelche Widersprüche niemals zu 
erweisen sind. Das gleiche gilt auch für Bertholds sämtliche Nach- 
folger wie für seinen Vorgänger Johann I.: unter ihnen allen ist 
durch die Urkunden am häufigsten Johann II. — mindestens elfmal 
— in Straßburg bezeugt, Lamprecht dagegen niemals. Der Entschluß 
vom Jahre 1362, die Versammlungen des Domkapitels von Straßburg 
nach Rheinau oder Benfeld zu verlegen?, mag dann vorübergehend 
dazu beigetragen haben, die geistlichen Fürsten der alten Bischofs- 
stadt zu entfremden; erst 1386 und 1387 ist die Gegenwart des Bischofs 
für solche Versammlungen in Straßburg wieder urkundlich zu belegen.? 
Von da an hören die Zeugnisse für den Aufenthalt Bischof Friedrichs 
in Straßburg auf, ohne Zweifel infolge des gespannten Verhältnisses, 
das zwischen ihm und der Stadt sich herausgebildet hat. Diese 
Spannung, die sich zu unheilbarem Bruch gesteigert hat, wird man für 
die Entwicklung der Dinge unter seinem Nachfolger, der unter den 
seitherigen Hauptsitzen der Bischöfe — Dachstein und: Benfeld, Zabern 
oder Hohbarr* und Molsheim, daneben auch Rufach — nun Zabern 
als ständige Residenz erkor, sehr erheblich in Anschlag bringen 
müssen, 

Werfen wir zum Schluß noch einen Blick auf die Ausfertigung 
bischöflicher Urkunden durch beauftragte Personen, so haben wir ja 
aus dem Jahre 1355 zwei Beispiele schon kennen lernen.® Die Mög- 
lichkeit und Notwendigkeit solcher Vertretung mußte vornehmlich 
unter Bischöfen wie Johann II. und Lamprecht sich ergeben, die 
im Dienst des Kaisers öfter monatelang ununterbrochen außerhalb 


ı Straßb. B.A., G 3572 (1): 1331, November 24 und G 2726 (3): 1340, No- 
vember 20. Das gleiche ist auch später (1385, November 10; ebenda, H 2975 [1]) 
in einer gemeinsam mit dem Straßburger Magdalenenkloster ausgefertigten Urkunde 
der Fall. Für Urkunden mit anderer Ortsangabe oder ohne Aufenthaltsort finden 
sich aber natürlich auch solche Beispiele. 

® Dauch, a.a. O., S. 87. 

3 Straßb. B.A., G 1608 (6): 1386, September 1 und G 130 (9): 1387, Sep- 
tember 9. 

4 Dauch hat S.84, dem Beispiel der Herausgeber des fünften Bandes des 
Straßburger Urkundenbuchs folgend, das castrum Borre mit der Stadt Barr identi- 
fiziert; ich habe schon vor Jahren in der Zeitschrift für die Geschichte des Ober- 
rheins N. F. 20 S. 677 Anm. 4, darauf hingewiesen, daß Hohbarr gemeint ist. 

5 Vgl. oben S. 292. 
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der Diözese geweilt haben. Nun sind die genannten Urkunden vom 
17. und 18. September von demselben Schreiber geschrieben, von 
dem auch eine gemeinsam mit dem Domkapitel ausgefertigte Be- 
willigung für den Stiftspförtner von Surburg vom 17. August des 
gleichen Jahres! herrührt und ferner eine Doppelausfertigung über 
eine mit der Erwerbung der Landgrafschaft im Zusammenhang stehende 
Vereinbarung mit dem Domkapitel vom 29. Januar 1359?: das aber 
ist, wie aus einer Hofgerichtsurkunde vom 6. November 13663 jeden 
Zweifel ausschließend hervorgeht, ein Offizialatsschreiber gewesen. 
Also ist auch in diesen beiden Fällen, die der Ortsangabe ermangeln, 
eine Vertretung des Bischofs durch den Offizial anzunehmen.* Noch 
deutlicher wird dieser Sachverhalt durch eine Urkunde vom 9. Sep- 
tember 1358, die eine regelrecht ausgestellte Bischofsurkunde durch 
das Offizialatssiegel — sigillum curie nostre Argentinensis, quo utimur 
in hac parte — beglaubigt hat.° Etwas anders liegen die Dinge bei 
einer Urkunde vom 17. November 1361, die den Bischof in Werde 
anwesend sein läßt®, was ganz unmöglich ist, da er sechs Tage später 
von Avignon aus an Meister und Rat von Straßburg schreibt?: hier 
handelt es sich um einen Schreiber der bischöflichen Kanzlei, 
dessen Hand uns häufiger begegnet®; als bevollmächtigten Beamten 


I Straßb. B.A., G 1513 (1). Das bischöfliche Siegel ist abgefallen. 

®2 Ebenda, G 97 (3) (3%), letztere Urkunde mit dem großen bischöflichen 
Siegel, das in 3 abgefallen ist. 

3 Ebenda, G 3479 (9). 

4 Beide Male ist nämlich der Bischof, wenn nicht am kaiserlichen Hoflager, 
so doch auf der Reise dorthin oder von da heimwärts (für die Einzelheiten sind 
Böhmer-Hubers Kaiserregesten und die Angaben im Straßburger Urkunden- 
buch, Bd. V, zu vergleichen). Im ersten Fall könnte freilich das Schreiben an Straß- 
burg, dat. Hohbarr (Sonntag vor Bartholomäus ohne Jahr), das im Urkunden- 
buch zu 1355, August 23 gesetzt ist, als Hindernis betrachtet werden, da eine 
Reise nach Prag in stark 3 Wochen — der Bischof erscheint dort erst am 16. Sep- 
tember — gerade ausführbar wäre. Das Schreiben kann aber ebenso wie das dazu- 
gehörige im Urkundenbuch V, Nr. 359 mitgeteilte vom 6. Oktober, dat. Girbaden, 
einem Tage, an dem Johann in Prag bezeugt ist, mit demselben Recht dem Jahre 
1356 zugewiesen werden, in dem der Bischof am 6. August in Hohbarr zweifelsfrei 
nachzuweisen ist (Straßb. B.A., H 2613 [82]. Dann ist auch Nr. 357 natürlich 
entsprechend einzureihen. 

5 Der gleiche Fall übrigens schon einmal unter Johann I. In einem Formular 
aus seiner Kanzlei findet sich die Wendung: „‚sigillo curie Argentinensis utimur 
in hac parte“ (Rosenkränzer, Bischof Johann I. von Straßburg, genannt von Dürb- 
heim, S. 106 [Nr. 1]). 

% Straßb. B.A., G 3555 (8°). Das bischöfliche Siegel ist abgefallen. Werde = 
Weiler Wörth im heutigen Kanton Benfeld. 

? Straßburger Urkundenbuch V, Nr. 547. Das Schreiben entbehrt der Jahres- 
angabe, die Zuweisung zu 1361 ist aber durch das Regest bei Böhmer-Huber 
Nr. 547, völlig sichergestellt. 

® Z. B. Straßb. B.A., G 679 (9), G 2719 (4). 
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werden wir aber auch in diesem Fall den Offizial zu betrachten haben. 
Derselbe würde demnach, wenn den auf den Namen des Bischofs aus- 
gestellten Urkunden eine Ortsangabe nicht beigefügt ist, am Sitz des 
Hofgerichts, in Straßburg, geurkundet haben; in den drei anderen 
Fällen vom 17. und 18. September 1355 und vom 17. November 1361 
dagegen in Offenburg, Oppenau und Werde, wo er zur Wahrnehmung 
bischöflicher Amtsgeschäfte damals sich gerade aufgehalten hätte. 

Unter Lamprecht findet sich eine mit dem kleinen Bischofssiegel 
versehene Urkunde vom 24. August 1373, ohne Ortsangabe, für Johann 
von Mülnheim! — zu einer Zeit ausgefertigt, da der Bischof fern im 
Osten weilt.” Die Schrift ähnelt der des Offizialatschreibers, von dem 
die oben erwähnte Urkunde vom 9. September 1358 herrührt; gegen 
eine Identifizierung spricht jedoch vor allem der flottere Zug, der der 
ersteren eigen ist. Immerhin dürfte die Urkunde bei ihrer geringen 
Bedeutung in der Heimat, also ohne unmittelbares Zutun des Bischofs, 
ausgestellt sein. Der andere Fall betrifft ein auf Lamprechts Namen 
ausgestelltes Vidimus vom 22. Februar 1372: hier ist die ganze 
Datierungszeile „Datum in castro nostro Dabichstein die vicesima secunda 
‚nensis februarii anno domini millesimo trecentesimo septuagesimo secundo‘ 
von anderer Hand nachträglich hinzugefügt.* Wenn man sich nun ver- 
gegenwärtigt, daß der Bischof am 5. März des genannten Jahres „zü 
sant Antonii‘“ — worunter aber nicht, wie die Herausgeber des 
Urkundenbuchs wollen, St. Anton am Arlberg, sondern eine der im 
westlichen Böhmen gelegenen Örtlichkeiten zu verstehen ist? — seiner 
eigenen Aussage gemäß schwer erkrankt ist®, so scheint ein Spiel- 
raum von knapp 14 Tagen für die weite Reise doch zu gering, und 
es darf wohl mit einiger Sicherheit gefolgert werden, daß die Ein- 
setzung der Datierungszeile auf Geheiß eines Bevollmächtigten vor 
sich gegangen ist. 


Ziehen wir das Fazit aus der bescheidenen kleinen Untersuchung, 
so glauben wir die Annahme einer ständigen, zur Ausfertigung von 
Schriftstücken kirchlichen Charakters berechtigten Vertretung des 
Bischofs in Straßburg für den Anfang des 15. Jahrhunderts zu so 
hoher Wahrscheinlichkeit erhoben zu haben, wie sie ein lückenhaftes 
Material überhaupt zuläßt. Wenn man kleine Verhältnisse mit großen 


ı Ebenda, G 1115 (4). 
2 Straßburger Urkundenbuch V, Nr. 1086; Schreiben aus Fürstenwalde vom 
18. August. 
® Straßb. B.A., H 1353 (5). 
* 4 Er ist damals auf dem Wege nach Prag, wo er am 31. März als Zeuge in 
einer Kaiserurkunde auftritt (Böhmer-Huber Nr. 5032). 
5 Straßburger Urkundenbuch V, Nr. 1004; Schreiben vom 21. März. 
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vergleichen will, könnte man auf das Beispiel des Reichskammer- 
gerichts verweisen, das seine durchweg mit dem Namen des Kaisers 
eingeleiteten Urkunden ohne Rücksicht auf den jeweiligen Aufenthalt 
des Herrschers nach seinem Sitz datiert hat. Es dürfte sich verlohnen, 
auch in anderen Bistümern die Kanzleiverhältnisse im späteren Mittel- 
alter einmal unter diesem Gesichtspunkt zu untersuchen, damit ein 
Urteil darüber möglich wird, ob die für Straßburg gemachten Fest- 
stellungen anderwärts ihre Parallelen haben. 


Beiträge zur Charakteristik 
des kursächsischen Kanzlers Dr. Gregor Brück. 


Stücke aus seinem Briefwechsel 


von 


Georg Mentz 
in Jena. 


Die bedeutende Rolle, die die Kanzler in der Urkundenlehre 
spielen, läßt es vielleicht erlaubt erscheinen, an dieser Stelle einige 
Beiträge zur Geschichte eines der einflußreichsten Kanzler der 
Reformationszeit, des Dr. Gregorius Brück, zu bringen. Auf ihn 
passen ja durchaus die Eigenschaften, wie sie etwa Bresslau in 
seinem Handbuch den großen Kanzlern des Mittelalters zuerkennt. 
Er gehörte zu den „angesehensten und einflußreichsten Beamten“ 
des Staates, in dessen Dienste er getreten war, durch seine Hände 
ging nicht nur die formale Erledigung der Geschäfte, sondern seine 
Stimme war oft auch für die materielle Entscheidung von Gewicht. 
Er war der „Vertrauensmann‘‘ seines Herrn, sein „erster Minister‘. 
Seine Kräfte wurden in allen Geschäften der kursächsichen Regierung 
in Anspruch genommen. Wir können ihn aber auch als Beispiel eines 
Titularkanzlers anführen, allerdings eines, der gerade, nachdem er 
formell die Leitung der Geschäfte abgegeben hatte, seinen größten 
Einfluß ausübte. Einen Beweis für seine Brauchbarkeit endlich 
können wir darin erblicken, daß er sein Amt unter drei aufeinander‘ 
folgenden Herrschern verwaltet und bei allen sich des gleichen An- 
sehens erfreut hat. 

Eine allseitige Würdigung der Tätigkeit Brücks! würde eine voll- 
ständige kursächsische Geschichte der Reformationszeit nötig machen. 
Material dafür wäre reichlich vorhanden. Denn gerade weil er jahr- 
zehntelang fern vom Hofe in Wittenberg lebte, hat sein Wirken einen 
sehr umfangreichen Niederschlag in den Akten gefunden. Wollte man 





ı Vgl. über ihn Th. Kolde, Der Kanzler Brück und seine Bedeutung für 
die Entwicklung der Reformation, Gotha 1874, und Muther, ADB. III, 388ff. 


300 Georg Mentz 


seinen Briefwechsel mit dem Kurfürsten Johann Friedrich heraus- 
geben, so käme wohl ein stattlicher Band heraus. Doch ist er schon 
so viel benutzt worden, daß man wohl nicht sehr viel Neues mehr 
daraus erfahren würde. Ich beschränke mich daher darauf, aus diesem 
Material hier einige Stücke zum Abdruck zu bringen, die mir ent- 
weder für die Charakterisierung Brücks oder für die Geschichte der 
Reformatoren besonderen Wert zu haben scheinen. 

Das innige Verhältnis zwischen Brück und seinen Kurfürsten be- 
ruhte wohl vor’ allem darauf, daß sie in ihrer geistigen Richtung 
übereinstimmten. Auch ihm eigneten die Besonnenheit und vor- 
sichtige Zurückhaltung, die die kursächsische Politik kennzeichneten, 
auch er war geneigt, dem Kaiser ein allzu großes Vertrauen ent- 
gegen zu bringen, auch er war nicht gerade ein Mann schneller Ent- 
schlüsse, auch er stellte ein ruhiges Gewissen über politische Vorteile, 
auch bei ihm artete der strenge Gerechtigkeitssinn zuweilen zur Recht- 
haberei aus. 

Durch seine Gewissenhaftigkeit und Besonnenheit trug Brück 
z.B. mit dazu bei, zu verhüten, daß die Packschen Händel zum 
Ausbruch des Krieges in Deutschland führten. Für seine Auffassung 
ist u.a. ein Brief charakteristisch, den er am 25. Mai 1528 aus 
Weimar an Herzog Johann Friedrich richtete.! In diesem heißt es: 


„Des bin ich jhe in meinem gewissen fur got sicher, das ich .... gern das 
wold tun, raten und furdern helfen, wie ich auch waisz, das ich mit meinem 
armen bedenken in diesem handel nhie anders gespurt bin worden, dan das sich 
mit got, gewissen und pilligkait wold tun lassen und anders nicht.“ Ich habe des- 
wegen auch die Abfassung des ‚„Feindsbriefs‘‘ abgelehnt .... „Darumb het ich 
als ein thor gern gesehen, das man den handel erstmals zu Weymar in bedenken 
genohmen und den dingen allenthalben woll nachgedacht het, was in diesem und 
ihenem zu bewegen sein wold .... Das ausschreiben zu tun und die herrn 
offentlich zu verleumen, ist pillich in großen bedenken gestanden und noch und 
itzt vilmehr, diweil sie es verleucken und hg. Jorge solch tun selbst fur einen 
bossen handel erclert, so er demselbigen verwant were. Dieweil ime abeı der 
lantgraf durch e. f. gn. nicht hat wollen sagen noch raten lassen, so gebe ime got 
vill glucks, er wirdets woll bedurfen, wan gleich der fride genugsam versichert 
wirdet, domit er genugsam schein und beweisung desselben bundnuss habe, dan 
das ich besorget habe desselbigen ausschreiben halben, das s. f. gn. desteher 
domit fortfaren möcht, so es s. f. gn. bekeme, hat er schon mit dem werk beweist, 
das er nhun allain domit vortgefarn und s. f. gn. so jach gewest, das er kainer 
andwort hat erwarten konnen. Das ist mein utg. bedenken, dorauf ich meinem 
gewissen nach gedenk und will beruhen, wo man mich befragt«.... 


Wie sehr Brück eine Politik fern lag, die sich um des Erfolges 
willen unlauterer Mittel bediente, zeigt das Gutachten, das er abgab, 
als es sich 1543 darum handelte, ob der Kurfürst Johann Friedrich 
dem Herzog von Jülich einen von dessen Landständen gewünschten 


! Reg. H. 30, Or. von Kanzleihand. Alle Stücke, die ich zum Abdruck 
bringe, entstammen dem ernestinischen Gesamtarchiv in Weimar. 
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Revers ausstellen dürfe. Sein Rat ging im Einklang mit dem Gut- 
achten Luthers und Melanchthons durchaus auf Ablehnung dieses 
Verlangens. Er lautete: 

Wan der reversal etzliche andere fursten und hern und die sachen belangen 
thete, szo weis ich wol, das si sagen und disse gedanken haben wurden, das man 
den artikel die relligion belangend disser czeit nit abslagen noch in weitherung 
fhuren solte, dan pesser were, e. kf. gn. bekemen das land in geweren!, dan ein 
papistischer herr, dan mit der czeit konnten e. kf. gn. mit den landschaften wol 
handelen, das si die ware relligion gern wurden annhemen, do si aber einen 
papistischen hern solten mit der zeit weither bekomen, szo wurde nhiemehr das 
guethe ervolgen. Aber dieweil unrecht gethan were, das e. kf. gn. sich solten 
verpflichten, abgotherei nit niderzulegen, wie die beide herrn theologi bedachten 
und ich auch mit in einig bin, szo mochte das guethe, das durch e. kf. gn. 
annhemen gleichwol ervolgen mocht, e. kf. gn. von der sunde und das si unrecht 
und wider ire gewissen mit berurter verpflichtung theten, nit entschuldigen, dan 
man sol nit unrecht thuen, das was guths davon ervolge, wie S. Pauel zu Ro. 
am 3. anzeigt, und die strafft, die do sagten: facimus mala, ut eveniant bona. 
Szo geben es die recht auch und sagen, man sol darumb nit unrecht thuen, ab 
wol was gueths davon ervolgen solt.? 

Man braucht nur dies Gutachten zu lesen, um sich klar darüber 
zu sein, daß Brück gerade für einen Mann wie Johann Friedrich als 
Rechtsbeistand sehr geeignet war. Der Kurfürst vertraute ihm so 
unbedingt, daß er ihn z. B. am 26. August 1546 mit der Abfassung 
der sächsisch-hessischen Verantwortung auf die kaiserliche Achts- 
erklärung auf Grund eines ihm übersandten landgräflichen Entwurfs 
und eines Gutachtens der im Felde befindlichen kursächsischen Räte 
beauftragte und ihn bevollmächtigte, sein Werk drucken zu lassen 
und zu versenden, ohne es sich noch einmal von ihm vorlegen zu 
lassen.? 

Besonders häufig wurde Brück zu Gutachten in den nachbar- 
lichen Streitigkeiten mit den Albertinern, Kurmainz, Erfurt usw. 
herangezogen. Wenn in ihnen oft ein weitgehendes Mißtrauen gegen 
die Absichten der Gegner hervortrat, so entsprach das durchaus der 
Denkweise des Kurfürsten, und es ist daher nicht zu verwundern, 
daß die Ratschläge des Kanzlers meist befolgt wurden. Immer wieder 
wurde er auch als Konzipient für kurfürstliche Briefe verwendet, 
besonders auch, wo es auf Kenntnis der Vergangenheit ankam. Auf 
einem Entwurf Brücks beruht z. B. der Brief Johann Friedrichs an 
den Landgrafen in der Frage der Wiedertäufer vom 25. Mai 1533, 


ı = Besitz. 

2 Eigenh. Or. Reg. C, Nr. 892, Bl. 95; ebenda die Gutachten Luthers und 
Melanchthons. Zur Sache vgl. P. Heidrich, Der geldrische Erbfolgestreit 1537 
bis 1543, Kassel 1896, S. 92. 

3 Reg. J., p. 579 Y, Nr. 18. Hortleder, Die Rechtmäßigkeit etc. des deut- 
schen Krieges, hat in seinem Abdrucke (Buch III, Kap. 30) die Zusätze Brücks 
gekennzeichnet. 
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der sich bei Wappler! größtenteils gedruckt findet. Von der Hand 
Brücks stammt ein großer Teil des Briefes des Kurfürsten an Luther 
über die Doppelehenangelegenheit vom 7. April 15402, um nur einige 
Beispiele anzuführen. Die Möglichkeit läge vor, sich auf Grund der 
Tätigkeit Brücks als Konzipienten ein Bild von seiner Politik zu 
machen. Dabei würde man auch auf manchen hübschen Beweis des 
Zusammenarbeitens des Kurfürsten und seines Kanzlers stoßen. Sehr 
charakteristisch erscheint mir in dieser Hinsicht der Brief des Kur- 
fürsten an Philipp von Hessen vom 25. Februar 1543.? Ich bringe 
einen Teil davon nach dem Konzept zum Abdruck, um die gemein- 
same Arbeitsweise Johann Friedrichs und seines Beraters zu kenn- 
zeichnen: 


Wir haben aus zweien e. |. schreiben, so sie kurz nach einander an uns 
getan, das erste zur heide am XI. februarii und das ander Cassell dem 18. des- 
selben monats gegeben e. 1.* (Ir) gemut und bedenken der ainung halben mit 
Baiern, (darauf Dr. Ecke dringet), vernommen und wissen e. |. nit zu pergen, 
das uns... mgr. Franz Burckhardt, Braunschweigischer canzler, dergleichen copei 
der (etzlicher) artickel, szo doctor Eck dem Eytinger zugestelt, worauf 
die (worauf berurte) verstendnus mit Bayern ruhen solt, (so ime von e. |. reten 
im vertrauen zugestelt, vor wenigen tagen zu unsern ‘handen neben seinen 
schreiben auch) auch zugeschickt, (welche wir vor der ankunft e. l. rete uber- 
schickten berichts, was sich) auch was sich zwuschen doctor Ecken und dem 
Aittinger (e. I. secr.) allenthalben fur rede zugetragen und (auch,) was e. |. 
(denselben) iren reten (hievor auch negst) hierumb allenthalben befolen 
(derhalben fur einen bevelich gegeben, gethan und geschrieben) vernomen, tun 
uns auch solcher anzeige jegen e. I. ganz fr. bedanken. 


Und das sich doctor Eck unser geschickten halben (so) ob wir wol (gleich 
zuvor), bisher allain magister Franz darumb bevolhen, etwas abscheuig gestalt, 
das ficht uns wenig an, können wol gedenken, das (dise) solche (sein angegeben) 
sein scheuen doher fleust, das wir (uns der whalsachen halben noch auch) und 
unsere rete, (die wir neben e. |. mit iren reten iezuzeiten zusammen geschickt) 
uns der walsachen halben nit wolten nach seinem und des Weissenfelders 
gefallen (uf ungereumbte, auch nicht unerhebliche beiwege) fueren lassen, welchs 
(das wurden) wir auch heut zu tage (schwerlich tun), do gleich zwuschen seinem 


hern, e. I. und uns ein (solch) verstendnus (vermuge seiner angegeben artickel) 
aufgericht, tuen wurden... 


ı P. Wappler, Die Stellung Kursachsens und des Landgrafen Philipp von 
Hessen zur Täuferbewegung. Münster i. W. 1910, S. 164. 

2 Reg. C., Nr. 292, Bl. 74. Gedruckt bei Enders-Kawerau, Luthers Brief- 
wechsel XIII, 25, doch ist auch Kawerau die Entzifferung der Brückschen Kor- 
rekturen noch nicht ganz gelungen. Es ist zu lesen: Z. 12: in seine furhabende 
meinungen weiter zu gehelen vermugen. Z. 17: oder was er gern doraus mit ein- 
fhuren wolt, beruren wurden. Z. 20: so wollt ir mit denen. 

® Reg. H., p. 525, Nr. 176. Eine Kopie findet sich Reg. H., p. 421, Nr. 154, 1. 
Das Or. in Marburg. Danach zergliedert bei Lenz, Briefwechsel Landgraf Philipps 
mit Bucer III., 250—252. Dort auch Näheres zur Lage. 

* Das gesperrt Gedruckte ist von Brück eigenhändig eingefügt, das Einge- 
klammerte von ihm aus dem kurfürstlichen Entwurf gestrichen. 
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(Dieweil er dan auch die ding so heimlich furgibt, als solte ime grosse gefhar 
seins kopfs darauf stehen, so sie lautbar wurden, so ist aus dem allain wol zu 
vermerken, das sein handelung ane hinderlist nit sein magk, so er doch sonst in 
seinem). Das er auch jegen dem Eytinger furgegeben, was im fur 
gefhar uf disser handellung stunde, so si ruchtig soll werden, szo 
halten wir es dofhur, das er mit list umbgehe, dan wie kan er es sso 
heimlich meinen, dieweil er in seinen artickeln am ende in bedenken stelt, 
ap mit andern fursten und etzlichen steten davon auch solte zu handeln sein. 


Im folgenden finden sich vor allem starke Kürzungen; Brück 
suchte Wiederholungen des Entwurfs zu beseitigen, ohne sachliche 
Änderungen vorzunehmen. Bei der Schilderung der Befürchtungen, 
die Eck bei ihnen zu erregen sucht, heißt es statt 


(dan do es die wege solt erreichen, das got wende, das kais Mt. e. I. ader 
uns wolte uberziehen, so wurden sich e. Il. und wir seiner hern der von Baiern 
hilf wenig getrosten dorfen, wen auch bundnus und uberbundnus mit inen 
ufgericht weren): Szo wir doch uf disse pundnus, wo kais Mt. furhaben 
das were, wie Eck bericht, den wenigsten trost zu stellen wusten, 
wie wir bisher Payern und ires gleichen kais Mt. furnhemens halben 
vermerkt. (Zudeme halten wir solch des Ecken angeben hierumb fur ein lauter 
geferlich gedicht, dan dieweil). Szo sein auch kais. Mt. und Frankreich noch 
nit (mit einander) vertragen und! Frankreich sol auch in grosser rustung 
sein (und Frankreich underhelt und uberwintert sein kriegsvolk).? 


Auch bei der Zergliederung der Eckschen Artikel bringen Brücks 
Änderungen meist nur Kürzungen. Gestrichen ist ein Satz, in dem 
die Aufnahme des römischen Königs in den Bund verworfen wird, 
weil man sich dann allein Ungarns wegen erschöpfen würde. Besonders 
interessant für die Art des Zusammenarbeitens ist der Abschnitt über 
die Ausnehmung des Herzogs von Jülich: 


Dan in sonderheit wurden wir unsern swager von Julich nit 
allein ausnhemen, sundern szo wir uns in solche pundnus mit be- 
geben solten, muste ein sonderlicher artikel in die verstendnus s. |. 
halben bracht werden, nemlich uf disse meinung (wir? lassen uns die 
nottel, wie sie gestellet auch gefallen, so aber die verstendnus mit Beihern solt 
beschehen, dorumb es doch weitleuftig genuk stehet, wir es auch nit dafur halten 
kunnen, das etwas doraus werden kan, so wolt unsser notturft sein, das ein 
artickel mit in die verstendnus gebracht,) das wir von allen teilen wider s. |. 
(unsern schwager von Gulich), als einen fursten des reichs, (der sich auch mit 
seinen) weil sich auch s. |. irer sachen halben zu erkentnus curfursten und 
fursten des reichs erbieten tut, nit handeln solten noch wolten, sundern allen 
muglichen vleis furwenden, das (sulche sache dohin gericht, das die) die sachen 
durch gutliche handellung oder rechtlich erkentnus zu ende mochten gefurt werden 
(und solcher anhangk wirt dem lantgraffen unssers bedenkens nit entkegen sein, 
dan s. I. formals bericht, das Gulich kegen kais. Mt. ausgenommen, wider den- 
selbigen nit zu handeln. Derhalben begeren wir, doctor Bruck wolle diessen 


1 Dies Wort von der Hand Johann Friedrichs. 

® Vom Kurfürsten durch Unterstreichen getilgt. 

3 Von hier bis ‚einzulassen‘ von der Hand des Kurfürsten, nur das gesperrt 
Gedruckte von Brück in eine Kopie des Abschnitts eingefügt, das Einge- 
klammerte gestrichen. 
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artikel kegen Hessen mit anhangen, und wurde Beyhern sulches abslagen, wie 
wir uns doch nit versehen wollen, so wissen wir uns mit Beyhern in keine ver- 
stendnus einzulassen.) 

So gefelt uns auch, das man nit einreume, mit meher fursten ader steten 
hievon zu handeln (zue lassen), es sei dan ein solche verstendtnus zuvor zwuschen 
Baiern, e. I. und uns beslossen. 

(Ader wirdet vermerkt, das erbarkeit ader richtigkeit hinter doctor Ecken 
handelung nit sein werde ader das man e. |. und uns der relligion halben wieder 
die gewissen in ichtwas verpflichten wolt, das wir dan faren lassen, was do fharen 
will.) Wirdet man auch vermerken, das in solcher doctor Ecken 
handellung betrugk und geferung stecket, szo ist unser bedenken, 
man lasse es fharen und pleibe(n) bei got und behalten froliche und rechte 
gewissen, so wirdet er uns ane tzweifel, wie er bisher (reichlich und gnediglich)! 
getan, weiter (reichlich und gnediglich helfen) nit lassen, auch den gotslesterer 
und morderischen (und gotlosen man) menschen (den) von Braunschweig 
den er einmal vom stuelh gestossen, nit wider darzue kommen lassen, (und wen 
er sich gleich understehen wurde, himel und erden zu bewegen) ... D. Torgau 
sontags oculi 1543. 


Man sieht, Brück scheute sich nicht, auch an vom Kurfürsten 
selbst entworfenen Sätzen erhebliche Korrekturen vorzunehmen. 

Eine Gelegenheit, Brücks politische Tätigkeit ins einzelne zu ver- 
folgen, bieten z. B. die Verhandlungen, die im Jahre 1533 über ein 
Bündnis mit Kurmainz geführt wurden.? Der Kanzler, der sowohl 
mit dem Kurfürsten Albrecht wie mit dessen Vertrauensmann Dr. Rühl 
wiederholt deswegen zusammenkam, verstand es jedenfalls, alle in 
Betracht kommenden Momente zu berücksichtigen. Beständig hielt er 
den Kurfürsten über den Gang der Verhandlungen auf dem Laufenden. 
Dieser hat sich die Vorschläge Brücks voll angeeignet, zuweilen ein- 
fach seine Briefe als Konzepte benutzen lassen. 

Diese Verhandlungen Kreuzten sich mit solchen über das von 
Cochläus gegen Luther herausgegebene Buch: Hertzog Georgens zu 
Sachssen ehrlich und grundtliche entschuldigung wider Martin Luthers 
aufruerisch und verlogene brieff und Verantwortung.® Der sächsische 
Kurfürst fühlte sich dadurch auch selbst angegriffen. Er schrieb dem 
Kanzler darüber am 18. September 1533: 


„Wir wollen Euch auch ... nit bergen das uns gestern das schmahebuch 
durch doctor Carlevicz von Dresden anher uberschickt worden ist, der uns darbei 
geschriben hat, wir Ir ob inligender copei vernemen werdet, und weil dannoch 
unser hohe notturft sein wil, die artigkl darinnen wir angezogn und gerurt werden, 
widerumb in ainem offen schreiben und druck zu verantwurten, so ist unser 
begern, Ir wollet dasselbig schmahbuch ... neben doctor Martin, dem brobst, 
doctor Pomeran, Philipen und andern fur die hand nemen und auf die artigkl, 
dorin wir angezogn werden, in unserm namen ain verantwortung und entschuldigung 
stellen, und was doctor Martin anlangen tut, das er auf dasselbig sein verantwortung 
allain und in seinem namen auch stelle.“ Da wir nächstens in die Gegend kommen, 


! Diese drei Worte vom Kurfürsten durch Unterstreichen getilgt. 
2 Vgl. meinen Johann Friedrich II, 25. 
3 M. Spahn, Johannes Cochläus. Berlin 1898, S. 355, Nr. 86a. 
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wollen wir dann die Meinung, die Ihr gestellt habt, einsehn und uns weiter mit 
Euch darüber vergleichen ... D. Ihen donnerstagks nach crucis exaltacionis anno 
etc. XXXIIl.! 

Die Arbeit Brücks liegt in seinem eigenhändigen Konzept vor?; 
zum Druck scheint sie nicht gelangt zu sein. Brück wendet sich in 
ihr besonders gegen den Vorwurf, daß der Kurfürst in Luther einen 
Aufrührer beschütze, und beweist zu diesem Zwecke, daß Luthers 
Schrift an die Leipziger nicht aufrührerisch sei. Er greift ferner 
einzelne Sätze aus der Schrift des Cochläus, die sich gegen den Kur- 
fürsten richteten, heraus und widerlegt sie, so einen, in dem dem 
Kurfürsten Verschleuderung der Kirchengüter vorgeworfen wurde. 
Wie an anderen Stellen, benutzt Brück auch in diesem Falle die 
Gelegenheit, um zum Angriffe überzugehen und darauf hinzuweisen, 
daß Herzog Georg vor Luthers Auftreten gar nicht so ängstlich um 
die Wahrung der geistlichen Güter besorgt gewesen sei. Hier setzt 
der Kanzler dann ausführlich auseinander, daß man die Frage der 
Kirchengüter nur als ein Schreckmittel gegen den Kurfürsten benutze, 
um ihn dadurch vielleicht von der Sache Luthers abspenstig zu machen, 
wie man auch die Forderung nach Bestrafung Luthers an den Kur- 
fürsten nur stelle, um dadurch der Sache des Evangeliums zu schaden. 
Die Schrift gibt dem Verfasser Gelegenheit zu manchem schönen Be- 
kenntnis zu dem ‚frommen, hohen und teuren mann, an welchem 
ganzer christenheit so merglich gelegen‘, und zu der Erklärung, daß 
sein Herr, auch wenn Luther des Aufruhrs schuldig wäre, doch darum 
seine Lehre nicht für Unrecht halten würde, sondern bis in seinen 
Tod dabei bleiben. 

Auch in dieser Schrift Brücks tritt wieder ein starkes Mißtrauen 
gegen die Absichten der Gegner hervor. Im Gegensatz dazu war das 
Vertrauen, das der alte Kanzler immer wieder dem Kaiser entgegen- 
brachte, der Optimismus, den er in der großen Politik zeigte, etwas 
allzu groß. Ich bringe z. B. einen Brief von ihm an Johann Friedrich 
vom 15. August 1536 zum Abdruck.® Wir lernen ihn in ihm auch 
gleich im Verkehr mit den Theologen Kennen: 


Ich hab von Fuchs boten gestern umb funfen die kais. und kön. briefe 
entpfangen, dorneben auch die czeitungen, sso her Hans Hoffman e. kf. gn. 
uberschickt, und das alles fur mein person mit freuden gelesen und verstanden, 
und ob wol der fried nit lenger dan uf das concilium weret, sso stehen doch kais. 
Mt. wort szo gemeine der relligion halben noch in deutzscher nacion [keinen] 
kriegk zu erwecken, das zu hoffen ist, ire Mt. werde sich zu unlust nit bewegen 
lassen. Hab die schrifft kais. Mt.* und die czeitungen doctori Martino und 


! Reg. B., Nr. 546, Bl. 59/60, Konz. 
® Reg. N., Nr. 58. 
? Reg. H., Nr. 110, eigenh. Or. Zur Lage vgl. meinen Johann Friedrich II, 93f, 
4 Es handelte sich offenbar um den Brief des Kaisers aus Savigliano vom 
7. Juli 1536. Ch. G. Neudecker, Urkunden aus der Reformationszeit, S. 267ff. 
AfU VI 20 
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Magistro Philippo auch zu lesen gegeben, die haben sich des gn. willens ufs ugst. 
jegen e. kf. gn. bedankt und seindt darob frolich gewest, wiewol Philippus meint, 
man [durft]! donnocht nichts gewisses doruf setzen, aber unser her got werde es 
schicken. [Ich hetf] den Fuchs boten gern ein wf[enig] aufgehalten und ime 
mei[n unterjtenigs bedenken mitgegebe[n[, szo konte ich nit sso bald fertig 
werden, szo wolt ich die briefe nit lenger behalten, domit sie in e. kf. gn. cancellei 
mugen umbgeschrieben werden, aber morgen, wil es goth, will ich e. kf. gn. 
befel nach mein utgs. bedenken und ungeferliche notelen uf e. kf. gn. veranderung 
jegen mittag uberschicken ufs lengst. Ich hab von den beiden keiserlichen briefen 
abschrifften nhemen lassen ... D. Wittenbergk dinstagks nach Victorini anno 
dni. etc. XXXVI. 

Zettel. Her doctor Martinus schreibt e. kf. gn. hiepei und uberschickt, was 
die von Ausborgk radt und praedicanten der negsten handellung halben zu ant- 
wort gegeben?, er verhofft die andern werden auch nit verzihen. D. ut supra. 


Eine sehr trübe Anschauung von der Lage begegnet uns aller- 
dings in einem Briefe Brücks an den Kurfürsten vom 28. Dez. 1540°: 


Dieweil ich den Zettel gelesen, den herr Hanns* in seinem schreiben an 
e. kf. gn. eingelegt, was marggraue Jorgen von Brandenburg begegent des vettern 
halben, so höre ich, das alle diejhenigen zu diesem reichstag beschriben sein, die 
nur ein wenig lehen vom reich haben, es sein grauen, hern oder edelleut, auch 
bischoff, ebte und mönch, was nur ein wenig regalien vom reich hat. Dieweil 
dan gnannter herr Hanns und der cantzler in iren schreiben an e. kf. gn. ... 
e. kf. gn. zu erkennen geben, als gehen die praktiken nachmals wie zu Hagenau, 
das man den Nurnbergischen contrabund gerne wolle sterken, so sehen mich des 
kaisers anschlege und seiner leute dohin gericht an, dieweil er nicht woll in 
teutzscher nation noch zur czeit krige furnemen kann, so wil man doch alle 
die mittel und wege versuchen, damit man das euangelium muge dempfen und 
disen tail an macht schwechen, dan do man marggraff Jorgene durch die erb- 
teilung den vettern möchte abstricken, so wurde man denselben vettern in die 
Nurmbergische bundtnus bereden, so were gnannter marggraue geschwecht, sturbe 
er dann, so hett er ain jungen erben, des vormunde were der vetter, so wurde 
des jungen tail auch hingezogen in den alten glauben. E. kf. gn. und derselben 
vettern zeugt man ab und wil abzihen die drei bischoffe, die stett Erffurt und 
Mulhausen und do man es vermöchte, villeicht auch etzliche grauen, hern und 
vom adel, und so dieselben vollend in die buntnus pracht wurden, weren dem 
haus zu Sachssen die flugell auch zum guten taill beschnitten. So setzt man 
disen tail am camergericht heftig zu mit der acht. Es ist auch ane zweiuel 
dorumb vor den virdten wege das mortbrennen mit wissen der grossen haupter 
furgenommen worden, auf das man dissen tail dardurch auch schwechet und 
andere von der lehre gottes worts abscheut. So mag dann fur das funfte der weg 
auch versucht werden, wie man die kaufstete, ob sie woll das euangelium ange- 
nommen als Nurmberg, Augsburg etc. auch abzihe, also das man sich doch zu 
inen nichts guts noch trostlichs im fall der not uf dissem teil zu versehen 
hette. So wil ich glauben, dieweil sich der Granuel gegen den obgenanten baiden 


ı Der Brief ist am Rande zerstört. 

®2 Enders, XI, 9, Nr. 2417. Der Brief Luthers an den Kurfürsten ist nicht 
bekannt. 

3 Reg. H., p. 335, Nr. 134, I. Or. von Kanzleihand mit eigenh. Korrekturen, 
diese gesperrt gedruckt. 

* Dolzig. Er und der Vizekanzler Burckhardt befanden sich damals bei 
dem Religionsgespräch zu Worms. 
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rethen hat lassen vernemen, der tag zu Wormbs werde sich noch so bald 
nicht enden und dorzu gefragt, ob auch e. kf. gn. selbst wurden auf den 
reichstag kommen, es werde under solchem aufhalten des handels zu Wormbs auch 
etwas verpackens ligen und nicht so sehr gemaint sein, die gesprechs- und 
religionshandlung, dieweil si verstehen, das man nit abstehen wil, als das 
man villeicht disses tails furnemliche leut aldo will aufhalten und villeicht zu 
Regensburg eilen oder dester bessern platz haben zu erweiterung der Nurm- 
bergischen puntnus, so nimants sunderlichs dises tails do were. Es ist auch wol 
muglich, das die baide marggrauen und sunderlich der churfurst dorumb zuge- 
lassen wirdet under den gerumbten gehorsamen tail des kaisers, das man inen 
disem tail auch ganz und gar will abstricken und etwo der religion halben 
sicherung vertrösten, ob er sich gleich in die Nurmbergische puntnus nicht lassen 
kamn, das er sich doch nichts besorgen sol, allain das er sich an dise buntnus 
auch nicht henge. So glaub ich, das margf. Hans durch den von Braunschwig 
mit den renken aus disser ainung widerumb sei gezogen worden, er mag ime 
auch woll kais. versicherung zu weg bracht haben. So thurengelt! man an disem 
tail zum sechsten durch hz. Heinrich von Braunschwig in den Sechsischen landen 
und eben under dem gesprechs- und reichstag zum wenigsten auf den rank, zu 
sehen, wie man bei ainander stehen und thun wollte und dissen tail mit 
unkosten abzuhelligen. Wirdet man nu die stende dises tails ungehertzt, auch 
sparlich vermerken und der kaiser wirdet den Nurmbergischen bund können er- 
. weittern, auch frieden und anstand haben mit dem Turcken, Franckreich und 
andern, so ist muglich, man wirdet bas mit uns drein hauen oder zum wenigsten 
sovil treiben, das man disse buntnus gar zu nichte mache. So soll der laufft des 
evangelii ires erachtens vast domit gehindert, auch das vorkommen sein, darann 
dem kaiser und dem konige nicht am wenigsten mag gelegen sein, das sie und ir 
nachkomen des reichs regirung mugen behalten. Und sehen mich die sachen 
als ainen unverstendigen dorfur an, wie ungereimpt, auch unrichtig die hand- 
lungen sich beginnen in disser ainung zuzutragen, so werde sie zu boden gehen 
und wil villeicht unser her got nicht, das durch den menschlichen trost seine 
sachen sollen erhalten werden, sondern er wolle selbst darob halten an andere 
menschliche crafft. E. kf. gn. wollen mir solch mein lang unnotturftig schreiben 
zu gut halten, dann wollen die sachen alhir? untröstlich abschaiden, wie zu 
besorgen, dieweil man so ungleich ankumpt, so will ich bei mir dohin utg. 
schlissen, es werde domit haissen: Valete... D. Naumburg, dinstags nach Johannis 
euangeliste anno etc. XLI. 

Waren in diesem Falle die Befürchtungen Brücks fast übertrieben, 
so wird man dagegen nur mit Kopfschütteln das folgende Schreiben 
lesen, das er am 24. Juni 1546, also noch unmittelbar vor dem Aus- 
bruch des Schmalkaldischen Krieges an seinen Herrn richtete®: 

E. kf. gn. schreiben ist mir [gestern] nacht umb zwelf ur vor datum 
[zukommen] sambt der rethe aus Regfenspurg], auch des landtgrauen schriften. 

Und wiewol ich aus dem schreiben, [so] e. kf. gn. an den landgrauen ge[tan], 


vermerkt, das e. kf. gn. beraitan etzliche [leuf]te verordent, als ainen umb 
Ichtefrsjhausen und den andern im I[and] zu Braunschweig, so wolt [ich] doch 


! In die Enge treiben, plagen. 

?2 D.h. auf dem Bundestag zu Naumburg. 

3 Reg. J, p. 579, Y., Nr. 18, Bl. 15—17. Or. von Kanzleihand offenbar nach 
Diktat Brücks mit eigenh. Korrekturen (gesperrt gedruckt). Am Rande zerstört. 
Ich ergänze die Lücken, so gut es geht. Benutzt von Brandenburg, Politische 
Korrespondenz des Herzogs und Kurfürsten Moritz von Sachsen, II, 678, 1. 
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in utgkeit, wol fur [bejquemer geacht haben, das e. kf[f. gn.], dieweil die stende 
zu Regensburg [noch] nicht endlich in allen dingen, was die notturft des handfels] 
erfordern will, beschlossen!, dfomit e.] kf. gn. vor den ersten nit vfer]merkt 
wurden. So [mocht] auch m. gn. h. dfer] landgraf, wie ich spure, wol lei[den], 
das e. kf. gn. leufte mache[n und] rittmeister lassen niderwerffen, aber s. f. gn. 
thun gleichwol selbst gemäch an zweifel nit ane sonderliche bedenken, glaub 
darzu, das er sich nit wenig hz. Moritzen underbauung beim kaiser seinsteils 
getröstet. Mit dem lauft im lande zu Braunschweig soll e. kf. gn. auch wol zu- 
sehen, das sie solchs zum ersten verschaffen?, domit das arme volk uber e. kf. gn. 
zu seinem besten unwillig werde, denn seine beuelhaber werden gewisslich sagen, 
der churfurst habs beuohlen und verschafft etc. 

Es will mir noch nit [in] mein herz, das des kaisers entlich furhaben sei 
also und dergestalt einen krieg in deudscher nation zu erwegken, man verursaches 
dann selbs zu sehere. 

Dieweil auch der kaiser, wie die rete von Regenspurg schreiben, die vor- 
nembsten stet sonderlich und gn. hat ansprechen lassen und etzlicher unbenante 
fursten rebellion und schir crimen lese majestatis anziehen lassen, so wurdet man 
sehen und erfharen, wann solchs ire gesandten zuruck an sie gelangen, es werden 
inen die sachen nit mehr so heis anligen. 

Es werden nhur alle handlung zu [Regenspurg?] dohin gericht, das man 
den ungl[impf] uf e. kf. gn. schiebe, wie man [zuvor?] des ergangnen colloquii® 
halben [auch] gethan. Der landtgraf hat [zu] Speir den unglimpf gegen dem 
kai[ser] deshalben von sich geweltzet, [und] itzunt habens die andern stende [zu] 
Regenspurg darnach gethan. 

Es sein underscheidene sachen [...] Rebellion in prophansachen, m[ag?] 
dann derselben auflag halben vonnöten sein, dem kaiser ein [un]dertgste anzaig 
zu thun, u[f?] das man als misshendler kfein] straf noch krieg leiden durfte, 
[von] solcher auflagen ist ein yeder [.. .] sich zu entlestigen schuldig, e[in] anders 
ist in religionsachen [nit ?] zu gehorsamen, dann do kan ma[n wilder gott und 
sein wort nit gehor[sam] sein. 

Darumb von nöthen sein wurde, das man gegen kais. Mt. ein solche utge. 
anzeigung fu[r]jwenden thu, daraus die mitverwa[n]ten stende befinden mögen, 
das man kainer prophanrebellion schuldig. Wider wen darnach das spil wolt 
angefangen werden, so musten es die andern bekennen und darfur halten, was 
eine andern in solchem begegnete, das es allain der religion halben und was dem 
anhengig beschehe, es belangte gleich clöster oder geistlich gueter. Solte das vor 
ein rebellion mogen angezogen werden, so weren vil churfursten und fursten, die 
nit in der ainung sein, auch rebelles. 

Es ist dem kaiser umb nichts zu thun, dann umb die reputacion, das er 
fursorge tregt, es wurd im bei den auswertigen potentaten ein vercleinerung 
geberen, so man sich nit sollte demutigen und sich entschuldigen, darumb ich 
bei mir keinen zweifel hab, es werden den sachen noch wol andere weg durch 
göttliche verleihung können funden werden. 

Könt auch derhalben in utgkeit. nicht fur gut ansehen, das man die rethe 
zu Regenspurg solt abraisen lassen, dann es werden gewislich noch vil handlung 
furfallen, dann dofur sieht mich des kaisers an[t]Jwort an, die er nechst der 
chur[fursten] rethen gegeben, darin sich Ire Mt. vernehmen lassen, sie sein noch 
dfes] gemuets zu friden und ruhe z[u] handeln, und der dreulich afn]hangk 
erstreckt sich nit uf geub[te] und vergangne rebellion, sonder[n] dohin nhemlich, 


ı Ein Wort wie „gewartet“ muß ausgefallen sein. 
®2 Hier wohl = abschaffen, aufheben. 
3 Zu Regensburg Januar—März 1546. 
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wo jem[and] sich in solchen Irer Mt. handl[ung] wurde ungehorsam befinden 
lass[en], so kont man erachten, das Ire M[t]. ir autoritet wider dieselben bilflig] 
gebrauchten. Damit aber so[nder] zweifel der kaiser nichts dann wfas] die religion 
anlanget, gemainft]. } 

Meine gedanken sein noch immer, [e.] kf. gn. wollen mir es gn. zu gut 
halten, man werde d[ie] turcken zu Ofen und Best wof[llen] uberraschen und sie 
aus Ung[arn] jagen, domit sie sichs aber dest[o] weniger zu versehen, so geb der 
kaiser der rustung ainen solche[n] schein, als wöll er damit etzliche deudsche 
fursten und stende straffen. 

Wiewol zu glauben, konten sie under den religionsverwandten ein trennung 
machen, das man sich zuvor oder hernach etwas möcht understehen, wo man 
des kaisers handlung nit wurde verfolgen wollen ... D. Wittenberg am tage 
Johannis etc. anno XLVI. 


Das Vertrauensverhältnis, in dem Brück bei seinem Kurfürsten 
stand, zusammen mit der Möglichkeit, die er stets hatte, die Witten- 
berger Theologen um ihre Meinung zu befragen, bewirkte, daß er oft 
auch in Angelegenheiten des Schmalkaldischen Bundes zu Rate ge- 
zogen wurde. So sprach er sich z. B. am 10. Dezember 1533 über die 
Aufnahme Hamburgs in den Bund aus’: 


Es ist heut dato magister Philippus und doctor Antonius der Engellender, 
der negst auch disputiret, bei mir gewest und haben mein bedenken begert, ab 
die von Hamborgh uf bequeme mittel mochten in die pundtnuss der relligion 
halben genommen werden, dan die geistlichen hetten ein endlich urteil erhalten, 
das man sei zu iren guetheren und allem widereinsetzen solt, wie e. kf. gn. 
inligende sehen werden.? Dorauf ich geantwort, das ich noch nichts darczu fsagen 
kunt, dan wiewol e.' kf. gn. und die andere verwanten die stadt Hamborgk mit 
in den frieden und stilstand gezogen, szo hetten sie es doch ratificirt, dorzu were 
es nhu noch ergangenem und urteil, aber gern wolt ichs als vor mich an e. kf. gn. 
gelangen, ob ich e. kf. gn. bedunken dorin kont vermerken, aber es kan wol 
leithe (?) haben, ab e. kf. gn. mit der hulf gothes hieher kommen, so muss ein 
seltzam spil sein und etwas gemeint werden, es sei, was es wolle. 

Ich erfreue mich aber des, das e. kf. gn, etzlicher euserlicher sachen halben 
vertragen sein und weither nach pilligheit vertragen zu werden gnaigt sein, das 
si euserlicher sachen halben kein ursach haben mugen, seindt si dan der relligion 
und gothes worts halben unserm hergoth ein thorheit schuldig, [so geschee sein 
gotlicher wille. Amen... D. mittwochs nach conceptionis anno dni. etc. XXXII. 


Ein andermal handelte es sich um die Aufnahme Augsburgs: 


Uf e. kf. gn. schreiben, szo mir doctor bothe heut dato umb sieben bracht, 
hab ich ein ungeferlich argument einer antwort an m. gn. hn. den landgrafen 
gestalt, het es gern rein lassen schreiben, szo ist iderman zur hochezeit und die 
ursach des slusses, das e. kf. gn. noch nit ein endliche antwort, wie es e. kf. gn. 
bedachten, geben solten, ist disse, das mir Philippus, den ich derhalben beschickt, 
anczeigt, die von Ausborgk sollen uf die milterung gefallen sein, die der Butzer 
zu Strasborgk fhuret und ime zu erkennen gegeben und die sachen nit szo weit- 
leuftig irenthalben meher sein, wiewol dannocht war, wan sie gleich mit e. kf. gn. 
der confession ganz einig und der anhang, szo e. kf. gn. negst kön. Mt. geschrieben, 
wurde nit gewilliget, szo wolt dannocht vast ein zuruttung des friedens erfolgen, 
szo man sich nhu erst mit inen in verstendnus einlasen solt, dieweil si in den 








' Reg. H., Nr. 94, Bl. 104, eigenh. Or. 
® Das Urteil gegen Hamburg vom 7. Juli.1533 liegt bei. 
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stilstand nit gehoren, sundern denselben verseumbt haben durch ire verzihen, 
also wo si das camergericht furnimbt und werden erlangt und man sal si wider 
die execucion schutzen, das alsdan eins mit dem andern des erlangten friedens 
halben abgehen und aussein wurde. Szo ist auch die handellung zu Smalkalden, 
dovon der landtgraff schreibet und ich nit sunders weis, wie es sich dorumb 
heldet, dieweil ich doczumall zu Smalkalden nit mit gewest bin, vor dem zu 
Nurenbergk erlangten frieden und stilstand des rechten beschehen.! Szo aber 
guethe antwort vom konige erlangt wurde, szo were alsdan bequemlich zu den 
sachen zu kommen ... D. Wittenbergk dinstags nach decollacionis Johannis anno 
dni. XXXIIII der negern (?) czall (1534 sept. 1.).? 


Auch bei den Verhandlungen mit England, bei den Beschluß- 
fassungen über die dem Konzil gegenüber einzunehmende Stellung 
u. dgl. wurde Brück wiederholt zu Rate gezogen. 

Wie Brück seinem Herrn auch in Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung mit seinem Rate beistand, läßt sich etwa aus dem 
folgenden Briefe über die Entlassung des Kanzlers Ossa entnehmen.*® 
Er zeigt uns zugleich, wie Brück sich verhielt, wenn der Gehorsam 
gegen seinen Kurfürsten und seine Überzeugung in Konflikt mitein- 
ander gerieten; auch lernen wir aus ihm, was ihm als die wichtigsten 
Erfordernisse eines Kanzlers erschienen: 


Wiewol ich mich oft utg. bei e. kf. gn. beschwert, darzu zu raten oder 
ichtwas zu stellen, das zu enturlaubung e. kf. gn. cantzlers mocht gereichen, 
aus allerlei bedenken und ursachen, die e. kf. gn. ich vor mein person und der 
chamerer Hans von Ponickau auch mehrmals angezeigt, dieweil aber e. kf. gn. 
fur sich selbs und ein ander bedenken als ein hochverstendiger churfurst und 
zufurderst zwir nach einander, do ich zu Torgau gewest, darin gehabt und begert, 
das ich ein ungeverliche notel einer widerschrift stellen und die e. kf. gn. zu- 
stellen solt, so hab ich mich schuldig geacht und sonderlich uf das schreiben 
und begeren, so e. kf. gn. neulich derwegen zwir gn. an mich getan, e. kf. gn. 
als der arm undertane und diener darin zu gehorsamen. Schick derhalben e. kf. gn. 
ein ungeferliche pernunciatur hiebei zu ungeverlich uf die mainung begriffen, wie 
ich e. kf. gn. hohes bewegen mehr dann einst von denselben vermarkt hab sambt 
den negsten schriften, so zwuschen e. kf. gn. und vorgenantem Irem cantzler 
jungst ergangen. 

Ich bin aber nochmals utgster. hoffnung, e. kf. gn. werden die sachen in 
dem weg der einmahl bewilligten bestellung die zwei jar uber mit dem manne 
vollend bleiben lassen und weil er das meiste hinweg hat, sich nuhn des wenigern 
auch nit dauern lassen, sondern gn. erwegen, was villeicht e. kf. gn. fur ein 
unglimpf zufurderst bei Iren missgunstigen davon entstehen und zugemessen 
werden mocht und sonderlich dieweil der cantzler bei andern, auch hohes stands, 
viel einer andern und grossern geschicklicheit mag geachtet werden, dan villeicht 
e. kf. gn. bisher bei ime gespurt. Solt er auch mit unwillen von e. kf. gn. komen, 
so will zu besorgen sein, das er sich etwo an einem ort mehr zu rach und erzeigung 
verdriesses, dan nach seiner selbs gelegenheit vorherren werd. 

So weis ich auch nochmals nicht, mit wem e. kf. gn. das cantzlerambt uf 
die weis, wie es e. kf. gn. son nodturft wol sein mocht, bestellen werden, dan 


! Gemeint ist offenbar der Bundestag zu Schmalkalden im April 1531. 
? Reg. H., Nr. 96, Bl. 46, 47, eigenh. Or. 
® Reg. Rr., p. 1—316, Nr. 1303, Bl. 63/64. Or. von Kanzleihand. 
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aus doctor Minckwitzen mogen e. kf. gn., als ich nicht zweifel, einen wol beredten 
und auch vleissigen und willigen man anrichten, aber bei dem amboss frue und 
spat zu stehen und zu sitzen, allen sachen mit vleis nachzutrachten und sich 
darin zu bemuhen, besorg ich, werd des guten frommen hern gelegenheit auch 
nit sein, Jobst vom Hain mocht in solchem fall, als ich nicht zweifelte, getreue 
und vleissige arbeit vermugen, wie er dan auch in rechten so wol als doctor 
Minckwitz ganz wol gelert und gegrundet ist, so weis ich doch nicht, was er im 
mit langwiriger arbeit selbst vertrauen mocht oder nicht. Dieweil sich dan die 
nachbaurn schir uberall bevleissigen, mit e. kf. gn. zuzugreiffen, darwidder 
wehrens und doch mit bescheidenheit von nothen sein will, so werden e. kf. gn. 
Ir und meiner gnedigen jungen hern nodturft zu betrachten wissen. 

Dann wo e. kf. gn. je uf dem beruhen wurden, des von Osse vor ausgangk 
der genzlichen bestellung loss zu werden, so wollen e. kf. gn. die widderschrift 
selbs zum besten betrachten, ermessen und richten und mein je als eins armen 
gesellen gn. verschonen, das ich drin unverdacht und unvermerkt bleib, dan ich 
bekenne hiemit vor e. kf. gn. utg., das ichs nit wol vor radtsam ansehen kann, 
solchs alles wolle .... D. Wittemberg freitag Marie Magdalene (Juli 24.) 1545. 


Die ‚„Widerschrift‘“, die Brück hier erwähnt, ist offenbar der 
Brief des Kurfürsten an Ossa vom 30. Juli. Von ihm liegt ein 
undatiertes Konzept mit Korrekturen Brücks vor.! Er strich darin 
z. B. den Vorwurf mangelnder Geschicklichkeit, der Ossa außer dem 
des Unfleißes vom Kurfürsten gemacht wurde, ferner einige Worte, 
in denen gar zu sehr die Höhe der Besoldung Ossas betont wurde, 
vor allem aber einen Satz, wonach der Kurfürst auch in den Streitig- 
keiten mit Moritz Brück gebrauchen müsse, da er Ossa dazu nicht 
gebrauchen könne, während jener doch mit den Sachen der Religion 
und des Konzils genügend beladen sei. Brück wünschte also offenbar 
in dem Briefe gar nicht erwähnt zu werden.? 

Im Jahre des Reformationsjubiläums darf vielleicht besonders 
Brücks Verkehr mit den Wittenberger Theologen Beachtung finden. 
Über ihn unterrichten uns die folgenden Briefe: 


a) E. kf. gn. schreiben? ist mir nechten gancz spat zukommen, das ich utg. 
gelessen, hab doctori Martino seinen* auch uberantworten lassen und mich heut 
zu im verfugt und e. kf. gn. befel nach erstlich des Schanczen (Schönitz 5) halben 
mit im geredt, hat mir darauf angeczeigt, das furst Wolff von Anhalt, auch furst 
Hans, dergleichen der marggraff churfurst mit im durch schriffte und sonsten 
handelen lassen, wider den erzbischof zu Magdeb. das furhabend buch nit aus- 
gehen zu lassen, das er zu tuen und domit stiller zu stehen bewilliget bis uf den 
tagk und das dasselb tue Halle des Schanczen halben mit nidersetzung vier rhete 
und vier freunde gehalten und er gewar wurde wie sich die sachen des Schanczen 
halben wurden zutragen. Szo kont er das wol im buch auslassen, was Schanczen 
belangete, aber was die relligion, wurde er aus vielen ursachen nit mugen an- 
stehen lassen. Hat mir auch ein copei der schrift an bischoff zugestalt, die 


! Reg. R. ebda, Bl. 108—114. 

® Zur Sache vgl. meinen Johann Friedrich III, 140f. Nachfolger Ossas wurde 
Jobst von Hain, diesem folgte 1550 Erasmus von Minckwitz. 

» Vgl. Enders-Kawerau X, 335 Anm. 3. 

* Ebenda, X, 333ff., Nr. 2388. 

5 Vgl. etwa Köstlin-Kawerau, Martin Luther, 5. Aufl. II, 419f. 
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e. kf. gn. ich hierpei ubersende, die wollen aber e. kf. gn. forderlich herwider 
schicken, dan er hat kein copei meher. Es ist dem.. .! dorin wol eingeschenkt, wie 
e. kf. gn. doraus befinden werden, und wil uf e. kf. gn. begern mit dem buch 
stiller stehen, aber er achte es dafhur, des bischofs sei endlich nit zu verschonen 
zuvorderst was die relligion anlanget, dan er sicze zu Halle und vertreibe die 
leute umb der warheit gothes willen mit gewalt und unrecht und habe doch die 
macht nit, greife andern fursten in ire gerechtigkeiten, item treibe offentliche 
unvorschembte abgotherei, verfhur das einfeltige volk, verkaufe dem zigen- und 
bocksblut vor Christi unsers hern blut und seine lugene vor warheit, sicze im 
und andern lerern der warheit vor der ture, tue es got und inen zu hoen und sei 
im nit wol zu schencken, man musse inen umb des einfeltigen volcks willen, das 
er verfurt auch verwirt, zu schanden machen, domit das zusehen und stille sweigen 
nit dohin verstanden werde, als tue er recht doran. Szo mussen die armen ver- 
wirten gesterkt und getrost werden, domit si nit abfallen und verczagen. 


Uf den tagk zu Grim? wil er sich halten, wie im e. kf. gn. geschrieben, und 
vermerke, das das sein endlich gemuet ist, wollen si mit einig sein und werden, 
szo sollen si sich verpflichten, Ecolampadium und Zwinglium als ires tails gefurten 
leren halben irrige lerer und von der kirchen verdampt vor verdampte zu halten, 
ssovil ire lere belanget. Szeint si aber doruber selig worden, das solchs durch 
gothes barmherzigheit, aus dem das si zuleczt in iren herzen ire irtumb got bekant 
mussen haben, beschehen sein muste, das er inen herzlich gern in dem falle gonne. 

Szo hat er den Osiandrum auch beschrieben, der helt inen nichts zu guet, 
auch Amsdorffe und gefiel im gancz wol, das e. kf. gn. den Ambsdorff zu be- 
schreiben befolen hette, Hengt dorpei an, er kont wol achten, das e. kf. gn. des 
Philippi halben sorgfeldig weren, dovon e. kf. gn. ich etwa weiteren bericht tun 
wol, sprach, ich besorge, es sei zwischen dem Philippo und dem Hessen ein glock 
zu Cassel weinachten ein jhar gewest, gegossen worden. Das hab ... Diesse 
schrift werden e. kf. gn. wol zu behalten und nit weiter geraten zu lassen wissen... 
D. Wittenbergk montags nach cantate ao. dni. etc. XXXVI. (1536 Mai 15.).? 

b) Fuchs bote hat mir am sonnabend zu abend e. kf. gn. schrifte uber- 
antwort, die ich alles inhalts utg. gelessen, het denselben [zu] e. kf. gn. gern bald 
abgefertiget, sso hat es doctor Martinus etwas verzogen, dan ich in nit eher dan 
am suntag zu abend hab zu worten haben konnen, weil ich meiner krangheit 
halben bisher noch nit ausgangen bin, das ich inen het mugen ersuchen. Darumb 
wollen e. kf. gn. den verzugh gn. entschuldiget haben. 

Ich hab ufs fuglichste die sachen, davon der Freibergische prediger* e. kf. gn. 
geschrieben, mit im geredt, wie mir e. kf. gn. befolen, als hat er mir disse antwort 
gegeben, das er e. kf. gn. befelh, wie ich im den angezeigt, nit anders dan das es 
e. kf. gn. gn. und wol meinten, verstanden, aber es het vil ein andere meinung, 
dan wie es die herzogin zu Freibergk.... furgebe, der prediger het nach irer 
gnaden gefallen mussen schreiben. Er were bedacht, gemelten prediger wider 
wegk zu fordern, dan er wust nit, die welt zu nhemen und des orts prediger zu 
sein, do im solhe: bis ins maul solten gelegt werden; er mocht wol predigen und 
man horte es gern, das Christus unser erlosung were an unser werk ader verdinst, 
aber ainiche irtumb, sunden, laster ader anders anzugreifen, auch kranke leute, 


! Ein Wort unleserlich. 

2 Vgl. Enders-Kawerau, X, S.334. Es handelt sich um die Verhand- 
lungen, die der Wittenberger Konkordie vorausgingen. Vgl. darüber und über die 
auf Melanchthon bezügliche Stelle des Briefes Clemen in Zeitschr. f.: Kirchen- 
geschichte, XXXIV, S. 96ff. 

3 Reg. N., Nr. 79, eigenh. Or. 

* Jakob Schenk. 
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die irer gewissen trostes bedurften, zu besuchen, were im verpoten. In summa 
nach vielen anczeigungen sloss er dohin, er wolt den prediger abforderen, dieweil 
er durch sein zutuen und bereden dohin verordent, wolt er aber doruber do 
pleiben, das mocht er uf sein selbs gewissen tuen, er wolt seiner gewissen halben 
entschuldiget [sein], dan das ewangelium wurde zu Freibergk nit gemeint, es läge 
ein anders dahinter. 

Das er den kartenmacher! verschriben, do het er aus der lieb ursach zu 
gehabt, dan der man erpote sich zu verhor, er wolt von mir gern verstehen, do 
einer verhor leiden kont, ab im die geweigert wolt werden. Ich hab gessagt, es 
het ein gross bedenken, der herzog spreche, gemelter cartenmacher het wider sein 
urpfriden gehandelt, wolt er nun jhe verhor haben, fso mocht si im villeicht nit 
geweigert werden, dergestalt ßso er strefflich befunden, derselben gewertig zu sein, 
wie e. kf. gn. es jegen solche auch hielten. Ich het (sorge, der man .betrige in mit 
glarten und gueten worten, er solt in zu mir kommen lassen, (so wolt ich bald 
verstehen, wie es umb den urfrieden gelegen und ob im sein erpieten zu verhor 
wurde dinstlich sein oder nit. Aber derselb cartenmacher ist bis uf heut dato 
umb acht uher auch nit zu mir kommen. 

Doctor Martinus hat sich daruber beclagt, wie im der techant zu Freibergk 
und der canzeller solchen groben brieff wider geschrieben, ich verstunde aber in 
des herzogen nhamen, er wolt si recht beczalt haben, aber e. kf. gn. zu gefallen 
wolt er gedult haben, das er sich aber doruber zu irer unpilligheit noch demutigen 
solt, wust er nit zu tuen, dan er befsorgte, es were ein gestifte von Drefsen, ver- 
hoffte auch, e. kf. gn. wurden inen in ungnaden darumb nit verdenken, dan sein 
herz stuende jhe dohin, das er auch nit gern unrecht tuen wolt. Er hatte ein 
cleins reuschlein, wiewol er gleichwol nichts unschicklichs rhedet, dan vor e. kf. gn. 
schreiben was er auch bei mir, do clagte er sere der herzogin furnhemens halben. 

Wider den bischoff von Magdeburgk hat er noch nichts in truck gegeben, 
dan es ist wider zu ferner handelung ein tagk angesetzt, aber das er sich ver- 
pflichten solt, wo die sache nit vertragen werde, des schelkopfigen (?) bischoffs 
sunden und ubel nit anzugreifen, wust er nit zu tuen, verhoffte auch, e. kf. gn. 
wurden im nit verdenken noch darin beswerung tragen. ; 

Ich hab in auch gefragt, ab er ichtes mit magister Philippus geredet, hadt 
er mir gefsagt, die sachen stehen recht, Philippus hab sich lassen vernhemen, 
das er sich in der lere nit sondern wolle noch wisse, aber er wil in allein fur sich 
nhemen und ufs fuglichste mit im unterreden. 

Der Schluß des Briefes betrifft Erfurter Angelegenheiten. D. Wittenbergk 
montags nach Martini ao. dni. etc. XXXVI. (1536 Nov. 13.).? 

c) Doctor Martinus hat mir inligenden brieff? zugesandt, e. kf. gn. mit zu 
uberschicken des Eisleben und irer der theologen beradtslagung halben. Szo ist 
magister Eisleb heut dato bei mir gewest, verstehe, das er ganz abgescheiden ist 
zu Eisleben, aber im abscheiden hat er es graff Albrechten zu erkennen gegeben 
und ursachen angezeigt, wie er mir der schrift copei geczaigt, die graff Albrechten 
nit mugen allenthalben wolgefallen haben. Der graff hat Eisleben hieher ge- 
schrieben, auch doctori Martino und dan auch der theologen facultet*, clagt uber 
Eisleben des abscheidens halben, aber doctor Martinus nimpt die sache uf sich, 
wie er Eisleben dohin geliehen, szo hab er in wider gefordert. Item vermerke 
szovil von im, das er gern alhie zu Wittenbergk sein mocht und wolt e. kf. gn. 


Matth. Lotther. Vgl. Enders, XI, S. 117 Anm. 1; X, Nr. 2400, 2408. 
Reg. N., Nr. 625, Bl. 12, eigenh. Or. 
Vgl. Enders, XI, Nr. 2493. Erl. Ausg. der Werke Luthers, 56, 167. 

* Alle diese Briefe sind nicht bekannt. Zur Sache vgl. G. Kawerau, Johann 
Agricola, S. 168ff. ; 
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froner sein von Wittenbergk aus yhezurzeit, wan e. kf. gn. reiseten ader sunst 
sein begerten, aber wesentlich sich jegen hof zu tun, wolt sein gelegenheit gar nit 
sein. Item versicht sich zu e. kf. gn. gnediger forderung, aber ich halt, wan die 
sachen mit graff Albrechten ein wenig durch die andere herrn abgedroschen, wie 
e. kf. gn. inen wollen zu diener onder (?) e. kf. gn. verwant haben, dorin wirdet 
er sich halten. 

Wir haben die Hellische sache furgenommen, kommen morgen suntags, wils 
got, wider zusammen. Wie es mit der hern theologen radtslagung stehet, weis 
ich nit eigentlich, dan ich bin heut smerczen halben nit zur kirchen kommen, 
ich halt aber doctor Martinus werde e. kf. gn. dovon schreiben, dieweil ich im 
e. kf. gn. schreiben zu lesen zugeschickt gehabt. Szo versehe ich mich morgen 
zu Martino zu kommen, dan er liess mir nechten fsagen, er were wider frisch... 
D. Wittenbergk am tage der heiligen dreier konige ao. dni. etc. XXXVIl. (1537 
Jan. 6.).! 

d) Ich hab mit doctor Martinus e. kf. gn. befel nach geredt heut nach der 
predigt, hat mir disse antwort gegeben: wiewol er got lob gesundheit halben itzt 
keinen mangel fuelet, auch gern thuen wolt, was e. kf. gn. haben wolten, aber 
er wurd seins achtens der ende wenig nutze sein, dan vor einen schauman, szo 
mangelet es in der kirchen zu Wittenbergk, wan er weg tzoge, an leuten, dan 
Pommer wer nit heim, szo wurden auch die lection in theologia dieweil liggen 
pleiben, dan doctorn Jonam het er gern mit im, szo er zihen solt, wurde niemands 
in theologia lessen, dan doctor Krutzinger, aber er stellet es in e. kf. gn. gn. 
willen, des wolt er sich unbeswert halten, ein bosse nachtlager ader 2 uf der 
reisen must in auch nit besweren, es mochten e. kf. gn. selbst ihetziger zeiten 
farnis (?) haben. Dorauf stehet es, das doctor Jonas mit im zihen wurde, wie er 
auch gern thett. 

Docter Curio der artzt liess mir anzeigen, wo doctor Martinus zoge, het er 
in gern mit, wiewol mir Martinus nichts davon gesagt. ich hab auch im wider 
sagen lasen, das ich nit vernommen het, wen e. kf. gn. vor einen arzten mitnhemen 
wurden, darumb ich im keinen bescheid kont anzeigen. 


Bewerbung des Magister Andreas Stolp um das Amt Hainichen. 


Was e. kf. gn. Martinus halben begern und getan haben wollen, werden 
e. kf. gn. wol herwider zu erkennen geben ... D. Wittenberg mittwochs nach 
invocavit ... XXXVIN. (1538 März 13.).? 


Der Kurfürst antwortete am 15. März: 


Und wiewol wir gedachten doctor kon. w. zu Dennemargk halben gerne mit 
dahin gein Braunschweig heten, weil es aber uf dem stehet, das durch sein, auch 
doctor Jonas abreissen, die lection in der theologia ganz ligend pleiben, auch 
die kirche zu Wittenberg abwessens des Pomers ubel versehen sein 
worde, so kont auch allerlei von neuer schirmerei (schwärmerei) seines 
abwesens einreissen, welches mit gotlicher hulf in seinem beisein 
verhutet kan werden, zudem das gleichwol dieser landart vhast ein unbequemer 
und unsicher wegk ist, ob wir uns wol selbst dahin wagen, aber unser person 
halben bessere und nodturftigere vorsehung kan und magk bescheen, weder seiner- 
halben, so lassen wir gescheen und wolten, das er und doctor Jhonas im nhamen 
gottes daheim und zu Witembergk pleiben, welchs Ir ime also anzeigen wollet, 


! Reg. H., Nr. 123, Bl. 9, 10, eigenh. Or. 

?2 Reg. H., p. 156, Nr. 76, eigenh. Or. Es handelte sich um die Teilnahme 
Luthers an dem Braunschweiger Tag der Schmalkaldener. 

® Ebenda. Konzept mit eigenh. Korrekturen, diese gesperrt gedruckt. 
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auch das er got bitten wolle, das die sachen, so zu Branswick sollen 
gehandelt, zu guttem und christlichem ende mugen gebracht werden, 
wir auch wider mit gesundheit mugen anheimps komen, wollen etwo 
besehen und uf wege gedenken, wie wir des d. aussenpleiben gegen kön. w. 
mugen verantworten ....... D. zu Torgau freitag nach Invocavit 1538. 


e) Wie e. kf. gn. ich heut dato bei Jorg von Konitz utg. geschrieben der 
religion, auch der besetzung des chamergerichts und der Pomerischen redt weitern 
handlung halben mit doctor Pomern, so weis e. kf. gn. ich ferner nit unangezeigt 
zu lassen, dieweil genannter doctor Pomer das bistumb zu Camin so gar weigert 
anzunehmen, das der von Klemptz mir artickel zugestelt, so hiebei liegen, darauf 
sein her hz. Philips e. kf. gn. weiter fr. radts hochlich, wie er sagt, bedurftigk, 
und wiewol ich solche artickel nit gar gern angenohmen, dieweil er ein befehlich 
gehabt an e. kf. gn. selbst damit zu raisen, so hat er doch angezeigt, das sich 
sein herr des genzlichen abschlags von doctor Pomern uf e. kf. gn. handlung 
nicht versehen, dan sonst wurd s. f. gn. gewislich nit underlassen haben, inen 
an e. kf. gn. berurter artickel halben mit sonderlicher werbung und credentz 
abzufertigen, hat mich derhalben vleissig gebeten, dieweil der verzugk in den 
dingen sorglich, ich wolt unbeschwert sein, dieselben punct e. kf. gn. zuzuschicken 
und zu furdern, domit seinem hern e. kf. gn. bedenken neben dem artickel die 
compturei zu Wildenbruch belangend, ... mocht, so furderlich, als es muglich, 
angezeigt werden ..... 

Soviel aber belangt den radtslag der religion halben?, den werd ich noch in 
zweien tagen, wie ich vermerk, nit bekomen, dan Philippus ist der andern hern 
cantzler darin, und dem kombt uber sein lesen teglich zu viel zu tun; er hat mir 
heut gesagt, das ime geschrieben werd, wie der frenkisch adel in treffllichen 
prakticken sein und mit einander conspiriren solle, sonderlich der bischtumb 
halben, das dieselben in keinen andern stand sollen gebracht werden, uf das ire 
kinder und freund auch konnen fursten und uf die tumereien grosse herren 
werden, hat mir zugesagt, was ime davon zukomme, das wol er mir noch heut 
zuschicken. So soll das Burgundische regiment einen trefflichen feinen man, 
einen gebornen Hispanier?, in lateinischer, griechischer und hebraischer sprach 
uberaus gelert, der ganzer zwei jar alhie zu Wittenberg umb ine gewest soll 
sein, haben zu Brussel in schwere gefenknus legen lassen, darumb das er das alt 
und neue testament in die hispanische sprach verdolmetzscht und hab drucken 
lassen. Derselb hab auch Martino, Philippo und den andern hern theologen gar 
eristlich aus der gefengnus geschrieben‘, gott fur ine zu bitten, das er bei der 
warheit moge bestendig bleiben, wie er dan auch zu tun bedacht und sein leben, 
so es der gottliche will ist, gern darumb lassen wolle. Philippus sagt wunder, 
wie man ime von geschwinden handlungen schreibe, so in den Niderlanden wider 
die ware religion furgenohmen werd, welchs ein anzeigung ist, das der babst in 
der richtung zwuschen kais. Mt. und Franckreich sein und seiner pfaffen nit 
wirdet vergessen haben, als dan auch aus den artickeln, so m. gn. h. von Gulich 
e. kf. gn. zugeschickt, etzlicher mass auch wol zu vermercken ist. Ich halts auch 
bei mir schir dafur, das der Gulichsche canzler darumb am meisten gefurdert 
hab, e. kf. gn. dieselben artickel zuzuschicken, domit e. kf. gn. der religion halben 


' Zur Sache vgl. etwa Enders-Kawerau, XVI, 144, 1. 

2 Es handelt sich um die sogenannte Wittenberger Reformation. 

» Francisco de Enzinas. Vgl. Realenzyklopädie für protest. Theologie. 
XVII, 581f. 

* Erwähnt wird dieser Brief von Melanchthon in einem Brief an Camerarius 
vom 25. Dez. 1544, Corp. Ref. V, 554. 
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solten verstehen, wo es domit hinaus wolle, dieweil der herzog e. kf. gn. sonst 
nichts weiter schreibt. 

So hat mir auch Philippus gesagt, das der keiser ein ernst geschwind 
mandat an die von Nidern Wesel soll getan ınd inen ernstlich geboten haben, 
ire predicanten hinweg zu tun, und Philippus heldets dofur, das es genants 
canzlers, des Gogreuen und seins anhangs getrieb sei zu mehrer verhinderung 
des erzbischofs zu Coln cristlichen furnehmens. So wissen sich auch e. kf. gn. 
zu erinnern, was gemelter canzler in seins hern jegenwertigkeit e. kf. gn. nechst 
zu Speyr gemelter predicanten halben anzeigte und wie er sie vor sacramentirer 
angab, das ich wol glaube und es dafur halte, es werde dem babst vom keiser 
und Franckreich auch etwas und mehr gewilligt sein worden, dan in vorberurten 
artickeln ausgedruckt worden ist. 


Nun were meins utgen. erachtens wol ein mainung, das man uf itzigem 
reichstag uf die handlung der concordi in der religion drunge und der keiser aus 
dem abschiede, so solcher handlung halben vorm jar zu Speyr aufgericht, nit 
gelassen und also Irer Mt. nit vorstatet wurde, des babstes concilio, so er gen 
Trient angesetzt und den bischoven uberall solchs ankundigen lest, anhengig zu 
werden. So vermerk ich doch, das Martinus, Pomeranus und Philippus widder 
der von Strasburgk schreiben, so sie an den lantgraven derwegen getan!, die 
bedenken auch haben, das solch dringen uf berurte concordi e. kf. gn. und iren 
religionverwandten mehr zu nachteil und unglimpf, dan zu nutz konne erspriessen 
aus nachvolgenden bedenken, dan solt man uf die concordi dringen, so mus man 
uf disem teil zuvor entslossen sein, das man etwas viel dem babst und seinem 
anhang widder einreumen und nachgeben will. Nun sagte doctor Martinus under 
anderm negst in der kirchen zu mir, das er und seine mitverwandten nichs 
kundten vorgeben oder einreumen an dem, das gott von anfang der welt durch 
die propheten, volgends durch seinen einigen son als aus seinem veterlichen schos 
und zuletzt durch seine aposteln hett verordnen und der welt verkundigen lassen, 
darbei gedechte er zu bleiben und wuste gott daran nichts zu vergeben noch ein- 
zureumen, wolten es ander leut tun, domit meinte er die stend dieses teils, do 
kundte er nicht fur, und dohin wirdet er, auch die andern iren radtslag, wie ich 
vermerk, vest richten. 


Solt man nuhn dieses teils mehr dan der keiser selbs uf die handlung der 
concordi dringen und dasjenige, daran es dem babstumb am meisten ligt, nit 
konnen nachgegeben werden, so wurd man das davon haben, das man domit nur 
weitern unglimpf uf sich geladen, als drung man uf ein concordi und man wolt 
doch nicht nachgeben, wie sich dan nach art einer itzlichen concordien geburte, 
dodurch mochte dan auch der keiser widder diesen teil dest mehr erhitzt und 
Il. Mt. ursach gegeben werden, dem babst seins concilii halben, wie dan one das 
zu besorgen, anhengig zu sein. Hett es dan auch die meinung, das babst, keiser, 
kunig und fursten einmal ir eusserst widder die warhaftige religion zu versuchen 
furhaben, so konnen sie die concordi doch gleichwol bald zu dieses teils unglimpf 
abschneiden, dan alsbald man den ersten artickel nicht wurd einreumen, wie in 
der ander teil gern haben wolt, so wurden sie sagen, sie seghen wol, es wer ver- 
geblich und man hett zur einigkeit und concordi keinen lust. So sagte mir 
Philippus gestern, wie er mit mir von der Pomerischen handlung ging, er kundt 
sich vom Butzer nit gnug verwundern, das er zu vorberurtem Strassburgischem 
schreiben, so an den lantgraven gescheen, het mogen radten, so er doch nechst 
zu Regensburg gnugsam erfaren hett, in was schimpf und spott er mit seinem 
concordiren komen wer. 


! Wohl = Pol. Corr. der Stadt Straßburg, Ill, 542, Nr. 514, 1544 Nov. 26. 
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Do aber der keiser sich wurd vermerken lassen, das er zu volg des nechsten 
Speirischen reichsabschieds die concordi wolt furgengig sein lassen, als ich doch 
nicht erachten kan, dieweil sich der von Naves der wort gegen Mgr. Frantzen, 
wie er schreibt, gebraucht, so kundt freilich nit schaden, das man mit einer 
seuberlichen christlichen mainung gefast were, wie und welcher gestalt solche 
handlung christlich und bequemlich solt furzunehmen sein, kais. Mt. zu uber- 
antworten, do Ire Mt. solche handlung anregen wurd. Darauf wollen auch die 
hern theologi, wie ich vermerk, gedenken, wiewol inen die hendel, als ich vermerk, 
ganz schwer zu beradtslagen furfallen, dan an gottes wort nichts widder gewissen 
zu vergeben, dohin des andern teils mainung gehet, und gleichwol auch bei der 
welt glimpf zu machen und zu erhalten, das ist fast unmuglich. 

Und wen ich fur meine person die warheit bekennen soll, so were ich vor- 
berurter des von Naues rhede mehr erfreuet dan bekummert, das aus der religion 
nichts mocht werden, dan der babst hat bisher mit ‚seinen concilien wenig aus- 
gericht, gott wirdet ime das itzige auch wol zu nichte machen und sonderlich do 
der turck in solcher trefflichen rustung ist, wie man davon redet und der 
commissarien proposition auch davon meldet. 

Darumb solt Mgr. Frantzen meins utgen. bedenkens widder zu schreiben 
sein, das e. kf. gn. im nit zu bergen wusten, das der lantgraf e. kf. gn. ein 
copei eins Strassburgischen schreibens zugeschickt, so an s. f. gn. bescheen, 
daraus e. kf. gn. vermarkt, das darin vor guet angesehen worden, man solte umb 
die religion-handlung bei Kais. Mt. hart anhalten, darin aber e. kf. gn. aus 
ursachen, so droben erzalt und Mgr. Frantzen mit anzuzeigen weren, auch e. kf. gn. 
theologi zu Witternberg bedenken hetten, darumb wo von Kais. Mt. selbst umb 
die handelung nit angeregt wurd, so solt er ime als fur sich solche anhaltung 
nicht gefallen lassen, sondern dieselb fuglich domit aufziehen, das die nodturft 
erfordern wolt, zuvor davon zu rheden, was man in der handlung tuen und nach- 
geben mocht ader nicht, derwegen auch uf negstem rt. zu Speyr vor guet an- 
gesehen und in der ainung verabschiedet, das die stend durch ire theologen der- 
wegen solten radtslege verfertigen lassen und dieselben uberschickt werden, 
welchs nit beschehen, dan ane das und so blind uf die handelung zu dringen, das 
kont er nit vor gut ansehen, dan gereichte die handlung darauf zu vortgang, so 
mochten darnach ja soviel und nit viel weniger disputacion under diesen stenden 
selbs, als mit dem andern teil furfallen, dan so imands solt wider die Augs- 
burgische confession und apologi und uber die zu Smalkalden der stend, und 
auch der predicanten gemachte verainung der religion halben wollen dem andern 
teil entweichen, auch uber die negste Regensburgische declaration, so daselbst 
der religion handlung halben durch dieses teils theologen ubergeben, so wurd es 
gewislich under einander selbst allerlei disputacion machen und zuletzt, eben mit 
dem glimpf, wie berurt, so zu Regensburg, davon mussen abgelassen werden. 
Und darauf solt Mgr. Frantz beruhen, bis das er e. kf. gn. weitern bericht von 
der andern oder des mehrern teils bedenken het. 

Truge sich aber zu, das der keiser selbst wurde entschuldigung tuen, worumb 
ire Mt. dismals solche handlung nit konte furnehmen, und das der babst ine daran 
verhinderte, alsdann wolt guet sein, das man sich einer stadtlichen anzeigung uf 
diesem teil vergliche, so man jegen Kais. Mt. und dem ganzen reich tet, darin 
man auch dem babst wol einschenkte, mit was concilien und handlungen er 
umbgienge und worumb man ime uf diesem teil keiner handlung wust zu ge- 
stehen noch zu gestaten, noch in ein ander concilium ader desselben ‚handlung zu 
bewilligen, dan eins gemeinen freien christlichen und unparteiischen concilien, 
domit man ime dem babst sein concilium wider mocht umbstossen. Mgr. Frantzen 
mocht auch in e. kf. gn. schreiben angehengt werden, das e. kf. gn. ime und den 
andern rheten der hern theologen zu Wittenberg radtslag unverzuglich und schirst 
er e. kf. gn. zukehme, wolten zufertigen und alsdan e. kf. gn. gemuet inen des- 
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halben auch ferner anzeigen ... D. Wittenberg mitwoch nach Innocentium 1545 
(1544 Dez. 31.).! 
f) .... Ich hab gestern mit den hern theologen uf e. kf. gn. befel geredt 


von den sachen und puncten, davon mir e. kf. gn. mit inen zu reden befohlen, 
darauf wollen sie ir bedenken zusamen zihen, so verhofft Philippus mit der 
lateinischen reformation® nun auch ganz bald fertig zu werden, ich hab ime 
gesagt, er solle ander sachen anstehen lassen und das werk fördern, welchs nun 
keinen weitern verzugk leiden kundt, schirst ich solchs alles bekome, sol es 
e. kf. gn. unvorzuglich zugeschickt werden. 

So hab ich auch gelesen die verdeutzschte notel der schrifft an Kais. Mt., 
domit die reformatio solt uberantwort werden, und wiewol mein gestelte notel 
dem Philippo ein argument gewest, so hat er doch allerlei eingefurt, das den 
sachen dinstlich ist, sonderlich was die religion betrifft, drumb so radt ich in 
alweg utg., das des Philippi schrift lateinisch und auch, wie sie vertirt, deutzsch 
mit der reformation uberantwort werd. Was dan redt und botschaften daraus 
auch bedenken werden, doran zu verbessern, das werden sie wol darzu zu setzen 
wissen und uberschick derhalben hiemit wider dieselb noteln ... D. Wittemberg 
sonnabents am heiligen osterabend 1545 (April 4.).? 

Diese Briefe geben uns ein lebendiges Bild von der Stellung 
Brücks zwischen dem Kurfürsten und den Wittenbergern. Wie er 
einerseits allerhand Aufträge seines Herrn bei ihnen auszuführen hatte, 
so wurde er andererseits auch wieder von Luther und seinen Kollegen 
benutzt, um Nachrichten und Wünsche an den Hof zu übermitteln; 
er hat aber offenbar auch mit seiner eigenen Meinung nach beiden 
Seiten nicht zurückgehalten. 

Zu eigentlich theologischen Gutachten wurde der Kanzler wohl 
nicht herangezogen, er hatte aber die juristische Seite der Sachen 
zu bearbeiten, wie das z. B. in der Schrift gegen Cochläus deutlich 
zutage tritt. Vielfach handelte es sich ja um Grenzfragen zwischen 
dem theologischen und dem juristischen Gebiet. So auch bei den 
Fragen, die sich auf Kirchengüter und auf kirchenrechtliche An- 
gelegenheiten bezogen. So sollte Brück im Mai 1535 mit den anderen 
Wittenberger Juristen zusammen dem Kurfürsten Rat erteilen wegen 
einer von Straßburg ergangenen Anfrage wegen der Güter eines ver- 
ehelichten Domherrn. Es schien ihm, da Hieronimus Schurf, Melchior 
Kling und die anderen Juristen anderweitig in Anspruch genommen 
waren, ein großes Ratschlagen darüber gar nicht nötig, 

. dan fur got sei es yhe ein rechte ehe und sollen, des verstorbenen 
thumherrn guether uf niemands pillicher geerbt sein, dan uf sein gelasene kinder 
und weib, aber nach beschriebenen rechten dorin zu urteilen, fsei wol zu achten, 


! Reg. H. p. 589, Nr. 191, IV. Or. von Kanzleihand. Am Rande ist be- 
merkt: „Diese meinung ist magister Franzen geschrieben aus Torgau am neuen- 
jharstag 1545.“ Der Brief diente also als Konzept für einen des Kurfürsten an 
Burkhardt. 

® Corp. Ref. V, 607—643. Die Angaben ebenda, S. 579, wären nach obigem 
Brief zu ergänzen. 

3 Reg. H. p. 589, Nr. 191, IV. Or. von Kanzleihand. 
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was denselben nach die recht und zuvorderst des babstes noch zurzeit in dem 
geben und verordenen, und fso dorwider gesprochen und an das camergericht 
appellirt, das das urteil werde retradirt werden. 

Solten dan auch die von Strasburgk anders sprechen, dan das es ein ehe 
zwuschen dem verstorbenen canonicken und seiner hausfrauen gewest und die 
kinder eelich weren, szo wurden die widersachen szagen, szehet zu, die von 
Strasburgk wollen, das ire geistlichen sollen eelich sein, und sprechen selber im 
grunde dorwider, das solcher verelichten geistlichen kinder des erbes nit ent- 
pfanglich sein, dorumb mussen si selber bekennen, das es nit ein ehe ist, welchs 
ergerlich und auch ganz beswerlich were. 

Dorumb solt wol das pest gewest sein, das die sachen in guethe vertragen 
und ins recht nit weren verfast worden, dan dieweil die zu rechten verstattet, 
kan nit wol geweigert werden, dorauf zu erkennen, das erkentniss aber hat 
beswerung, wie vor angezaigt ist, konte auch noch in ein wegk mit der guethe 
dorin troffen werden, mocht warlich das peste sein. Ader szo der wegk nit magk 
erhalten werden, das sich die von Strasburgk domit schutzeten, man wuste, das 
si und andere hohes und nider stands churfurst, fursten, grafen und stende der 
geistlichen eehe vor gotlich, cristlich und recht hielten, es were auch ein artikel 
der ausborgischen bekentniss, dorumb konten si nit anders thuen, dan das des 
verstorbenen thumherrn hab und guether auf seine in der eehe erzeugte ader 
dadurch geelichte kinder gefallen und dorbei zu lassen weren. Meinten aber die 
jegenparth dorin weiter beswerung zu haben, szo were solcher artikel von der 
geistlichen eehe ein streitiger relligionartikel, derwegen handellung eins gemeinen, 
freien und cristlichen concilii vor allen dingen zu erwarten. Was nhu dorin, das 
vor goth recht, geslossen, des het man sich disses fals alsdan auch zu halten, 
und obwol die kegner mochten wollen beswerung furwenden und sunderlich, das 
die hab indes durch das weib und die kinder mocht zerstreuet werden, szo solten si 
sich doch das nit lassen anfechten, sundern ires teil der geistlichen eehe vor 
gewiss gothlich und recht achten und sich keins zweifels vermerken lassen, 
das in einem gemeinen freien cristlichen concilium anders mocht determinirt 
werden. 

Szo ist auch wol zu achten, das sie von Strasburgk den radtslag nit dorumb 
suchen, als wusten ire gelerten nit, was die recht nochzurczeit verordenen, 
sundern das es vilmeher dorumb beschicht, e. kf. gn. und anderer einungs- 
verwanten radt dorin zu horen, dieweil si wissen und wol zu achten ist, das 
e. kf. gn. und andere es nit anders fur sich selbst in solchen fellen halten 
werden, was inen geraten wirdet, das si des craft der vereinung destmeher bei 
e. kf. gn. und den einungsverwanten zu geniessen haben, doran dan auch 
meins utgen. bedenkens wenig gelegen, dan es mufs darob gehalten werden ... 
D. Wittembergk freitags fruhe nach dem pfingsttagk ao. dni. etc. XXXV. (1535 
Mai 21.). 

Gedechten e. kf. gn., das die gelerten einen radtslag disses handels stellen 
solten, den: e. kf. gn. den von Strasburgk wolten noch schicken, szo mogen 
e. kf. gn. herwider befelen, dan ich wolt gern, das der hellische radtslag zuerst 
gefertigt wurde, dieweil doctor Jheronimus yetzt doruber ist. Ich weiss nit, ab 
der von Strasborgk geschickter sensall (?) ein copei der acten in der cancellei 
gelasen hat, domit man wissen mocht, was beide parth jegen einander derhalben 
aufbracht.! 


Auch den Verkehr der Wittenberger Juristen mit dem Hofe ver- 
mittelte, wie man sieht,, der alte Kanzler. 


! Reg. H., Nr. 98, Bl. 84-88, eigenh. Or. 
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Es ist begreiflich, daß Brück auch in Universitätsangelegenheiten 
oft zu Rate gezogen wurde. So wurde er etwa in Besetzungs- 
fragen gehört. Nicht uninteressant ‘ist da z. B. der folgende Brief an 
den Kurfürsten !: 


Brief vom gestrigen Tag heute früh empfangen, bereit am Montag nach 
Heinichen zu kommen. „Ich hab e. kf. gn. nechst zur Locha utg. angezeigt von 
etzlichen vacirenden lectionen und auch unordnungen in der universitet gemelter 
lection halben und unter anderm vermeldet, das der Illiricus, der im Hebraischen 
liset und vom Philippo jegen e. kf. gn. alhie zu Wittemberg sehr gelobt wardt, 
sich beclagte, als kundt er sich uf die funftzig gulden, als den halben sold berurter 
hebraischen lection nit erhalten. Nun hat er mich oft angeredt, ich hab inen 
aber an den Philippum und die universitet gewiesen. Dieweil ich aber vermerk, 
das sie nichts darzu thuen, auch mgr. Lucas Odenberger? nit gern bekummern 
wollen, so den andern halben teil des soldes hat mit bewilligung e. kf. gn., wiewol 
nit lenger, dan uf ein jar, do nun vast das dritt verschienen ist, und dan bemelter 
Illiricus mich vast teglich anleuft, so hab ich ime keinen andern bescheidt zu 
geben wissen, dan das er an e. kf. gn. derhalben sein nodturft schreiben mocht, 
darauf er mir beiliggenden lateinischen brief an e. kf. gn. haltend zugeschickt. 
Und wiewol ich mgr. Odenberger auch nit gern als nun einen alten gesellen mag 
helfen bekummern, so mus doch gleichwol in solchem wie auch in anderm der 
gemeine nutz der universitet den bsondern furdrucken. Nun war zur Locha, als 
ich derwegen bei e. kf. gn. utge. erinnerung thet, der abschiedt, das der chammerer 
nach meinem abraihsen dodannen wolt und solt eine schrift an die universitet 
in e. kf. gn. nahmen befehlen, ob es nun beschehen oder durch die vielheit der 
gescheft verblieben, weis ich nit, ich kan aber gedenken, das es nit beschehen, 
dieweil in der universitet nichts darzu gethan wirdet. 

Hierumb will es uf dem stehen, ob e. kf. gn. der universitet nochmals 
wollen schreiben lassen mit solcher ausfuhrung ungeverlich, nachdem? sich die 
hebraische lectio nach absterben des Aurogalli verlediget, so hetten e. kf. gn. uf 
ir der universitet auch mgr. Lucas Odenbergers schreiben geschehen lassen, das 
dieselb lectio durch zwene und durch mgr. Lucasen als vor einen ein jar lang bis 
uf weitere verschaffung gelesen und das geordente stipendium geteilt wurd. 
Dieweil es aber nun fast ins dritt jar darbei verblieben und dan e. kf. gn. wol 
erachten konten, das sich einer, der keine weitere besoldung hett, uf das geteilte 
stipendium schwerlich erhalten kundt, auch das draus ervolgen wurd, das sich 
einer uf den halben soldt um die lectio so vleissig nit annehmen wurd, wie 
sonst beschehen mocht, so were e. kf. gn. begeren, das sie mgr. Lucasen das 
stipendium von berurter lection wolten uf itzig quatember oder weihnachten uf- 
sagen und das ganze stipendium dem Illirico volgen lassen mit der anzeigung 
und befehlich, das er in berurter hebraischen sprach mit vleiss lesen wolle.* 

Ich hab auch e. kf. gn. zur Locha angezeigt, das ich horte, mgr. Lucas 
verzihe sich des hebraischen lesens wol, so er mit etwas anders darjegen mocht 


I Reg. O., Nr. 350. Or. von Kanzleihand. Benutzt bei Th. Muther, Aus 
dem Universitäts- und Gelehrtenleben im Zeitalter der Reformation, S. 333. 
Friedensburg im Arch. f. Refg., XI, 307. Dort Näheres zur Sache, ferner in 
dessen Gesch. der Universität Wittenberg, S. 221f. 

® = Edenberger. 

3 Von hier an diente der Brief als Konzept für einen Brief des Kurfürsten 
an die Universität vom Sonnabend nach Crucis (19. Dez.) 1545. 

4 Bis hierher als Konzept benutzt. 
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versehen werden, das im der abgangk ersetzt wurde. Ich hab aber e. kf. gn. ent- 
lich gemuet dazumal vermarkt, drumb ichs auch darbei beruhen las, verdenk auch 
dieselb nichs drumb, dan solche eigennutzige practicken wurden sonst kein end' 
haben. Magister Philippus ist ein frommer man, der einem iden gern zu gefallen 
thet, welchs doch mit nutz der universitet nit muglich ist. Der Illiricus ist ein 
junger man und, wie ime Philippus selbst bei e. kf. gn. zeugnus gegeben, so sei er 
hebraisch, griechisch und lateinisch zu lesen wol geschickt, ich besorg nur das, 
dieweil doctor Ziegler zu Leiptzk, welcher ein geschickter Hebreus gewest, ge- 
storben, so mocht man seiner hier nit wollen achten, uf das er gen Leiptzk ge- 
schoben wurd, welchs ich aber nit anders dan aus utgem. vertrauen und wol- 
meinung antzeig. 

Es hat! mich der furnehmsten einer aus der universitet vor zweien tagen 
angeredt, wie es zuging, das des kirchners zu schlos son mgr. Mattheus 
Blochinger die lection mathematices nit het bekomen, sondern mgr. Johannes 
Goltschmidt von Presla, der doch hie nit lang bleiben wurd, dan der bischof 
von Presla het inen alhie erhalten, wan er inen forderte, so must er hinweg, 
drauf ich ime angezeigt, mgr. Philippus hette den Blochinger zu berurter 
lection fur allen andern fur tuglich bei mir angegeben, welchs ich auch e. kf. gn. 
angeczeigt, und hetten e. kf. gn. iren willen gn. darzu gegeben. Aber dieweil die 
universitet dem Goltschmidt sovil lobs hett zugelegt und schier drei capittel 
von ime allein gesetzt, aber die andern kurz ubergangen, so hetten e. kf. gn. auch 
nit wollen vermerkt werden, als wolten sie der universitet bestes nit suchen noch 
befurdern, drumb hetten e. kf. gn. geschehen lassen, das sie dem Goltschmidt 
mocht zugesagt werden, sofern als er sich verpflichten wurd, sieben oder acht 
jar wesentlich bei der universitet zu bleiben und dieselb lection mit vleis zu lesen. 
Darauf mir gemelter wunderliche ding sagte, wie es zugieng, und unter anderm ver- 
markt ich sovil, das weiberpracticken mit under gelaufen, die den frommen 
Philippum irre gemacht, und wie ich vermarkte, so wurd derselb Goltschmidt 
bei der lection bleiben, dan der zusag, sieben oder acht jar dabei zu bleiben, 
kundt wol radt funden werden. 

Dieweil ich dan verstehe, das an derselben lection fur die jugent trefflich 
viel gelegen, das auch die legenten mit dem calculiren in vier oder funf jaren 
kaum recht geschickt werden, bedecht ich in utgkeit. nicht unguet sein, das 
e. kf. gn. berurter schrift den Illiricum betreffend von dieser lection auch einen 
artickel liessen anhengen nemlich, nachdem? die universitet e. kf. gn. negst 
vier personen zu der lection in mathematica benant, darauf e. kf. gn. inen 
widder geschrieben, so were e. kf. gn. begeren, dieselb furderlich zu berichten, 
welcher sich unter berurten vier personen dermassen, wie e. kf. gn. vermeldet 
hette, verpflichten wolt und welche under den ersten darzu geneigt, begerten e. 
kf. gn. des eine schriftliche obligatio von im zu nehmen und dieselb e. kf. gn. 
neben irem bericht aufs ehest zuzuschicken, dan e. kf. gn., wie sie selbs erachten 
konten, wolt nit gelegen sein mit iren geordenten stipendien andern leute furzu- 
ziehen und das sie sich aus der universitet wenden mochten, wan sie bei e. kf. gn. 
fundirten lectionen darzu allererst tuglich und geschickt weren worden.® Doch 
stell ichs in e. kf. gn. bedenken“ ... D. Wittembergk freitags nach Lucie (Dez. 
18.) 1545. 


Es sind nur einige Seiten der Tätigkeit Brücks, die wir berühren 


ı Zum Folgenden vgl. Friedensburg, Gesch. der Universität Wittenberg, 
S. 230 ff. 

2 Nun wieder als Konzept benutzt. 

® Bis hierher Konzept. 
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konnten. Aber das Gebotene zeigt schon, wie vielseitig sie war, wie 
schön das Vertrauensverhältnis zwischen ihm und seinem Herrn. Man 
kann ihn wirklich als die Seele der sächsischen Politik bezeichnen. 
Das Eigentümliche ist dabei noch, daß fast alle diese Stücke aus 
einer Zeit stammen, wo er eigentlich nicht mehr Kanzler war, ein 
Beweis, wie wenig fest organisiert diese Verwaltungssachen noch 
waren, doch hätte Brück eine solche Stellung wohl kaum gewinnen 
können, wenn er sich nicht vorher als Kanzler die nötige Geschäfts- 
kenntnis erworben hätte. 


Die Personalunion von England und Hannover 
und das Testament Georgs |. 


Wolfgang Michael. 


Staaten, die in Personalunion verbunden sind, so lautet eine wohl- 
bekannte Definition, haben nichts gemeinsam als den Fürsten und den 
Feind. Auf das Verhältnis von England und Hannover im 18. Jahr- 
hundert scheint diese Definition allenfalls zu passen; sicherlich doch 
in dem, was sie verneinen will. Eine innere Verwandtschaft hat zwischen 
den beiden, von den hannöverischen Welfen regierten Ländern niemals 
bestanden. Der Wunsch, die Ehe der einander so wenig Liebenden 
zu lösen, ist denn auch schon im: 18. Jahrhundert ausgesprochen 
worden, wenn er auch erst im 19. durch den natürlichen Lauf der 
Dinge in Erfüllung gegangen ist. 

Über ein Jahrhundert blieb die Personalunion also ein Stein des 
Anstoßes für die Mehrheit: des englischen Volkes. Man empfand 
immer wieder nur die Nachteile der Verbindung. Man meinte in so 
mancher Handlung des Königs eine Bevorzugung Hannovers zu sehen, 
und der Verdacht war oft nicht unbegründet. Die Kritik machte sich 
laut genug vernehmbar. Im Parlament sagte im Dezember 1717 ein 
oppositioneller Redner von einer Stelle der Thronrede, sie sei wohl 
eher für den Meridian von Deutschland, als für den Großbritanniens 
berechnet. Aber Jahrzehnte vergingen und das ‚„Hannoverisieren‘“ 
der beiden ersten George und ihrer Staatsmänner blieb ein stehender 
Vorwurf im Munde ihrer Gegner. 

Diese Anschauung, die nur dem Schicksal grollt, das die beiden 
Länder zu ihrem Unheil aneinander geschmiedet hat, läßt sich, wie 
gesagt, in mannigfachen Äußerungen, wenigstens bis zum Jahre 1760, 
leicht verfolgen. Aber nicht hiervon sollen die folgenden Seiten 
handeln. Ich möchte die andere Frage aufwerfen, inwieweit der Ge- 
danke sich zur Tat zu verdichten vermochte. Hat man niemals daran 
gedacht, die Personalunion aufzulösen? Welche Pläne sind da wohl 

21” 


324 Wolfgang Michael 


entstanden? Das ist die noch wenig behandelte Frage, auf die die 
folgenden Darlegungen, wenigstens für die Regierungszeit Georgs l., 
eine Antwort zu geben versuchen sollen. 


Der Gedanke, die Personalunion zu zerreißen, tritt in origineller 
Form schon in einer Flugschrift auf, die am Ende des Jahres 1718 
in England verbreitet wurde. Sie gibt sich als die französische Über- 
setzung eines englischen Originals und trägt die nichtssagende Über- 
schrift;  Lettre &erite de Londres par le Chevalier N. a Mylord N. 
Traduite de l’anglais.! 

Der Autor ist nicht ganz ununterrichtet. Er weiß einiges von 
den Verhältnissen bei Hofe, von der Rolle, die die deutschen Minister, 
Bernstorff und Bothmer, neben den englischen spielen. Aber er über- 
treibt stark. Er läßt den König ausschließlich mit jenen beiden Rat 
pflegen, auch dann, wenn es sich um die wichtigsten Fragen seines 
Inselreiches handelt. Nur um den Buchstaben des Gesetzes nicht zu 
verletzen, wird alsdann die endgültige, formelle Entscheidung im Privy 
Council gefaßt. Die englischen Staatsmänner, die Herren Stanhope, 
Sunderland, Craggs, haben sich jenen zu blindem Gehorsam ver- 
pflichtet, sie sind in der Tat nur die vornehmen Handlanger der 
Hannoveraner. Ein treuer englischer Patriot, der seine Meinung zu 
vertreten suchte, würde schleunigst in Ungnade fallen. Was ist aber 
eine solche Praxis anderes, als eine betrügerische Umgehung des Ge- 
setzes, das, bei der Berufung des Hauses Hannover, die Fremden von 
allen Ämtern ausschloß. ‚Gegen den Sinn und die Absicht dieses Ge- 
setzes‘‘, so ruft der Verfasser aus, ‚werden wir von einem rein deutschen 
Ministerrat beherrscht, der bei allen Gelegenheiten. die kostbarsten 
Interessen der britischen Nation den Hannoveranern zum Opfer bringt.‘ 

Und dann folgt der praktische Vorschlag, der dieser Schrift erst 
ihr Interesse verleiht. Wir müssen dasjenige tun, was wir besser 
schon bei der Berufung des Hauses Hannover getan hätten. Das Parla- 
ment muß handeln. Adressen sind an den König zu richten, respekt- 
voll in der Form, aber in der Sache von echt englischer Stärke. Doch 
nicht genug damit: beide Häuser des Parlaments müssen eine Bill 
annehmen, welche der Personalunion ein Ende macht. Sie soll be- 
sagen, daß die Könige von England niemals einen von der britischen 
Monarchie unabhängigen Staat besitzen dürfen. Die Krone Groß- 
britanniens sei auf ewig unvereinbar mit der Kurwürde und dem 
Herzogtum Hannover, auf die Seine Majestät, zu wessen Gunsten immer 


ı Bei Halkett and Laing ist die Schrift nicht verzeichnet. Ein gedrucktes 
Exemplar scheint, da das Britische Museum keines besitzt, nicht erhalten zu sein. 
Eine Abschrift findet sich im Geheimen Staatsarchiv unter den Konzepten des 
preußischen Residenten Bonet in London, als Beilage zu seinem Bericht vom 
5./16. Dezember 1718. 
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es ihm beliebe, verzichten möge. Denn. die Trennung von England 
und Hannover muß ebenso gesichert werden, wie diejenige von Spanien 
und Frankreich, für die soviel Blut geflossen ist. Und da würde nun 
das Einfachste sein, wenn Hannover dem bisher nur in Deutschland 
erzogenen Prinzen Friedrich, dem Sohne des Prinzen von Wales, 
zufalle, England aber einem noch zu erhoffenden jüngeren Sohne des 
Thronfolgers vorbehalten bleibe. 

Nebenbei mag noch erwähnt werden, daß der Autor sich in seiner 
Eifersucht auf die festländischen Besitzungen des Königs zu der 
Forderung versteigt, daß Bremen und Verden, die kürzlich erworbenen 
Lande, durch Rückkauf wieder an den früheren Besitzer, an Schweden, 
gebracht werden sollen, und daß die Herzöge von Hannover auch 
niemals ein anderes an der See gelegenes Gebiet besitzen dürfen. So 
wichtig erscheint dies dem Verfasser, daß er sogar bereit ist, den Kauf- 
preis für Bremen und Verden, wenn er das Vermögen Schwedens 
übersteigen sollte, mit englischem Gelde bezahlen zu lassen. 

Abgesehen von diesen zuletzt mitgeteilten Plänen, die kühnlich 
auf eine Gebietsverteilung in Deutschland, wie sie England passen 
würde, abzielen, und durch keinerlei Kenntnis des deutschen Reichs- 
rechts in ihrer Frische angekränkelt erscheinen, hat man es auch im 
übrigen mit Gedanken von unerhörter Kühnheit zu tun. Daß niemand 
dergleichen laut auszusprechen gewagt hätte, geht schon zur Genüge 
hervor aus der Art, wie die Schrift ins Publikum gebracht wurde. 
Sie ist in Holland gedruckt worden. Das „Traduite de l’anglais‘““ im 
Titel ist irreführend, denn ein englisches Original hat niemals existiert. 
„Man teilt sie sich hier in größter Heimlichkeit mit‘, schreibt der 
preußische Resident, und wir kennen sie nur aus der Abschrift, die 
unter den Konzepten seiner Briefe aufbewahrt wird. Der Gedanke 
ist nicht neu, sagt er. Der verstorbene Graf Halifax habe es immer 
als einen groben Fehler bezeichnet, daß man in die Thronfolgeordnung, 
durch die das Haus Hannover berufen wurde, nicht die "Forderung 
aufgenommen habe, der neue Herrscher solle auf sein deutsches Stamm- 
land verzichten, Aber trotz alledem und trotz der oft gehörten Be- 
hauptung, daß England durch die Thronbesteigung Georgs I. an das 
Interesse Hannovers gefesselt worden sei, wie ehedem unter Wilhelm Ill. 
an das Interesse Hollands, so habe man es sich doch bisher noch 
niemals einfallen lassen, die Sache vor das Parlament bringen zu 
wollen, wie es hier empfohlen wird. 

In der Tat ist dieses Pamphlet meines Wissens einzig in seiner 
Art. Wir kennen keinen anderen Fall, in dem die Auflösung der 
Personalunion auf dem Wege der Gesetzgebung öffentlich gefordert 
wurde, und selbst in diesem Falle handelt es sich doch nur um eine 
halbversteckte Öffentlichkeit. 
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Und doch hat der Gedanke, der so wenig populären Verbindung 
der beiden Länder ein Ende zu bereiten, seine Geschichte, und zwar 
schon in der frühhannöverischen Epoche. Er ist ernsthaft erwogen 
und auf seine Durchführbarkeit geprüft worden. Und merkwürdig 
genug, der Träger des Gedankens war eben derjenige, in dem man 
seinen größten Feind hätte vermuten sollen: kein anderer als König 
Georg I. selbst. Wenn ich damit erst zu meinem eigentlichen Thema 
komme, so will ich nur zuvor bemerken, daß die Geschichte dieser 
Jahre es uns nahelegt, an einen Zusammenhang zwischen den Er- 
eignissen der Familiengeschichte Georgs I. und seiner Beschäftigung 
mit der Thronfolgefrage zu denken. Das von jeher unerfreuliche Ver- 
hältnis zwischen dem König und dem Prinzen von Wales hatte im 
Dezember 1717 infolge einer erregten Szene, die sich bei der Taufe 
eines neugeborenen Prinzen zutrug, die Gestalt eines offenen Bruches 
angenommen. Der Thronfolger ward vom Hofe verbannt. Niemand, 
der mit ihm verkehrte, durfte im Palaste von St. James er- 
scheinen. Der Prinz von Wales ging trotzig seine eigenen Wege, 
schloß sich offen der Opposition an und bereitete der Politik des 
Königs so viele Schwierigkeiten, wie er vermochte. Vater und 
Sohn haßten einander aus tiefster Seele, und auch, als 1720 eine 
äußerliche Versöhnung stattfand, blieben die gegenseitigen Gefühle 
dieselben. 


Als ein Gedanke Georgs Il. tritt der Plan zur Auflösung der 
Personalunion zuerst im Jahre 1719 hervor, d.h. zu einer Zeit, als 
der Konflikt im Königshause noch auf der Höhe war. Daß dieser 
Konflikt auf des Königs Handlungsweise einwirkte, ist nach dem 
Gesagten recht wahrscheinlich. Aber in der weiteren Verfolgung des 
Gedankens hat sich Georg I. dann doch von rein sachlichen Erwägungen 
leiten lassen. 

Es gibt einen wohl ausgearbeiteten Plan für eine Änderung der 
Thronfolge, der, wenn er auch vielleicht nicht von Georg I. persönlich 
verfaßt, so doch auf seine Veranlassung und nach seinen Ideen nieder- 
geschrieben worden ist. Er ist in französischer Sprache verfaßt und 
in einer Handschrift des Britischen Museums! enthalten, bei der sich 
zugleich in zwei Niederschriften in englischer Sprache das sehr aus- 
führliche Gutachten der englischen Minister über den Plan des Königs 
befindet. 

Man sollte fast meinen, daß das eben beschriebene Panıphlet aus 
dem Jahre 1718, das Georg I. doch wohl gekannt haben wird, ihm 
die Anregung zu dem Projekte gegeben habe. Denn ganz wie es dort 
gefordert wird, will hier der König selbst auf dem Wege des parlamen- 





! Stowe Manuscripts, 248, 249. 
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tarischen Statuts die Thronfolge geändert sehen. Und in beiden Fällen 
sol die Auflösung der Personalunion in der Form erfolgen, daß für 
Hannover eine Secundogenitur, von der in England herrschenden 
Dynastie sich abzweigend, errichtet werden soll. Was der König sich 
als den Inhalt der zu beschließenden Parlamentsakte vorstellt, ist 
nämlich das Folgende. 

Zunächst sollen seine männlichen Nachkommen mit ihrem Thron- 
folgerecht den weiblichen stets vorangehen, auch wenn sie dem Blute 
nach die entfernteren sind. Damit wird zwar die weibliche Thronfolge 
nicht grundsätzlich abgeschafft, aber sie soll erst eintreten, wenn die 
gesamte männliche Nachkommenschaft Georgs I. verstorben sein sollte. 
Es hätte denn auch nach diesem Prinzip z. B. die Königin Victoria 
niemals den Thron bestiegen. 

Was sodann die Verbindung von England und Hannover betrifft, 
so soll dieselbe nicht nur unter dem gegenwärtigen König, sondern 
auch unter seinem Sohne Georg und sogar noch unter dem Sohne des 
letzteren, dem Prinzen Friedrich, fortbestehen. Den bereits lebenden 
Thronfolgern, dürfen wir ergänzen, soll also ihr Recht in beiden 
Ländern unverkürzt bleiben, sie werden als Georg Il. und als Friedrich I. 
Könige und Kurfürsten in einer Person sein. Nach ihnen aber, wenn 
nämlich die zurzeit noch ungeborenen Prinzen an die Reihe kommen, 
soll die Trennung erfolgen, und zwar in dem Augenblicke, wenn einer 
der Nachfolger mit Hinterlassung von mehr als einem Sohne stirbt. 
Der älteste dieser Söhne wird König von England, der Nächstjüngere 
erbt die Kurwürde und alle deutschen Lande, die der Vater besessen 
hat. Freilich soll auch dadurch nicht die grundsätzliche Trennung 
für ewige Zeiten beschlossen sein. Denn der neue Kurfürst soll auch 
sein Erbrecht auf die englische Krone mitnichten verlieren. Er wird 
als Erbe der Krone Großbritanniens auftreten, sobald die englische 
Linie des Hauses keinen männlichen Erben mehr hat, d.h. er wird 
gegenüber etwa vorhandenen weiblichen Mitgliedern der englischen 
Linie den Vorrang genießen. Aber die so erfolgende Wiedervereinigung 
soll dieses Mal, und sooft sie sich etwa wiederholen würde, nur so lange 
dauern, bis wieder einmal ein Inhaber der beiden Reiche zwei Söhne 
hat, oder wenigstens bis neben einem einzigen Sohne noch ein männ- 
licher Seitenverwandter vorhanden ist, so daß wieder die Teilung in 
zwei Linien erfolgen kann. Ebenso soll die königliche Linie beim Aus- 
sterben der kurfürstlichen in Hannover erbberechtigt sein. Doch soll 
hier ein jüngerer Sohn, ein Bruder oder ein Seitenverwandter des 
Königs erben, dieser selbst nur dann, wenn es an anderen Verwandten 
fehlt. Und der fernere Erbgang in den abermals verbundenen Reichen 
würde sich nach den schon mitgeteilten Normen vollziehen. Endlich 
wird der Darlegung des Königs das folgende Schema einer Stamm- 
tafel hinzugefügt, aus der wir wieder ersehen, daß die beabsichtigte 
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Trennung der Linien und der Länder erst in der vierten, nämlich der 
ersten noch ungeborenen Generation erfolgen sollte.! 


George Roy et Electeur 
—-b 
George Roy et Electeur 
1. Frederic Roy et Electeur 2. Guillaume Duc de 
 —— [2.0 


1. George Roy 2. Charles Electeur 
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1. Henry Roy 2. Edouard Louis Electeur 
| Duc de York er 


SEHE EEE: —_ 7  Erneste Electeur 
1. Sophie 2. Elizabeth 1. Philippe 2. Auguste 
Reine Princessse Duc.de York Duc de Cambridge 





Verweilen wir nur noch einen Augenblick bei dieser von Georg I. 
geplanten Thronfolgeordnung, so haben wir darin unzweifelhaft einen 
Versuch des Königs zu erblicken, die Zukunft seines Hauses über die 
Lebenszeit des Sohnes und des Enkels hinaus bis auf die fernen 
Generationen hin zu bestimmen. Großbritannien und Hannover, ein 
englischer und ein deutscher Zweig des Fürstenhauses frei nebeneinander 
stehend, doch durch die Bande des Blutes verbunden, zwei unabhängige 
Fürstenthrone, die doch nur von den Angehörigen des einen Stammes, 
dessen Einheit gewahrt bleiben soll, zu besetzen sind. Es ist in der 
Tat eine Anordnung, die über die Bedürfnisse irgendeines gegebenen 
Momentes weit hinausgreift und etwas für die Jahrhunderte schaffen 
will. Man vergißt bei der Betrachtung dieses Planes in der Tat völlig 
den erwähnten Konflikt zwischen dem König und dem Prinzen.® Viel 
eher mag die Frage am Platze sein, ob wohl ein Seitenstück oder ein 
Vorbild zu diesem Projekt Georgs I. in seiner Zeit existiert hat. 

Ich denke an die Pragmatische Sanktion Karls VI. und möchte 
die Übereinstimmung mit wenigen Worten darlegen. Das berühmte 
Hausgesetz des Kaisers gibt sich als eine Erneuerung des Pactum mutuae 
successionis, das Leopold I. 1703 in dem Augenblick errichtet hatte, 
als er seinen jüngeren Sohn nach Spanien entsandte, damit er dort 
die Königskrone trage, und eine neue Linie spanischer Habsburger 
begründe, während dem älteren Sohne Joseph das Erbe der öster- 
reichischen Länder vorbehalten blieb. Auch hier sollte der Zusammen- 
hang beider Linien gewahrt bleiben, und sollte die Möglichkeit, einander 
gegenseitig zu beerben, vorhanden sein — also nicht anders, als es auch 


! Dabei ist nur nicht ganz klar, da doch die männliche Linie stets ‘den 
Vorzug vor der weiblichen haben soll, warum nach dem Tode des Königs Henry 
nicht sein Bruder Edouard oder dessen ältester Sohn die Krone erhält, statt 
Sophies, der Tochter Henrys. 

2 So ist denn die flüchtige Mitteilung der Sache, die sich bei Coxe, Rob. Wal- 
pole I. (1798) 132, findet, in bezug auf den Zusammenhang der Ereignisse ebenso 
irreführend, wie sie inhaltlich falsch ist. Er zitiert das Manuskript der Stowe 
Collection (damals im Besitz von Th. Astle), hat es aber wohl kaum gelesen. 
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Georg I. gemeint hat. Und nun war seither, im Jahre 1713, das 
Pactum durch die Pragmatische Sanktion erneuert, und die Rechte 
der beiden habsburgischen Linien gegeneinander abgegrenzt worden. 
Karl VI. hatte diese Hausordnung einer Versammlung seiner Großen 
persönlich vorgelegt. Eben jetzt aber, nämlich in demselben Jahre 
1719, in dem wir Georg I. bestrebt sehen, seine Thronfolgeordnung 
vor das Parlament zu bringen, erfolgte mit der „Renuntiation der Erz- 
herzogin Maria Josefa“ auch die feierliche Anerkennung der Pragma- 
tischen Sanktion. 1720 begann ihr Rundgang durch alle Landtage 
der habsburgischen Monarchie, damit ihr gesetzlicher Charakter überall 
unbezweifelt sei. 

So mag denn wohl das Beispiel Karls VI. auf Georg I. gewirkt 
haben, und die Vermutung mag ausgesprochen werden, daß die 'ge- 
plante welfische Hausordnung von 1719 durch die Pragmatische 
Sanktion hervorgerufen sei. 

Hören wir nun, welches Schicksal ihr von den englischen Ministern 
bereitet wurde. 

Der ausführliche Bericht, den wir besitzen, spricht von einer 
Konferenz, in der die Frage von allen Seiten beleuchtet und gründlich 
geprüft wurde. Der König in Person scheint nicht daran teilgenommen 
zu haben, denn erst durch den eben genannten Bericht sollte er über 
den Inhalt der angestellten Erörterung unterrichtet werden. Von den 
Teilnehmern der Konferenz kennen wir nur Thomas Parker (später 
Earl of Macclesfield), den Lord Chancellor, der als der erste Jurist des 
Landes nicht fehlen durfte. Die beiden erhaltenen Abschriften sind 
nach dem Original seiner eigenhändigen Niederschrift angefertigt. . Die 
Namen der anderen anwesenden Minister bleiben unbekannt. Nur 
so viel können wir sagen, daß sicher nur Engländer teilgenommen haben, 
aber keiner der deutschen Minister Georgs I., so natürlich auch deren 
Heranziehung in diesem Falle gewesen wäre. Daß es nicht der Fall 
war, geht aus der Bemerkung hervor: „da niemand von uns über Fragen 
des Reichsrechts genügend unterrichtet war, so war die Erörterung 
desselben sehr matt und bewegte sich auf einer Basis, die möglicher- 
weise nicht irrtumsfrei war.‘ 

Mit allem Freimut trugen nun die Minister dem Monarchen ihre 
Bedenken gegen seinen Plan vor. Daß durch Parlamentsbeschluß 
jegliche Anordnung über die Thronfolge getroffen werden könne, ist 
die Voraussetzung ihrer ganzen Darlegungen. So ließe sich denn zunächst 
auch auf diesem Wege die vom Könige gewünschte Bevorzugung der 
männlichen Mitglieder des Hauses ohne Schwierigkeit erreichen. Was 
sodann die Auflösung der Personalunion betrifft, so wollen sie bei den 
Vorteilen auf der einen, oder bei den Nachteilen und Gefahren, welche 
auf der anderen Seite mit einer so tiefgreifenden Maßregel verbunden 
sein müssen, nicht verweilen. Hier wollen sie dem eigenen Urteil des 
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Königs nicht vorgreifen. So behandeln sie nur die Frage der Aus- 
führbarkeit. Hierüber aber stellen sie etwa die folgenden Erwägungen an. 

Bei der vom König in Aussicht genommenen Trennung der beiden 
Länder, wie sie später einmal, unter einer noch ungeborenen Generation 
erfolgen soll, ist ein älterer Bruder als König, ein jüngerer als Kurfürst 
gedacht. Nun fällt aber nach hannöverischem Recht doch sicherlich 
auch hier immer dem ältesten Sohne die Herrschaft zu; sie dem 
jüngeren verschaffen wollen, hieße das Thronfolgerecht ändern. Das 
liegt aber nicht im Machtbereich des britischen Parlaments. So könnte 
dann der Zweck nur dadurch erreicht werden, daß der ältere Bruder 
für sich und seine männlichen Nachkommen zugunsten des jüngeren 
verzichtet. Was durch Maßregeln der britischen Gesetzgebung bewirkt 
werden kann, ist darum nichts anderes, als daß man dem älteren 
Bruder, dem künftigen König, einen solchen Verzicht auf Hannover 
auferlegt. Denn alsdann würde Hannover, ob es will oder nicht, sich 
mit dem jüngeren zu begnügen haben, und die Trennung der beiden 
Länder wäre zur Tatsache geworden. Nun aber beginnt erst die Haupt- 
schwierigkeit mit der Frage, wie dieser Verzicht wirksam zu erreichen sei. 

Zwei Möglichkeiten scheinen sich zu bieten. Man könnte in dem 
zu schaffenden Gesetze entweder die Thronfolge des ältesten Sohnes 
zwar anordnen, ihm aber sodann verfassungsmäßig einen Verzicht auf 
die bisher von der Krone besessenen deutschen Herrschaften auf- 
erlegen. Oder aber, man kann diese Verzichtleistung zur Bedingung 
für die Thronbesteigung machen, das hieße, er ist nicht König, bis. er 
verzichtet hat. Die erstere Methode ist dem Geiste der englischen 
Verfassung vollkommen entsprechend. Auch die Act of Settlement, 
das Thronfolgegesetz von 1701, legt dem König gewisse Verpflich- 
tungen auf, zu denen er sich nach seiner Thronbesteigung zu bekennen 
hat, ohne daß sich hieraus Schwierigkeiten ergeben hatten — allerdings 
dürfen wir hier auch in Parenthese bemerken, daß doch in einem Punkte 
diese konstitutionelle Bindung in Wahrheit versagt hatte. Die An- 
ordnung, daß der König nicht ohne Erlaubnis des Parlaments ins Aus- 
land reisen dürfe, wurde auf Wunsch Georgs I. vom Parlament selbst 
wieder aufgehoben, ehe sie praktisch geworden war. 

Immerhin, man konnte dem künftigen König die Pflicht, auf 
Hannover zu verzichten, schon auferlegen. Er soll es tun, mochte das 
Gesetz sagen, bei der ersten Sitzung des Privy Council, oder vor der 
Krönung, oder vor der Berufung seines ersten Parlaments. Gut, aber 
wie soll man verhindern, daß diese Bestimmung nicht durch das 
Parlament widerrufen wird, ehe sie noch in Kraft getreten ist. Da 
könnte man nun sagen, das wird nicht geschehen, wenn die öffentliche 
Meinung sich dagegen wendet. Man muß also die Nation davon über- 
zeugen, daß ihr wahrer Vorteil die Trennung Englands von Hannover 
-heischt. Aber wie? Wenn nun einmal das Volk so denkt, wird es 
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alsdann die Personalunion während der langen Wartezeit, bis nämlich 
die vielberufenen ungeborenen Prinzen dereinst an die Reihe kommen, 
noch willig ertragen? Oder aber: dem Volke ist die Sache gleich- 
gültig — nun dann wird die Widerrufung nicht zu verhindern sein. 
Soll man vielleicht sagen, der König hat die Krone verwirkt, wenn er 
innerhalb einer gegebenen Frist den Verzicht nicht ausgesprochen hat ? 
Auch das hilft nicht, denn diese Klausel könnte ja zusammen mit dem 
ganzen Gesetze schon innerhalb der gegebenen Frist widerrufen sein. 
So bliebe denn wohl der andere Weg noch offen: man läßt das 
Gesetz sagen, der älteste Sohn des. verstorbenen Herrschers wird erst 
König, nachdem er den Verzicht ausgesprochen hat. Weigert er sich, 
so tritt sein jüngerer Bruder an seine Stelle. Doch sogleich bieten sich 
auch hier schwere Nachteile dar. Ein Interregnum tritt ein, jene 
Unsicherheit in bezug auf die Thronfolge, die zu vermeiden in der 
Präambel der Act of Settlement als der Hauptzweck des Thronfolge- 
gesetzes bezeichnet wird. Wie, wenn der neue König unmündig ist? 
Wie, wenn die Verzichtleistung etwa in Hannover nicht als gültig 
erkannt wird. Wer soll inzwischen der Inhaber der königlichen Gewalt 
sein? Und wird sich dieser zeitweilige Inhaber auch zu gegebener 
Zeit zur Niederlegung der Krone bequemen? Man denke an den 
jüngeren Sohn Wilhelms des Eroberers, der auf solche Weise seinen 
Bruder, den Erstgeborenen, um sein Thronrecht gebracht hat. 

Die Verfasser der Denkschrift — und wir in aller Kürze mit ihnen 

— rekapitulieren das Gesagte dahin, daß die beiden erörterten Wege, 
die sich zur Erfüllung des königlichen Planes zu bieten scheinen, in 
Wahrheit beide als gleich ungangbar zu gelten haben. Die Forderung 
des Verzichts nach erfolgter Thronbesteigung kann durch einen vom 
Parlamente beschlossenen Widerruf hinfällig werden. Den Verzicht 
vor der Thronbesteigung zu fordern, wäre noch schlimmer. Ist aber 
die Durchführung des Gesetzes derartig unsicher, so kann es leicht 
zu einer Quelle von Mißhelligkeiten und innerem Streit werden, Kann 
zum Vorwand unberechtigter Ansprüche dienen, kann vielleicht gar in 
gefährlichen Zeitläuften die Einmischung des Auslandes herbeiführen. 
Mit diesem Schriftstück, das die Verfasser dem Könige in Demut 
vorzulegen erklären, ist die Geschichte des von Georg Il. geplanten 
Thronfolgegesetzes offenbar schon zu Ende. Keine Nachricht gibt 
uns Kunde über den weiteren Verlauf der Angelegenheit. Doch wir 
meinen ihn unschwer erraten zu können. Das Schweigen der Quellen 
scheint selbst den Beweis dafür zu liefern, daß Georg I., der besseren 
Einsicht seiner Minister sich fügend, seinen Plan fallen ließ. Die Act 
of Settlement von 1701 ist das letzte vom Parlament beschlossene 
Gesetz geblieben, das die Thronfolge in England regelt. Und hier endet 
auch der vorhin angestellte Vergleich mit der berühmten Hausordnung 
- Karls VI. Die Pragmatische Sanktion beherrschte fortan während 
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eines Menschenalters die europäische Politik und setzte endlich den 
Weltteil in Flammen. Die geplante Thronfolgeordnung Georgs I. ist 
ein vergessenes und fast verschollenes, historisches Dokument, das 
nach 200 Jahren unter den handschriftlichen Schätzen des Britischen 
Museums noch ruhig schlummert. 


Mit der Geschichte der Thronfolgefrage unter Georg I., insbesondere 
in dem Sinne einer Auflösung der Personalunion, sind wir aber noch 
nicht zu Ende. Wenn wir den eben geschilderten Plan von 1719 als 
das persönliche Programm des Königs bezeichnen dürfen, so kennen 
wir noch eine Nachricht aus dem Jahre 1725, die die Haltung des 
Monarchen noch nach 6 Jahren in einer gewissen Übereinstimmung 
mit jenem Programm erscheinen läßt. Der Lord Chancellor King erzählt, 
der Prinz von Wales (der spätere Georg Il.) und seine Gattin, die 
Prinzessin Karoline, hätten den Wunsch gehabt, ihren ältesten Sohn, 
den Prinzen Friedrich, der damals den Boden Englands noch nicht 
betreten hatte, von der Thronfolge in Großbritannien ganz aus- 
zuschließen. Er sollte Hannover erhalten, sein jüngerer Bruder, Prinz 
Wilhelm, aber König von England werden. Georg I. aber habe den 
Plan verworfen. Er fand es unbillig, derartiges ohne Zustimmung des 
Prinzen Friedrich selbst, der schon mündig war, zu verfügen.! Ohne 
entscheiden zu können, ob die Nachricht in dieser Form richtig ist, 
mögen wir immerhin den Standpunkt Georgs I., das Recht der Lebenden 
nicht Kränken zu wollen, auch in dieser Form der Erzählung leicht 
noch wieder zu erkennen. 

Um so wunderbarer muß es darum erscheinen, wenn wir nun zum 
Schlusse über eine ganz anders gedachte Verfügung desselben Königs 
zu berichten haben. Es handelt sich um das berühmte, aber höchst 
geheimnisvolle Testament Georgs I., über dessen Inhalt man sich bisher 
nur in Vermutungen erging oder allenfalls einige sehr unbestimmte 
und spät auftretende Mitteilungen arglos zu wiederholen pflegte. 
Georg I. ist auf der Reise nach Hannover am 12. Juni 1727 gestorben. 
Die früheste ausführlichere Nachricht über das Schicksal des Testa- 
ments ist etwa die in einem Briefe von Horace Walpole’ auftauchende 
aus dem Jahre 17782, d.h. über 50 Jahre später, und die etwas ein- 
gehendere Wiederholung der hier sich findenden Angaben in den aber- 
mals 10 Jahre später niedergeschriebenen ‚„Reminiszenzen‘“ desselben 
Horace Walpole® Diese Erzählungen besagen etwa das Folgende. 
Als nach dem Tode Georgs I. das Privy Council sich zum ersten Male 








! Campbell, Lives of the Lord Chancellors, IV, 318; Hervey, Memoirs, 
II, (1848) 4122. Vgl. A. W. Ward, Great Britain and Hanover, 1899, 63—64. 

2 Vom 14. Oct. 1778. The Letters of Horace Walpole, ed. Toynbee, X, 335ff. 

3 Gedruckt im ersten Bande der Letters of Hor. Walpole, ed. Cunningham, 
p. CXXff. 
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unter dem Vorsitz des neuen Königs versammelte, zog Dr. Wake, der 
Erzbischof von Canterbury, ein verschlossenes Dokument hervor. Mit 
der Erklärung, es sei als das Testament des verstorbenen Souveräns bei 
ihm niedergelegt worden, überreichte er es dem Monarchen. Georg Il. 
nimmt dasselbe zur allgemeinen Überraschung der Anwesenden sofort 
an sich, steckt es in die Tasche, und geht mit großen Schritten 
wortlos aus dem Zimmer. Der unglückliche Prälat sitzt da wie vom 
Donner gerührt, da er die Eröffnung und Verlesung des Schrift- 
stückes vor versammeltem Rate hatte herbeiführen wollen. Doch 
findet er nicht den Mut, den König daran zu mahnen, und auch 
keiner der übrigen Anwesenden wagt, ihm entgegenzutreten. Von 
dem Testament hört man nichts mehr. Der König hat es ver 
brannt, sagen die meisten. Auch erfährt niemand etwas von der Voll- 
streckung der von dem Verstorbenen darin getroffenen Anord- 
nungen. Man behauptet aber, das Testament habe große Legate ent- 
halten, das eine zugunsten der Herzogin von Kendal, der Mätresse 
Georgs l., oder auch ihrer Tochter, der späteren Lady Chesterfield, das 
andere zugunsten der preußischen Königin Sophie Dorothea, der Tochter 
des Verstorbenen. Das Unrecht, das Georg Il. seinem Vater gegenüber 
- mit der Unterdrückung seines letzten Willens beging, Könne übrigens, 
wird noch hinzugefügt, als eine Art Vergeltung erscheinen, denn 
Georg I. habe selbst zwei Testamente vernichtet, die zugunsten seines 
Sohnes gelautet hätten, wahrscheinlich diejenigen des Herzogs und 
der Herzogin von Celle, seiner (Georgs I.) Schwiegereltern, oder auch 
das der Kurfürstin Sophie, seiner Mutter. In bezug auf das Testament 
Georgs I. heißt es noch, daß Lord Chesterfield eines Tages die Einsicht 
in das Testament verlangt, mit einem Prozesse gedroht habe und mit 
einer Summe von 20000 £ abgefunden worden sei; und auch mit 
Friedrich dem Großen habe es Auseinandersetzungen gegeben. Endlich 
hat Horace Walpole noch gehört, daß das Testament in .drei Nieder- 
schriften existiert habe. Außer der vom Erzbischof von Canterbury 
vorgelegten Ausfertigung habe wahrscheinlich auch der Herzog von 
Wolfenbüttel eine solche besessen, und noch bei einer dritten Person, 
vielleicht war es ein anderer deutscher Fürst — Walpole erinnert sich 
des Namens nicht mehr —, sei ein Exemplar deponiert worden. 

Diese späten Erzählungen sind gewiß nicht völlig zu verwerfen. 
Horace Walpole pflegte solche Dinge von seinem Vater, dem Minister, 
zu erfahren. Er beruft sich ferner auf die Aussage von Lady Suffolk, 
der Mätresse Georgs II.! Und wenn auch die erwähnten Einzelheiten 
nicht mehr zu kontrollieren sind, so war doch das Vorhandensein des 
Testaments unzweifelhaft einer größeren Anzahl von Menschen längst 


ı Lady Suffolk lebte in späteren Jahren in einem Landhause in unmittel- 
barer Nachbarschaft Horace Walpoles. Mahon, History (Tauchnitz), II, 117. 
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bekannt gewesen, ehe Horace Walpole schrieb. Ein venezianischer 
Resident berichtete 1728 über jakobitische Pamphlete, welche den 
Vorgang bei Beseitigung des letzten Willens Georgs I. ins Publikum 
brachten.! Lord Hervey erwähnt die Unterdrückung des Testaments 
in seinen bis 1737 reichenden Memoiren.? Vor allem ist hier auf die 
Tatsache hinzuweisen, daß der preußische Hof ein starkes Interesse 
an der Angelegenheit nahm. Er ging — niemand weiß, mit welchem 
Rechte? — von der Annahme aus, das Testament enthalte ein Legat, 
durch welches der Königin Sophie Dorothea, der Gattin Friedrich 
Wilhelms I., eine bedeutende Summe von dem Erblasser, ihrem Vater, 
vermacht worden sei. Man bat preußischerseits um die Mitteilung 
des Testaments, doch ohne Erfolg.* Dann hatte die Sache wohl’ geruht 
bis zur Thronbesteigung Friedrichs II. Nun aber ward dem Grafen 
Truchseß, der als Gesandter zu Georg ll. geschickt wurde, der Auf- 
trag erteilt, neben den politischen Zwecken seiner Mission unter der 
Hand, aber mit aller Vorsicht und mit allem Takt, auch Erkundigungen 
einzuziehen nach dem Verbleib und dem Inhalt jenes Testaments. 
Die Königin Mutter Sophie Dorothea scheint die Sache angeregt zu 
haben, der-Kabinettsminister Podewils berichtete dem jungen Könige, 
und dieser erwähnt die Angelegenheit mehrfach in seinen Weisungen 
an Truchseß. Aber während in allen anderen Stücken die Mission zur 
vollen Befriedigung des Königs verlief, so waren alle Mühen des Ge- 
sandten in dem einen Punkte völlig umsonst.5 Eine offizielle Mit- 
teilung war gar nicht zu erreichen. „Die Minister‘‘, so meldete Truchseß, 
„sind sehr zurückhaltend in dieser Sache.‘ Als man ihm aber von 
anderer Seite versichern wollte, die Königin Mutter von Preußen sei 
für das ihr in dem Testamente Georgs I. ausgesetzte Legat durch eine 
sehr beträchtliche Geldzahlung entschädigt worden, ward seine Meldung 
vom König Friedrich mit der Randbemerkung abgetan: „Es ist nichts 
davon wahr.‘? 

Eines möge aber am Schlusse dieser Darlegung noch besonders 
hervorgehoben werden. Horace Walpole und Lady Suffolk, Lord Hervey 


! Brosch, Lord Bolingbroke, 1883, 167!, 

® Memoirs, II (1848), 467. 

3 Was bei Droysen, Preuß. Politik, V, 1, S. 79-80, über den Inhalt und 
die verschiedenen Ausfertigungen des Testaments mitgeteilt wird, stimmt ungefähr 
mit den Angaben Horace Walpoles überein und ist, obwohl aus den preußischen 
Akten stammend, natürlich noch weniger zuverlässig als jene. In den Preuß. Staats- 
schriften aus der Regierungszeit König Friedrichs II., I, 620, werden Droysens 
Mitteilungen lediglich wiedergegeben, sogar auch mit Wiederholung des fehler- 
haften Namens Sophie Charlotte statt Sophie Dorothea. 

4 Droysen, a.a O., 79. 

5 Pol. Corr. Friedrichs d. Gr., I, S. 37, 38, 50, 53—54. 

®° Droysen, a.a.0., 80. 

° Pol. Corr., I, 411. 
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und Sophie Dorothea, Friedrich der Große und Graf Truchseß, in 
einem Punkte stimmen sie alle überein. An etwas anderes als an Geld 
und Geldeswert, nämlich an Legate, die dieser oder jener Person durch 
die Unterdrückung des Testaments verloren gegangen seien, hat keiner 
jener Zeugen gedacht, deren Stimmen bisher aus dem 18. Jahrhundert 
zu uns herübergedrungen sind. 


Unter den Newcastle Papers im Britischen Museum ist, zwischen 
anderen Korrespondenzen, eine Anzahl von Briefen aus dem Jahre 
1727 erhalten, welche der Herzog von Newcastle, damals einer der 
Staatssekretäre, mit dem älteren Horace Walpole, dem britischen 
Gesandten am französischen Hofe, gewechselt hat.! Sie tragen sämtlich 
den Vermerk ‚very private‘‘ oder ‚„secret‘‘, sind sicher nicht, wie es 
sonst oft mit den diplomatischen Korrespondenzen geschah, im Kabinett 
vorgelegt worden, sind nicht unter die Akten gekommen, daher denn 
wohl auch im Record Office nicht befindlich. Ich glaube auch, daß 
zu ihrer Zeit niemand außer den beiden Genannten und dem Könige 
Georg II. in diese Briefe Einsicht genommen hat. Sie handeln sämtlich 
von dem Testament Georgs I. Freilich wird der Charakter und der 
Inhalt desselben an keiner Stelle in deutlichen Worten geschildert. 
Das hat einen äußeren Grund. Horace Walpole war kurze Zeit vorher 
auf Anregung des Kardinals Fleury nach London gereist, um dem 
eben zur Krone gelangten Georg II. von der Bündnistreue Frankreichs 
und der persönlichen Gesinnung des Kardinals als des Leiters der 
französischen Politik die richtige Vorstellung zu geben. „Sie werden 
durch ein oder zwei Konferenzen“, hatte Fleury in einem artigen 
Billet geschrieben?, „‚weiterkominen, als durch Bände von Briefen.“ 
Die Reise nach London war also durch Fleury veranlaßt. Dort an- 
gekommen, ward der Gesandte aber offenbar auch von der Existenz 
und dem Inhalt des Testaments unterrichtet, gewiß schon mit der 
Absicht, daß er in der Lage sei, mit dem französischen Hofe darüber 
in Verhandlung treten zu können. Nach wenigen Tagen kehrt er nach 
Paris zurück und nun entspinnt sich jener Briefwechsel, in dem alles 
auf das Testament Bezügliche als bekannt vorausgesetzt wird. „Ew. 
Exzellenz‘, heißt es z. B. in dem ersten Briefe Newcastles, ‚ist mit 
allen Einzelheiten des Falles so genau vertraut, daß ich nur zu be- 
merken brauche... .‘“ Den Inhalt des Testaments können wir daher 
auch mit diesen Briefen in der Hand nur erraten und kombinieren. 
Wir vernehmen die folgenden Tatsachen. 


ı Add. Mss. 32751 und Add. Mss. 32753. Ein kurzer Hinweis auf diese 
Briefe findet sich in einem Briefe an die „Times“ vom 21. Jan. 1909. 
2 Coxe, Memoirs of Horatio Lord Walpole, I (1808), 272. 
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Der König hat sein Ministerium in Hannover zu einer Äußerung 
über die Gültigkeit des Testaments aufgefordert. Die Herren in 
Hannover haben dasselbe für gesetzwidrig und ungültig erklärt (illegal 
and invalid). Der König hofft, daß Frankreich zu ihm halten und ihn 
unterstützen .werde gegen jeden Versuch, die Vollstreckung des Testa- 
ments mit Gewalt zu erzwingen. Besonders gilt das für den Fall, daß 
der Kaiser, gegen den England und Frankreich miteinander im Bünd- 
nisse sind, irgendwelche Vorteile aus der Sache zu gewinnen suchen 
sollte, Ein anderes Mal wird ein Brief aus Wolfenbüttel erwähnt, aus 
dem zwar die gegen Georg Il. günstige Gesinnung des Herzogs von 
Braunschweig-Wolfenbüttel zu erkennen ist, aber auch die Tatsache, 
daß der Kaiser voraussichtlich, wenn die Sache zu einem Streite führen 
sollte, die Ansprüche der Familie von Wolfenbüttel unterstützen werde. 
Aber man hofft, Frankreich werde das seinige tun, „um S. M. in seinem 
Recht und seiner Prärogative zu unterstützen‘. Die hannöverischen 
Minister haben ‚die Frage so gründlich erwogen, und sind so genau 
über die Gesetze und die Verfassung des Reiches informiert, daß kein 
Zweifel darüber herrschen kann, daß dasjenige, was auf den ersten 
Blick an sich unvernünftig erschien, auch keinerlei gesetzliche Be- 
gründung haben kann“. Walpole kommt zu Fleury. Sie lesen das 
Testament miteinander durch. Walpole teilt dem Franzosen ‘auch die 
Meinung der Hannoveraner mit. Der Kardinal, tief durchdrungen 
von der Bedeutung des Vertrauens, das in ihn gesetzt wird, äußert 
sich mit Abscheu und Erstaunen über die üble Absicht derjenigen, 
die dem verstorbenen König einen so unglückseligen Rat geben konnten, 
und die damit bei der Ungesetzlichkeit der Sache gewiß nur Streit 
und Verwirrung in der eigenen Familie erwecken wollten, zumal, wenn 
man bedenkt, in wessen Hände das Testament, außerhalb Englands, 
niedergelegt worden ist. Gewiß, meint Fleury, wird der Kaiserhof 
durch Drohungen oder Anerbietungen, wie es ihm am zweckmäßigsten 
scheinen wird, Vorteil davon zu ziehen suchen. Aber Frankreich steht 
treu zum Könige von England und wird ihm aus jeder Verlegenheit, 
die daraus entstehen kann, zu helfen suchen. Walpole faßt den Kar- 
dinal bei der Hand und bittet ihn, er möge das doch in ein paar Zeilen 
auch schriftlich niederlegen, was dem Könige zu besonderer Be- 
friedigung gereichen werde. Fleury tut es, und das Billet ist noch 
vorhanden. Im Laufe des Gespräches ist auch von der Antwort die 
Rede, welche das Hannöverische Ministerium auf ein Schreiben des 
Herzogs von Wolfenbüttel zu erstatten hat. Fleury findet in dem 
Entwurf dazu, den Walpole ihm vorlegt, daß es in bezug auf eine etwaige 
Veröffentlichung des Testaments nicht heißen sollte, ein Aufschub von 
einigen Monaten könnte keinen Nachteil bringen, sondern daß auf die 
Worte — und nun folgt die wichtigste Stelle des ganzen Briefwechsels 
— „da ich der einzige Erbe der Krone und des Kurfürstentums bin“ 
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(etant l’unique successeur a la Couronne et a l’Electorat), daß auf diese 
Worte nur folgen sollte: „S. M. sieht keinen Grund, diese Publikation 
selber zu bewirken, noch auch daß Seine Durchlauchtige Hoheit sie 
mache.“ 

Alle diese Briefe sind aus dem Juli und August des Jahres 1727. 
Als letzter folgt noch ein Brief Newcastles vom 5. Dezember desselben 
Jahres, der von dem glücklichen Abschluß der ganzen Angelegenheit 
spricht. Der Vertrag mit Wolfenbüttel ist am letzten Freitag unter- 
zeichnet. „Die Sache von des Königs Testament ist, wie Sie sehen 
werden, in dem Vertrag ganz unerwähnt geblieben. Doch hat der 
König gleichzeitig an den Herzog von Wolfenbüttel geschrieben und 
Seiner Hoheit zu verstehen gegeben, daß der Vertrag erst ratifiziert 
werden wird, wenn das Testament, der Verabredung gemäß, aus- 
geliefert sein wird.“ Auch Walpole soll nunmehr die Abschrift des 
Testaments nebst Kodizill, die in seinen Händen waren, zurück- 
schicken, damit alle vorhandenen Exemplare in die Hände des Königs 
zurückgelangen. 

Faßt man das in allen diesen Briefstellen Gesagte zusammen, so 
wird man, glaube ich, auch die ihnen zugrunde liegenden Tatsachen 
unschwer kombinieren können. Der verstorbene König hat ein 
Exemplar seines Testaments in die Hände des Herzogs von Wolfen- 
büttel gelegt. Dieser ist in der Lage, Ansprüche darauf begründen zu 
können. Das Hannöverische Ministerium erklärt das Testament für 
ungesetzlich und ungültig, denn Georg Il. ist der einzige Erbe der 
Krone und des Kurfürstentums. Immerhin kann der Kaiser sich ein- 
mischen, aber für diesen Fall wird der französische Bundesgenosse 
England zur Seite stehen. Ein Vertrag mit Wolfenbüttel wird ge- 
schlossen, der sich zwar auf andere Dinge bezieht, aber seinen formellen 
Abschluß doch erst durch die Auslieferung des Testaments erhält. 

Georg I., dürfen wir nun behaupten, hat ein Testament gemacht, 
durch das er das Haus Wolfenbüttel zum Erben von Hannover ein- 
setzt. Er hat die Auflösung der Personalunion, die er 1719 auf dem 
Wege der parlamentarischen Gesetzgebung nicht erreicht hatte, durch 
ein Testament herbeiführen wollen. Aber seine Absicht wird vereitelt. 
Wolfenbüttel wird zur Auslieferung des Testaments bewogen. Und 
ein besonders interessantes Moment kommt noch in die Angelegenheit 
herein durch die Rolle, die Kardinal Fleury dabei spielt. Frankreich 
ist es, das den. Könige Georg Il. den Besitz seines deutschen Stamm- 
landes sichert. 

Noch ein paar Fragen haben wir kurz zu erörtern. Zunächst die 
vom Hannöverischen Ministerium verkündete Ungesetzlichkeit des 
Testaments. Sie beruht schon auf dem Charakter Hannovers als Kur- 
staat, denn damit gebührt auch ihm die durch die Goldene Bulle 
ausgesprochene Erbfolge nach dem Rechte der Primogenitur. Aber 
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will man auch absehen von der Goldenen Bulle, zu deren Zeit ja von 
einem Kurfürstentum Hannover noch nicht die Rede war, so ist 
dasselbe Recht der Vererbung nach der Erstgeburt für Hannover 
noch ausdrücklich ausbedungen in dem zwischen den welfischen 
Brüdern und Leopold I. geschlossenen Kurtraktat!, der die Grund- 
lage aller weiteren auf die neue Kur bezüglichen Anordnungen bildete. 
Der Kaiser will nach Artikel I bewirken, daß Ernst August für sich 
und seine männlichen Nachkommen die Kurwürde erlange juxta 
ordinem primogeniturae. So war die durch Testament versuchte Aus- 
schließung des Erstgeborenen vom Throne Hannovers in der Tat 
rechtswidrig. 

Sodann die andere Frage. Was hat Georg I. zu jener Änderung 
seines Standpunktes bewogen, die darin liegt, daß er nach dem 
früheren Plane die Trennung der beiden Staaten erst in die Zeit der 
noch ungeborenen Generationen verlegen, jetzt aber schon seinem 
Sohne — denn so scheint es doch gemeint zu sein — den Besitz 
Hannovers absprechen will? Ich gestehe, daß ich eine durchaus be- 
friedigende Erklärung nicht zu geben vermag. Die Tatsache des 
tiefen Zerwürfnisses zwischen Vater und Sohn würde zur Erklärung 
genügen, wenn nicht diese Tatsache auch 1719 schon existiert hätte. 
Vielleicht ist die Überzeugung, daß die Personalunion aufgelöst werden 
müsse, in ihm so stark geworden, daß er nicht länger damit zu zögern, 
vielmehr die Entscheidung gleich nach seinem eigenen Hintritt herbei- 
zuführen wünschte. Vielleicht hatte sich aber auch die Abneigung, 
der Haß gegen seinen Sohn mit den Jahren gesteigert und hat ihm die 
Feder geführt. England mag der Prinz erben, sein geliebtes Hannover 
soll der Verhaßte nicht besitzen. Nur wer heute noch in der Seele 
Georgs I. zu lesen vermöchte, kann hier entscheiden. 

Und endlich noch einige Bemerkungen über den zwischen Georg II. 
und dem Herzoge von Wolfenbüttel zu Westminster geschlossenen 
Vertrag vom 25. November 1727.2 Etwas ganz Ungewöhnliches ist 
an diesem Vertrage wohl kaum zu bemerken. Er gehört zu dem Typus 
jener Militärkonventionen, wie sie England während des 18. Jahr- 
hunderts mit deutschen Landesfürsten zahlreich geschlossen hat. Noch 
im Vorjahre war ein ähnlicher Vertrag mit Hessen-Cassel vereinbart 
worden, durch welchen der Landgraf sich zur Aufbringung einer 
Truppenmacht von 12000 Mann verpflichtete, und zwar gegen eine 


1 Lünig, Reichsarchiv. Pars spec., 167. 

® Gedruckt bei Schmaus, Corpus juris gentium academicum, Il, 2093. Das 
Original befindet sich im Herzoglichen Landeshauptarchiv zu Wolfenbüttel. Der 
auf meinen Wunsch von der Archivverwaltung gütigst vorgenommene Vergleich 
des Druckes mit dem Original ergab keinerlei sachliche Abweichungen von Be- 
deutung. Die Berichte des wolfenbüttelschen Unterhändlers Grafen Dehn haben 
sich in Wolfenbüttel leider nicht mehr gefunden. 
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Zahlung von 125000 £, und wobei die Verwendung der Truppen 
völlig in das Belieben des Königs von England gestellt wurde. Es 
handelt sich eben um jene Gattung von Verträgen, die vom deutschen 
Standpunkte aus stets und mit Recht als schmählicher Soldatenhandel 
gekennzeichnet worden sind. Was dagegen ihre Bedeutung für Eng- 
land angeht, so sind sie zu'erklären aus der eigentümlichen Wehr- 
verfassung jener Zeit, sowie aus dem Abscheu des Volkes vor einer 
großen stehenden Armee im eigenen Lande, die, wie man immer noch 
argwöhnte, zu leicht ein Werkzeug zur Herstellung eines monarchischen 
Absolutismus werden könnte. Darum mietet man für Kriegszwecke 
lieber fremde Truppen und führt lieber holländische, hannöverische, 
hessische, braunschweigische Untertanen auf die Schlachtfelder der 
großen Kriege der Zeit, als die eigenen Landeskinder. 

Die mit Wolfenbüttel 1727 geschlossene Konvention gibt sich 
etwas wichtig als ein Bündnisvertrag des Königs von Großbritannien 
mit dem ihm verwandten Herzoge. Die Einleitung redet von der 
hergebrachten Freundschaft der beiden Linien des Hauses Braun- 
schweig, von ihren gwmeinsamen Bestrebungen zugunsten des Pro- 
testantismus und verkündet die Absicht beider, die alte Verbindung 
durch ein neues Band zu befestigen, „allein in der Absicht‘, wie es 
heißt, „sich gegenseitig ihre Länder zu garantieren und niemandem 
zum Schaden“. Daß dementsprechend nicht nur der König dem 
kleinen deutschen Verwandten den Besitz seines Ländchens gewähr- 
leistet, sondern daß auch der Herzog von Braunschweig-Wolfenbüttel 
sich zur Verteidigung von Großbritannien und Irland, ebenso wie der 
deutschen Staaten Georgs I. verpflichtet, klingt zwar ein wenig 
komisch, mag aber doch als die Einkleidung des positiven Inhalts hin- 
genommen werden. Dieser:besteht nun in der von Wolfenbüttelscher 
Seite übernommenen Verpflichtung, sich bereit zu halten, wenn der 
König von England es fordern sollte, ihm eine Truppenmacht von 
mindestens 5000 Mann zur Verfügung zu stellen. Die fernere, hierauf 
begründete Abmachung der Zahlung einer Summe von englischer 
Seite ist ganz in herkömmlicher Form gehalten und stimmt auch fast 
wörtlich mit dem entsprechenden Artikel des hessischen Vertrages 
von 1726 überein. Und doch besteht ein Unterschied. Die von 
englischer Seite zu zahlende Summe erscheint dieses Mal merkwürdig 
hoch. 

Hier mag es wohl gestattet sein, auf dem Wege eines Vergleichs 
der beiden Konventionen von 1726 und 1727 eine kleine Rechnung 
aufzustellen. Der Landgraf von Hessen erhielt für die Werbung und 
den Unterhalt von 12000 Mann eine englische Subsidienzahlung, in 
zwei Raten zu erlegen, in der Gesamthöhe von 125000 £, der Herzog 
von Wolfenbüttel dagegen soll für seine 5000 Mann, in vier aufeinander 
folgenden Jahren je 25000 £, insgesamt also 100000 £ erhalten. Im 
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ersten Falle wäre der einzelne Mann mit 10£ 8sh 4d bezahlt, im 
zweiten mit rund 20 £. Es ergibt sich also, daß die wolfenbüttelschen 
Truppen fast doppelt so hoch bezahlt werden wie die hessischen. 
Niemand wird glauben, daß der wolfenbüttelsche Untertan als Soldat 
zweimal so wertvoll gewesen sei wie der Hesse. Statt dessen ist unter 
den geschilderten Verhältnissen eine andere Erklärung nicht von der 
Hand zu weisen. Wie wir hörten, sollte der Vertrag nicht ratifiziert 
werden, bevor der Herzog von Wolfenbüttel das in seiner Hand be- 
findliche Testament ausgeliefert hatte. Kein Zweifel, hier liegt die 
Erklärung für die Höhe jener Summe. Nehmen wir nur die Differenz 
der in den beiden Fällen angenommenen Sätze, berechnen wir, daß 
Wolfenbüttel etwa 50000 £ mehr erhielt, als Hessen für die gleiche 
Leistung erhalten haben würde, so haben wir, wenn nicht vielleicht 
den ganzen Vertrag, so doch dieses Mehr von 50000 £ als den Preis 
zu betrachten, der von England für die Auslieferung des Testaments 
gezahlt wurde. Der Soldatenhandel erscheint dieses Mal in doppelt 
häßlicher Gestalt. 


So war denn der Versuch, durch testamentarische Verfügung des 
Souveräns die Personalunion zu zerreißen, ebenso gescheitert, wie der 
frühere Plan, sie durch Parlamentsbeschluß aus der Welt zu schaffen. 
Wohl ist auch unter Georg Il. noch ein paarmal von der Trennung der 
beiden Staaten die Rede gewesen, und in England zumal sehnte man 
sie herbei. Robert Walpole hat selbst einmal dem Sprecher des Unter- 
hauses eine königliche Botschaft in Aussicht gestellt, welche eine 
parlamentarische Bill zur Lösung der verhaßten Verbindung anregen 
sollte. „Sir,‘‘ erwiderte ihm der Sprecher, „das wird sein wie eine 
Botschaft vom Himmel.“ Aber die Botschaft kam nicht. Die 
Personalunion hat trotz aller Abneigung der widerwillig aneinander 
gefesselten Völker so lange fortbestanden, bis die Verschiedenheit 
des Staatsrechts der beiden Länder ihr bei der Thronbesteigung Vik- 
torias ein natürliches Ende bereitete. 


ı Coxe, Rob. Walpole (1798), 2, 571—572. 


Die Chimäre des Gleichgewichts. 


Vorläufige Bemerkungen 


von 


Karl Jacob. 


In der politischen Praxis und Literatur Europas während der 
letzten drei Jahrhunderte hat wohl kein anderer Begriff eine solche 
Rolle gespielt wie der des politischen oder auch europäischen Gleich- 
gewichts.! Schon im 18. Jahrhundert hat man daraus ein System 
des politischen Gleichgewichts gemacht. Diplomaten und Publizisten, 
Juristen und Historiker haben sich dieses Begriffes bedient. Sie sind 
bemüht gewesen, das Wesen und die Anwendung dieses Gleichgewichts 
zu entwickeln und zu definieren. Nicht wenige haben es unternommen, 
seine reale Existenz und Notwendigkeit zu erweisen und zu ver- 
teidigen, andere haben seine Realität bestritten und seine tat- 
sächliche oder rechtliche Unmöglichkeit dargelegt. Es galt weithin 
in Theorie und Praxis als ein regelndes und bewußtes Prinzip für 
die Beziehungen innerhalb der europäischen Staatenwelt bis über 
die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus. Durch ihre Umgestaltung, 





ı Von neuerer allgemeiner Literatur zum Problem des politischen Gleich- 
gewichts nenne ich nur: Alexandre de Stieglitz, De l’&quilibre politique, du 
legitimisme et du principe des nationalites, B. I, Paris, Pedrone-Lauriel, 1893; 
Leonce Donnadieu, La theorie de l’Equilibre, Etude d’histoire diplomatique et 
de droit international, Paris, A. Rousseau, 1900; Charles Dupuis, Le principe 
d’equilibre et le concert europeen de la paix de Westphalie a l’acte d’Algeciras, 
Paris, Perrin et Co., 1909; E. Kaeber, Die Idee des europäischen Gleichgewichts 
in der publizistischen Literatur vom 16. bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts, 
Berlin, A. Duncker, 1907. Reiche, aber nicht vollständige und genaue Literatur- 
angaben bei Donnadieu, S. IX— XVII. Für die ältere Literatur: v. Ompteda, 
Literatur des gesamten Völkerrechts, I. und 2, Teil, Regensburg, J. L. Montag, 
1785, S. 485ff., und Nachträge in B.3 (C. A. v. Kamptz), Berlin, Duncker und 
Humblot, 1817, S. 97ff,; J. L. Klüber, Europäisches Völkerrecht, 2. Aufl. (von 
C. E. Morstadt), Schaffhausen, Hurter, 1851, bes. $42; Ersch und Gruber, 
Allg. Enzyklopädie der Wissenschaften und Künste, I, Sekt., B.69, Leipzig, 
Brockhaus, 1859, S. 322—334. 
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vornehmlich in den Kriegen und Friedensschlüssen zwischen 1853 
und 1871, schien der Begriff des politischen Gleichgewichts, wie er 
seit den Verträgen von 1814 und 1815 üblich gewesen war, seinen 
Inhalt verloren zu haben. Man hat, im Ausland zumal, für die beiden 
folgenden Jahrzehnte von einer hegemonischen Stellung des Deutschen 
Reichs in Europa gesprochen. Dann aber fand man eine neue Formel: 
im Dreibund und Zweibund, zuletzt im Dreibund und Dreiverband 
sollte das europäische Gleichgewicht, so konnte man von berufener 
und unberufener Seite oft hören, dargestellt und damit der Friede 
gesichert sein. Hanotaux hat der Sammlung seiner Aufsätze über 
die Probleme der großen Politik von 1907—1911 den Titel: La politique 
de l’Equilibre gegeben. 

Der große Krieg hat die bestehenden Ordnungen der europäischen 
Staatengemeinschaft jäh zerrissen. Die bisher geltenden Machtverhält- 
nisse haben ihre Gültigkeit verloren. Auf der Grundlage der kriege- 
rischen Leistungen — im weitesten Sinne —, die von jeher allein die 
wahre und zuverlässige Grundlage für die geschichtliche Bedeutung 
der Nationen im staatspolitischen Sinne gebildet haben, wird die neue 
Abgrenzung der Staaten und die neue Gestaltung ihrer Machtver- 
hältnisse und ihrer friedlichen Beziehungen aufgebaut werden. Und 
in dem Wirrwarr der Stimmen, die sich auch bei uns erheben, hören 
wir bereits wieder Rufe nach dem „Gleichgewicht“. „Nicht Nieder- 
werfung,‘‘ so hat Meinecke gesagt, „sondern Gleichgewicht heißt 
die politische Losung der Zukunft.‘‘! Schon wird uns ein weltum- 
spannendes Programm für ein „neues Gleichgewicht der Staaten‘“? 
entworfen.3 

Und Ferd. Jakob Schmidt preist „das Ethos des politischen 
Gleichgewichtsgedankens‘‘ mit der Nutzarnwendung, es sei ‚der welt- 
geschichtliche Beruf des Deutschen Reichs, die Gleichgewichtsidee in 
ihrer ganzen Konsequenz, territorial und maritim zu verwirklichen‘.* 

Da ist es wohl gerechtfertigt, sich einmal zu vergegenwärtigen, 
welche Vorstellungen vergangene Generationen von dem politischen 
Gleichgewicht gehabt haben, was es in Wahrheit bedeutet und was 
es geleistet hat. 


ı Friedrich Meinecke, Der Rhythmus des Weltkriegs, in: Probleme des 
Weltkriegs, München, Oldenbourg, 1917, S. 134; zuerst 31. Dez. 1916 in 
Frankf. Ztg. 

2 Dr. Karl Mehrmann, Das neue Gleichgewicht der Staaten, Verlag „Das 
größere Deutschland“, Dresden, o. J. 

3 Jüngst auch H. Oncken, Das alte und das neue Mitteleuropa, Gotha 1917, 
S.150 u. A. Hettner, Der Friede u. d. deutsche Zukunft, Stuttgart 1917, S. 93. 
S. dagegen aber schon J. Kaerst, Das geschichtliche Wesen und Recht der deut- 
schen nationalen Idee, 1916, S.53f. 

4 Preußische Jahrbücher, B. 81, 1914, S. 1—15. 
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Zunächst: welche Vorstellungen hat man denn in neuester Zeit 
von dem Wesen dieses politischen Gleichgewichts gehabt? Was hat 
man darunter verstanden? In der Regel hat man sich an die mehr- 
fach als klassisch bezeichnete Definition gehalten, die Friedrich 
von Gentz in den Tagen von Austerlitz so formuliert hatte: „Das 
was man gewöhnlich politisches Gleichgewicht (Balance du pouvoir) 
nennt, ist diejenige Verfassung nebeneinander bestehender und mehr 
oder weniger miteinander verbundener Staaten, vermöge deren keiner 
unter ihnen die Unabhängigkeit oder die wesentlichen Rechte eines 
anderen ohne wirksamen Widerstand von irgendeiner Seite und folg- 
lich ohne Gefahr für sich selbst beschädigen kann.‘‘! Was heißt das? 
„Im Verhältnisse von Staat zu Staat stellt sich den Versuchen der 
Vergrößerung des Besitzstands und der Ausdehnung der Herrschaft 
das Streben der Erhaltung naturgemäß gegenüber, und wo man ein 
Übergewicht geltend zu machen sucht, wird zunächst wenigstens der- 
jenige Staat, der sich unmittelbar verletzt oder bedroht sieht, auf 
Bewahrung des Gleichgewichts bedacht sein. Reicht die Kraft des 
letzteren nicht aus, so sieht er sich wohl auch nach Bundesgenossen 
um, damit der vereinten Macht gelinge, was bei fortdauernder Tren- 
nung unmöglich erschien.‘“? Also: Verhütung einer überlegenen Staats- 
macht, in der Regel durch Zusammenschluß der Bedrohten. Sorel 
hat betont, daß nur machtvolle Staaten als Träger solcher Politik 
in Frage kommen.? 

Die bewußte Verfolgung dieses Zwecks muß als leitender Gedanke 
der internationalen Politik gelten, wenn man von Gleichgewichts- 
politik sprechen kann. Wird daraus ein System des politischen 
Gleichgewichts, so ist das Vorhandensein des Bewußtseins engerer 
Zusammengehörigkeit und Interessengemeinschaft bei einer größeren 
Zahl von selbständigen Staaten die weitere Voraussetzung. 

Man hat gesagt, daß in gewissem Sinne das Streben nach Erhaltung 
eines politischen Gleichgewichts so alt sei wie die Weltgeschichte 
selbst. Es hat denn auch vom 18. Jahrhundert an, als man daran 
ging, das Dasein und die Notwendigkeit der Gleichgewichtspolitik 
wissenschaftlich zu begründen, bis auf die Gegenwart nicht an Ver- 
suchen gefehlt, die Lehre durch Beispiele aus dem griechischen Alter- 
tum, wo es im Keim vorhanden gewesen sei, weniger allerdings aus 


! Ausgewählte Schriften von Friedrich von Gentz, herausgegeben von 
W. Weick, 4. Band, Stuttgart und Leipzig, Rieger u. Co., 1838: I. Fragmente 
aus der neuesten Geschichte des politischen Gleichgewichts in Europa, S. 39. 

2 Das Staatslexikon, herausgegeben von K. v. Rotteck und K. Welcker, 
3. Aufl., 6. B., 1862: Gleichgewicht (politisches) von W. Schulz-Bodmer und 
H. Marquardsen, S. 641. 


® A. Sorel, L’Europe et la revolution frangaise I, 2&d., Paris, Plon Nourrit, 
1887, S. 34. 
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der hellenistischen Zeit, die dafür weit besser geeignet wäre, zu belegen. 
Aber überwiegend besteht doch die Auffassung, daß damals von der 
Verfolgung eines politischen Prinzips nicht die Rede sein könne. Man 
vermißt es ganz für die Geschichte Roms, zumal seit der ‚Überwin- 
dung von Karthago, und des römischen Weltreichs. Höchstens noch 
im Auftreten Theoderichs gegen die Franken will man Gleichgewichts- 
politik erkennen. Dann sei der Gedanke für lange Jahrhunderte, weil 
unvereinbar mit der Idee des weltlichen und geistlichen Imperiums, 
verschwunden. 

Mit dem Beginn der Epoche, die wir gewohnheitsmäßig die Neu- 
zeit nennen, wird die Entstehung der Gleichgewichtspolitik als Aus- 
druck bewußten staatsmännischen Handelns frühestens angesetzt. 
Einige erblicken ihren Beginn in der Politik Lorenzo Medicis inner- 
halb der italienischen Staatenwelt oder in den wechselnden Beziehungen 
der fünf größeren italienischen Staaten jener Epoche. Im allge- 
meinen gilt die Epoche Karls V., der Anfang des großen französisch- 
habsburgischen Gegensatzes als Ausgangspunkt der Gleichgewichts- 
politik: eben dieser Gegensatz, zwischen dem auch die übrigen, 
Mächte wählen müssen, ist ihr Kern und ihr Wesen. Höchstens noch, 
daß etwa, nach dem Vorgang Bacos, England unter Heinrich VIIl., 
unter Elisabeth und in den Tagen Wilhelms Ill. als Halter oder 
Zunge der Wage betrachtet wird. Auch auf Heinrich IV. und 
Richelieu ist die Gleichgewichtspolitik als Prinzip zurückgeführt 
worden.® Aber zum mindesten sei im Westfälischen Frieden dies 
Prinzip oder System maßgebend gewesen und verwirklicht worden. 
Seinen vollkommensten Ausdruck habe es dann in den Ideen Wil- 
helms III. und den Koalitionskriegen gegen Ludwig XIV. gefunden, 
an deren Schluß im Utrechter Frieden die offizielle aktenmäßige 
Anerkennung des Prinzips stattfindet. Nicht ohne Widersprüche frei- 
lich vermögen die Lobredner des Gleichgewichtssystems sich mit der 
Machtentfaltung Preußens unter Friedrich dem Großen abzufinden. 
Aber darin besteht im allgemeinen Übereinstimmung, daß mit ge- 
wissen Modifikationen und Neuanpassungen das bewährte System sich 
bis zur französischen Revolution hin behauptet habe: seit Wilhelm III. 
sind gegen das übermächtige Frankreich, das sich dann außer Bayern 
statt Schwedens gesunkener Größe vornehmlich Spanien und später 
Preußen zugesellt, neben Österreich England und Holland, die 
„Seemächte‘, getreten. Man hat es späterhin das „alte System“ 





! Kaeber, S.21, sieht in der Politik Venedigs zwischen Frankreich und 
Spanien 1551—1559 ‚‚den Ursprung der bewußten Bestrebungen für ein Gleich- 
gewicht der Mächte“. 

2 So z.B. de Pradt, Du congres de Vienne c. 6.: de l’&quilibre politique 
de l’Europe en general, S. 67. 
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genannt, das allerdings seit 1756 der Vergangenheit angehörte. Die 
alles Recht verletzende Teilung Polens soll das Gleichgewichtsprinzip 
aufs schwerste erschüttert und diskreditiert haben. Und die Revo- 
lutionskriege und die Eroberungen Napoleons haben ihm vollends 
das Ende bereitet. Aber in neuer Form und auf veränderter Grund- 
lage sei es neben der Legitimität das Prinzip des europäischen Gleich- 
gewichts gewesen, das den Verträgen der Alliierten von 1813 und 1814 
und der folgenden Neuordnung der europäischen Staatsverhältnisse 
zugrunde gelegt worden sei. Das Konzert der Großmächte, die 
europäische Pentarchie, wollte die Hüterin dieses Gleichgewichts sein, 
das durch die nationalen Bewegungen und die Kriege der beiden 
nächsten Generationen sein Ende fand. 

So etwa die überwiegende Anschauung. Freilich, es hat weder in 
älterer noch in neuerer Zeit an grundsätzlichem Widerspruch gefehlt. 
Und vollends, sobald wir ins einzelne gehen, sehen wir eine weit- 
gehende Verschiedenheit der Auffassungen über das, was es nun 
eigentlich mit diesem europäischen Gleichgewicht gewesen sei. 

So gilt es zunächst, sich klar zu machen, wie haben denn jene 
Zeiten selbst den vielumstrittenen Begriff angewendet? Von Lorenzo 
Medici berichtet sein Schwager Rucellai und ihm folgend Guicciardini, 
es sei sein Bestreben gewesen, die politischen Verhältnisse Italiens 
im Gleichgewicht zu halten!: das sei durch die gemeinsamen Kämpfe 
von Florenz, Mailand und Neapel gegen die sie alle bedrohende 
Machtentfaltung Venedigs erreicht worden. Später wird Lorenzo in 
ungerechtfertigter nationaler Eitelkeit gar in den Mittelpunkt euro- 
päischer Gleichgewichtspolitik gerückt: er erscheint als der Halter der 
großen Wage, auf der alle europäischen Fürsten gewogen werden. 
Dieser Vergleich mit den beiden Schalen einer Wage, auf die die 
europäischen Staaten sich verteilen, beherrscht die nächsten Jahr- 
hunderte und hat der Auffassung den Namen gegeben. Das ist be- 
greiflich, seitdem das große Ringen zwischen den beiden Häusern 
Habsburg und Valois-Bourbon das bestimmende Element der Staaten- 
geschichte des Abendlandes geworden ist. Die Zeitgenossen selbst frei- 
lich wissen in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts nichts davon: 
den Gegnern Karls V. auf dem Kontinent ist ihr Ringen ein Kampf 
gegen die drohende Universalmonarchie, der Kampf für die Freiheit 
des Glaubens, ständischer Rechte und gegen spanische Servitut. Aber 
Heinrich VIII. von England mit seiner ränkevollen und wechselnden 
Politik gegenüber den kontinentalen Mächten erhob den Anspruch, 


ı Bernardus Oricellarius, De bello italico Caroli VIII. commentarius, 
London 1733, $.4: Ea assidue agitare, monere, niti, quibus res italicae starent 
ac examine aequo penderent. — Franc. Guicciardini, Istoria d’Italia, B. I, c. I: 
Procurava con ogni studio che le cose d’Italia in modo bilanciate se mantenessero, 
che pur in una che in un altra parte non pendessero. S. auch Kaeber, S. 12f. 
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daß seine Stellung das Schwergewicht der Schalen bestimme: in dem 
Prunkzelte zu Guines und auf einer Denkmünze las man die Worte: 
„cui adhaereo praeest“, So beanspruchte zum erstenmal England 
schiedsrichterliche Stellung in den Machtfragen des Kontinents als 
Zünglein an der Wage.! 

Dann? begegnet der Begriff erst wieder vereinzelt in den fünf- 
ziger Jahren in der Korrespondenz der venetianischen Diplomatie 
und bei Maria von Ungarn, der Stadthalterin in den Niederlanden: 
es gilt für die neutralen Fürsten, zumal für Venedig, die Macht der 
beiden großen Rivalen ‚zu balancieren” und zu sorgen, daß „sich die 
Wage nicht auf die eine Seite neige“. 

Freilich immer sichtbarer neigte sie sich, wenn wir im Bilde 
bleiben, in den folgenden Jahrzehnten auf die Seite Philipps II: das 
westliche Europa glaubte nicht ohne Grund, in neuer Form den 
Druck einer nahenden spanischen Universalmonarchie zu spüren. Da- 
gegen wehrten sich die zersplitterten Kräfte der Gegner. Zahllos sind 
die Flugschriften, die zu gemeinsamem Kampfe aufrufen; nur selten, 
daß da einmal das Bild von der Wage gebraucht wird, die gegen 
Spanien ins Gleichgewicht gesetzt werden müsse, so in den 80er 
Jahren, dann wieder beim Herannahen des Dreißigjährigen Kriegs, 
nicht aber in den Tagen Heinrichs IV. Der „große Plan‘ einer Be- 
friedung Europas durch die willkürliche Konstruktion einer euro- 
päischen Staatenrepublik, den später Sullys Memoiren dem real- 
politischen Retter von Frankreichs nationaler Selbständigkeit ange- 
dichtet haben, ist neuerdings als haltloses Trugbild dargetan.? Sieht 
man sich die Abgrenzung der 15 Staaten an, so erkennt man un- 
schwer, daß das unmögliche Gebilde nur auf eine schamhaft ver- 
schleierte Forderung französischer Hegemonie hinausläuft.* Solche Ge- 
danken mochten in den späteren Jahren Richelieus auftauchen. 

Denn nun zogen ja die Jahrzehnte französischer Vorherrschaft 
herauf, So weit freilich vermochten nur wenige erst zu sehen. Noch 
ließ sich in den Anfängen des Kriegs, zumal solange sich Frankreich 
mit offenem Kampf zurückhielt, der Gedanke als Lockmittel publizistisch 
verwerten: es gelte, unter der Führung des friedliebenden Frankreich 

ı 5. u.a. Dupuis, S. 17. 5 

® Für die folgende Zeit bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts verweise ich 
u.a. allgemein auf die lehrreiche Untersuchung von Kaeber, auf die weitere 
wünschenswerte Einzelstudien aufbauen können. u 

® Th. Kükelhaus, Der Ursprung des Plans vom ewigen Frieden in den 
Memoiren des Herzogs von Sully, Berlin, Speyer und Peters, 1893; Hans Prutz, 
Die Friedensidee, München, Duncker und Humblot, 1917, S. 108—135. 

4 R. Redslob, Das Problem des Völkerrechts 1917 setzt ganz richtig das 


Projekt nicht unter dem Abschnitt vom ‚‚politischen Gleichgewicht“, sondern von 
der „europäischen Hegemonie«. 
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ein Gleichgewicht gegen die neuverbundene Macht der beiden Habs- 
burger Zweige zu schaffen. Zu Frankreichs: Sicherheit, so konnte man 
auch hören, sei im Reiche ein Gleichgewicht zwischen dem Kaiser 
und den Protestanten nötig, und auch in Italien konnte ein Gleich- 
gewicht der Kräfte für Frankreich nützlich sein. So arbeitete die 
französische Politik mit wohlklingenden Argumenten, während ihre 
Ziele schon weit höheren Flug genommen hatten. 

Es ist bemerkenswert, daß die klare Interessenpolitik Gustav 
Adolfs und Oxenstiernas nicht unter dem Gesichtspunkt des Gleich- 
gewichts gefaßt erscheint. Denn «s bleiben Frankreich und Spanien 
„die beiden Pole‘ der europäischen Staatenwelt; daran sind alle 
Fürsten und Staaten der Christenheit interessiert. 

Die Friedensschlüsse von 1648 und 1659 haben aus jahrzehnte- 
langem, militärischem und diplomatischem Kampfe das Fazit für die 
Neuordnung dessen, was man damals Europa nannte, gezogen: von 
den Bestrebungen, ein Gleichgewicht der Kräfte aufzubauen, wie es 
spätere und noch neueste Auffassungen finden wollen!, und gar ein 
politisches System damit zu begründen, ist in der mühsamen Arbeit 
der Diplomaten keine Rede. 

Ludwig XIV. hatte das richtige Bewußtsein, daß mit dem Aus- 
gang der Verhandlungen auf der Fasaneninsel das ihm überantwortete 
Erbe Richelieus und Mazarins keinen ebenbürtigen Gegner für neue 
Machtträume mehr zu fürchten brauchte. Die Periode habsburgischen 
Dominats ward von dem drohenden Aufstieg französischer Universal- 
monarchie abgelöst. Schon in der letzten Phase des Dreißigjährigen 
Kriegs hatten deutsche Publizisten von kaiserlicher Seite vor der 
Öffentlichkeit gegen Frankreich die Anklage erhoben, daß es nach 
der Weltherrschaft strebe. Fast seit dem Tage, da mit dem Tode 
Mazarins das persönliche Regiment Ludwigs XIV. begonnen hatte, 
vollends seit dem Devolutionskrieg und seit die Frage der Thron- 
folge im Reiche Philipps II. in absehbare Nähe gerückt schien, konnte 
niemand, am wenigsten die Diplomatie, daran zweifeln, daß weitere 
Erfolge zu einer überragenden und die Freiheit und Selbständigkeit 
der westlichen Hälfte Europas bedrohenden Übermacht Frankreichs 
führen mußten. Zahllos nun die Flugschriften, die dagegen die Stimmen 
erhoben, eifrig die Gegenbemühungen der Diplomatie. Aber nirgends, 
soweit man sieht, wird auf dem Festland der Appell an die Not- 
wendigkeit der Erhaltung des Gleichgewichts dagegen geltend gemacht. 
Nur einer macht eine Ausnahme: der vielgeschäftige Diplomat, der, 
von Herkunft Franzose, aus Wahl — wie Prinz Eugen — Öster- 


ı So noch Dupuis, S.21 und bes. S. 24: La France a dicte les conditions 
de l’equilibre u. la France champion naguere de la politique d’equilibre. S. auch 
Donnadieu, Ie partie, ch. 1. 
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reicher, zum eifrigsten und lautesten Anwalt des unentwegten Kampfes 
gegen die Gefahr von Westen wurde: gegen die ungeheuerlichen 
Absichten Ludwigs XIV., die dieser von seinen Juristen als recht- 
mäßige Ansprüche erweisen ließ, rief Lisola in der berühmten Flug- 
schrift vom ‚Schild des Staats und der Gerechtigkeit‘ die Fürsten 
der Christenheit im Namen des bedrohten Gleichgewichts auf.! War 
dies Argument früher stets von französischer Seite gegen Habsburg 
verwendet, so wurde es nun gegen Frankreich gerichtet. Vor allem 
aber richtete Lisola seinen Ruf an England, das soeben auf Frankreichs 
Seite gegen die Generalstaaten kämpfte: denn England gehe sonst 
seiner. Rolle verlustig, der Schiedsrichter Europas zu sein. 

In den Kreisen der englischen Politiker trafen solche Mahnungen 
auf gleichgestimmte Strömungen. Hier war schon die neu auf- 
kommende Lehre von der Notwendigkeit einer günstigen Handels- 
bilanz mit dem Schlagwort der politischen Balance in Verbindung 
gebracht worden.” Auch daran wurde erinnert, daß, wie man jetzt 
meinte, einst Heinrich VIII. und wieder Elisabeth die Schalen der 
Wage zwischen Frankreich und Spanien im Gleichgewicht gehalten 
hätten.® Wir begreifen, daß nicht wenige Flugschriften an diese Rolle 
mahnen, die auch jetzt England obliege. Auch das Interesse des seit 
Cromwell wieder so aufblühenden englischen Handels ward nicht ver- 
gessen, Denn wieder zeigten sich die beiden Richtungen in England, 
“ die auch weiterhin in seiner Politik eine so große Rolle spielten: soll 
England sich in die kontinentalen Angelegenheiten einmischen und 
hier für das rechte Gleichgewicht sorgen — auch um die gewonnene 
Meeresherrschaft aufrecht zu erhalten — oder hat es dringendere 
eigene, innere Angelegenheiten ?* 

Mit der Erhebung Wilhelms Ill. und der großen Allianz von 1689 
hatte England den Kampf gegen Frankreich aufgenommen. Es ist 
durchaus realpolitisch, wenn jetzt vom Gleichgewicht kaum noch die 
Rede ist.’° Und es ist ebenso realpolitisch, daß nach dem Frieden 


! Bouclier d’Estat et de justice contre le dessein manifestement decouvert 
de la monarchie universelle sous le vain pretexte des pretentions de la reyne de 
France 1667. Nach A. F.Pribram, Franz Paul Freiherr von Lisola (1613 bis 
1674): und die Politik seiner Zeit, 1894, S. 343 Anm., sind ‚aller Wahrscheinlich- 
keit nach“ auch die Considerations politiques (n.16) und der Appel de l’Angleterre 
(n. 17) von ihm. Die fruchtbare publizistische Tätigkeit Lisolas verdient eine ein- 
gehendere Untersuchung, als sie sie bei Pribram gefunden hat. S. auch Kaeber, 
S. 48ff. 

2 Harrington, Oceana, 1656, s. E. Frhr. v. Heyking, Zur Geschichte der 
Handelsbilanztheorie. Diss., Berlin 1880, S. 27. 

3 Vgl. Kaeber, S. 28 u. 61. 

458. z.B. die Äußerungen Arlingtons und dagegen Sir W. Temples bei 
Kaeber, S.53. Über die engl. Flugschriften dieser Zeit a, a. O., S. 5362. 

5 Kaeber, S. 63, erwähnt nur eine solche Schrift (vom Jahre 1694). 
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von Ryswik in den Teilungsverhandlungen Wilhelm Ill. ohne Rück- 
sicht auf Rechtsfragen und Gleichgewichtsideen sich über die Inter- 
essen Englands (und erst in zweiter Linie der Generalstaaten) an der 
Erledigung der spanischen Erbschaft unmittelbar mit Ludwig XIV. 
zu verständigen suchte. 

Als dann Ludwig XIV. das Testament Karls Il. zugunsten seines 
Enkels Philipp von Anjou annahm, rechtfertigte er diese folgen- 
schwere Entschließung den Mächten gegenüber mit dem Interesse der 
Erhaltung des Gleichgewichts. Aber alsbald begann er in den Nieder- 
landen wie in Spanien die Erbschaft rücksichtslos im französischen 
Interesse und zur Schädigung der Seemächte, insbesondere ihres 
Handels, auszunutzen. Da wurde denn in England und Holland, um 
die Öffentliche Meinung zum Kriege fortzureißen, und von ihrer 
Diplomatie zur Gewinnung von Bundesgenossen nun ebenso das 
Gleichgewicht aufgerufen. In England vor allem: die Bedrohung des 
Handels durch die Verbindung: der beiden Kronen von Frankreich 
und Spanien, die Bedrohung des Levantehandels durch den Besitz 
von Gibraltar, von Neapel und Sizilien. Im Kampfe der Whigs und 
Tories wurde das Gleichgewicht das Schlagwort: für Freiheit, Glauben 
und Handel. Auch nach dem Tode Josephs I. traten die Whigs im 
Namen des Gleichgewichts für Karl Ill. in Spanien ein. Das Gleich- 
gewicht, so sagten die Tories, mache es unmöglich, daß Karl die 
beiden habsburgischen Kronen trage. In Wirklichkeit standen ja frei- 
lich ganz andere Fragen dahinter: die alte Frage, wieweit sich Eng- 
land in die Kämpfe des Kontinents einlassen solle, und hier wie dort 
die Hoffnung auf günstigere Handelsverträge. 

In jenen Jahren ist der Gedanke des politischen Gleichgewichts 
von England auf dem Kontinent eingebürgert worden. In den Friedens- 
schlüssen, die dem Erbfolgekrieg ein Ende machten, erhielt die Gleich- 
gewichtsidee ihre offizielle Anerkennung: um der Erhaltung des Gleich- 
gewichts willen verzichtete Philipp, als sich Frankreich und England 
1712 verständigten, auf die französische Krone, sollte die eventuelle 
Anwartschaft auf Spanien an das Haus Savoyen fallen. Um des 
Gleichgewichts willen und zur Herstellung der allgemeinen Ruhe, so 
hieß es im Frieden zwischen Frankreich und England, sollten die 
beiden bourbonischen Kronen nie in einer Hand vereinigt sein, 
mußten die Herzoge von Orleans und Berry auf die eventuelle Nach- 
folge in Spanien verzichten, und im Wiener Frieden von 1725 hat 
auch Karl VI. diesen Grundsatz anerkannt. 

Das Äquilibrium, die Balance war das große Losungswort der 
Diplomatie geworden. In all den zahllosen Abmachungen, Bündnissen, 
Kongressen und Friedensschlüssen der nächsten Jahrzehnte kehrt dies 
Motiv. immer wieder. Für Besitzveränderungen, durch die kaum fest- 
gelegte Beschlüsse wieder umgestoßen wurden, für Dynastienwechsel 
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oder -austausch, für Teilungen, Anerkennung fürstlicher Erbansprüche, 
überall mußte das „Gleichgewicht‘ zur Begründung dienen. Es be- 
herrscht die politische Literatur. Man nehme Bolingbrokes Briefe 
über das Studium der Geschichte oder Fenelons Traktat über die 
Pflichten des Königtums oder Friedrichs des Großen, des Kron- 
prinzen, Betrachtungen über die politische Lage zur Hand: überall 
kehrt der Gedanke von der Notwendigkeit der Erhaltung des politischen 
Gleichgewichts wieder, „Bis zum Überdruß,“ sagt K.v. Noorden, 
„haben zwei- bis drei Generationen von einem europäischen Gleich- 
gewicht geredet.‘ ! 

Dazu gehörte natürlich, daß die Vorstellung von der engeren 
Zusammengehörigkeit einer Staatenwelt sich gebildet hatte. „Schon 
lange,“ sagt Voltaire,? „konnte man das christliche Europa bis nach 
Rußland hin als eine Art großer, in mehrere Staaten geteilten Republik 
ansehen, die auf gemeinsamer religiöser Grundlage, auf den gleichen 
Prinzipien des öffentlichen Rechts und der Politik ruhte. Sie ver- 
folgen gleichmäßig die weise Politik, durch Verhandlungen, auch mitten 
im Kriege, unter sich nach Möglichkeit ein Gleichgewicht der Macht 
zu erhalten.“ Dann schrieb Joh. Jacob Schmauss? seine „Historie 
der Balance von Europa‘, wozu er freilich die Beziehungen unter 
den nordischen Potenzen, unter die auch Preußen fiel, nicht rechnete. 

Und schon hatte die Staatswissenschaft und die in der Nachfolge 
von Hugo Grotius aufblühende Völkerrechtswissenschaft sich des von 
der Diplomatie proklamierten Grundsatzes bemächtigt, um ihn zur 
Doktrin zu gestalten: diese Lehre vom Gleichgewicht der Staaten 
wurde zur Norm des Kriegs und des Friedens erhoben. Naturrecht 
und Philosophie bemächtigten sich ihrer. Bewahrung des Friedens 
vor allem sollte die Aufgabe des Gleichgewichts sein. Der phantastische 
Friedensplan des Abbe von St. Pierre* mit seinem aus der Wirklich- 
keit des Lebens entrückten Entwurf für eine auf dauernde Friedens- 
organisation der europäischen Staaten aufgebaute Ordnung ver- 
half der Idee zu weiter Verbreitung. Immer wieder ward erörtert, 
unter welchen Umständen denn die Entfesselung des Kriegs, der 
Abschluß von Bündnissen gerechtfertigt sei: nur eben dann, wenn 


U K. v. Noorden, Europäische Geschichte im 18. Jahrhundert, 1. B., Düssel- 
dorf, J. Buddeus, 1870, S. 44. 

® Voltaire, Siecle de Louis XIV., Paris, Firmin Didot, 1891, S. 5. 

® Johann Jacob Schmauss, Einleitung zu der Staatswissenschaft. Erster 
Teil: Die Historie der Balance von Europa. Leipzig, J. F. Gladitsch, 1741. 
Zweiter Teil: Die Historie aller zwischen den nordischen Potenzen: Dänemark, 
Schweden, Rußland, Polen und Preußen (!) geschlossenen Traktaten in sich 
haltend. Ebenda, 1747. 

* Hans Prutz, a.a.O., S. 154—176. Vgl. auch Jacob Ter Meulen, Der 
Gedanke der internationalen Organisation in seiner Entwicklung 1300 bis 1800. 
Haag, Martinus Nijhoff, 1917, bes. S. 180—221. 
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unmittelbare Bedrohung durch einen übermächtigen Nachbarn den 
Bestand eines selbständigen Staatswesens gefährde. Und auch die 
ferner liegenden Schwächeren sollten dann im eigenen Interesse zu 
gemeinsamer Abwehr berechtigt, ja verpflichtet sein.! 

Der frühere Inhalt des Prinzips freilich war unter den veränderten 
Verhältnissen abhanden gekommen. Jetzt standen sich nicht mehr, 
wie von Karl V. bis auf Ludwig XIV., über anderen minder mächtigen 
Staaten zwei große Reiche gegenüber, von denen erst das eine, dann 
das andere auf dem Kontinent eine hegemonische Stellung erstrebte. 
Jetzt waren es wechselnde Koalitionen von mehreren Großmächten, 
an deren Seite — bestimmt durch Interessen oder Intrigen — eine 
Reihe minder mächtiger, aber als Hilfstruppen nicht selten begehrter 
Staaten sich stellten. Man scheute große Kriege. Wo Interessen- 
gegensätze sich zeigten, da war die Diplomatie mit kunstvollen Ver- 
schiebungs- und Teilungsplänen auf dem Platze: alle Ordnungen 
sollten im Interesse des politischen Gleichgewichts erfolgen. Nicht 
zum wenigsten die Erhaltung der österreichischen Monarchie durch 
die pragmatische Sanktion, deren Anerkennung freilich mancherorts 
hatte erkauft werden müssen. 

Als aber Karl VI. die Augen schloß, bot Kardinal Fleury, der 
kurz vorher ausgesprochen hatte, daß Frankreich mehr als je fähig 
sei, die Wage zu halten?, die Hand zur Auflösung des habsburgischen 
Staats. Man begreift, daß in Deutschland im Namen des Gleich- 
gewichts, das nach Natur- und Völkerrecht über jedem Sonderinteresse 
stehe, vor Frankreichs Lockungen gewarnt wurde. 

Aber es gab ja, so war oft gesagt, neben dem europäischen ein 
besonderes deutsches Gleichgewicht: die Macht der Stände gegenüber 
der kaiserlichen Macht. Dieses deutsche Gleichgewicht sollte zugleich, 
so sagten Österreichs Gegner, die unter den Reichsständen Parteigänger 
gesucht und gefunden und sich dabei als Hüter des Gleichgewichts 
im Reiche aufgespielt hatten, ein notwendiger Bestandteil des euro- 
päischen Gleichgewichts sein. Und andererseits ließ sich damit schon 
gegen Friedrich II. warnen. 

Der Kampf um das Erbe Maria Theresias war aber nur ein Teil 
des großen, in und außerhalb Europas ausgefochtenen Kampfs um 


! Diese Literatur findet man vornehmlich bei v. Ompteda, Kamptz, 
Ersch und Gruber und bei Karl Gottlob Günther, Europäisches Völkerrecht 
in Friedenszeiten, I, Altenburg, Richter, 1787, 5. Kap.: Von der Macht der 
Nationen und deren Gleichgewicht. Vgl. auch die Bibliographie bei Donnadieu. 
Außerdem: Vattel, Le droit des gens (1758) ed. Pradier-Fodere, II, Paris, 
Guillaumin, 1863. 

2 Recueil des instructions, donndes aux ambassadeurs et ministres 
de France. I.: Autriche &d. A. Sorel. Paris, F. Alcan, 1884. XIV.: Le marquis 
de Mirepoix, 1737, S. 246. 
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die Weltstellung zwischen Frankreich und England, der mit dem 
„Umsturz der Bündnisse‘! im Siebenjährigen Krieg Fortsetzung und 
vorläufigen Abschluß fand. Was bedeutete Gleichgewicht und vollends 
europäisches Gleichgewicht in dieser verwandelten Welt ? 

In England hieß es jetzt: die Erhaltung des Gleichgewichts, wie 
es sich auf dem Kontinent entwickelt hatte, sei im britischen Interesse 
nötig für Englands Sicherheit und Englands Handel! Damit war der 
Kernpunkt des Interesses ausgesprochen, das England — mochten 
seine Parteien über die Mittel verschiedener Meinung sein — an der 
Machtverteilung auf dem Kontinent nahm. Da aber Englands Macht 
auf seinem Handel beruht — so ließ sich in einer auf lange hinaus 
viel beachteten Verteidigung des Balancesystems der Göttinger Jurist 
Kahle vernehmen —, stört dieses notwendige Gleichgewicht Europas, 
wer, wie Spanien, Englands Handel zu nahe tritt. In Frankreich aber 
hieß es: England ist der Feind, der Europa in Ketten schmieden will; 
die Navigationsakte ist das Joch, das es den anderen Staaten auf- 
erlegt. Vom Gleichgewicht redet es, aber es will den Handel aller 
anderen Nationen an sich bringen und will das Imperium der Meere 
für sich. 

„Denn die Diplomaten,‘ so sagte J. N. Moreau, „haben vergessen, 
die Seemacht der Völker und ihren Kolonialbesitz in die Wagschale 
zu legen.“ Und wie er, so zog auch der offiziöse Publizist Maubert 
de Gouvest daraus die Folgerung: um des Gleichgewichts willen 
müssen sich alle Völker mit Frankreich gegen England verbinden. 

Derältere Mirabeau aber kam zu dem Schluß, daß das europäische 
Gleichgewicht nur eine gefährliche Chimäre sei. Schon Chesterfield 
hatte, als er 1744 seine Stimme gegen Österreich erhob, dessen Sieg 
die Balance im Reiche und damit in Europa gefährde, diese Balance 
eine ideale Chimäre genannt. Und was konnte Friedrich der Große 
mit den Gleichgewichtsformen anfangen, in denen für eine europäische 
Stellung Preußens noch kein Platz gewesen war? Als ein preußischer 
Offiziosus 1761 das ganze europäische Gleichgewicht leugnete, da konnte 
er sich auf den interessantesten und bedeutendsten Angriff gegen 
Sache und Theorie stützen. 1758 hatte der großbritannische Bergrat 
Johann Gottlob Heinrich von Justi in Göttingen in einer Ab- 
handlung über „die Chimäre des Gleichgewichts von Europa“ die 
Nichtigkeit und Ungerechtigkeit dieses seitherigen Lehrgebäudes der 
Staatskunst deutlich vor Augen gelegt.” Ein europäisches Gleich- 
gewicht ist weder möglich, noch kann es mit den Regeln der Gerechtig- 


ı Der Ausdruck von R. Waddington, Louis XV. et le renversement des 
alliances; preliminaires de la guerre de sept ans. Paris, 1896. 

2 Joh. Heinr. Gottlob von Justi, Die Chimäre des Gleichgewichts von 
Europa usw. Altona, David Iversen, 1758. 
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keit bestehen. Der Ruf nach solchem Gleichgewicht entspringt dem 
Neid gegen einen mächtigen und blühenden Staat, gegen den auch 
Allianzen wegen Mißtrauen und Uneinigkeit und mangelnder Ordnung 
im eigenen Staat nicht erfolgreich zu kämpfen vermögen. Die Macht 
eines Reiches beruht aber nicht auf dem Besitz vieler Länder oder 
der Größe seiner Kriegsmacht, sondern auf der Vollkommenheit seiner 
Regierung: nach gesunden Grundsätzen vom Monarchen selbst geleitet, 
durch weise gewählte Diener geführt, gestützt auf Ordnung und ein 
wohl ausgezeichnetes und leistungsfähiges Heer. Bevölkerung, Kom- 
merzien und Reichtum, das sind die inneren Vergrößerungsmittel. 
An solcher Vergrößerung und Vervollkommnung zu arbeiten, kann 
ohne die offenbarste Ungerechtigkeit, ohne Einmischung in seine 
inneren Angelegenheiten, kein Staat gehindert werden. Wird eine 
Machterhebung aus innerer Kraft fühlbar, dann ist’s auch schon 
zu spät, die Regeln des Gleichgewichts anzuwenden. Und um der 
eigenen Entfaltung willen wird die angefeindete Macht genötigt 
sein, die Feinde, die ihren Untergang beschlossen haben, über 
den Haufen zu werfen. Das „Gleichgewicht“ ist nur im Kriege der 
Deckmantel, „worunter man das Interesse versteckt, um sich Bundes- 
genossen zu verschaffen“. Denn wie die Individuen, werden auch die 
Staaten durch nichts als durch ihr wahres oder eingebildetes Interesse 
geleitet, und sie sind weit entfernt, sich nach den Regeln eines 
chimärischen Gleichgewichts zu richten. Die Beziehungen und Macht- 
verhältnisse der Staaten zueinander sind unaufhörlichem Wechsel 
unterworfen: ein Gleichgewicht der Staaten hat es in der Geschichte 
nie gegeben. 

Wenige Jahre zuvor hatte die französische Regierung ihren nach 
Wien gehenden Gesandten folgende Lehre mitgegeben: ‚das Gleich- 
gewicht ist reine Meinungssache; jeder legt sie nach seinen Ansichten 
und besonderen Interessen aus. Seit 80 Jahren hat es für alle Bünd- 
nisse gegen Frankreich als Vorwand gedient. — Es gibt Mächte, die 
stets nach ungemessener Vergrößerung streben : hinter dem schimmernden 
Vorwand, das europäische Gleichgewicht aufrecht zu erhalten, suchen 
sie ihre Begehrlichkeit zu verhüllen.‘“! 

Selbstverständlich fehlte es nicht an Schriften, die sich redlich 
abmühten, Justis einleuchtende Beweisführung zu widerlegen. 
Publizistik und Diplomatie bedienten sich der hergebrachten Formeln 
weiter. Die Lehre vom Gleichgewicht der Nationen ward in den 
Lehrbüchern des Völkerrechts eingehend begründet und verteidigt. 
„Das System des Gleichgewichts hat die Erhaltung der Freiheit, 
Sicherheit und Ruhe nicht nur der einzelnen Nationen, sondern auch 
der großen Völkergesellschaft Europens zur Absicht,‘ so wiederholt 


ı Recueil des instructions, I, S. 310f., 330, 
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nach Lehmanns trutina von 1716 noch 1785 Günther.! Gewiß, 
„das Bestreben nach Vergrößerung der Macht ist ohnstreitig eine der 
ersten, Pflichten der Völker gegen sich selbst“. Indes, das Streben 
darf nicht zum Mißbrauch, zur Universalmonarchie führen. Gegen 
solche Gefahren hilft nur das Gleichgewicht. Es ist nützlich, not- 
wendig, rechtmäßig. Es gibt erlaubte Mittel zu seiner Erhaltung, 
friedliche Verständigung, aber auch unter gewissen Voraussetzungen 
den Krieg. Und neben dem allgemeinen europäischen kennt Günther 
noch ein besonderes Gleichgewicht im Westen, im Norden, in Italien, 
im Orient, im Reiche. 

Dieses vermeintliche Gleichgewicht im Deutschen Reich schien 
durch die dynastischen Machtpläne Josephs II. bedroht: als Schutz 
des gefährdeten Gleichgewichts ließ sich der Fürstenbund unter 
Preußens Führung verteidigen. 

Der preußische Staatsmann, der, vornehmlich daran beteiligt, sich 
als den Erben der friderizianischen Politik ansah, verbreitete sich 
wiederholt in festlichen Akademiesitzungen über den Wert und das 
Wesen des europäischen Gleichgewichts.”? Daß in der großen Politik 
unter den europäischen Staaten die Gleichgewichtsidee herrscht, ist 
für ihn selbstverständlich: der Westfälische Friede ist die Grundlage 
des Gleichgewichts in Europa und Deutschland geworden. Es hat 
Wandlungen durchgemacht, zuletzt durch das Aufkommen Preußens, 
und sein Untergang im Siebenjährigen Krieg würde das deutsche 
Gleichgewicht vernichtet haben. Der Friede von 1763 — bei dem 
Hertzberg zuerst eine Rolle spielte — hat es. wiederhergestellt. Ein 
solches Gleichgewicht, das auf dem Gesetze und billigen Verlangen 
der Selbsterhaltung beruht, ist weder chimärisch, noch unmöglich, 
noch ungerecht. Es ist mit den großen bürgerlichen Gesellschaften ent- 
standen und dauert mit ihnen fort. Es entspringt aus ihrer gerechten 
und vernünftigen Eifersucht; es ist die ausdrückliche oder stillschweigende 
Vereinigung mehrerer Staaten von minderer Macht, um ihr Dasein, 
ihre Freiheit und ihre Besitzungen zu sichern und durch vereinigte 
Kräfte die Fortschritte und entweder wirkliche oder nur mögliche 
Absichten jeder anderen Macht zu hindern, die schon zu übermächtig 
geworden ist und es noch mehr werden will. In entscheidenden 
Augenblicken sind es immer Fürsten minderer Macht gewesen, die 
das Gleichgewicht wieder hergestellt haben. Denn nicht Bevölkerungs- 
zahl und Umfang sind entscheidend für die Bedeutung und Über- 


ı 5. 5.351 A. 2. 

2 Reflexions sur la force des Etats et sur leur puissance relative et proportio- 
nelle (1782) und: Sur la veritable richesse des Etats, la balance du commerce et 
celle du pouvoir (1786); beide in Oeuvres politiques de M. le comte de Hertzberg, 
I, Berlin, 1795. 
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legenheit; es gehören dazu die ganze Regierungsart und der National- 
charakter.. Eine angemessene Bevölkerung, günstige und sichere 
Handelsbilanz, Ackerbau und Industrie sind von wesentlichem Ein- 
fluß und ermöglichen es, unter den Staaten ersten und zweiten Rangs 
eine Rolle zu spielen und an dem allgemeinen politischen Gleich- 
gewicht der Macht immer Anteil zu nehmen. Auch zur See muß ein 
Gleichgewicht hergestellt werden: eben damals, im Todesjahr Friedrichs 
des Großen, schien ihm die Rivalität zwischen England und Frank- 
reich durch Hollands Stellung an Frankreichs Seite „in die gleiche 
Wage getreten zu sein“. 

Man erkennt: Hertzberg setzt Preußen noch nicht unter die 
großen Mächte. Aber mit finassierender Diplomatie glaubte er bald 
darauf, zwischen Rußland und Österreich seinem Staat die ent- 
scheidende Rolle in den orientalischen und polnischen Angelegenheiten 
zuweisen zu können. 

Doch wie vertrugen sich die Teilungen Polens, das Verschwinden 
dieses alten Staats, mit der Lehre vom Gleichgewicht, das ja 
gerade die minder Mächtigen schützen wollte? Als schreiende Un- 
gerechtigkeit, als Verleugnung des Prinzips ist damals weithin diese 
Vergewaltigung aufgefaßt worden. Dies neue „Teilungssystem‘“ er- 
schien nicht nur Gentz als die Zerrüttung des politischen Gleich- 
gewichts. Gleichheit des Beuteanteils war der Grundsatz, den die 
drei östlichen Mächte aufstellten. Aber, so fügte Österreich im Hin- 
blick auf Preußen hinzu, um das Gleichgewicht zu erhalten, müssen 
die Anteile nicht gleich sein nach dem wahren Werte, sie müssen 
den relativen Machtverhältnissen der Teilungsmächte entsprechen.! 

An große Machtumwälzungen wie in früheren Tagen hatte Hertz- 
berg nicht mehr glauben wollen. Er sollte selbst noch die Anfänge 
des Umsturzes erleben. Im Namen des Gleichgewichts verkündete 
das berüchtigte Manifest Preußens den Kampf gegen die französische 
Revolution. Aber unter den Schlägen ihrer Heere und den Siegen 
Napoleons ist in wenigen Jahren die alte Staatenordnung und ihr 
künstliches und unwahres Gleichgewichtssystem vollends zusammen- 
gebrochen. 

Es sollte bald mit anderem Inhalt und in neuen Formen in der 
Welt der Diplomatie eine noch wichtigere Rolle spielen. Metternich 
schrieb 1801 in seine Instruktion für Dresden: Frankreichs außerordent- 
liche Ausdehnung bedürfe der Modifikationen: es gelte, das europäische 
Gleichgewicht und damit die allgemeine Ruhe wiederherzustellen. Als 
Alexander I. 1810 um Österreich zu werben begann, sollte die Ver- 


ı Quellen zur Geschichte der deutschen Kaiserpolitik Österreichs während 
der französischen Revolutionskriege, B. 4 (ed. v. Zeissber.g), S. 430 (Thugut an 
Cobenz]). 
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teilung der Eroberungen nach dem Grundsatz des Gleichgewichts er- 
folgen — selbstverständlich eines Gleichgewichts, das dem Macht- 
verhältnis ihrer Staaten entsprechen mußte.! Und in all den Ver- 
trägen der Befreiungskriege von Reichenbach und Teplitz bis nach Chau- 
mont und Paris? kehrt es wieder: die Herstellung des Gleichgewichts 
ist unentbehrlich fü die Ruhe und Ordnung Europas. Ein „gerechtes 
Gleichgewicht‘, eine „gerechte Verteilung der Kräfte‘, das war die 
Losung, so stand in den Verträgen zu lesen. Als man aber daran- 
ging, dies Programm praktisch zu lösen, da zeigte sich, wie ver- 
schieden und fast unverträglich die Anschauungen der großen Mächte 
über die Verwirklichung dieser Gerechtigkeit waren. Im Namen des 
Gleichgewichts forderte Caulaincourt eine Minderung der Opfer, die 
Frankreich zugemutet wurden. Und welche Grenzen entsprachen denn 
dem Gleichgewicht? Die „natürlichen Grenzen“, die man zuerst bot? 
Die von 1792 oder die von 1790? Auf welchen Grundsätzen sollte 
überhaupt das Gleichgewicht aufgebaut sein? Wieweit waren die 
geographischen Verhältnisse maßgebend? Napoleons Forderungen er- 
schienen den Verbündeten im Namen des Gleichgewichts unerträglich. 
Überall tauchten die alten Begehrlichkeiten, das alte Mißtrauen auf. 
Sollte für die Verteilung der eroberten oder befreiten Länder die 
Größe der Opfer und Leistungen bestimmend sein? Welchen Wert 
hatten die beanspruchten Erwerbungen für die Begehrenden ? Eng- 
land strebte offenkundig nach konkurrenzloser Seeherrschaft. Vertrug 
sich diese mit dem Gleichgewicht? Aber wer vermochte sie ihm 
streitig zu machen? Gegen Rußlands polnische Ansprüche rief Eng- 
land das Gleichgewicht an. Im Namen des Gleichgewichts forderte 
Österreich die Vorherrschaft in Deutschland und in Italien. Auf das 
Gleichgewicht baute Talleyrand seine Ansprüche in Wien. Man weiß, 
wie diese Streitigkeiten unter den Siegern — nicht zuletzt zur Freude 
Talleyrands und zum Nutzen Frankreichs — in Wien bis an den 
Rand eines neuen Kriegs geführt haben. Und was bedeutete das 
Gleichgewicht für all die übrigen Fürsten und Gesandten am Kongreß, 
die nicht in jenem hohen Rate der vier Alliierten saßen? Diese haben 
schließlich vorgezogen, sich über ihre eigenen Ansprüche in Frieden 
auseinanderzusetzen, im Ausgleich der Wünsche ihre eigenen Grenzen 
abzustecken und die der übrigen festzusetzen. Danach wurde das 
Schicksal von Land und Leuten bestimmt. Mit dem falschen Schein 
der Legitimität und des Gleichgewichts ward das Werk ihres Egois- 
mus umhüllt. Die großen Mächte, seit der Aufnahme Frankreichs in 


ı A. Vandal, Napoleon et Alexandre I. II, Paris, 1893, S. 347 f. 

®2 S. u.a. Comte d’Angeberg, Le congres de Vienne et les traites de 1815. 
H.V. Paris 1864. Vgl. auch Donnadieu und Dupuis, a.a. O., diese auch für 
die folgenden Ausführungen. 
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Aachen die europäische Pentarchie, beanspruchten, Europa zu regieren 
und alle Störung ihrer geheiligten Ordnung im Namen des Gleich- 
gewichts zu verhindern. 

Nur zu bald regten sich die verachteten und unterdrückten Kräfte 
der Nationalität und Freiheit. In Südeuropa gelang es den Mächten 
der Heiligen Allianz noch einmal, sie zu unterdrücken. In der Folge 
aber zeigte sich bei jeder neuen Krise, daß die Harmonie der Mächte 
nur ein Trugbild war. Überall trat der Gegensatz ihrer Interessen 
unverhüllt zutage. Und wieder war es das Prinzip des Gleichgewichts, 
das jeweils die durch aktives Vorgehen ihrer Rivalen in ihren Inter- 
essen bedrohten Glieder der Pentarchie proklamierten, um Machtver- 
schiebungen zu eigenen Ungunsten zu verhindern. An Kriegsdrohungen 
untereinander hat es nicht gefehlt. Nachgiebigkeit der Isolierten 
gegenüber überlegenen Mächtekombinationen oder Verständigung hat 
ein Menschenalter hindurch den äußeren Zustand Europas im wesent- 
lichen aufrecht erhalten. Freilich, die Erhebung Belgiens war ohne 
einen Krieg unter den Großmächten nicht rückgängig zu machen: 
aber die Neutralisierung des neuen Staats wurde die Formel, unter 
der man hier zugleich die Erhaltung des Gleichgewichts proklamierte. 
Von besonderer Bedeutung für die Behauptung des europäischen 
Konzerts und des europäischen Gleichgewichts erschien den außer- 
deutschen Mächten und Österreich die Erhaltung der Ohnmacht des 
Deutschen Bundes und des Dualismus seiner Großmächte, die Nieder- 
haltung der nationalen Aspirationen des preußischen Staats. Daher 
erklärte die Londoner Konferenz 1852 ausdrücklich, daß der Be- 
stand der dänischen Monarchie mit den allgemeinen Interessen des 
europäischen Gleichgewichts unlösbar verknüpft sei. Und als durch 
die Pläne des Fürsten Schwarzenberg die Möglichkeit der Bildung 
des Siebzigmillionenreichs auftauchte, da erschienen sofort die Proteste 
Englands und Frankreichs: durch die Aufnahme der nichtdeutschen 
Provinzen Österreichs in den Bund werde der Charakter der Ordnungen 
von 1815 und das europäische Gleichgewicht verletzt. 

Indes die Kraft der nationalen Ideen, Freiheits- und Einheits- 
drang in Deutschland und Italien, die 1815 vergewaltigt und ignoriert 
worden waren, haben dem hergebrachten Gleichgewichtsbegriff ein 
Ende gemacht, seitdem Napoleon III. glaubte, sie für seine Zwecke 
benutzen zu können, Preußen sich in ihren Dienst stellte. In wenig 
mehr als einem Jahrzehnt wurde die Landkarte Europas „wesentlich 
verändert, wurden die kontinentalen Machtverhältnisse völlig ver- 
schoben. Und wieder klammerten sich die Mächte an das Prinzip 
des Gleichgewichts, nur sollte es ergänzungsbedürftig sein: durch 
Kompensationen und „gleichwertige Garantien‘ sollten® die Neu- 
bildungen für die übrigen erträglich gemacht werden. Im Namen des 
Gleichgewichts hat Napoleon Savoyen und Nizza gefordert; Garantien 
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forderte Rußland auf der Londoner Konferenz 1864. Eine völlige 
Neuordnung durch allgemeine Kongresse — natürlich auf der Basis 
des Gleichgewichts — hätte Napoleon am liebsten gesehen. Aber 
England versagte sich. Und um die Kompensationen für 1866 wurde 
Napoleon durch die überlegene Staatskunst Bismarcks gebracht. Als 
vollends 1870 das zweite Kaiserreich zusammenbrach, da war es mit 
der Gleichgewichtsidee im alten Europa vorbei. 

Außerhalb Europas hatten inzwischen die beiden Westmächte 
und Rußland sich für die Schranken, die die kontinentalen Gleich- 
gewichtstheorien ihren Machterweiterungsbedürfnissen auferlegten, schad- 
los zu halten gewußt: England durch zielbewußte Ausdehnung seiner 
See- und Handelsherrschaft und ihre Sicherung durch Stützpunkte 
um den Erdball herum; in Asien war für beide, England und Ruß- 
land, noch Platz gewesen, ohne daß sie in unmittelbare Reibungen 
gerieten. Frankreich hatte sich in Nordwestafrika und Hinterindien 
Anfänge zukunftsreichen Kolonialbesitzes geschaffen und suchte durch 
das mexikanische Abenteuer auch in Amerika festen Fuß zu fassen. 

Nur an einem Punkte stießen sie unter sich und bis zu einem 
gewissen Grade auch mit Österreich zusammen: im nahen Orient. 
Hier waren auf der Balkanhalbinsel Rußland und Österreich die alten 
Konkurrenten. Seit des ersten Napoleon ägyptischem Unternehmen 
war für Frankreich, seit der steigenden Bedeutung Indiens war für 
England das östliche Mittelmeer Gegenstand argwöhnischer Aufmerk- 
samkeit geworden. Die Erhebung Griechenlands, Rußlands Vorstoß 
auf Konstantinopel 1827 und sein Schutzvertrag von Hunkiar-Iskelessi 
1833, schließlich die Empörung Mehemed-Alis, hinter den die fran- 
zösische Politik trat, hatten die Fortexistenz des Osmanenreichs in 
Frage gestellt. Ein Ausgleich der Interessengegensätze unter den 
europäischen Mächten war an dieser Stelle unmöglich. So ward auch 
hier das europäische Gleichgewicht angerufen, um den Fortbestand 
der türkischen Herrschaft zu sichern. Davor mußte sich Frankreich 
1840 beugen. Und als Nikolaus I. glaubte, sich darüber hinwegsetzen 
zu können, traten ihm unter Berufung auf das europäische Gleich- 
gewicht die beiden Westmächte offen, Österreich in zweideutiger Halb- 
heit kriegerisch entgegen. Neben das europäische und das deutsche 
war das orientalische Gleichgewicht getreten. Im Pariser Frieden 1856 
ward aufs neue die Integrität der Pforte als wesentlicher Bestandteil 
des europäischen Gleichgewichts feierlich anerkannt. Indes die Los- 
lösung der christlichen Balkanstaaten war nach dem Sieg des Natio- 
nalitätsgedankens in Mitteleuropa und unter der Ägide des Pan- 
slavismus nicht aufzuhalten. Und auch damit fanden sich die Mächte 
ab. Indem sie sich nach Möglichkeit selbst entweder dort (Österreich- 
Ungarn) oder anderwärts (England, Frankreich, Rußland) schadlos 
hielten, grenzten sie auf dem Berliner Kongreß zugleich die neuen 
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Staaten derart ab, daß sie glaubten, von einem Gleichgewicht auf 
dem Balkan sprechen zu können. Sie mußten es erleben, daß die 
Machtbedürfnisse ihrer Schützlinge unter dem Schlachtruf nationaler 
Vindikationen, unter gegenseitiger Befehdung und wechselnder Förde- 
rung aus den Reihen der Großmächte selbst, die gesetzten Schranken 
gewaltsam beseitigten. Trotz aller Erklärungen für die Notwendigkeit 
des status quo nahmen sie — vor einem Kriege, der die Großmächte 
selbst unfehlbar ergreifen mußte, mehr als einmal zurückschreckend — 
im einzelnen hemmend, im ganzen doch gewährend, die Ergebnisse 
der politischen Mündigkeit hin und buchten sie unter das immer 
zweifelhaftere Konto des Gleichgewichts auf dem Balkan, bis der von 
Rußland zielbewußt geschürte serbische Größenwahn die Mächte selbst 
in den Weltkrieg hineinriß. 

Unbefangene Beobachter haben schon vor einem Jahrhundert 
eingesehen, daß das von der Pentarchie stabilierte, angebliche euro- 
päische Gleichgewicht, sofern es mehr als einen lokalen Ausgleich 
der großmächtlichen Gegensätze darstellen sollte, ein Phantasiegebäude 
war, um große, dauernde, in der Geschichte begründete politische 
Gegensätze zu verschleiern. Schon 1817 hat Leckie! vorhergesagt, 
die Arbeit des Wiener Kongresses werde nicht mehr Bestand haben 
als einst die Verträge von Utrecht. Seine Vorschläge freilich für neue 
Machtgebilde in Mitteleuropa, die mit Ländern und Völkern rück- 
sichtslos umsprangen, galten dem einen Zweck: besserer Schutz — 
für Englands Ruhe — gegen russische Machtgelüste. 

Erst recht begreiflich, daß in Deutschland der östliche und west- 
liche Nachbar als überlegene Friedensstörer beargwöhnt wurden. Nur 
ein neuer europäischer Bund der Völker mit einem Organ zur 
Schlichtung aller Streitigkeiten konnte, nach Bülow-Cunnerow?, statt 
des vermeintlichen Gleichgewichts den Frieden schirmen und den 
Völkern ihre göttlichen Bestimmungen zuweisen: die Ausbreitung von 
Kultur und Christentum durch Rußland in Asien, durch Frankreich 
in Afrika, durch England mit der „göttlichen Prämie‘ seiner Handels- 
herrschaft in der Welt. So blieb für Deutschland der Schutz Europas 
gegen Asien und die Rolle des europäischen Schiedsrichters. 

Aber hatte Deutschland dazu die Kraft und die Fähigkeit? Gab 
es ein Deutschland ? 

Die Verträge von 1815, hat Constantin Frantz? 1859 gesagt, 


ı Gould Francis Leckie, An historical research into the nature of the 
balance of power in Europe, London, Taylor and Heorey, 1817. 

?2 Bülow-Cummerow, Die europäischen Staaten nach ihren inneren und 
äußeren Verhältnissen, Altona, J. F. Hammerich, 1845. Vgl. auch C. F. v. Schmidt- 
Phifeldek, Der Europäische Bund, Kopenhagen, F. Brummer, 1821. 

® Constantin Frantz, Untersuchungen über das europäische Gleichgewicht, 
Berlin, F. Schneider, 1859. 
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haben überhaupt kein wirkliches Gleichgewicht gebracht. Den Frieden 
hat nur die Heilige Allianz erhalten, solange sie Wahrheit war. Die 
Pentarchie der ‚„dirigierenden Mächte“ war der bewaffnete Friede! 
Sie hat weder geistige Prinzipien erweckt, noch völkerrechtliche Ideen 
sichergestellt. Die Zerrissenheit Deutschlands, durch sie befördert, 
war zugleich ihre Voraussetzung. Aber die notwendigen Voraus- 
setzungen haben von Anfang an gefehlt: die Gemeinsamkeit der 
Interessen und die Gleichwertigkeit der Faktoren. Preußen und 
Österreich sind gar keine Großmächte im Sinne der übrigen Teil- 
nehmer. Soll ein europäisches Gleichgewicht existieren, so müssen 
nicht nur die Machtverhältnisse sich derart balancieren, daß keine 
Macht ein entscheidendes Übergewicht ausüben kann, sondern auch 
die Interessen derart geteilt sein, daß nicht bei einigen stärkeren 
Mächten das gemeinsame Interesse entstehen kann, alle anderen zu 
unterdrücken. Englands Präponderanz in Handel und Schiffahrt war 
die wirksamste Garantie des europäischen Gleichgewichts. Aber Eng- 
lands Machtmittel sind materiell und moralisch gesunken. Jetzt hat 
es seinen Blick immer mehr von Europa abgewendet. Rußland hat 
seine Macht bis zur Bedrohung Chinas nach Asien ausgedehnt. Nun 
ist auch Frankreich im Begriff, sich zu einer Weltmacht zu entwickeln. 
Künftig werden auch die Vereinigten Staaten zählen und die Macht- 
verhältnisse der europäischen Staaten werden auch am Amur und 
Oregon alteriert. Es beginnt die Weltpolitik und die Mächte, die sich 
daran beteiligen, werden Weltmächte. Preußen und Österreich sind 
solche Mächte nicht, ihnen fehlen die Voraussetzungen. Ein euro- 
päisches Gleichgewicht existiert nicht mehr. Die Mitte Europas ist 
durch die Propaganda des Napoleonismus bedroht und sein Werkzeug 
ist der Krieg. Es gibt nur ein Schutzmittel: den Zusammenschluß 
der deutschen Mächte mit dem Deutschen Bund zu machtvoller Einheit 
und als friedensicherndem Mittelpunkt einer neuen Völkerorganisation. 
„Europa ist,“ wie Gentz gesagt habe, „durch Deutschland gefallen, 
durch Deutschland muß es wieder emporsteigen.“ 

Als Frantz so schrieb, stand der Krieg von 1859 vor der Tür. 
Er hat mit seinen Folgen bis nach Sedan und Versailles die alte 
Gleichgewichtsidee des europäischen Konzerts endgültig zu Grabe 
getragen. 

Die Weltpolitik, die Frantz heraufziehen sah, ist längst in die 
Wirklichkeit getreten. Mehr und mehr ist in verschlungenen Kom- 
binationen dauernde oder vorübergehende Mächtegemeinschaft und 
-gegensatz das bestimmende Element geworden. Denen, die sich im 
Völkerringen als Weltmächte bewähren, gehört die absehbare Zukunft. 
Gleichgewichtspolitik, sofern sie mehr als Ausgleichung von Interessen- 
gegensätzen sein will, wird trotz aller Friedensparagraphen einst- 
weilen der Vergangenheit angehören. 
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Was hat denn nun im Laufe der Jahrhunderte dieses ‚Gleich- 
gewicht‘ bedeutet ? 

Man kann von den belanglosen Ansprüchen, die dem Mediceer 
zugeschrieben werden, füglich absehen. Die Kraft der Geschichte ist 
rasch über sie hinweggeschritten. 

Erst in dem großen Ringen zwischen den Häusern Habsburg 
und Valois-Bourbon hat sich der Ruf nach dem „Gleichgewicht“ 
innerhalb des kontinentalen Abendlandes erhoben. Der schwächere 
Teil ruft es zu seinen Gunsten an, um durch Bundesgenossen unter 
den minder Mächtigen, die er im Namen der Freiheit und der Be- 
wahrung vor drohender Unterjochung durch eine Universalmonarchie 
wirbt, des überlegenen Gegners sich erfolgreich zu erwehren. Es gilt, 
sich militärische Hilfe zu sichern und den Gegner durch neue Feinde 
zu schwächen und abzulenken. Auch die Bündnisse mit den Un- 
gläubigen haben französische Herrscher mit dem Argument des Gleich- 
gewichts motiviert. In der Hauptsache aber gilt es für die abend- 
ländische Christenheit. Selbst in den Epochen der Religionskriege 
führt der Ruf über die Schranken des konfessionellen Gegensatzes 
hinweg. Das Vorhandensein der beiden feindlichen Pole ward für die 
Freiheit der kontinentalen Welt als unentbehrliche Voraussetzung aus- 
gegeben. Noch stand England in der Hauptsache seitab: ihm Konnte 
nur willkommen sein, wenn die kontinentalen Mächte sich gegenseitig 
in Schach hielten. Der verdeckte und dann der offene Kampf gegen 
Philipp II., auch in der Hilfe für die Holländer, galt der eigenen 
Sicherheit. Hinter dem Ruf nach dem Gleichgewicht stand aber 
eigentlich etwas anderes. So wie im Mittelalter die römische Kurie 
zunächst von Gleichberechtigung neben dem Kaiser sprach, aber ihre 
Suprematie meinte, so wollte insbesondere im 17. Jahrhundert Frank- 
reich unter dem wohlklingenden Namen des Gleichgewichts die eigene 
Hegemonie. Und nun wird — mit besonderem Recht — die Parole 
gegen Frankreich gewendet: militärisch zur See und zu Lande traten 
Wilhelm III. und die Generalstaaten an die Seite Leopolds I. Schon 
war der eigentliche Kern die Beseitigung französischer Hegemonie 
deswegen, weil sie Englands Seegeltung bedrohlich geworden wäre. 
Daher konnte England unter dem Schein des Gleichgewichts sich mit 
Ludwig über eine Teilung von Karls II. Erbe in verschiedenen 
Modalitäten verständigen, selbst über den Besitz von Spanien und 
Belgien für Philipp von Anjou. Aber es trat mit Holland in die 
Schranken im Namen des Gleichgewichts, als Ludwigs Übermut die 
Interessen der Seemächte schroff herausforderte. Die Whigs nannten 
es Gleichgewicht, wenn der Habsburger ihnen ihre Handelskonzessionen 
zusagte, und im Namen des Gleichgewichts ließen die Tories ihn 
fallen, als ihnen Ludwig XIV. genügende Garantien bot. Im Namen 
des Gleichgewichts ward um die Länder und Kronen Karls Il. ge- 
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handelt und getauscht; nur das vertrug das Gleichgewicht nicht, daß 
England aus der Ostendischen Kompagnie Karls VI. eine Handels- 
konkurrenz erwachsen konnte. Als unentbehrlich für das Gleich- 
gewicht ward die pragmatische Sanktion anerkannt, auch von Frank- 
reich. Im Namen des Gleichgewichts zerriß Frankreich seine Zusage, 
als Friedrichs des Großen Auftreten die Möglichkeit bot, aufs neue 
die Hand nach kontinentaler Hegemonie auszustrecken. Für das be- 
drohte Gleichgewicht zog Georg Il. zu Felde, aber es galt, mit Frank- 
reich und Spanien über See abzurechnen. Um sich selbst gegen die 
englische Handelssuprematie zu wahren, riefen die Franzosen auf dem 
Kontinent das Interesse am Gleichgewicht für sich an. Aber in Wahr- 
heit war es so, wie Ludwig XV. seinem Gesandten in die Instruktion 
schrieb — und es galt auch für Frankreich —: hinter dem schimmernden 
Vorwand, das Gleichgewicht zu erhalten, sucht man die eigene Begehr- 
lichkeit zu verhüllen. 

Mit dem Aufkommen Preußens, dem Eintritt der russischen 
Großmacht und dem Sinken anderer Mächte, die einst eine Rolle 
gespielt hatten, war die alte Gleichgewichtstheorie vollends unhalt- 
bar. Doch eine Neuorientierung fehlte zunächst. Jetzt mochten sich 
Publizistik und Wissenschaft streiten, ob es ein Gleichgewicht und 
gar als Norm der internationalen Rechtsbeziehungen gebe. 

Das Gleichgewicht mußte herhalten, um die Zerstückelung Polens 
zu rechtfertigen. 

Von Gleichgewicht sprach Friedrich Wilhelm II., als er die revo- 
lutionäre Staatsordnung bekämpfen wollte. 

Ich begnüge mich, für das 19. Jahrhundert auf das zu verweisen, 
was darüber im vorhergehenden gesagt ist. 

Was hat das Gleichgewicht leisten wollen und was hat es geleistet ? 

Es hat angeblich den Frieden bringen wollen, aber gebracht hat 
es das Schwert. Solange es freie Völker und geschichtliches Leben 
gibt, wird es die Regel bleiben, daß auch ein vermeintliches Gleich- 
gewicht nur durch den Krieg erreicht wird. 

Es ruft die Gerechtigkeit an, aber es muß nach seinem Wesen 
das Recht vergewaltigen. Gegen Erbansprüche, wohlerworbenen Besitz, 
anerkannte Verträge ist zu allen Zeiten das Gleichgewicht angerufen 
worden, um anderen Motiven einen moralischen Mantel umzuhängen. 

Es rief die Schwächeren auf im Namen der Freiheit und brachte 
ihnen die Unfreiheit. Rücksichtslos haben im Namen des Gleich- 
gewichts allezeit die Mächtigeren, die sich darauf beriefen, die Betörten 
benutzt und nach ihrem Belieben fallen lassen. 

Das Gleichgewicht spricht von der Gleichheit, aber es meint nur 
die Mächtigen. Niemand hat das besser ausgedrückt als Sorel!: 


! A. Sorel, L’Europe et la r&volution frangaise, I, S. 34. 
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„I se forme entre les grands Etats une sorte de societe en partici- 
pation. Ils entendent conserver ce qu’ils possedent, gagner en proportion 
de leurs mises et interdire A chacun des associes de faire la loi aux 
autres.‘ 

Und hat es denn je ein politisches Gleichgewicht gegeben ? Und 
was waren seine Normen ? 

Es ist längst zugegeben, daß die räumliche Größe, die Zahl der 
Bevölkerung den Maßstab nicht abgeben’ könne. Ratzel! meint, es 
sei der räumliche Ausdruck eines abgleichenden oder annähernden 
Strebens. In jüngster Zeit hat die argwöhnische Rivalität der Balkan- 
staaten sich wohl bei jeder Ausdehnung Quadratmeilen und Bevölke- 
rungszuwachs nachgerechnet. Und innerhalb so begrenzter Nachbar- 
schaft mag darin ein gewisser Machtausgleich liegen. Aber ist etwas 
für das Gleichgewicht gesagt, wenn Ratzel die Raumgröße Spaniens 
neben die von Deutschland und Frankreich stellt? Rußland ist im 
Krimkrieg der europäischen Macht Englands und Frankreichs, 1904 
Japan unterlegen. Niemals hat das alte Frankreich, auch nicht unter 
Ludwig XIV., räumlich und zahlenmäßig an seine Gegner herangereicht. 

Aber auch alle die übrigen geographischen Elemente, die mora- 
lischen und materiellen Hilfsquellen, die schon die Literatur des 
18. Jahrhunderts erörtert hat, so wichtig sie im Ausmaß der Kräfte 
sein mögen, haben nie eine entscheidende Rolle gespielt. Es bedarf 


— um bei der Vergangenheit zu bleiben — nur des Hinweises auf 
Gustav Adolf, auf Friedrich den Großen, auf das Preußen der Er- 
hebungszeit. 


Es müssen andere Elemente hinzukommen, und diese Faktoren 
sind nie in Tabellen zu bringen und durch Diplomatie oder Verträge 
zu fassen. Warum bleibt denn das Frankreich Ludwigs XV. in seiner 
Machtgeltung und Leistung so weit hinter den Zeiten Ludwigs XIV. 
zurück? Was unterscheidet Preußen in den Anfängen Friedrichs des 
Großen vom Ausgang Friedrich Wilhelms 1.? 

In diesen Unterschieden erkennen wir das, was zum Wesen der 
Geschichte gehört und ihr köstliches Geheimnis ausmacht. In der 
Geschichte ist für jedes Volk entscheidend, ob das Bewußtsein seiner 
moralischen und materiellen Kräfte, das Bedürfnis seiner Machtent- 
faltung und die Zusammenfassung und Anwendung durch große und 
schöpferische Persönlichkeiten vorhanden sind. Sie spotten des „Gleich- 
gewichts‘‘ und lassen es auf den Kampf ankommen. Und der Aus- 
gang des Kampfs entscheidet über die wahren Kräfte. „Bis zum 
heutigen Tage hat sich kein seiner Übermacht bewußter Staat durch 
Betrachtung des europäischen Gleichgewichts abhalten lassen, den 


ı Fr. Ratzel, Politische Geographie, 2. A., München u. Berlin, R. Oldenbourg, 
1903, S. 248, 249. 
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zurückgebliebenen Gliedern der europäischen Staatenfamilie die Hohl- 
heit aller der Dogmen zu zeigen, die nicht eine achtunggebietende 
Macht hinter sich haben.‘‘! 

Zu allen Zeiten haben nicht künstliche Gleichgewichtskonstruk- 
tionen, sondern betätigte Überlegenheit den Schutz der Schwächeren 
und den Frieden gebracht. Nicht vermeintliches Gleichgewicht, sondern 
Interessenabwägung und -ausgleich stehen am Ende der Kriege. Zum 
Wesen des Gleichgewichts, wenn es eines gäbe, gehörte die Beharrung; 
jede Veränderung würde es zerstören. Das bedeutet Vernichtung der 
Freiheit und der Selbständigkeit der Staaten, Tod des geschichtlichen 
Lebens, das auf Veränderung und Entwicklung beruht. 

Schon Völkerrechtslehrer des 18. Jahrhunderts haben sich vergeb- 
lich abgemüht, aus dem Naturrecht heraus und mit moralischen und 
juristisch gefaßten Formeln das „Gleichgewicht“ zum Element ihrer 
dogmatischen Konstruktionen zu machen. Die Erörterung des Gleich- 
gewichts spielt auch heutzutage noch in den meisten Lehrbüchern 
des Völkerrechts eine Rolle. Noch heute hat die Lehre ihre Anhänger. 
Für Donnadieu ist das politische Gleichgewicht der Ausdruck eines 
Lebensgesetzes der Völker und ein Mittel zum Schutze des Rechts.? 

Freilich, die Mehrzahl ist der Ansicht, daß nach ihrem Wesen die 
Gleichgewichtsidee nicht in die Jurisprudenz und das Recht gehört, 
sondern in der Diplomatie und demnach in der Geschichte eine Rolle 
gespielt hat: es ist nicht ein juristisches, sondern ein politisches Prinzip.? 

Schon Klüber?* hat gesagt: „Es ist erwünscht, daß der zwei- 
deutige Ausdruck politisches Gleichgewicht sowohl aus der Politik 
als aus dem Völkerrecht verbannt werde.‘ 

Der Begriff des Gleichgewichts gehört dem Reich der Vorstellungen 
an, die durch Jahrhunderte im Handwerk der Diplomatie und in den 
Köpfen der Menschen eine Rolle gespielt haben. Eine Realität in 
der Welt der Geschichte ist es nach seinen Leistungen nie gewesen, 
hat es nach seinem Wesen nie sein können. 

Daher hat schon der alte Justi mit Recht gesprochen von der 


Chimäre des Gleichgewichts. 


1 Wagener, Staats- und Gesellschaftslexikon, 8, 396. 

2 S. z.B. S. XX u. 26. 

3 5. außer Klüber (S. 341 A. 1) 1, $42 auch H. B. Oppenheim, System des 
Völkerrechts, 2. A., Stuttgart und Leipzig, A. Kröner, 1866, S. 27, und besonders 
A.(v.) Bulmerincq, Praxis, Theorie und Kodifikation des Völkerrechts, Leipzig, 
Duncker und Humblot, 1874, S. 40—50. Vgl. auch A. W. Heffter, Das Euro- 
päische Völkerrecht der Gegenwart, 8. Ausgabe von F.H. Geffcken, Berlin, 
H. W. Müller, 1888, 8 5. 

*ı A.a.0., S.52 Anm. 
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